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Anna Horstmann · Ruth Pope

Wissensgeschichten sozialer Bewegungen

Eine Einleitung

Drohender Atomkrieg, Umweltzerstörung, Wirtschaftskrise und Ölpreis-
schock  – viele Menschen erlebten die 1970er Jahre als „Jahrzehnt der 
Verunsicherung“1 und die damit beginnende Zeit „nach dem Boom“2 als des-
illusionierend, bedrohlich und zerstörerisch. Doch das Emp�nden von Zu -
kunftsangst und Kontrollverlust führte nicht zwangsläu�g zur Resignation. 
Ganz im Gegenteil, der Wille, Wandel und Veränderung zu bewirken, politi-
sierte viele Menschen und ließ sie in den sogenannten Neuen Sozialen Bewe-
gungen (NSB) aktiv werden. Trotz der unterschiedlichen �emen, denen sich 
diese Bewegungen widmeten, war den Aktivist:innen gemein, dass sie nach 
einem ihren Vorstellungen gemäß selbstbestimmteren und besseren Leben 
strebten. Ob in der Friedens-, Umwelt- oder der Frauenbewegung – ange-
sichts der gesellschaftlichen Herausforderungen und düsteren Zukunftspro-
gnosen begannen Aktivist:innen in unterschiedlichen sozialen Bewegungen 
daran zu zweifeln, ob die hergebrachten Orte und Verfahren der Wissenspro-
duktion in der Lage seien, den Krisen und gesellschaftlichen Problemlagen 
der Zeit zu begegnen. Viele machten die etablierten Wissenschaften entwe-
der mitverantwortlich für die als krisenhaft wahrgenommenen Verhältnisse 
oder sprachen ihnen zumindest ab, zu deren Lösung angemessen beitragen 
zu können.

Aus der Kritik an wissenschaftlichem Expert:innenwissen und den eta-
blierten Wissensinstitutionen wie den Universitäten oder anderen anerkannten 
Forschungsinstitutionen entstand unweigerlich der Bedarf nach eigener Ex -
pertise. Viele Akteur:innen der sozialen Bewegungen bemühten sich auf ganz 
unterschiedlichen Wegen und in unterschiedlichen thematischen Feldern 
darum, eigenes Wissen zur Verfügung zu stellen, mit dem sie sich gegenüber 
politischen Entscheidungsträger:innen, im ö�entlichen Diskurs oder auch 

1 Philipp Sarasin, 1977. Eine kurze Geschichte der Gegenwart, Berlin 2021, S. 12.
2 Anselm Doering-Manteu�el/Lutz Raphael, Nach dem Boom. Perspektiven auf die 

Zeitgeschichte seit 1970, Göttingen 2008.
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gegenüber wissenschaftlichen Akteur:innen Gehör verscha�en und ihre poli-
tischen Anliegen voranbringen konnten. Um diesem Wissen Gewicht zu verlei-
hen, konnten sie jedoch in der Regel nicht auf Formen der Wissensproduktion 
und -legitimierung zurückgreifen, die auf der Autorität akademischer Grade, 
der Infrastruktur gut �nanzierter Forschungseinrichtungen und hochkarä-
tiger Publikationsformate beruhten. So lassen sich für die unterschiedlichen 
sozialen Bewegungen mannigfaltige Formen einer alternativen Wissenspro-
duktion �nden: vom „Grabe, wo du stehst“-Ansatz der Geschichtsbewegung 
der 1980er Jahre über lokale Messungen von Schadsto�belastungen in der 
Anti-AKW-Bewegung bis hin zu den feministischen Gesprächskreisen, in 
denen geteilte Erfahrungen von Frauen zu einem analytischen Instrument für 
Wissenschaftskritik und Selbstermächtigung wurden.3

In diesem Band werden vor allem die sogenannten Neuen Sozialen Bewe-
gungen untersucht, die sich in der Bundesrepublik gegen Ende der 1960er 
Jahre aus der Studentenbewegung und der außerparlamentarischen Opposi-
tion heraus formierten und in den folgenden zwei Jahrzehnten die westdeut-
sche Gesellschaft prägten.4 Einige dieser Bewegungen wiesen starke – im Falle 
etwa der Solidaritätsbewegungen konstitutive  – transnationale Bezüge auf. 
Einzelne Beiträge werfen zudem einen Blick auf Oppositionsgruppen in den 
USA sowie der DDR. Auch für die DDR lassen sich Wissenspraktiken unter-
suchen, die „von unten“ die Lebensbedingungen – etwa von Frauen – verbes-
sern wollten, wenngleich sich jene durch die politischen Rahmenbedingungen 
signi�kant von der westdeutschen Situation unterschieden.5 Damit sind die in 
diesem Band untersuchten Gruppen äußerst vielfältig. Sie nahmen sich nicht 
nur ganz unterschiedlicher �emen an. Sie agierten auch auf unterschied-
lichen Ebenen, vom lokalen Raum bis hin zu transnationalen Netzwerken. 
Trotz ihrer Unterschiedlichkeit eint die betrachteten Gruppen der emanzipa-
torische Anspruch, die Krisen ihrer Zeit nicht nur zu beschreiben, sondern auf 
sie zu reagieren, ihnen positive Zukunftsentwürfe entgegenzustellen und an 
deren Umsetzung aktiv mitzuwirken. 

3 Siehe zur Geschichtsbewegung Lena Langensiepen, Geschichte für alle? Die Ham-
burger Geschichtswerkstätten in den 1980er und 1990er Jahren als Akteure einer 
neuen Stadtteilkultur, Berlin (erscheint 2026 in dieser Reihe); zur Wissensproduk-
tion in den weiteren genannten Bewegungen siehe die entsprechenden Beiträge in 
diesem Band.

4 Dieter Rucht, Neue Soziale Bewegungen, in: Uwe Andersen u.a. (Hrsg.), Handwör-
terbuch des politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland, Heidelberg 2021, 
S. 652–655, hier S. 652.

5 Ebenda, S. 653 f.
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Warum Wissensgeschichte?

Um zu verstehen, wie soziale Bewegungen seit den 1970er Jahren die unter-
schiedlichen Krisen ihrer Zeit wahrnahmen und beschrieben und wie sie 
ihnen begegneten, hat sich in den vergangenen Jahren ein wissensgeschicht-
licher Zugang als besonders produktiv erwiesen. Seit den 1990er Jahren hat 
sich die Wissensgeschichte immer weiter ausdi�erenziert, sodass heute viele 
verschiedene Ansätze kursieren, um Wissen zu verstehen und greifbar zu 
machen.6 Doch ein gemeinsamer Kern scheint zu bestehen: Demnach begrei-
fen Wissenshistoriker:innen Wissen als „historisches Phänomen“, das immer 
abhängig von Zeit und Raum ist.7

Es gibt also zunächst keine überzeitlichen, objektiven Kriterien, nach 
denen Wissen von anderen Formen des Denkens und Glaubens abgegrenzt 
werden könnte. Das befreit Historiker:innen von der Versuchung, gegenwär-
tige Maßstäbe von Rationalität und Wissenschaft ahistorisch auf vergangene 
Zeiten zu projizieren. Auch ermöglicht ein solch breiter Zugang zu Wissen, 
darauf hat unter anderem Peter Burke hingewiesen, eine mögliche eurozen-
tristische Perspektive auf Wissenschaft zu überwinden und auch nichtwest-
liche Formen von Wissensproduktion und Erkenntnis gleichberechtigt in den 
Blick zu nehmen.8 Die geschichtswissenschaftlich produktive Frage ist folg-
lich nicht, welches Wissen in der Vergangenheit wahr oder falsch war, sondern 
was Zeitgenoss:innen unter welchen Bedingungen als Wissen anzuerkennen 

6 Siehe einführend zum Beispiel Marian Füssel, Wissen. Konzepte – Praktiken – Pro-
zesse, Frankfurt a.M./New York 2021. 

7 Philipp Sarasin, Was ist Wissensgeschichte?, in: Internationales Archiv für Sozial-
geschichte der deutschen Literatur 36 (2011) 1, S. 159–172; ähnlich Simone Lässig, 
�e History of Knowledge and the Expansion of the Historical Research Agenda, 
in: Bulletin of the GHI Washington 59 (2016), S. 29–58, hier S. 39. Allerdings 
hält eine Debatte darüber an, ob ein solch breiter Zugri� auf Wissen überhaupt 
einen analytischen Mehrwert generiert, oder nicht doch versucht werden sollte, 
rationale Formen des Wissens stärker von Nichtwissen zu trennen, so etwa Sarasin 
selbst, siehe ders., Wie breit darf es denn sein? „Wissen“ und kein Ende, in: San-
dra Bärnreuther/Maria Böhmer/Sophie Witt (Hrsg.), Feierabend? (Rück-)Blicke 
auf „Wissen“ (Nach Feierabend 15 [2020]), Zürich 2020, S. 17–23. Siehe zu den 
Vor- und Nachteilen konkurrierender Wissens-Konzepte und deren Bedeutung für 
das Forschungsfeld der „history of knowledge“ außerdem Sta�an Bergwik/Linn 
Holmberg, Standing on whose Shoulders? A Critical Comment on the History of 
Knowledge, in: Johan Östling/David Larsson Heidenblad/Anna Nilsson Hammar 
(Hrsg.), Forms of Knowledge. Developing the History of Knowledge, Lund 2020, 
S. 283–299.

8 Peter Burke, What is the History of Knowledge?, Malden, MA 2016, S. 5.
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bereit waren und so mit Gültigkeit au�uden. Das wiederum ist von vielen 
Faktoren abhängig, zum Beispiel von den Bedingungen, unter denen das Wis-
sen produziert wird, von den Akteur:innen, die es generieren, von ihren Bio-
gra�en, ihrem Geschlecht oder ihrem gesellschaftlichen Status. Eine Rolle 
spielt aber auch, wie dieses Wissen vermittelt und verbreitet und von anderen 
Wissensakteur:innen rezipiert wird.9

Damit ist eine zweite Grundannahme der Wissensgeschichte angespro-
chen: Wissen zirkuliert. Es bewegt sich zwischen unterschiedlichen Wissens-
akteur:innen und wandelt sich dabei permanent, unabhängig davon, ob es 
sich um persönliches, ö�entliches, wissenschaftliches oder aktivistisches Wis-
sen handelt  – wobei diese Formen sowieso nicht trennscharf voneinander 
unterscheidbar sind, wie dieser Band immer wieder zeigen wird. Wissen zir-
kuliert über institutionelle, kulturelle oder geogra�sche Grenzen hinweg  – 
allerdings nicht frei und bedingungslos, sondern innerhalb gesellschaftlicher 
Machtverhältnisse, die die Zirkulation von Wissen prägen, umleiten oder blo-
ckieren können.10 Kurzum, die Wissensgeschichte bemüht sich, Akteur:innen 
und Wissenspraktiken jenseits der etablierten wissenschaftlichen Institutio-
nen in den Blick zu nehmen und die Spuren und Wirkungen des durch sie 
generierten Wissens zu untersuchen. 

Diese wissensgeschichtliche Denkrichtung ist in den vergangenen Jah-
ren produktiv mit der sozialen Bewegungsforschung verknüpft worden. So 
hat etwa Alexander von Schwerin für die Neuen Sozialen Bewegungen der 
Bundesrepublik den ursprünglichen Quellenbegri� des „Gegenwissens“ ge -
nutzt, um die mannigfaltigen Gegenentwürfe der sozialen Bewegungen ge -
genüber dem Wissen wissenschaftlicher Institutionen zu beschreiben. Im 
„Gegenwissen“ vereinte sich Wissenschaftskritik mit dem Anspruch, Alter-
nativen anzubieten und Lösungen für die Krisen der Zeit vorzuschlagen.11

Sven Reichardt nutzt dafür den Begri� des „Bewegungswissens“ und betont 
die doppelte Funktion dieses Wissens für die sozialen Bewegungen. Zum 
einen verständigen sich die Aktivist:innen so auf „ihre jeweilige Perspektive 

9 So Sarasins Vorschlag für „Fragerichtungen“, um die Produktion und Zirkulation 
von Wissen zu analysieren, siehe erneut Sarasin, Was ist Wissensgeschichte, S. 167.

10 Siehe ausführlich zur Zirkulation von Wissen Johann Östling u. a., �e History 
of Knowledge and the Circulation of Knowledge, in: dies. (Hrsg.), Circulation of 
Knowledge. Explorations in the History of Knowledge, Lund 2018, S. 9–33.

11 Siehe Alexander von Schwerin, Gegenwissen. Die Neuen Sozialen Bewegungen in 
der Bundesrepublik und die Grundlagen ihrer Wirkung, in: NTM. Zeitschrift für 
Geschichte der Wissenschaften, Technik und Medizin 30 (2022), S. 529–540.
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auf die Welt“, zum anderen vertreten sie nach außen den Anspruch, gegen-
über dem etablierten Expert:innenwissen etwa der Wissenschaft über „das 
bessere Wissen“ zu verfügen. Auf diese Weise versuchen sie, politisch wirk-
mächtig zu werden.12

Damit geraten die Praktiken der sozialen Bewegungen in den Blick, mit 
denen die Aktivist:innen eigenes Wissen produzierten und legitimierten sowie 
es einsetzten und verbreiteten, um ihre politischen Ziele zu erreichen. Studien 
liegen für die Geschichte der Bundesrepublik vor allem für die Umweltbewe-
gung vor, auf die sich neben von Schwerin und Reichardt zum Beispiel auch 
Nils Güttler konzentriert hat,13 sowie für die Frauenbewegung durch Anne 
Kwaschik.14 Hervorzuheben ist außerdem die online verfügbare „Mischung 
aus Kollektivessay und Materialsammlung“ des Projekts „Gegen|Wissen“, das 
Quellen zu ganz unterschiedlichen Gruppierungen und Bewegungen zugäng-
lich macht und auch fortlaufend ergänzt.15

Die Verknüpfung von Wissensgeschichte und Bewegungsforschung ist 
aber weder ein Alleinstellungsmerkmal für die Historiogra�e der Bundes-
republik noch für die Geschichtswissenschaft allgemein. Auch in der inter-
nationalen historischen Forschung besteht Interesse am Zusammenhang von 
zivilgesellschaftlichem Aktivismus, sozialen Bewegungen und Wissenspro-
duktion. So hat etwa Susanne Schregel auf vergleichbare Entwicklungen seit 
den 1960er Jahren in vielen westeuropäischen Ländern sowie den USA hinge-
wiesen.16 Und auch für Gegenwartsanalysen in den Sozialwissenschaften wird 
die Verknüpfung von Wissen und Bewegung genutzt, um nachzuvollziehen, 

12 Siehe Sven Reichardt, Wissenspraktiken sozialer Bewegungen. Strategien ihrer 
Plausibilisierung am Beispiel der neuen Frauen- und Umweltbewegungen, in: �o-
mas G. Kirsch/Christina Wald (Hrsg.), Vorläu�ge Gewissheiten. Plausibilität als 
soziokulturelle Praxis, Bielefeld 2024, S. 197–221.

13 Nils Güttler, Gegenexpert*innen: Umwelt, Aktivismus und die regionalen Episte-
mologien des Widerstandes, in: NTM 30 (2022), S. 541–567; ders., Nach der Natur. 
Umwelt und Geschichte am Frankfurter Flughafen, Göttingen 2023.

14 Anne Kwaschik, „We Witches.“ Knowledge Wars, Experience and Spirituality in 
the Women’s Movement in the 1970s, in: NTM 31 (2023), S. 171–199.

15 Max Stadler u. a. (Hrsg.), cache01: Gegen|Wissen. Wissensformen an der Schnitt-
stelle von Universität und Gesellschaft, Zürich 2020, https://cache.ch/gegenwissen 
[8. 10.2025].

16 Susanne Schregel, Introduction. Social Movements, Protest, and Academic Knowl-
edge Formation. Interactions since the 1960s, in: Moving the Social  – Journal 
of Social History and the History of Social Movements 60 (2018), S. 5–26. Ein 
umfassender Überblick über die internationale Forschung kann an dieser Stelle 
nicht gegeben werden. 
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welche innovative Funktion soziale Bewegungen bei der Entwicklung und 
Verbreitung neuer Ideen einnehmen können.17

Wissensgeschichte und soziale Bewegungen – 
eine produktive Verbindung

Wir möchten hier auf Grundlage des bisherigen Forschungsstands und der 
gemeinsamen Erkenntnisse aus den vorliegenden Beiträgen vier Argumente 
nennen, warum uns ein wissensgeschichtlicher Blick auf die sozialen Bewe-
gungen seit den 1970er Jahren produktiv erscheint.

Erstens erlaubt eine wissensgeschichtliche Perspektive mit einem breiten 
Wissensbegri�, die Problemanalysen, Deutungsangebote und Lösungsvor-
schläge, wie sie im Kontext der Krisenbeschreibungen seit den 1970er Jahren 
entstanden sind, in ihrer Mannigfaltigkeit in den Blick zu bekommen. Der 
Zugri� über Wissen funktioniert hier als analytische Klammer und kann da -
bei helfen, eine historiogra�sche Trennung zwischen Reaktionen verschiede-
ner wissenschaftlicher Disziplinen auf die Krisenwahrnehmungen der Zeit 
einerseits und dem Aktivismus der sozialen Bewegungen andererseits zu über-
winden.18 Denn es zeigt sich, dass sowohl Wissenschaftler:innen als auch 
Aktivist:innen außerhalb der etablierten Wissenseinrichtungen mit den Pro-
blemen ihrer Zeit befasst und darum bemüht waren, Wissen zur Orientie-
rung und Bewältigung bereitzustellen, um damit auf die gesellschaftlichen 
und politischen Entwicklungen Ein�uss zu nehmen, in anderen Worten, um 
aktivistisch zu wirken. 

Obwohl die Kritik an Wissenschaft und Technik und wissenschaft-
lichem Expert:innenwissen in den sozialen Bewegungen teils harsch aus�el, 
lässt sich das Verhältnis von Bewegungswissen und Wissenschaft nicht als 
Gegensatz verstehen. Alexander von Schwerin macht in diesem Band viel-
mehr ein Spektrum zwischen zwei Polen auf: Es gab durchaus Aktivist:innen, 

17 María Isabel Casas-Cortés/Michal Osterweil/Dana E. Powell, Blurring Boundaries. 
Recognizing Knowledge-Practices in the Study of Social Movements, in: Anthro-
pological Quarterly 81 (2008), S. 17–58; Donatella della Porta/Elena Pavan, Rep-
ertoires of Knowledge Practices. Social Movements in Times of Crisis, in: Quali-
tative Research in Organizations and Management. An International Journal 12 
(2017) 4, S. 297–314; Donatella della Porta, Die schöne neue Demokratie. Über 
das Potenzial sozialer Bewegungen, Frankfurt a. M./New York 2020.

18 Schregel, Introduction, S. 8–11.
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die den etablierten Wissenschaftseinrichtungen nahestanden, zum Teil sogar 
aus ihnen selbst hervorgingen; ebenso lassen sich aber auch Akteur:innen und 
Gruppen in den sozialen Bewegungen benennen, die sich von gängigen wis-
senschaftlichen Institutionen oder Methoden abkehrten und gar nicht mehr 
beanspruchten, von den etablierten Wissensakteur:innen für ihre Wissens-
formen anerkannt zu werden.19 Hier nicht vorschnell die eine oder andere 
Form der Wissensproduktion auszuschließen, ist ein Vorteil einer Wissensge-
schichte mit einem breiten Verständnis von Wissen. Das ermöglicht es, diese 
verschiedenen Spielarten von Wissen gemeinsam in den Blick zu nehmen 
und einen vermeintlichen Gegensatz zwischen Wissenschaft und Aktivismus, 
Expert:innenwissen und Gegenwissen produktiv aufzulösen. 

Die wissensgeschichtliche Perspektive ermöglicht es zweitens auch, die 
unterschiedlichen sozialen Bewegungen trotz ihrer stark divergierenden the-
matischen Schwerpunkte miteinander in Bezug zu setzen und so Ähnlich-
keiten in ihren Ansprüchen und Motiven, Praktiken und Wirkungen o�en-
zulegen. Besonders naheliegend ist das für die Neuen Sozialen Bewegungen 
im engeren Sinne, die nicht nur ihren emanzipativen Anspruch teilten, son-
dern auch auf ähnliche Formen der Wissensproduktion zurückgri�en. „Die 
Schlagworte der Stunde“, so Alexander von Schwerin, „lauteten überall ähn-
lich: Selbermachen! Erfahrungen sammeln! Gemeinsam lernen!“20 Auf diese 
Weise über neue Formen der Legitimierung von Wissen nachzudenken und 
Expertisen aufzubauen, war dabei nie Selbstzweck, sondern immer ein Mittel, 
um die jeweiligen politischen Ziele zu erreichen und gesellschaftliche Verän-
derungen zu erwirken. Diese Form der „Wissensermächtigung“ beschränkt 
sich aber nicht auf die Neuen Sozialen Bewegungen, sondern lässt sich mit 
dem „Denkrahmen“ der Wissensgeschichte ebenso für andere Bewegungen 
nachzeichnen.21 

Auch die „Querdenker“-Bewegung während der Covidpandemie oder 
rechtsextreme Strömungen wie die Identitäre Bewegung sind darauf ange-
wiesen, nach innen kohärente Erzählungen anzubieten, die einen Gegenent-
wurf bilden zu der drastischen Kritik an vermeintlich politischen Interessen 
unterworfenen wissenschaftlichen Expert:innenmeinungen und verzerrten 

19 Siehe in diesem Band Alexander von Schwerin, Gegenwissen in der Vielfalt des 
Bewegungswissen der 1970er und 1980er Jahre. 

20 Schwerin, Gegenwissen. Die Neuen Sozialen Bewegungen, S. 532.
21 Siehe für die Formulierung der „Wissensermächtigung“ erneut Reichardt, Wissens-

praktiken sozialer Bewegungen, S. 197; zu „Denkrahmen“ Sarasin, Was ist Wissens-
geschichte, S. 172.
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Darstellungen in den sogenannten Mainstream-Medien.22 Auch hier dienen 
der Rückbezug auf subjektive Erfahrungen und Emp�ndungen sowie Beob-
achtungen aus dem Alltag als Quelle, um die eigenen Positionen zu legitimie-
ren. Auch für die Betrachtung solcher Bewegungen ist es relevant, die Be -
deutung von Wissen als Element der Selbstverständigung, Mobilisierung und 
politischen Agitation in den Blick zu nehmen. 

Alle bisher genannten Beispiele sozialer Bewegungen entstanden und 
wirkten im politischen Umfeld liberaler Demokratien und Rechtsstaaten, die 
Versammlungsfreiheit ebenso wie freie Meinungsäußerungen ermöglichten 
und garantierten. Die geschichtswissenschaftliche Forschung hat diesen Kon-
nex bisher wenig explizit gemacht und re�ektiert. Dabei lässt sich der Zu -
sammenhang von sozialen Bewegungen bzw. Gruppen und politisch nutz-
bar gemachtem Wissen „von unten“ auch in anderen politischen Räumen 
untersuchen, wie Anne Kwaschik in diesem Band für die DDR verdeutlicht. 
Sie zeigt am Verhältnis von staatlicher Frauenforschung und Frauenbewe-
gung in der DDR, dass es sich lohnt, nach den spezi�schen Bedingungen 
von Wissensproduktion „unter den Bedingungen einer Diktatur“ zu fragen 
und so den Blick zu schärfen für „die situierte Wissensproduktion in konkre-
ten politischen Räumen, historischen Brüchen und alltäglichen Erfahrungs-
kon�ikten“.23 

Drittens bietet sich die Wissensgeschichte an, um eine Wirkungsge-
schichte sozialer Bewegungen zu schreiben, die über häu�g allzu linear ange-
legte Erzählungen von Professionalisierung, Institutionalisierung und Ent-
politisierung sozialer Bewegungen hinausgeht. Das Bewegungswissen, das 
Aktivist:innen in sozialen Bewegungen seit den 1970er Jahre anboten, dif-
fundierte in ganz unterschiedliche gesellschaftliche Bereiche. Es wurde dabei, 
wie es für die Zirkulation von Wissen üblich ist, transformiert und verän-
dert, manches versickerte, anderes entfaltete die gewünschten oder andere 
politischen Wirkungen. Manchen Initiativen und Gruppen gelang dabei eine 
Verstetigung über Institutionalisierung. Ein bekanntes Beispiel sind ökolo-
gische Forschungsinstitute, die ihre Ursprünge oft in den 1970er Jahren in 

22 Siehe zum Beispiel der „Querdenker“-Bewegung Sven Reichardt (Hrsg.), Die Miss-
trauensgemeinschaft der „Querdenker“. Die Corona-Proteste aus kultur- und sozial-
wissenschaftlicher Perspektive, Frankfurt a.M./New York 2021. Zur Identitären 
Bewegung siehe einführend Andreas Speit (Hrsg.), Das Netzwerk der Identitäten. 
Ideologie und Aktionen der Neuen Rechten, Berlin 2018.

23 Anne Kwaschik, „…hier würde ich wahrscheinlich auch Feministin werden“ in 
diesem Band.
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bewegungsnahen Initiativen hatten und ihre Forschungen und politischen 
Interventionen verstetigen konnten.24

Ein anderes Beispiel sind die Gründungen von feministischen Vereinen 
im Kampf gegen häusliche oder sexualisierte Gewalt an Frauen und Kindern 
in den 1970er und 1980er Jahren, von denen viele dank der Finanzierung 
durch Spenden und ö�entliche Gelder bis heute existieren. Diese Einrich-
tungen stellen nicht nur individuelle Hilfe für Betro�ene zur Verfügung, sie 
lassen sich auch als Orte des Wissens begreifen, in denen Expertise aus einer 
bestimmten, feministischen Perspektive zu den genannten �emen entwickelt 
und gesichert sowie für andere zugänglich gemacht wird. Auch in der Wissen-
schaft und an den Universitäten hinterließen die sozialen Bewegungen deut-
liche Spuren. So institutionalisierte sich etwa die feministische Kritik einer 
männlich dominierten Wissenschaft, die sowohl in ihren erkenntnistheore-
tischen Ansprüchen als auch im Hinblick auf die von ihr behandelten �e-
men immer partiell bleibe, in neuen Forschungsrichtungen und Studiengän-
gen wie der Frauenforschung und den Gender Studies.25

Doch die langfristige Wirkung von Bewegungswissen, ob aus der Um -
welt-, der Frauen- oder sonstigen sozialen Bewegungen, beschränkt sich nicht 
auf diese besonders sichtbaren und daher gut untersuchbaren Formen der Ver-
stetigung und Institutionalisierung. Bewegungswissen di�undierte in andere 
Bereiche, wurde rezipiert, weiterentwickelt, verfremdet, sodass es Wirkung 
entfalten konnte, ohne dass seine Ursprünge immer sichtbar blieben. Um 

24 Siehe zum Beispiel Schwerin, Gegenwissen in der Vielfalt, Tab. 1, S. 35 in diesem 
Band. 

25 Siehe u. a. Carol Hagemann-White, Frauenforschung – der Weg in die Institution. 
Ideen, Persönlichkeiten und Strukturbedingungen am Beispiel Niedersachsens, 
Bielefeld 1995; Ulla Bock, Pionierarbeit. Die ersten Professorinnen für Frauen- und 
Geschlechterforschung an deutschsprachigen Hochschulen 1984–2014, Frank-
furt a.M./New York 2015; Angelika Schaser/Falko Schnicke, Der lange Marsch in 
die Institution. Zur Etablierung der Frauen- und Geschlechtergeschichte an west-
deutschen Universitäten (1970–1990), in: Jahrbuch für Universitätsgeschichte 18 
(2015), S. 79–110; zuletzt hat Anne Kwaschik das Verhältnis zwischen autono-
men Formen feministischen Wissens und der Institutionalisierung, zum Beispiel in 
Form der Etablierung von Frauenforschung an Universitäten, in den Blick genom-
men. Sie spricht sich dafür aus, die dichotome Unterscheidung zwischen radika-
len Formen der Wissensproduktion und Institutionalisierung von Frauenforschung 
aufzuheben und stattdessen von einem „dynamischen Wechselverhältnis“ auszu-
gehen, siehe dies., Autonomie und Institution. Frauenbewegung und Frauenfor-
schung in der Bundesrepublik (1976–1982), in: Christian Hesse (Hrsg.), Antiaka-
demismus und Wissenschaftskritik vom Mittelalter bis zur Gegenwart, Basel 2025, 
S. 331–361, Zitat S. 334.
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ein weiteres Beispiel aus der Frauenbewegung zu nennen: In den 1980er Jah-
ren proklamierten Feministinnen und betro�ene Frauen, dass sexualisierte 
Gewalt an Kindern, insbesondere an Mädchen, ein häu�geres Phänomen sei 
als bisher angenommen und dass die Folgen für die Betro�enen so gravierend 
seien, dass es intensiverer Bemühungen um adäquate Unterstützungsange-
bote sowie um Prävention bedürfe.26 In den 1990er Jahren wurde die Ein-
schätzung von vielen weiteren Akteur:innen im Feld des Kinderschutzes und 
der Beratungslandschaft übernommen bzw. geteilt, und auch die ö�entliche 
und politische Bewertung von sexualisierter Gewalt an Kindern als gesell-
schaftliches Problem veränderte sich. Vieles von dem, was die Feministin-
nen in den 1980er Jahren an Wissen über sexualisierte Gewalt an Mädchen 
und Jungen anboten, wurde in den 1990er Jahren also hegemonial – in der 
Regel allerdings, ohne dass die Wege und Wirkungsweisen dieses Wissens 
immer konkret nachzuvollziehen waren.27 Es lohnt also, die Zirkulation von 
Bewegungswissen über einen längeren Zeitraum hinweg weiterzuverfolgen, 
auch über die Hochphase der Neuen Sozialen Bewegungen hinaus, um so zu 
verstehen, wo das Bewegungswissen weiter wirkte, ohne noch als solches er -
kennbar zu sein. 

Neben konkreten inhaltlichen �emen und Erkenntnissen gilt das auch 
für Verfahren der Wissensproduktion und Strategien der Plausibilisierung 
oder Legitimierung von Wissen. Die Aktivist:innen in den sozialen Bewe-
gungen waren darauf angewiesen, auf unterschiedliche Arten und Weisen 
ihr Wissen so hervorzubringen und zu vermitteln, dass es auch von anderen 
als solches anerkannt wurde. Diese Wissensformen unterschieden sich nach 
sozialer Bewegung und Gegenstand des Protests natürlich voneinander. Aber 
eine Gemeinsamkeit war, dass die Aktivist:innen von sich beanspruchten, 
durch ihre Biogra�en und Erfahrungen oder durch ihren gelebten Alltag über 
Expertise zu verfügen, die sie als Ressource aufwerteten und als Vorteil gegen-
über anderen Expert:innen ins Feld führten. So beschreibt beispielsweise der 

26 Siehe Johanna Klatt/Alexander Hensel/Oliver D’Antonio, Andere Perspektiven, 
neue Fronten. Die Verdrängung der Pädophilie-Debatte ab den 1980er Jahren, 
in: Franz Walter/Stephan Klecha/Alexander Hensel (Hrsg.), Die Grünen und die 
Pädosexualität. Eine bundesdeutsche Geschichte, Göttingen 2015, S. 228–251, 
insb. 233–238; Ruth Pope, ‚Zartbitter‘ und die feministische Auseinandersetzung 
mit sexualisierter Gewalt an Kindern in den 1980er und 1990er Jahren, in: West-
fälische Forschungen 72 (2022), S. 347–365.

27 Siehe dazu das Dissertationsprojekt an der Universität Hamburg von Ruth Pope, 
Sexualisierte Gewalt an Kindern. Umkämpftes Wissen in der Bundesrepublik in 
den 1980er und 1990er Jahren. 
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Historiker Henk-Jan Dekker, wie sich in den 1970er Jahren in den Niederlan-
den Fahrradfahrer:innen für mehr Sicherheit im Straßenverkehr einsetzten. 
Die Radaktivist:innen nutzten ihre alltäglichen Erfahrungen unter anderem, 
um Karten zu erstellen, die besonders gefährliche Orte im Straßenverkehr 
kennzeichneten. Sie nahmen für sich in Anspruch, durch ihr tägliches Fahr-
radfahren gegenüber Verkehrsexpert:innen aus Politik und Verwaltung einen 
Wissensvorsprung zu haben, und forderten auf dieser Grundlage – mit ge -
wissem Erfolg – Mitbestimmung ein.28

Ob nun bei diesem oder vielen anderen möglichen Beispielen, es ging 
immer darum, solche Formen von Alltagswissen oder Erfahrungen abzu-
fragen, zusammenzutragen, zu systematisieren und zu politisieren, um die-
ses Wissen für ein politisches Anliegen in Stellung bringen zu können. Im 
Kleinen mochte das eine veränderte Ampelschaltung oder einen ausgebau-
ten Radweg bedeuten. Doch zoomen wir heraus, lässt sich mit dieser wis-
sensgeschichtlichen Perspektive auf Protest und soziale Bewegungen zumin-
dest diskutieren, ob sich hier nicht seit den 1970er Jahren grundlegend und 
nachhaltig veränderte, auf welcher Grundlage Expertise beruhte und wie sie 
legitimiert werden konnte. Sicher wurde die wissenschaftliche Legitimierung 
von Wissen und Expertise nicht abgelöst, doch wurden die Möglichkeiten, 
einen Expert:innenstatus zu begründen, durch die Interventionen der sozia-
len Bewegungen und durch die Aufwertung von Alltags-, Erfahrungs- oder 
Körperwissen vielfältiger. Ob in der Mitgestaltung ö�entlicher Räume durch 
Bürger:innen oder die Ausweitung von Citizen-Science-Ansätzen in der For-
schung – solche Formen der Legitimierung von Wissen sind Teil einer Wir-
kungsgeschichte sozialer Bewegungen. 

Viertens sind die aktuellen Bezüge in der Auseinandersetzung mit Wissen, 
Bewegungswissen und Gegenwissen kaum zu übersehen. Die Gegenwart führt 
uns mit aller Deutlichkeit vor Augen, welche politische Macht in der Bereit-
stellung und Verbreitung von Wissen liegt. „Alternative Fakten“ sind nicht 
nur zu einer gängigen Floskel geworden, sie stellen auch die Grundlagen einer 
geteilten Wirklichkeit und politischer Entscheidungen auf der Basis zuver-
lässiger Evidenz infrage – mit fundamentalen Folgen für die Regeln unseres 
Zusammenlebens. Gezielt verbreitete Falschinformationen durch politische 
Gegner und durch Propaganda beein�ussen demokratische Wahlen, werden 

28 Henk-Jan Dekker, Between Protest and Counter-Expertise. User Knowledge, Activ-
ism, and the Making of Urban Cycling Networks in the Netherlands Since the 
1970s, in: NTM 30 (2022), S. 281–309.
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zum Alltag in den Nachrichten. Längst stellt sich die Frage nach KI-generier-
ten Inhalten und ihrer Glaubwürdigkeit nicht mehr nur bei Texten, sondern 
auch bei Bildern und Videos, was unsere Urteilskraft über unsere Sinneswahr-
nehmungen in noch nie dagewesener Qualität herausfordert. Wenn Wissen-
schaftsskepsis oder -leugnung nicht mehr nur auf die Straße getragen wird, 
wie zum Beispiel eindrücklich gesehen während der „Querdenker“-Proteste 
im Rahmen der Covidpandemie, sondern Impfgegner und Klimawandel-
leugner die höchsten politischen Ämter besetzen, wie zurzeit in den USA, ist 
o�enkundig, dass die Legitimierung von Wissen als Grundlage politischer 
Entscheidungen heute besonders umkämpft ist.29

Allein schon begri�ich provozieren diese heutigen Debatten um „alter-
native Fakten“ oder ums „Querdenken“ Assoziationen zur Wissenschafts-
kritik und dem „Gegenwissen“ der sozialen Bewegungen in den 1970er und 
1980er Jahren, wenngleich in veränderter Gestalt, wie etwa der Soziologe 
Alexander Bogner beschreibt: „Heute hat die antiautoritäre Revolte gegen die 
Wissenschaft ein eigenartiges, fremdes Gesicht. Denn sie wird nicht mehr 
von den Sympathieträgern der Vergangenheit – rebellierenden Studierenden, 
kritischen Intellektuellen, sozialökologisch Bewegten – getragen, sondern zu 
einem guten Teil von Demagogen und Populisten, die uns mit teils belusti-
genden, teils verstörenden Zweifeln und Fragen konfrontieren.“30 Doch zu 
Recht warnt hier die geschichtswissenschaftliche Forschung davor, voreilig 
Parallelen und Kontinuitäten zu behaupten.

Die Gründe für die Wissenschaftskrise in den 1970er Jahren waren viel-
fältig. Das „Gegenwissen“ der sozialen Bewegungen beförderte diese Krise 
mit ihrer Kritik an der etablierten Wissenschaft, machte aber gleichzeitig 
produktive Gegenangebote, die die verschiedenen wissenschaftlichen Dis-
ziplinen wiederum befruchteten. Eine Wissensgeschichte sozialer Bewegun-
gen, die, so führt es vor allem Alexander von Schwerin in diesem Band vor, 
die Praktiken des Bewegungswissens im Verhältnis zur etablierten Wissen-
schaft in den Blick nimmt, kann hier zur Di�erenzierung beitragen.31 Zwar 
gab es im breiten Spektrum des Bewegungswissens auch diejenigen Gruppen 

29 Siehe dazu zum Beispiel Sarah Ehlers/Karin Zachmann, Wissen und Begründen. 
Evidenz als umkämpfte Ressource in der Wissensgesellschaft. Einleitung, in: dies. 
(Hrsg.), Wissen und Begründen. Evidenz als umkämpfte Ressource in der Wissens-
gesellschaft, Baden-Baden 2019, S. 9–29.

30 Alexander Bogner, Die Epistemisierung des Politischen. Wie die Macht des Wis-
sens die Demokratie gefährdet, Bonn 2021, S. 13 f.

31 Schwerin, Gegenwissen in der Vielfalt.
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und Initiativen, die von rationalen, etablierten Formen der Legitimierung von 
Wissen Abstand nahmen und eigene, „exzentrische Wege gingen“.32 Viele 
Gruppen hingegen orientierten sich an Evidenzstrategien der Wissenschaft. 
Sie kritisierten zwar die etablierten Wissenschaften zum Teil harsch für blinde 
Flecken in der Forschung, für Ausschlussmechanismen beim wissenschaft-
lichen Personal oder Inkompetenz in der Lösung drängender gesellschaftlicher 
Herausforderungen. Um demgegenüber Alternativen anbieten zu können, ver-
traten sie gleichwohl einen geteilten Anspruch auf rational begründetes und 
überprüfbares Wissen.

Ein wissensgeschichtlicher Blick auf verschiedene Wissensansprüche 
und- praktiken innerhalb der sozialen Bewegungen legt daher eine Kon�ikt-
linie o�en, die nicht entlang von Wissenschaft oder Nichtwissenschaft verlief. 
Eine Trennlinie war eher, wie Nils Güttler für die Umweltbewegung gezeigt 
hat, ein „Wertekon�ikt“.33 Der „Streit um die Wahrheit“ sei in den Kon�ik-
ten um den Bau der Startbahn West am Frankfurter Flughafen vor allem 
entlang der Frage geführt worden, welchen Werten die Wissenschaft folgen 
sollte: Während manche Vertreter:innen einer aktivistischen Wissenschaft 
hier „Fantasie, Situiertheit, Kontemplation, Empathie (gegenüber den Be -
dürfnissen der Bevölkerung), soziales Gewissen“ stark machten, beriefen sich 
die meisten Wissenschaftler:innen auf die Werte, mit denen sie im universitä-
ren Betrieb ausgebildet worden waren, nämlich „Neutralität, Interessenlosig-
keit und Objektivität“.34

Es wäre also voreilig, die heutige Wissenschaftsfeindlichkeit gleichzu-
setzen mit der Wissenschaftskritik der sozialen Bewegungen seit den 1970er 
Jahren. Dennoch können Ansätze einer Wissensgeschichte sozialer Bewegun-
gen auch hilfreich sein, um sich heutigen Bewegungen mit ihren je eigenen 
Wissensansprüchen zu nähern und zu verstehen, welche politische Macht die 
Konstruktion von „Gegenwissen“ für die Mobilisierung von Unterstützung 
und für die Formulierung politischer Ziele haben kann.35 Die Wissensge-
schichte erö�net hier eine Denkrichtung, die die Gemachtheit, Situiertheit 
und inzwischen vor allem politische Umkämpftheit von Wissen als Macht-
ressource betont und sichtbar macht. 

32 Ebenda.
33 Güttler, Nach der Natur. 
34 Ebenda, S. 335.
35 Siehe erneut Reichardt (Hrsg.), Die Misstrauensgemeinschaft.
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Zu den Beiträgen des Bandes

Die vorliegenden Beiträge werfen Schlaglichter auf die Wissensansprüche 
und -praktiken verschiedener sozialer Bewegungen seit den 1970er Jahren. Sie 
gehen zurück auf Vorträge im Rahmen der zweitägigen Konferenz „Von Akti-
vismus und Wissen(schaft). Wissensgeschichten der Neuen Sozialen Bewe-
gungen“, die die Herausgeberinnen im Januar 2024 an der Forschungsstelle 
für Zeitgeschichte in Hamburg ausgerichtet haben.36 Vollständigkeit in Bezug 
auf die verschiedenen Krisenphänomene und Protestformen wurde weder bei 
der Konferenz noch für den vorliegenden Band angestrebt, auch nicht in Be -
zug auf regionale und räumliche Verbreitung. 

Zunächst befragt Alexander von Schwerin die Vielfalt des Bewegungswis-
sen nach ihrem Verhältnis zur Wissenschaft. Er schlägt vor, die mannigfalti-
gen Organisationen, Vereine und Initiativen, die seit Ende der 1960er Jahre im 
links-alternativen Milieu entstanden, zu systematisieren nach ihrer Nähe bzw. 
Ferne zur Wissenschaft. Während sich manche Gruppen von wissenschaft-
lichen Diskursen und Methoden gänzlich abwandten, bezogen sich andere 
durchaus kritisch auf die Wissenschaften, nutzten wissenschaftliche Erkennt-
nisse und strebten selbst an, Wissen nach wissenschaftlichen Standards zur 
Verfügung zu stellen. Wie spannungsreich das Verhältnis zwischen Initiativen 
der sozialen Bewegungen mit ihren Wissensansprüchen zur etablierten Wis-
senschaft sein konnte, verdeutlicht er dann am Beispiel der Umweltbewegung 
in der Bundesrepublik in Gestalt ökologischer Institute. 

Daran anschließend befassen sich Sven Reichardt und Johannes Panten-
burg in ihrem Beitrag mit dem „Bedrohungswissen“ als einer spezi�schen 
Form von Bewegungswissen sozialer Bewegungen. Am Beispiel der Umwelt-
bewegung zeigen sie, dass ein gemeinsames Verständnis existenzieller Bedro-
hungen wie Gefahren durch Umweltzerstörungen oder atomare Strahlungen 
für die Aktivist:innen zentral war, um zu mobilisieren und politisch zu wirken. 
Anhand dieser Strategie konnten die Akteur:innen anwendungsbezogenes 

36 Siehe dazu Pascal Eitler, Tagungsbericht: Von Aktivismus und Wissen(schaft). 
Wissensgeschichten der neuen sozialen Bewegungen, in: H-Soz-Kult, 17.4.2024, 
https://www.hsozkult.de/conferencereport/id/fdkn-143366 [1.10.2025]. Wir dan-
ken herzlich allen Teilnehmenden an der Konferenz für die spannenden Diskus-
sionen und allen Beitragenden für ihre Mühen, ihre Erkenntnisse in diesem Band 
zusammenzutragen. Unser herzlicher Dank gilt außerdem Stefan Mörchen, der den 
gesamten Prozess als Lektor eng begleitet und ganz entscheidend zum Gelingen des 
Bandes beigetragen hat. Bedanken möchten wir uns auch bei Klaus Große Kracht 
und Jonathan Schlunck für ihre Anmerkungen zur Einleitung.
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Wissen verbreiten, das mittels seiner Emotionalisierung eine a�ektive Betrof-
fenheit hervorrufen sollte, um umweltpolitisches Engagement zu fördern 
und konkrete gesellschaftliche Veränderungen anzustoßen. Die Bewegungen 
nutzten wissenschaftliche Expertise, um ihre Positionen zu stärken und hege-
moniales Wissen herauszufordern. Institutionen wie das Öko-Institut in Frei-
burg und das Institut für Energie- und Umweltforschung in Heidelberg waren 
entscheidend für die Verbreitung der so gewonnenen Informationen. Die Poli-
tisierung von Wissen hatte somit eine wesentliche Funktion für die gesell-
schaftliche Auseinandersetzung mit Risiken und Bedrohungen und forderte 
damit bestehende Wissensbestände heraus.

Anja Sattelmacher analysiert in ihrem Beitrag den Kampf um die Aner-
kennung der Deutschen Gebärdensprache (DGS) als zentrales Anliegen und 
integralen Bestandteil der Gehörlosenbewegung in der Bundesrepublik. Wäh-
rend sich Anhänger:innen der oralistischen Methode für die Förderung der 
Lautsprache bei Gehörlosen einsetzten, forderten Vertreter:innen des bilin-
gualen Ansatzes, der Gebärden- und Lautsprache verband, die Anerkennung 
der DGS als eigene Sprache. Der Beitrag setzt dabei zwei Schwerpunkte: Zum 
einen liegt der Fokus auf der medialen Dimension des Anerkennungskampfes, 
insbesondere auf der Rolle der Fernsehsendung „Sehen statt Hören“ des Baye-
rischen Rundfunks. Diese seit 1975 ausgestrahlte Sendung fungierte nicht 
nur als Informationsmedium, sondern auch als Katalysator für die Bewegung, 
indem sie die Sichtbarkeit der DGS erhöhte und ihre Normalisierung för-
derte. Zum anderen untersucht Sattelmacher die Ver�echtung von wissen-
schaftlichen und aktivistischen Bemühungen in diesem Prozess, wobei die 
Kooperation zwischen Gehörlosenaktivist:innen und Linguist:innen von be -
sonderer Bedeutung ist. Die linguistische Erforschung der DGS am Institut 
für Deutsche Gebärdensprache (IDGS) der Universität Hamburg trug maß-
geblich dazu bei, die DGS als eigenständige Sprache zu etablieren. 

Die Aktivitäten der Fachschaftsinitiative (FSI) Geschichte an der Freien 
Universität Berlin in den 1980er Jahren und ihre kritische Auseinanderset-
zung mit der Wissenschaftspraxis vor Ort analysiert Janik Hollnagel. Im Kon-
text der NSB und des alternativen Milieus entwickelten die Studierenden der 
FSI eine grundlegende Kritik an den etablierten Strukturen und Inhalten der 
Geschichtswissenschaft. Die Gruppe, die sich 1979 am Friedrich-Meinecke-
Institut gründete, positionierte sich als Teil des universitären und des lin-
ken Spektrums in West-Berlin. Ihre Kritik zielte nicht nur auf die institutio-
nellen Machtverhältnisse, sondern auch auf die inhaltliche Ausrichtung der 
Geschichtswissenschaft, die aus ihrer Sicht weder pluralistisch genug noch 
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theoretisch auf der Höhe der Zeit war. Einen zentralen Aspekt ihrer Kritik 
stellte die Auseinandersetzung mit der Faschismusforschung dar, insbeson-
dere mit den Arbeiten von Ernst Nolte, die sie als ideengeschichtlich ein-
seitig und politisch problematisch bewerteten. Die FSI forderte eine größere 
Berücksichtigung marxistischer, alltagsgeschichtlicher und feministischer An -
sätze im Lehrangebot und organisierte eigene Veranstaltungen, um diesen 
Mangel auszugleichen. Der Beitrag zeigt, wie die FSI durch ihre Aktivitäten 
zur Transformation der Wissenschaftspraxis am Friedrich-Meinecke-Institut 
beitrug.

Die transnationalen Wissenspraktiken der bundesdeutschen Guatemala-
Solidaritätsbewegung zwischen 1984 und 1991 analysiert Fabian Bennewitz. 
Diese stellte sich gegen die o�zielle Erzählung von einer „demokratischen 
Ö�nung“ Guatemalas unter Präsident Vinicio Cerezo, die von der Bundes-
regierung als positiver Schritt betrachtet wurde. Die Wissensproduktion der 
Bewegung zielte darauf ab, etablierte Narrative zu hinterfragen und alterna-
tive Sichtweisen zu verbreiten, um der o�ziellen Lagebeurteilung der Bun-
desregierung entgegenzuwirken. Die transnationale Wissensproduktion um -
fasste dabei den Austausch mit guatemaltekischen Akteur:innen sowie die 
strategische Verarbeitung und Verbreitung von Informationen. Die Informa-
tionsstelle Guatemala spielte eine zentrale Rolle bei der Sammlung, Systema-
tisierung und Verbreitung dieses Wissens. Durch verschiedene Kommuni-
kationskanäle, einschließlich alternativer Nachrichtenagenturen im Exil und 
direkter Kontakte zur guatemaltekischen Opposition, wurde ein umfassende-
res und vermeintlich authentisches Bild der Lage vermittelt. Der Autor arbei-
tet heraus, wie Wissen dazu diente, trotz der räumlichen Distanz eine fun-
dierte Informationsbasis zu scha�en, um politische Strategien zu entwickeln 
und ö�entlichen Druck auszuüben. Darüber hinaus stärkte es durch die 
Einbindung emotionaler Berichte die a�ektive Bindung und Solidarität in -
nerhalb der Bewegung, während der gemeinsame Wissensstand der Selbstver-
gewisserung diente und als verbindendes Element der heterogenen Akteure 
fungierte.

Christo�er Leber und Cora Stuhrmann untersuchen den Übergang von 
wissenschaftlichem Aktivismus zu größeren ethischen und politischen Debat-
ten im Kontext der Lebenswissenschaften in der Boston Area in den USA der 
1970er Jahre. Im Fokus stehen die Harvard- und MIT-Wissenschaftler:innen, 
die als Mitglieder der Organisation Science for the People (SftP) aktiv gegen 
Entwicklungen in der Genetik und Molekularbiologie protestierten, darun-
ter die Soziobiologie und Technologien im Bereich der rekombinanten DNA. 
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Die Autor:innen beleuchten, wie die Wissenschaftler:innen ihren Expert:in-
nenstatus nutzten, um durch wirkungsvolle Medienkampagnen und ö�ent-
liche Aufklärung das Bewusstsein für die potenziellen Gefahren zu schärfen. 
Sie führten zentrale Begri�e wie „biologischer Determinismus“, „technologi-
cal �x“ und „self-ful�lling prophecy“ ein, um die Debatten wissenschafts-
ethisch zu rahmen und zu strukturieren. Diese Konzepte wurden eingesetzt, 
um die Risiken der genetischen Erklärung von sozialem Verhalten und die 
Gefahr eines Missbrauchs neuer Technologien zu verdeutlichen. Die Bosto-
ner Aktivist:innen kombinierten ihre wissenschaftliche Expertise mit einem 
macht- und elitenkritischen Ansatz, um eine breitere gesellschaftliche Diskus-
sion über die Rolle der Wissenschaft in politischen und sozialen Kontexten 
anzuregen. Ihre Bemühungen führten zu einer nachhaltigen Debatte über 
Verantwortung, ö�entliche Beteiligung und die ethischen Implikationen 
neuer biotechnologischer Entwicklungen, die weit über lokale Grenzen hi -
naus in den USA und Westeuropa diskutiert wurden.

Die letzten beiden Beiträge widmen sich frauenbewegten und femi-
nistischen Formen der Wissensproduktion in West- und Ostdeutschland. 
Kassandra Hammel untersucht die Rolle feministischer Zeitschriften in der 
Wissensproduktion über weibliche Sexualität in der westdeutschen Frauenbe-
wegung. Anhand einer Ausgabe der Frauenzeitung aus dem Jahr 1975 zeich-
net sie die vielfältigen Praktiken feministischer Wissensproduktion nach. Die 
Zeitschrift, die von verschiedenen Frauengruppen in Westdeutschland he -
rausgegeben wurde, ermöglichte durch ihre partizipative Struktur einen inno-
vativen Ansatz zur Wissensvermittlung. Statt abstrakter �eorietexte standen 
persönliche Erfahrungsberichte im Vordergrund, die Frauen dazu ermutigten, 
ihre eigene Situation zu re�ektieren. Eine Ausgabe zum �ema Sexualität war 
besonders prägend, da sie sexualwissenschaftliche Erkenntnisse mit subjek-
tiven Erfahrungen verknüpfte und somit eine kritische Auseinandersetzung 
mit den herrschenden Sexualnormen ermöglichte. Die Herausgeberinnen 
nutzten Texte wie Anne Koedts „�e Myth of the Vaginal Orgasm“ und das 
Buch „Our Bodies, Ourselves“, um patriarchale Strukturen zu hinterfragen 
und feministische Perspektiven zu stärken. Diese Ausgabe bot nicht nur eine 
Plattform für individuelle Erzählungen, sondern auch für kollektive Diskus-
sionen und Re�exionen über gesellschaftliche Machtverhältnisse. Die Frauen-
zeitung schuf so einen Raum für die Erprobung und Verbreitung alternativer 
Wissensbestände, die auf den Erfahrungen und der aktiven Beteiligung der 
Leserinnen basierten, und diente als Medium, um jene einer breiteren Ö�ent-
lichkeit zugänglich zu machen.
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Anders funktionierte die Wissensproduktion zu Frauen(bewegungs)the-
men in der DDR, wie Anne Kwaschik herausarbeitet. Einerseits entstand hier 
eine staatliche Frauenforschung als Teil der sozialistischen Gesellschaftspla-
nung, die eng mit der Gleichstellungspolitik der SED verbunden war. Be -
reits ab Mitte der 1960er Jahre wurde diese institutionell verankert. Das 
Zentrum für interdisziplinäre Frauenforschung (ZiF) an der Humboldt-
Universität entstand in der Umbruchphase um 1989/90 und markierte einen 
Wendepunkt in der DDR-Frauenforschung. Es fungierte als Netzwerk für 
Wissenschaftlerinnen verschiedener Disziplinen und zielte darauf ab, Frauen- 
und Geschlechterforschung ö�entlich sichtbar zu machen. Andererseits ope-
rierten oppositionelle ostdeutsche Frauengruppen außerhalb dieser Struk-
turen und entwickelten eigene Wissenspraktiken. Auch wenn sie das Label 
„Feminismus“ ablehnten, zeigen sich Parallelen zur westdeutschen Frauenbe-
wegung. Die Gruppen nutzten kreative Methoden wie die Sammlung von 
Erfahrungsberichten und die Durchführung von Fragebogenaktionen, um 
�emen wie Gewalt gegen Frauen zu erforschen. Dabei schufen sie selbstbe-
stimmte Räume, in denen Wissen durch kollektive Erfahrungen und Solidari-
tät vermittelt wurde. Der Beitrag zeigt, dass die DDR-Frauenbewegung trotz 
staatlicher Kontrolle und ideologischer Begrenzungen innovative Ansätze der 
Wissensproduktion entwickelte und eigene Dynamiken hervorbrachte.

Damit decken die Beiträge ein breites Spektrum unterschiedlicher Akteu-
r:innen und Bewegungen ebenso ab wie unterschiedliche Perspektiven auf 
die Bedeutung von Wissen. Wir ho�en, dass sie sowohl für sich als auch in 
Beziehung zueinander die bisherige Forschung zur Wissensgeschichte sozialer 
Bewegungen fruchtbar ergänzen und damit sowohl mit Blick auf die Bewe-
gungsforschung wie hinsichtlich einer allgemeinen Wissensgeschichte seit den 
1970er Jahren weitere Diskussionen im Fach anregen können.
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Gegenwissen in der Vielfalt des Bewegungswissens 
der 1970er und 1980er Jahre

In der Vielfalt der Bewegungen, Teilbewegungen und Strömungen der 
1970er und 1980er Jahre kann man leicht den Überblick verlieren. Präsent 
sind uns heute noch die Antiatombewegung, die Frauenbewegung und nicht 
zuletzt die Umweltbewegung. Es handelte sich um Entwicklungen, die in 
der Bundesrepublik und in anderen westlichen Industriestaaten seit Ende der 
1960er Jahre in Erscheinung traten und als Neue Soziale Bewegungen (NSB) 
zusammengefasst werden.1 Der Zusammenhalt dieser Bewegungen stellte 
sich insbesondere über ein „linksalternatives Milieu“ her, dessen Mitglie-
der ähnliche Mentalitäten und Lebensformen teilten.2 In der Breite gingen 
die Bewegungen aber über dieses Milieu hinaus und waren auch politisch 
nicht unbedingt auf einen Nenner zu bringen.3 Wissenschaft und Technik, 
genauer: die Kritik an diesen spielten innerhalb der NSB, so die �ese dieses 
Beitrags, eine konstitutive Rolle. Man könnte deshalb auch von Bewegungen 
der Wissenskrise und der Wissensalternativen sprechen. Umso verwunder-
licher ist es, dass die Geschichtsschreibung dem Gegen- und Alternativwis-
sen der NSB bislang wenig Beachtung geschenkt hat. Höchste Zeit also, das 
Wissen der NSB und deren Beziehung zu den Wissenschaften genauer unter 

1 Dieter Rucht, Linksalternatives Milieu und Neue Soziale Bewegungen in den 
1970er Jahren in der Bundesrepublik: Selbstverständnis und gesellschaftlicher 
Kontext, in: Cordia Baumann/Sebastian Gehrig/Nicolas Büchse (Hrsg.), Links-
alternative Milieus und Neue Soziale Bewegungen in den 1970er Jahren, Heidel-
berg 2011, S. 35–59; Susanne Schregel, Introduction. Social Movements, Protest, 
and Academic Knowledge Formation. Interactions since the 1960s, in: Moving the 
Social 60 (2018), S. 5–26, doi.org/10.13154/mts.60.2018.5-26.

2 Rucht, Milieu; Sven Reichardt/Detlef Siegfried, Das Alternative Milieu. Kontu-
ren einer Lebensform, in: dies. (Hrsg.), Das alternative Milieu. Antibürgerlicher 
Lebensstil und linke Politik in der Bundesrepublik Deutschland und Europa 1968–
1983, Göttingen 2010, S. 9–25.

3 Roland Roth/Dieter Rucht, Einleitung, in: dies. (Hrsg.), Die sozialen Bewegungen 
in Deutschland seit 1945, Frankfurt a. M. 2008, S. 9–36, hier S. 23 f.; Silke Mende, 
„Nicht rechts, nicht links, sondern vorn“. Eine Geschichte der Gründungsgrünen, 
München 2011, S. 39–44; Nils Güttler, Nach der Natur. Umwelt und Geschichte 
am Frankfurter Flughafen, Göttingen 2023, 275 f.
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die Lupe zu nehmen,4 nicht zuletzt vor dem Hintergrund heutiger Wissen-
schaftsskepsis.

Einige grundsätzliche Überlegungen sollen im Folgenden zunächst das 
schillernde und vielschichtige Verhältnis von NSB und Wissen(schaft) entwirren 
und notwendige Unterscheidungen tre�en. Aus Gründen der Kürze ist hier all-
gemein von den Wissenschaften die Rede, auch wenn eine genaue Betrachtung 
sicher di�erenzieren müsste. Natur-, Umwelt-, Ingenieurswissenschaften, Geis-
tes- und Sozialwissenschaften hatten in dem Geschehen ihre eigenen Rollen als 
Adressaten oder Akteure der Kritik. Der anschließende Abschnitt widmet sich 
am Beispiel der Umweltbewegung in der Bundesrepublik den Organisationen, 
Vereinen und Zusammenschlüssen als den Hauptorten der Wissensarbeit der 
NSB. Jene im Zeichen des Gegenwissens stehenden Institutionen waren für die 
NSB auch deshalb essenziell, als sie eine Orientierungsfunktion nach innen 
erfüllten und eine Sprecherrolle nach außen einnahmen. Im Anschluss geht es 
darum, sich eine Vorstellung von der spannungsreichen Beziehung der NSB zur 
institutionalisierten Wissenschaft zu machen. Deutlich wird, dass diese Bezie-
hung unterschiedliche Formen annahm, die intern auch schnell mal umstritten 
waren, die insgesamt aber von einer großen Nähe der NSB zur Wissenschaft 
zeugen, einer Orientierung an Wissenschaftlichkeit und weniger von Wissen-
schaftsverdruss. Der vierte Abschnitt widmet sich ausführlich wichtigen Merk-
malen dieser Beziehung: der Wissenschafts- und Technikkritik zum einen und 
alternativen Wissens- und Wissenschaftsbegri�en zum anderen. Angedeutet 
werden kann bei alldem nur, dass es sich lohnt, die NSB und ihr Hadern mit 
Wissenschaft und Technik im Zusammenhang allgemeiner gesellschaftlicher 
Veränderungen zu verstehen. Das Fazit schließlich benennt einige Punkte, die 
für die künftige Forschung wichtig sein könnten. 

Gegenwissen als Forschungsgegenstand

Wissen spielte in der Formation, den Zielen und der Praxis der NSB und 
des mit ihnen verbundenen linksalternativen Milieus eine zentrale Rolle. Die-
ses Wissen war keineswegs homogen. Sein Spektrum und seine Anwendung 
reichten so weit wie die Bewegungen und die Milieus selbst: von der Kritik an 

4 Die Herausgeberinnen dieses Bandes haben sich dieser Aufgabe verdienstvoller-
weise angenommen. Ihnen sowie dem Lektor Stefan Mörchen danke ich für sub-
stanzielle Verbesserungsvorschläge zu diesem Beitrag.
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Atomkraftwerken durch die Anti-AKW-Bewegung über die Messung von 
Schwefeldioxidemissionen im Straßenverkehr durch Aktivist:innen der Um   -
weltbewegung, die Entwicklung alternativer Methoden in der ökologischen Land-
baubewegung, von der Frauenbewegung formulierte Kritik an staatlichen Fami-
lienplanungsprogrammen, alternative Visionen der Anti-Psychiatrie-Bewegung 
zur Versorgung von Patient:innen, Anleitungen zum Bau von Komposttoi-
letten für die Landkommunen, die Beschäftigung der Gesundheitsbewegung 
mit Vollwerternährung bis zur Integration fernöstlicher Medizinpraktiken und 
Spiritualität von Kelten und indigenen Völkern in den eigenen Alltag.

In diesem weiten, fast unübersichtlichen Feld spielte die Auseinanderset-
zung mit Wissenschaft und Forschung eine wichtige Rolle. Die Unterschiede 
dabei waren aber groß. Zur besseren Übersicht lassen sich die verschiedenen 
Protagonisten, Aktivitäten und Wissensformen innerhalb der NSB in ihrem 
Verhältnis zur Wissenschaft auf einer Achse mit zwei Polen anordnen.5 An 
einem Pol �nden sich dann solche, die auf die eine oder andere Weise dem eta-
blierten Wissenschaftsbetrieb nahestanden und sich mit diesem auseinander-
setzten. Am anderen Pol �ndet man diejenigen, die sich vom Wissenschafts-
betrieb abwendeten und, entkoppelt vom wissenschaftlichen Diskurs, eigene, 
exzentrische Wege gingen. Zwischen diesen Polen existierten Übergänge ver-
schiedener Art. Von beiden Seiten her kann man sich dem Bewegungswis-
sen nähern: ausgehend vom letzteren Pol mit dem alternativen Milieu in sei-
nen mannigfaltigen, selbstermächtigenden und nicht selten idiosynkratischen 
oder radikal vernunftkritischen Erscheinungsformen oder ausgehend vom 
ersteren Pol mit Blick etwa auf die außeruniversitären Wissensorganisationen 
und ihre Protagonist:innen, die wahlweise als Stichwortgeber, Identi�kations-
�guren oder Sprecher:innen der Bewegungen fungierten. Dieser Beitrag ver-
folgt den zweiten Weg.

Welche Form der Wissenschaftsorientierung bzw. -ferne in den Neuen 
Sozialen Bewegungen verbreiteter und ein�ussreicher war, ist schwer zu be -
messen. Der Wissenschaftsbezug ist jedenfalls eine Charakteristik, über die 

5 Mit diesem Verhältnis ist weder ein Bezug auf Wissenschaftlichkeit als ahistori-
scher Norm noch ein sozial-konstruktivistisches Kontinuum von Interessens- und 
Motivlagen gemeint, sondern unterschiedliche Grade der Bezogenheit auf Wissen-
schaft in den Handlungen und im Diskurs der NSB. Zu anderen historiogra�schen 
Rastern siehe Schregel, Introduction; Max Stadler u. a. (Hrsg.), Gegen|Wissen, 
Zürich 2020; Sven Reichardt, Wissenspraktiken sozialer Bewegungen. Strategien 
ihrer Plausibilisierung am Beispiel der neuen Frauen- und Umweltbewegungen, in: 
�omas G. Kirsch/Christina Wald (Hrsg.), Vorläu�ge Gewissheiten. Plausibilität 
als soziokulturelle Praxis, Konstanz 2024, S. 197–221.
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man kaum hinwegsehen kann. Die Kritiker:innen der Atomtechnologie etwa 
legten eine physikalisch fundierte Kritik an den Zahlen der „Atomlobby“ vor.6

Umweltaktivist:innen nutzten Kenntnisse der P�anzenwissenschaft für die 
Kritik an der Luftverschmutzung.7 Informationen über die realen Zustände 
landwirtschaftlicher Praxis im globalen Süden sollten die Versprechen der 
Agrochemieindustrie entlarven.8 Die Anti-Psychiatrie-Bewegung stützte sich 
auf Erfahrungswissen und ärztliche Wissensquellen, um Medizin und Psychia-
trie zu kritisieren.9 Die Kritik an Familienplanungsprogrammen bezog sich 
auf die Historiogra�e der Bevölkerungswissenschaft und zielte nicht zuletzt 
auf Pharmaforschung und Forschungsprogramme der Demogra�e.10 Das 
Wissen, das in diesen Beispielen zum Einsatz kam, verdankte sich nicht zu -
letzt Wissenschaftler:innen, die sich als Teil einer „kritischen Wissenschaft“ 
verstanden, den NSB häu�g nahestanden und die in der Literatur heute als 
Wissenschaftsaktivist:innen �rmieren.11

Als Gegenwissen kann also jener Teil im Spektrum des Bewegungswis-
sens bezeichnet werden, der aus der Auseinandersetzung mit der etablierten 
Wissenschaft hervorging und für den der Wissenschaftsbezug zentral war. Für 
die Neuen Sozialen Bewegungen, wie sie sich seit den späten 1960er Jahren 
formierten, war das Gegenwissen besonders kennzeichnend. Und zwar ers-
tens als ein Wissen, das mit einer seitdem zu beobachtenden gesellschaftlichen 

6 Stefan Esselborn/Karin Zachmann, Evidence against the „Nuclear State“. Contest-
ing Technoscience through Gegenwissenschaft in the 1970s and 1980s, in: Karin 
Zachmann u. a. (Hrsg.), Evidence Contestation in Knowledge Societies, New York 
2023, S. 193–223.

7 Güttler, Natur, S. 318–323.
8 Sarah Ehlers, Appropriating Evidence. Scienti�c Criticism and Environmental 

Activism in the Global Pesticide Controversy during the 1970s and 1980s, in: 
Zachmann u. a. (Hrsg.), Evidence, S. 225–245, hier S. 231–235.

9 Dominik Christof, „Aus der Krankheit eine Wa�e machen“!? Zum Sozialistischen 
Patientenkollektiv als Vertreter der radikalen Psychiatriekritik der 1960/70er Jahre, 
München 2011.

10 Stevienna De Saille, Knowledge as Resistance. �e Feminist International Network 
of Resistance to Reproductive and Genetic Engineering, London 2017.

11 Zur Figur des „Wissenschaftsaktivisten“ siehe den Beitrag von Christo�er Leber 
und Cora Stuhrmann in diesem Band. Siehe auch in Auswahl David J. Hess, Alter-
native Pathways in Science and Industry. Activism, Innovation, and the Environ-
ment in an Era of Globalization, Cambridge (MA) 2007; Pascal Germann/Lukas 
Held/Monika Wulz, Scienti�c Political Activism. Eine Annäherung an das Ver-
hältnis von Wissenschaft und politischem Engagement seit den 1960er Jahren, in: 
NTM. Zeitschrift für Geschichte der Wissenschaften, Technik und Medizin 30 
(2022) 4, S. 435–444.
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Ö�nung von Wissenschaft zeitlich zusammenging oder jene sogar mit antrieb. 
Der Soziologe Ulrich Beck, der in den 1980er Jahren mit seinen Zeitdiagno-
sen Aufmerksamkeit erregte, bezog sich u. a. genau auf diese neue Durch-
lässigkeit im Verhältnis von Wissenschaft und Ö�entlichkeit. Die von den 
„Gegenexperten“ der Alternativbewegungen wirkmächtig vorgetragene Kri-
tik sei ein wesentlicher Motor dieses Wandels, den Beck auch als „re�exive 
Modernisierung“ im Verhältnis von Wissenschaft, Ö�entlichkeit und Politik 
beschrieb.12 Die Nachwirkungen dieser Ö�nung reichen bis in unsere Tage 
und bestimmen unter den Stichworten der Demokratisierung, Partizipation 
und Medialisierung der Wissenschaften fachliche, gesellschaftliche und poli-
tische Diskussionen.13

Zweitens ist zu beachten, dass es in dem Spannungsverhältnis zwischen 
Wissenschaft und NSB vielfach um Grundsätzliches ging. Denn Ausgangs-
punkt für die grassierende Wissenschafts- und Technikkritik war häu�g die 
Einschätzung, dass die institutionalisierte Wissenschaft den wachsenden 
Risiken und Gefahren des technischen Fortschritts nichts entgegenzusetzen 
habe oder gar selbst dafür verantwortlich sei. Diese grundsätzliche Skepsis 
gegenüber der wissenschaftlich-technischen Welt ging drittens mit Visionen 
gesellschaftlicher Veränderung einher, die nicht zuletzt eine veränderte gesell-
schaftliche Rolle und Funktionsweise von Wissenschaft und Technik bein-
halteten und die die gesellschaftliche Verantwortung, Situiertheit und Kon-
textualität von Wissen betonten. 

Dieser Dreiklang aus Wissenschafts-, Gesellschaftskritik und Alternativ-
modellen bildete den Grundton im Denken und Handeln der NSB und er -
klärt, warum die Auseinandersetzung mit der etablierten Wissenschaft und 
die Frage des Wissens für die NSB konstitutiv waren. Die konkreten Vor-
stellungen alternativer Wissenspraktiken und -inhalte gingen freilich ausei-
nander, und einiges, was dazu in den NSB erdacht und praktiziert wurde, 
hatte sich von den bestehenden Wissenschaften abgekoppelt.14 Man wird das 

12 Ulrich Beck, Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere Moderne, Frankfurt 
a.M. 1986, S. 71 u. 78.

13 Für Zeitdiagnosen aus Sicht der Wissenschaftsforschung siehe Nico Stehr, Wissens-
politik. Die Überwachung des Wissens, Frankfurt a. M. 2003; Peter Weingart, Die 
Stunde der Wahrheit. Zum Verhältnis der Wissenschaft zu Politik, Wirtschaft und 
Medien in der Wissensgesellschaft, Weilerswist 2005.

14 Mathias Grote u. a., Krise der Vernunft. Wildnis in uns, Hexen, Kelten, Andere 
Wirklichkeiten, Trance, Der Alm-Öi: in: Stadler u. a. (Hrsg.), Gegen|Wissen, 
S. III/1–25; Monika Wulz, Di�erenz. Intelligenz, Kulturen, Wissensverzicht, Eliten, 
Ökonomie, in: Stadler u. a. (Hrsg.), Gegen|Wissen, S. II/63–95, hier S. II/76–81.
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�ema aber verfehlen, wenn man eine fundamentale Grenze zwischen Wis-
senschaft und Bewegungswissen zu ziehen versucht. Die historischen Bege-
benheiten fordern uns vielmehr heraus, die Wissensansprüche der zivilgesell-
schaftlichen Akteur:innen jener Jahre ernst zu nehmen. 

Um das mannigfaltige Verhältnis zwischen Wissenschaft und Bewegun-
gen auszuloten, sollten verschiedene Betrachtungsebenen di�erenziert wer-
den: 1. die soziale und politische Organisation, innerhalb der das Bewegungs-
wissen als Gegenwissen in Erscheinung trat, 2. Anspruch, Formen und Praxis 
des Wissens selbst und zwar 3. im nüchternen Vergleich mit dem Wissen-
schaftsbetrieb als historisches und nicht idealisiertes Gegenüber. 

Es scheint wichtig, Letzteres zu betonen. Denn vor dem Hintergrund 
der heutigen Wissenschaftsskepsis und der Frage, wie dieser zu begegnen ist, 
mag es verführerisch sein, den antiwissenschaftlichen Sündenfall bis zu den 
NSB zurückzuverfolgen. Dass Verbindungslinien zwischen der vergangenen 
und jüngsten Impfkritik bestehen, ist mehr als plausibel. Dies gibt zu den-
ken, aber allgemeine Aussagen über das Bewegungs- und Gegenwissen der 
NSB begründen solche Beobachtungen nicht. Solche Fehlschlüsse werden 
noch befördert, wenn die NSB an ahistorischen, idealen Maßstäben von Wis-
senschaft und Wissenschaftlichkeit gemessen werden. Die Wissenschaftsfor-
schung hat dagegen in den letzten Jahrzehnten eindringlich die Historizität 
der Wissenschaften, ihrer Ansprüche und Grundlagen herausgearbeitet. Die 
von der Wissenschaftstheorie lange behauptete „klare Eingrenzung von Wis-
senschaft hinsichtlich ihrer Gegenstände und Bedingungen, Methoden und 
Konsequenzen“ entspricht demnach der historischen Variabilität von Wis-
senskulturen, Erkenntnisprozessen und wissenschaftlichen Normen nicht.15

Die institutionalisierte Wissenschaft stellt sich vielmehr als ein sehr profaner 
gesellschaftlicher Teilbereich dar, der immer auch politischen, ökonomischen 
und kulturellen Ein�üssen unterlag.

Ebenso verfehlt wäre es indes, Anspruch und Wirklichkeit der NSB der 
etablierten Wissenschaft gleichzustellen, wie es die zeitgenössische Rede von 
„Alternativwissenschaft“ oder „Gegenwissenschaft“ insinuierte. Zwar ließen 
sich viele Institutionen und Projekte der NSB umstandslos als Wissenschaft 
deklarieren, wenn man die Ernsthaftigkeit ihres Anspruchs zum Maßstab 
nimmt. Historiogra�sch erscheint es jedoch sinnvoll, die trotz aller Bezüge 

15 Michael Hagner, Bye-bye science, welcome pseudoscience? Re�exionen über einen 
beschädigten Status, in: Dirk Rupnow u. a. (Hrsg.), Pseudowissenschaft. Konzep-
tionen von Nichtwissenschaftlichkeit in der Wissenschaftsgeschichte, Frankfurt 
a.M. 2008, S. 21–50, hier S. 31–33.
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und Austauschbeziehungen weiterbestehenden Unterschiede und Grenzen 
nicht zu verwischen. Nicht so sehr wegen des Umstands, dass die NSB als 
politische, zivilgesellschaftliche Zusammenschlüsse zuallererst politische, kul-
turelle oder auch wirtschaftliche Zielsetzungen verfolgten. Denn zu den viel-
leicht ernüchternden Einsichten der Wissenschaftsforschung gehört es, dass 
Interesse und Erkenntnis selbst bei der sogenannten Grundlagenforschung 
häu�ger ineinandergreifen, als wissenschaftlicher Anspruch und Anschein 
Glauben machen.16 Einen Unterschied zwischen Gegenwissen und Wissen-
schaft sollte man dagegen nicht unterschätzen, nämlich die unterschiedlichen 
materiellen Bedingungen und Möglichkeiten. In Ausstattung und Finanzie-
rung standen die NSB den institutionalisierten Wissenschaften grundsätzlich 
weit nach, mit weitreichenden Folgen für die Ausprägung der Wissensarbeit 
in den NSB. 

Zusammengenommen, liegt es nahe, die institutionalisierten Wissen-
schaften und die Institutionen des Gegenwissens in den NSB als getrennte, 
aber eben in Relation zueinanderstehende gesellschaftliche Bereiche und Un -
ternehmungen mit Tendenzen zur Verbindung wie auch zum Entkoppeln zu 
untersuchen. 

Institutionen gegenwissenschaftlichen Wissens

Der Blick in ein bewegungsinternes Kompendium reicht, um einen Eindruck 
davon zu gewinnen, wie sehr die �emen der NSB von Wissensfragen durch-
drungen waren. In dem 1975 erschienenen „Alternativkatalog“ �ndet sich 
wohl kaum ein Kapitel, das nicht vor Informationen und Praxistipps strotzt. 
Und kaum ein Lebensaspekt blieb ausgespart. Von Körper und Bewusstsein 
über Erziehung, Bildung, Gemeinschaft, Wohnen, Arbeiten und Mitbestim-
men, Landbau, Hausbau, Transport, Energie, Recycling bis zur politischen 
Selbstvergewisserung reichten das �emenspektrum und die damit verbun-
dene immense Aufgabe.17 Denn, so wird deutlich, die moderne, durch In -
dustrie- und Konsumgesellschaft entfremdete Lebensweise sollte einer umfas-
senden Revision unterzogen werden. Das Knowhow dazu, wie es etwa in 

16 Siehe u. a. Weingart, Stunde, S. 178–200.
17 Dezentrale (Hrsg.): Alternativkatalog 1. Hausbau, Gemeinschaften, Kommunika-

tion, Transport, Recycling, 5. Au�., Scha�hausen 1978. Siehe zu verschiedenen 
Aspekten auch Sven Reichardt, Authentizität und Gemeinschaft. Linksalternatives 
Leben in den siebziger und frühen achtziger Jahren, Berlin 2014.
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Form solcher Kompendien kursierte, speiste sich nicht aus einer einzigen 
Quelle, sondern gründete in der Arbeit einer schier nicht überschaubaren An -
zahl alternativer Gruppen, Vereine und Unternehmungen. Diese Zusammen-
schlüsse, die sich die Produktion und Verbreitung von Wissensinhalten zur 
Aufgabe machten, eignen sich aus verschiedenen Gründen als Startpunkt, 
um das Bewegungswissen und sein Verhältnis zu Wissenschaft und Technik 
zu erkunden. Als Organisationen lassen sie sich klar abgrenzen. Einige da -
von avancierten zu Flaggschi�en der NSB, die die institutionalisierte Wissen-
schaft und Technik direkt herausforderten. Ihre Spuren lassen sich zum Teil 
bis in die Wissenschaften hinein zurückverfolgen.

Historisch kann man etwa bei den Studierendenprotesten der 1960er Jahre 
ansetzen. Die Politisierung, die die Hochschulen in dieser Zeit aufmischte, ruft 
in Erinnerung, dass die Wissenschaft selbst keinen homogenen Block darstellte. 
Angehörige des Wissenschaftsbetriebs entwickelten sich im Namen hehrer 
gesellschaftspolitischer Ziele zum Stachel im eigenen Fleisch. Mit der Veranstal-
tung sogenannter Kritischer Unis suchten sie den Brückenschlag auch über den 
Rand des akademischen Betriebs hinaus.18 Prominente Zusammenschlüsse von 
Wissenschaftler:innen, wie die Vereinigung deutscher Wissenschaftler (VDW) 
und der Bund demokratischer Wissenschaftler (BdWi), wirkten personell und 
inhaltlich in die aufkommenden NSB hinein.19 Fast noch wichtiger erschei-
nen kleinere Initiativen, die etwa, wie die Hochschulgruppe Umweltschutz der 
Fachschaft Chemie an der Universität Freiburg, die ersten Atomproteste der 
Bundesrepublik mit Fachwissen instruierten.20

Das Spektrum der Wissensinstitutionen, das sich mit den NSB ausprägte, 
war breit. Bildungsarbeit spielte darin eine prominente Rolle. Der Sozialwis-
senschaftler Wolfgang Beer stellte in einer 1983 verö�entlichten Studie zu 
selbstorganisierten Lernprojekten fest: „Die politische Arbeit sozialer Bewe-
gungen wie der Friedens-, Ökologie- und Dritte-Welt-Bewegung ist, das hat 
die Entwicklung der letzten rund acht Jahre gezeigt, ohne die Herausbildung 

18 Nils Güttler u. a., Protest. Plattformen, Gegen-Institute, andere Archive, Netz-
werke, in: Stadler u. a. (Hrsg.), Gegen|Wissen, S. IV/1–24, hier S. IV/2 f.

19 Paul Schäfer, BdWi und Friedensbewegung, in: Bund demokratischer Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler (BdWi) (Hrsg.), Gegen den Strom schwim-
men. 50 Jahre BdWi, Marburg 2018, S. 38–41; Güttler u. a., Protest, S. IV/1; 
Carola Sachse, Wissenschaft und Diplomatie. Die Max-Planck-Gesellschaft im 
Feld der internationalen Politik, Göttingen 2023, S. 404–461.

20 Nils Güttler u. a., Bewusstsein. Verhalten ändern, Vernunft von unten, Bewusste 
Ernährung, MutterMaschine, in: Stadler u. a. (Hrsg.), Gegen|Wissen, S. I/25–42, 
hier S. IV/30.
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eigenständiger, von den traditionellen Bildungsträgern und -einrichtungen 
unabhängigen Formen organisierten Lernens nicht möglich.“21 Beispiele für 
solche Projekte sind die Station Umwelterziehung im Wesermarsch-Örtchen 
I�ens, die Bildungs- und Begegnungsstätte für gewaltfreie Aktion in Wustrow, 
die Schule für lebensnotwendige Alternativen in Trebel, das Energie- und Um -
weltzentrum am Deister e.V. in Springe-Eldagsen, die Walduniversität Start-
bahn West Frankfurt am Main, der Verein zur Förderung der Ökologie im 
Bildungsbereich e.V. in Rimbach, der Verein für Friedenspädagogik Tübin-
gen e. V. oder die Volkshochschule Wyhler Wald in Weisweil.22 Die geogra-
�sch abgelegenen Standorte bezeugen bereits die dezentrale Organisation und 
die Bedeutung regionaler Bezüge solcher bewegungswissenschaftlicher In -
stitutionen.23 Die Volkshochschule Wyhler Wald (VHS Wyhl) gehörte zu -
gleich zu den frühesten Initiativen. Die Protestierenden, die den Bauplatz 
des geplanten Kernkraftwerks (KKW) Wyhl im Frühjahr 1975 besetzten, er -
kannten schnell, dass sie sich ihre eigenen Wissensstrukturen in der Ausein-
andersetzung mit Politik und Wirtschaft scha�en mussten, „dass wir“, wie 
sich ein Gründungsmitglied der VHS Wyhl erinnerte, „nicht nur stark sind, 
wenn wir zusammenhalten, sondern auch, wenn wir genau Bescheid wissen. 
Und um dieses Wissen über KKW nicht einzelnen Experten zu überlassen, 
haben wir die VHS Wyhler Wald gegründet.“24 Der Bewegungsforscher Beer 
verglich diese Aktivitäten innerhalb der NSB mit der fast 100-jährigen Tra-
dition der Arbeiterbildung als „bewußte und entschiedene Alternative zum 
herrschenden bürgerlichen Bildungssystem“.25

Ab Mitte der 1970er Jahre traten Gruppen, Vereine und Unternehmun-
gen in Erscheinung, die die Wissensarbeit zu professionalisieren suchten, nicht 
zuletzt aufgrund der Erfahrungen der Bürgerinitiativen. Dazu seien einige Bei-
spiele aus der Umweltbewegung genannt. Ausschlaggebend für die Gründung 
des Öko-Instituts etwa waren die Genehmigungsverfahren und Gerichts-
prozesse, in denen sich die Bürger:innen gegen das geplante Atomkraftwerk 

21 Wolfgang Beer, Frieden – Ökologie – Gerechtigkeit. Selbstorganisierte Lernpro-
jekte in der Friedens- und Ökologiebewegung, Opladen 1983, S. 20.

22 Ebenda, S. 21–27.
23 Nils Güttler, „Hungry for Knowledge“: Towards a Meso-History of the Environ-

mental Sciences, Berichte zur Wissenschaftsgeschichte 42 (2019), S. 235–258, 
doi.org/10.1002/bewi.201900013.

24 Zitiert in Axel Mayer, Politisches Lernen und politische Sozialisation. Dargestellt 
am Beispiel der Badisch-Elsässischen Bürgerinitiativen. Diplomarbeit, Freiburg 
1982, S. 30.

25 Beer, Frieden, S. 25.
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Wyhl – letztlich erfolgreich – zur Wehr setzten.26 Denn dort sahen sie sich 
mit der geballten Expertise von Industrie und Verwaltung konfrontiert. Die 
Anwälte der Antiatomkraftbewegung erkannten, dass dringend unabhängige 
wissenschaftliche Beratung und fundierte Gutachten nötig waren, wenn die 
Bürgerinitiativen auf Dauer Erfolg haben wollten. Das Freiburger Öko-Institut 
gehörte zu den ersten Einrichtungen, die ohne staatliche Finanzierung außer-
halb akademischer Strukturen eine alternative Wissenschaftsszene etablier-
ten. Der damalige Geschäftsführer sah in dieser Entwicklung „ein ganz klares 
Kratzen am Monopol der etablierten Wissenschaft“.27 Als Vorbilder dienten 
zwei US-amerikanische Zusammenschlüsse: die im Jahr 1969 gegründete Um -
weltorganisation Friends of the Earth, mit der das Öko-Institut von Anfang an 
enge Kontakte p�egte, und das von Jurist:innen und Naturwissenschaftler:in-
nen gegründete Natural Resource Defence Council.28 In selbstverständlicher 
Weise verstand sich das Öko-Institut als „eine Vereinigung besorgter Wissen-
schaftler und Bürger“.29 Der implizierte Brückenschlag zwischen Wissenschaft 
und Zivilgesellschaft manifestierte sich umgekehrt auch darin, dass zwei Juris-
t:innen, ein Landschaftsplaner, eine Biologin, ein Chemiker und ein Diplom-
Ingenieur zum Mitarbeiterstamm gehörten.30 Akademiker:innen, die in tradi-
tionellen Forschungseinrichtungen aneckten oder unzufrieden waren, bot das 
Öko-Institut eine Alternative – wenn auch keine Karriere oder üppige Löhne.

In der Namensgebung kündigte sich der Anspruch häu�g schon an: Au -
ßeruniversitär organisierte „Institute“ forderten in den kommenden Jahren 
das monierte Monopol der Wissenschaften in zunehmender Anzahl heraus 
(Tab. 1). Gerade an der Schnittstelle zur Technik und den Umweltwissen-
schaften kam es zu einer „regelrechten Explosion“ an Einrichtungen.31 75 au -
ßeruniversitäre Forschungseinrichtungen organisierten sich bis 1987 allein in 
der Arbeitsgemeinschaft ökologischer Forschungsinstitute e.V. (AGÖF).32

26 Hier und nachfolgend siehe Esselborn/Zachmann, Evidence, S. 193–223.
27 Michael Sailer in Doris Knoblauch/Linda Mederake, Die Anfänge der nichtstaat-

lichen Umweltpolitikforschung und -beratung, in: Geschichte der Umweltpolitik-
beratung, 2014, https://geschichte-umweltpolitikberatung.org/info/schlaglichter-
und-meilensteine [5. 12.2019].

28 O.A., „Die Geschichte des Öko-Instituts“, http://zeitreise.oeko.de/ [7. 7. 2023].
29 Jochen Roose, Made by Öko-Institut. Wissenschaft in einer bewegten Umwelt, 

Freiburg im Breisgau 2002, S. 15–18, 46–50.
30 Sailer in Knoblauch/Mederake, Anfänge.
31 Hier und nachfolgend Güttler u. a., Protest, S. IV/10.
32 Hartmut Bossel/Wolfhart Dürrschmidt (Hrsg.), Ökologische Forschung. Wege zur 

verantworteten Wissenschaft, Karlsruhe 1981, S. 111–119.
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Tab. 1: Wissensstrukturen des Gegenwissens formieren sich. Unvollständige 
Aufstellung von Gruppen, Vereinen und Unternehmen aus den Bereichen 
der Umweltforschung und Technik in der Bundesrepublik, 1975 bis 1990.33

1975: Institut für angewandte Systemforschung und Prognose e.V. (ISP), 
Hannover

1975: Projekt kooperativer Lebensgemeinschaften (PROKOL), Berlin
1975: Stiftung Ökologischer Landbau (SÖL), Bad Kreuznach
1975: Stiftung Mittlere Technologie, Kaiserslautern
1977: Öko-Institut e.V., Freiburg 
1977: Gesellschaft für ökologische Forschung e. V., München
1977: Interdisziplinäre Arbeitsgruppe für angepaßte Technologie (AGAT), 

Kassel
1977: Interdisziplinäre Projektgruppe für angepaßte Technologie (IPAT), 

Berlin
1978: Institut für Energie- und Umweltforschung Heidelberg e.V. bzw. 

GmbH (ifeu)
1978: Umweltwissenschaftliche Institut e.V. (UWI), Stuttgart
1978: Institut für angewandte Umweltforschung, Katalyse Institut e. V., 

Köln
1981: Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewertung gGmbH 

(IZT), Berlin
1985: Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) mit mehreren 

Standorten
1986: Gen-ethisches Netzwerk e. V., Berlin
1987: Freiburger Institut für Umweltchemie e. V. (FIUC), Freiburg
1989: Institut für sozial-ökologische Forschung GmbH (ISOE), Frankfurt 

am Main
1990: Unabhängiges Institut für Umweltfragen e.V. (UfU), Berlin

Wenig wissen wir bislang über die Gründungsumstände, Arbeitsweisen, Un -
terschiede und Gemeinsamkeiten dieser Organisationen. So viel ist aber klar: 
Es wimmelte in ihnen von wissenschaftlichen Grenzgänger:innen. Das In -
stitut für angewandte Systemforschung und Prognose (ISP) etwa ging auf 

33 Zusammengestellt aus Stephan Bär/Werner Edelmann (Hrsg.), Alternative Tech-
nologie. Gebot der Stunde. Auswege aus den Sachzwängen unserer großtechnolo-
gischen Zivilisation, Berlin 1977, S. 180–182; Bossel/Dürrschmidt, Ökologische 
Forschung, S. 111–119.
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Eduard Pestel, Professor für Mechanik und Regelungstechnik an der Uni-
versität Hannover und Gründungsmitglied des Club of Rome, zurück.34 Eng 
auf den Club of Rome bezogen sich auch die Wissenschaftler:innen und Stu-
dent:innen der Universität Heidelberg, die sich mit ihrem ifeu-Institut außer-
halb ihrer akademischen Tätigkeit alternative Energiegewinnung, ökologische 
Systemanalyse, Vermeidung von Schadsto�emissionen sowie Abwasser- und 
Abfallbeseitigung zur Aufgabe machten.35 Impulse gingen auch von der Sys-
tem- und Zukunftsforschung aus, die sich in den 1960er Jahren inner- und 
außerhalb der Universitäten etabliert hatte.36 Zum Ausdruck kam dies etwa 
in der Person Robert Jungks, Gründer des Wiener Institut für Zukunftsfra-
gen, der sich in den 1970er Jahren ein�ussreich in der Umwelt- und Friedens-
bewegung engagierte.37 Aus einer Seminarveranstaltung mit Jungk ging das 
Projekt kooperativer Lebensgemeinschaften (PROKOL) hervor.38 Die PRO-
KOL-Gruppe gehörte zusammen mit der an der Gesamthochschule Kassel 
eingerichteten Arbeitsgruppe Angepaßte Technologie (AGAT) und der Inter-
disziplinäre Projektgruppe für angepaßte Technologie (IPAT) an der Techni-
schen Universität Berlin wohl „zu den wichtigsten Institutionalisierungen der 
Alternativ-Technik-Bewegung“ in der Bundesrepublik.39 Auch diese Grün-
dungen bewegten sich am Übergang von Universität und Bewegung. 

Ein schwieriges Verhältnis: Wissenschaft und Bewegung

Prä�xe wie „Alternativ-“ und „Gegen-“ waren in den NSB und im alternativen 
Milieu verbreitet, so auch in der Auseinandersetzung mit Wissenschaft und 
Technik.40 „Gegenforschung zum institutionalisierten Wissenschaftsbetrieb“, 

34 Elke Seefried, Zukünfte. Aufstieg und Krise der Zukunftsforschung 1945–1980, Ber-
lin 2015, S. 251–292; Achim Eberspächer, Das Projekt Futurologie. Über Zukunft 
und Fortschritt in der Bundesrepublik 1952–1982, Paderborn 2019, S. 285–297.

35 O.A., Das ifeu-Institut. Stationen einer Entwicklung, in: Mario Schmidt/Ulrich 
Höpfner (Hrsg.): 20 Jahre Ifeu-Institut. Engagement für die Umwelt zwischen Wis-
senschaft und Politik, Braunschweig 1998, S. 35–48, hier S. 37 f.

36 Seefried, Zukünfte.
37 Eberspächer, Projekt Futurologie.
38 Peter Doege, „Klein ist schön“. Neue Technikkritik als Kritik an der Großen Tech-

nik, in: Reinhold Reith/Dorothea Schmidt (Hrsg.), Kleine Betriebe – angepaßte 
Technologie? Ho�nungen, Erfahrungen und Ernüchterungen aus sozial- und tech-
nikhistorischer Sicht, Münster 2002, S. 123–138, hier S. 133.

39 Doege, Technikkritik, S. 134.
40 Güttler, Natur, S. 274 f.
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so fassten Szenemitglieder Anfang der 1980er Jahre zusammen, kritisiere den 
„Mißbrauch von Naturkräften“, befasse sich mit einem „alternativen Leitbild“ 
für Technik und Verantwortung in der Wissenschaft und erforsche vernach-
lässigte, „unliebsame“ �emen.41 Bezeichnungen wie Gegenforschung oder 
alternative Technik brachten die Kritik am Bestehenden zum Ausdruck, aber 
nicht unbedingt grundlegende Ablehnung. Zeitgenoss:inen, die sich mit dem 
Phänomen sozialwissenschaftlich auseinandersetzten, erkannten diese wich-
tige Unterscheidung und argumentierten, dass man die außeruniversitären 
Wissensansprüche der NSB nicht pauschal unter Verdacht stellen könne. Die 
Wissenschaftsforscherin Helga Nowotny, die die österreichische Debatte um 
die Atomkraft im Jahr 1979 beobachtete, attestierte den „kritischen Experten“ 
profundes Wissen und warnte, dass man den Bemühungen der Gegenbewe-
gungen nicht gerecht werde, wenn man sie als Anti- oder Pseudowissenschaft 
abtue.42 Die Beziehung zwischen den von ihr beobachteten „counter-move-
ments“ und den Wissenschaften beschrieb sie stattdessen als „�eld of con-
�ict“ im Sinne eines Wettbewerbs um den besseren Weg.43 Die NSB forderten 
mit anderen Worten demzufolge die institutionalisierten Wissenschaften mit 
deren eigenen Methoden und Ansprüchen von außen heraus.

Bezeichnend für das kon�iktträchtige Nahverhältnis von Wissenschaft 
und den NSB waren die Ansichten des Biologen Peter Starlinger, 1983 abge-
druckt in der Wechselwirkung, einem auf Wissenschaft und Technik spezia-
lisierten Szenemagazin.44 Der Universitätsprofessor engagierte sich prominent 

41 Redaktion Kölner Stadt-Revue, „Ich bin ein Gegner von Gegenforschung“. Inter-
view mit Peter Starlinger, in: Wechselwirkung 19 (1983), S. 55 f.

42 Helga Nowotny, Science and Its Critics. Re�ections on Anti-Science, in: dies./
Hilary Rose (Hrsg.), Counter-Movements in the Sciences. �e Sociology of the 
Alternatives to Big Science. Dordrecht 1979, S. 1–26, hier S. 9; Helga Nowotny, 
Kernenergie. Gefahr oder Notwendigkeit. Anatomie eines Kon�ikts, Frankfurt 
a.M. 1979, S. 110–112.

43 Nowotny, Kernenergie, S. 2 und 4. Zu ähnlichen Di�erenzierungen siehe Walter Holl-
stein, Die Gegengesellschaft. Alternative Lebensformen, Bonn 1979; Helga Nowotny, 
Experts and �eir Expertise. On the Changing Relationship Between Experts and 
�eir Public, in: Bulletin of Science, Technology & Society 1 (1981) 3, S. 235–241, 
doi.org/10.1177/027046768100100302; Dieter Rucht: Gegenö�entlichkeit und Ge -
genexperten. Zur Institutionalisierung des Widerspruchs in Politik und Recht, in: Zeit-
schrift für Rechtssoziologie 9 (1988), S. 290–305, doi.org/10.1515/zfrs-1988-0212.

44 Zur Wechselwirkung siehe Nils Güttler/Margarete Pratschke/Max Stadler, Before 
Critique Ran out of Steam. Die Zeitschrift „Wechselwirkung – Technik, Natur-
wissenschaft, Gesellschaft“, 1979–1989, in: Güttler/Pratschke/Stadler (Hrsg.), 
Wissen, ca. 1980, Zürich 2016, S. 15–33; zu Starlinger siehe Sachse, Wissenschaft, 
S. 445–447.
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in der Friedensbewegung, sein Verständnis für Aktivisten, wie etwa den 
Gründer des Öko-Instituts Günter Altner, war allerdings begrenzt: „Ich bin 
ein Gegner von Gegenforschung, Gegenwissenschaft usw. Wenn Herr Alt-
ner in seinem Öko-Institut mit richtigen Methoden über wichtige Probleme 
forscht, dann ist er Teil der Wissenschaft, ein wichtiger und ausgezeichne-
ter Teil. Das sehe ich nicht als gegen die Institutionen gerichtet an.“45 In der 
Perspektive des Universitätsprofessors war die Sache eindeutig. Die Selbst-
stilisierung der außeruniversitären Unternehmungen als „Gegenwissenschaft“ 
machte keinen Sinn. Starlinger überging dabei be�issentlich die Argumente 
der Wissensaktivist:innen. Nach deren Lesart war, wie unten ausgeführt wird, 
die Integrität der etablierten Wissenschaft etwa durch die „Ein�ußnahme 
politischer und �nanzieller Art“ beschädigt, mit der Folge, dass alternative 
Forschungsansätze aus den Hochschulen verdrängt würden.46 Folgerichtig 
musste die Einforderung von Qualitätsstandards durch die etablierte Wis-
senschaft auf sie wohlfeil wirken, standen die Möglichkeiten der selbstorgani-
sierten Bildungs-, Wissens- und Forschungseinrichtungen hinter den Bedin-
gungen der institutionalisierten, staatlich �nanzierten Wissenschaft doch 
unvergleichlich zurück. 

Mangel bestimmte weitgehend die außeruniversitäre Wissensarbeit. Viele 
Projekte basierten auf unbezahlter Arbeit, so etwa in den sogenannten Wissen-
schaftsläden, die sich vor allem an Hochschulstandorten gründeten, 16 im Jahr 
1984 zusammengenommen in der Bundesrepublik.47 Die Ausstattung bestand 
in erster Linie aus den Räumlichkeiten, häu�g umgenutzten Gewerberäumen 
in den städtischen Szenebezirken. Engagierte Bürger:innen, Studierende und 
Unimitarbeiter:innen fanden an diesen Tre�punkten in mehr oder weniger 
losen Gruppen zusammen, um Hilfesuchende zu beraten oder je nach Inte-
resse eigene Projekte zu verfolgen, etwa zu Problemen der Tiefkühlkost in einer 
Kindertagesstätte, zur Strahlenbelastung von Bildschirmen oder zu Sonnen-
kollektoren. Einige wenige Initiativen wurden durch Bewegungsstrukturen 
alimentiert, darunter das Umweltwissenschaftliche Institut (UWI) in Stutt-
gart vom Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU).48 Manche 

45 Redaktion Kölner Stadt-Revue, Gegner, S. 56.
46 Ebenda.
47 Hier und nachfolgend Stadler, Läden. Stadt kaputt, Mehringhof, Role Models, 

Wissenschaftsläden, Stagnation, in: Stadler u. a. (Hrsg.), Gegen|Wissen, S. I/43–66, 
hier S. I/55–61.

48 O.A., Tüftler im Grünen, in: Der Spiegel, Nr. 36, 31.8.1980, S. 225–229, hier 
S. 225.
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�nanzierten sich über Mitglieds- und Förderbeiträge wie das Freiburger 
Öko-Institut;  49 manche über Aufträge und Beratungsverträge im alternati-
ven Nischenmarkt oder auch über staatliche Fördergelder, so das Heidelberger 
ifeu.50 Andere wiederum versuchten, sich auf dem Markt in Konkurrenz zur 
konventionellen Wirtschaft und Industrie zu behaupten; die Arbeitsgemein-
schaft Ökologischer Forschungsinstitute (AGÖF) fungierte als Interessenver-
tretung.51

Einige dieser Finanzierungsmodelle stießen innerhalb der NSB auf Kri-
tik. „Staatsknete“ anzunehmen oder sich auf „Kapitalinteressen“ einzulassen, 
galt vielfach als verpönt.52 Generell nährte die Frage, wie weit sich alternative 
Wissenschaft und Technik mit den etablierten Institutionen gemein machen 
durften, einen internen Dauerkon�ikt, der daran erinnert, dass die NSB 
alles anderes als homogen waren. Graswurzelbewegte, die sich mit Bottom-
up-Strategien die Unabhängigkeit vom bestehenden „System“ zu bewahren 
versuchten, saßen da schnell mal mit Bewegungsvertreter:innen, die keine 
Scheu vor der Zusammenarbeit mit etablierter Politik und Wirtschaft hat-
ten, an einem Tisch. Ein Beispiel dafür ist die Stiftung ökologischer Land-
bau (SÖL), Vorreiterorganisation des ökologischen Landbaus in der Bundes-
republik. Der Industrielle Karl Werner Kie�er beschreibt im „Öko-Tagebuch 
eines Managers“ seinen und den Weg seiner Frau Daggi von Atomprotesten 
und Kritik an Großtechnologien in die Umweltbewegung.53 In der mit eige-
nem Vermögen im Jahr 1976 gegründeten SÖL brachte das Industriellenehe-
paar Wissenschaftler, Aktivisten der Umwelt- und Ökobewegung und arri-
vierte Politiker, wie etwa den ehemaligen EU-Kommissar Sicco Mansholt, 

49 Roose, Öko-Institut.
50 Mario Schmidt, Über die Schwierigkeit ökologisch zu forschen, in: Schmidt/Höpf-

ner (Hrsg.), 20 Jahre Ifeu-Institut, S. 49–58, hier S, 38 f.
51 Schmidt, Schwierigkeit, S. 40; Max Stadler, Unternehmer. Herbst des Unter-

nehmens, Gründerzeit, BIG, Junge Tüftler, Herrscher, in: Stadler u. a. (Hrsg.), 
Gegen|Wissen, S. I/67–92, hier S. I/81–86; Mathias Grote/Anna Maria Schmidt/
Alexander von Schwerin, Biotopia. Bio-Technik, Visionen, Invention of tradi-
tion, Gentech goes BRD, Bio-Basteleien, in: Stadler u. a. (Hrsg.), Gegen|Wissen, 
S. II/41–60; Max Stadler, Gründerzeit. Hightech und Alternativen der Wissen-
schaft in West-Berlin, in: NTM 30 (2022), S. 599–632, doi:10.1007/s00048-022-
00352-9.

52 Beispielhaft vgl. Rainer Brämer, AGÖF am Scheideweg. Alternative Wissenschaft 
zwischen Staat und Basis, in: WechselWirkung 4 (1982), S. 49 f.; siehe ansonsten 
Güttler u. a., Protest, S. IV/10–11; siehe auch Stadler, Gründerzeit, S. 599–632; 
Esselborn/Zachmann, Evidence, S. 198 f.

53 Karl Werner Kie�er, Öko-Tagebuch eines Managers, Frankfurt a. M. 1982.
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zusammen.54 Das Beispiel verdeutlicht zugleich das politische Spektrum und 
mögliche Vereinbarkeiten jenseits klassischer Rechts-Links-Schemata, denn 
einige Stichwortgeber und Mitarbeiter der SÖL bekleideten als Wissenschaftler 
prominente Funktionen im Wissenschaftssystem oder vertraten konservative 
bis rechtsextreme Ansichten. Die Vorteile, die aus Verbindungen zur Politik 
und Wirtschaft für die Bewegungssache gezogen werden konnten, waren den-
jenigen, die solche Verbindungen kritisierten, natürlich verwehrt. Die prekä-
ren Umstände, unter denen der Wissenserwerb in den NSB organisiert wurde, 
resultierten demzufolge zum Teil aus der selbstgewählten Autonomie. Auch 
ein radikales Verständnis von alternativer Wissenschaft und Technik konnte 
einem Brückenschlag entgegenstehen. Umso mehr bestimmten dann Impro-
visation, Pragmatismus und Netzwerken die Wissensarbeit in den NSB.55

Wissenskrise und Theorie des Gegenwissens 

Ein von Bewegungs- und Umweltgeschichte nicht sonderlich beachteter Um -
stand ist, dass Wissenschafts- und Technikkritik zum Kern des gegenwissen-
schaftlichen Selbstverständnisses gehörten und die Absetzbewegung von der 
etablierten Wissenschaft maßgeblich kanalisierten. Den Kontext bildete eine 
Vertrauenskrise, die die Wissenschaft vor gut 50 Jahren erfasste – und nie ganz 
losgelassen hat. Diese Wissenskrise reihte sich in eine Serie von Krisenerschei-
nungen ein.56 Angesichts neuer Komplexitäten und „Unübersichtlichkeiten“ ver-
siegte der verbreitete Optimismus, der Staat könne, gestützt auf wissenschaft-
licher Expertise, gesellschaftliche Entwicklungen vorhersagen und planen.57

54 Hier und nachfolgend Alexander von Schwerin, Zeitlichkeit des Gegenwissens 
in der Ökologischen Landbau-Szene der Bundesrepublik (1970–1999), NTM 30 
(2022), S. 569–598, hier S. 575–577, doi:10.1007/s00048-022-00351-w.

55 Anna Maria Schmidt, „Der Staub von Archiven kann ein Pulverfass sein!“ Das 
Gen-Archiv, in: Jan-Hendryk de Boer (Hrsg.), Praxisformen. Zur kulturellen Logik 
von Zukunftshandeln, Frankfurt a. M. 2019, S. 106–117; Güttler u. a., Protest, 
S. IV/16–22; Eleyne Wenninger, Wissen und Gegenwissen. Die Gründung des 
Gen-ethischen Netzwerks im Zuge der Gentechnologiekritik in der Bundesrepublik 
Deutschland der 1980er Jahre. Masterarbeit, Universität Regensburg 2022.

56 Zu den gesellschaftlichen Krisenerscheinungen siehe Anselm Doering-Manteu�el/
Lutz Raphael, Nach dem Boom. Perspektiven auf die Zeitgeschichte seit 1970, Göt-
tingen 2008.

57 Bernd Faulenbach, Das sozialdemokratische Jahrzehnt. Von der Reformeupho-
rie zur Neuen Unübersichtlichkeit. Die SPD 1969–1982, Bonn 2011, S. 569–675; 
Seefried, Zukünfte, S. 452–455; Eberspächer, Projekt Futurologie, S. 342–344; 
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Hinzu kam eine verbreitete Technikskepsis.58 Verantwortlich für die grassie-
rende „Wissenschafts- und Technikkritik und -skepsis“ sei, so eine verbreitete 
Au�assung, das „Versagen der wissenschaftlichen-technischen Rationalität“ 
angesichts „wachsender Risiken und Zivilisationsgefährdungen“.59 Ganz in 
diesem Sinne verdeutlichte der Systemwissenschaftler und Öko-Institut-Vor-
stand Hartmut Bossel mit einem viele Punkte umfassenden „Sündenkatalog 
der etablierten Wissenschaft“, warum es unausweichlich war, neue Wege im 
Zweifel außerhalb von Universität & Co. einzuschlagen.60 „Die Forderung 
nach ‚alternativer‘ Wissenschaft ist eine Konsequenz radikaler Wissenschafts-
kritik“, resümierte auch der Sozialwissenschaftler Wolfgang van den Daele 
Ende der 1980er Jahre.61

Wissenschafts- und Technikkritik können in ihrer Bedeutung für die For-
mierung des Gegenwissens und der NSB insgesamt demnach also nicht unter-
schätzt werden. Dabei standen die NSB auf dem Boden eines mächtigen und 
schwer zu überblickenden Erbes. Denn die Kritik an der Wissenschaft – vor 
allem an den Naturwissenschaften – sowie an der technischen Entwicklung 
hatte nicht erst in den 1970er Jahren Hochkonjunktur. Schon die Studieren-
denbewegung und die „Neuen Linken“ hatten sich von dem altmarxistischen 
Fortschritts- und Technikoptimismus abgesetzt und gefordert, die politisch-
gesellschaftliche Kritik müsse mit der Kritik an den wissenschaftlichen In -
stitutionen, an der dort betriebenen Forschung oder allgemeiner noch an 
der naturwissenschaftlich-technischen Vernunft Hand in Hand gehen.62 Der 
1968 aus diesen Zusammenhängen heraus gegründete Bund demokrati-
scher Wissenschaftler (BdWi) ist ein Beispiel, an dem sich der Ein�uss dieser 

Ariane Leendertz, Der erschöpfte Staat. Eine andere Geschichte des Neoliberalis-
mus, Hamburg 2022, S. 111–152.

58 Peter Cornelius Mayer-Tasch, Die Flucht vor der Maschine? Zu den Motiven der 
Technikskepsis, in: Ernst Kistler/Dieter Jaufmann (Hrsg.), Mensch – Technik – 
Gesellschaft: Orientierungspunkte in der Technikakzeptanzdebatte, Wiesbaden 
1990, S. 227–236.

59 Beck, Risikogesellschaft, S. 71 u. 78.
60 Hartmut Bossel, „Kritische ökologische Forschung“ als Reaktion auf die „Etablierte 

Wissenschaft“, in: Bossel/Dürrschmidt (Hrsg.), Ökologische Forschung, S. 9–17, 
hier S. 10–14.

61 Wolfgang van den Daele, Der Traum von der „alternativen“ Wissenschaft, in: Zeit-
schrift für Soziologie 16 (1987), S. 403–418, hier S. 403, doi:10.1515/zfsoz-1987-
0601.

62 Nico Stehr, Arbeit, Eigentum und Wissen. Zur �eorie von Wissensgesellschaf-
ten, Frankfurt a.M. 1994, S. 441–446; Mende, Geschichte, S. 169–175; Christof, 
Krankheit.
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Traditionslinie auf die NSB der 1970er und 1980er Jahre unmittelbar fest-
machen lässt.63 Ein weiteres Beispiel sind die Arbeiten des Physikers und Tech-
nikphilosophen Gernot Böhme und das von dessen Darmstädter Forschungs-
gruppe entwickelte Konzept „sozialer Naturwissenschaft“.64 Auch in diesem 
Fall bildeten Kritik an der bestehenden Wissenschaft und ihren Institutionen 
den Ausgangspunkt für die Suche nach neuen Konzepten wissenschaftlicher 
Arbeit: „Die Kritik an der herrschenden Wissenschaft ist das Motiv für die 
Suche nach Alternativen“, so Böhme.65

Wissenschafts- und Technikkritik waren allerdings kein Alleinstellungs-
merkmal linker Fortschritts- und Gesellschaftskunde. Das Spektrum, das 
sich in den 1970er Jahren in der Welt der Bürger- und Basisinitiativen und 
der Neuen Sozialen Bewegungen tummelte, umschloss auch einen grün ge -
wendeten Konservatismus und ökologische Gemeinschaftsdenker mit Wur-
zeln in der „Konservativen Revolution“.66 Es mag auf den ersten Blick ver-
wundern, dass auch diese Milieus in die Kritik an Wissenschaft und Technik 
einstimmten. In der Geschichte fanden sich dafür aber einige Vorbilder. An -
knüpfungsmöglichkeiten bot etwa die von konservativen Philosophen und 
Soziologen geäußerte Befürchtung, der wissenschaftlich-technische Fort-
schritt verselbständige sich und bedrohe zentrale, zivilisatorische Errungen-
schaften.67 Außerhalb der Universität existierten ebenfalls Vorläufer, an die 
angeschlossen werden konnte. Denkgemeinschaften mit Verbindungen zur 
sogenannten Lebensreformbewegung der ersten Jahrzehnte des 20. Jahrhun-
derts hatten in Nischen außerhalb der etablierten Wissenschaften überdau-
ert und lieferten nun zentrale wissenschaftskritische Stichworte, darunter 
die anthroposophische Erkenntnistheorie und andere ganzheitliche Natur-
lehren.68 Als ein�ussreich erwiesen sich sogar Innovationen aus der Kern-
zone staatlich geförderter Wissenschaft, wie die Kybernetik, die dem „militä-
risch-industriellen Komplex“ entstammte und über Umwege im alternativen 

63 Paul Schäfer, BdWi und Friedensbewegung, in: BdWi (Hrsg.), Strom, S. 38–41.
64 Güttler, Natur, S. 376–382.
65 Gernot Böhme, Alternativen der Wissenschaft, Frankfurt a.M. 1980, S. 15.
66 Mende, Geschichte, S. 70–167.
67 Stehr, Arbeit, S. 420–450; Michael Hagner, Der Aufstieg und Fall der Kybernetik 

als Universalwissenschaft, in: Michael Hagner/Erich Hörl (Hrsg.), Die Transfor-
mation des Humanen. Beiträge zur Kulturgeschichte der Kybernetik, Frankfurt 
a.M. 2008, S. 38–71, hier S. 45–67.

68 Gunter Vogt, Entstehung und Entwicklung des ökologischen Landbaus im deutsch-
sprachigen Raum, Bad Dürkheim 2000; von Schwerin, Zeitlichkeit, S. 569–598.
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Denken anlangte.69 Schließlich formierte sich auch im Umfeld der Kirchen 
Kritik an den Lebensbedingungen im „technischen Zeitalter“, etwa in der 
durch protestantisches Verantwortungsethos geprägten Evangelischen Stu-
diengemeinschaft.70

Die Verbindung von Wissenschafts- und Technikkritik einerseits und 
teils moderater, teils radikaler Gesellschaftskritik andererseits scheint ein 
verbindendes Merkmal dieser unterschiedlichen Strömungen gewesen zu 
sein. Verbreitet war etwa die Diagnose, dass der wissenschaftlich-technische 
Fortschritt auf eine gesellschaftliche Totalität hinauslaufe, die das politische 
Handeln technischen Sachzwängen unterwerfe.71 Eine zivilisationskritische 
Grundhaltung und Distanz zur kulturellen Moderne bündelten sich in der 
Fortschrittskritik am sogenannten technisch-industriellen Zeitalter, in welchem 
sich die „zerstörerischen Potentiale wissenschaftlicher und technischer Ent-
wicklungen“ in besonderer Weise manifestierten.72 Die einhergehende Sorge, 
der Mensch entfremde sich in einer menschenfeindlichen Welt der Maschinen 
von sich selbst und der Natur, erinnerte nicht zufällig an die Jahre der Lebens-
reformbestrebungen.73

Solchen besorgniserregenden Diagnosen entsprang der Ruf nach Alter-
nativen. Die NSB arbeiteten sich nicht nur am Bestehenden ab. Der Wunsch 
nach Erneuerung war allerorten spürbar. Die alternativen Milieus wünsch-
ten sich gar den Aufbau alternativer Lebensformen, einer „alternativen Öko-
nomie“ oder „Gegenökonomie“.74 Gearbeitet wurde dabei auf allen Ebenen, 

69 Hagner, Aufstieg, S. 47–49, 66; als Vermittler ist insbesondere Frederic Vester zu 
nennen, siehe Joachim Radkau, Die Ära der Ökologie. Eine Weltgeschichte, Mün-
chen 2011, S. 229 f.; zu einem anderen Beispiel, der sogenannten Gaia-�eorie, 
siehe Jonathan Watts, �e Many Lives of James Lovelock. Science, Secrets and 
Gaia �eory, Edinburgh 2024.

70 Seefried, Zukünfte, S. 324–327. 
71 Stehr, Arbeit, S. 420–450; Hagner, Aufstieg, S. 61–65; Michael Schüring, „Beken-

nen gegen den Atomstaat“. Die evangelischen Kirchen in der Bundesrepublik 
Deutschland und die Kon�ikte um die Atomenergie 1970–1990, Göttingen 2015, 
S. 41–54.

72 Ariane Leendertz, Die pragmatische Wende. Die Max-Planck-Gesellschaft und die 
Sozialwissenschaften 1975–1985, Göttingen 2010, S. 18.

73 Schüring, Atomstaat, S. 42.
74 Reichardt, Authentizität, S. 319; Jana König, Aufbruch oder Rückzug?, in: Anina 

Falasca/Annette Maechtel/Heimo Lattner (Hrsg.), Wiedersehen in TUNIX! Ein 
Handbuch zur Berliner Projektekultur, Berlin 2018, S. 35–42; Alexander von 
Schwerin, Gegenwissen. Die Neuen Sozialen Bewegungen in der Bundesrepublik 
und die Grundlagen ihrer Wirkung, in: NTM 30 (2022), S. 529–540, hier S. 530–
533, doi:10.1007/s00048-022-00349-4.
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der �eorie und der Praxis. Der Wunsch, �eorie, Kritik und Wissen in eine 
alternative Praxis umzumünzen, verband diejenigen, die in den NSB zusam-
menkamen. Folgerichtig arbeiteten und experimentierten die NSB mit eige-
nen Entwürfen von Wissen und Wissenschaft. Wie das in �eorie und Pra-
xis genau aussah, ist über Einzelbeispiele hinaus weitgehend unerforscht und 
kann nur vorläu�g umrissen werden. 

Die Vorstellungen von Gegenwissenschaft unterschieden sich im Grad 
der Ausarbeitung und in der Stoßrichtung und boten nicht zuletzt jede Menge 
internen Kon�iktsto�.75 Der erwähnte Öko-Institut-Vorstand Bossel forderte, 
dass sich eine „kritische ökologische Forschung“ an den Grundsätzen wissen-
schaftlicher Arbeitsweise, Forschungsfreiheit, der Erhaltung des „ökologischen 
Gemeinwesens“ und „selbstverantworteter Partnerschaft“ orientieren müsse.76

In diesen durchaus repräsentativen Forderungen aus dem Maschinenraum des 
Gegenwissens hallte manche �eoriedebatte nach. Drei Aspekte standen in 
diesen Überlegungen heraus und bildeten so etwas wie das Reformziel und 
den legitimatorischen Rahmen, innerhalb dessen sich das Gegen- und Alter-
nativwissen in den NSB entfalten sollte  – drei Aspekte, die beträchtlichen 
Zündsto� aus Perspektive etablierter Wissenschaften enthielten:77

1. Alternative Wissenschaft müsse wertgeleitete, verantwortete und des-
halb auch stets problemorientierte Wissenschaft sein. Vor allem sollte die Ein-
�ussnahme von Partikularinteresse auf Wissenschaft und Technik überwun-
den und die gesellschaftliche Kontrolle über das Wissen erlangt werden.78

Gemeint war damit, die Erzeugung von Wissen nicht dem Monopol der 
Wissenschaft zu überlassen, sondern Wissen in Selbstinitiative, in gemein-
schaftlicher Arbeit und durch Bündelung von Erfahrung zu erschließen und 
zu erarbeiten. Dies erforderte veränderte Strukturen, die die Mitbestimmung 
der Bürger:innen über den Wissenserwerb ermöglichten.79 Zu denken war 
etwa an die erfahrungs- und experimentierfreudige Wissensarbeit in den er -
wähnten Wissenschaftsläden oder auch in den Landkommunen, die sich an 
Windkraftanlagen, Solarenergiesystemen und alternativen Bauweisen, kurz: 

75 Esselborn/Zachmann, Evidence, S. 197–204.
76 Bossel, Forschung, S. 15–17. 
77 Van den Daele, Traum, S. 403.
78 Vgl. Böhme, Alternativen, S. 17 f.; Ulrich Beck, Praxis als Forschung. Wer die 

Gesellschaft zum Labor macht, ö�net die Wissenschaft für die Mitbestimmung, 
Forschungsjournal Neue Soziale Bewegungen 3 (1990), S. 12–20.

79 Paul K. Feyerabend, Der wissenschaftstheoretische Realismus und die Autorität der 
Wissenschaften, Wiesbaden 1978, S. 364.
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an einer „menschlicheren und ökologischeren Technik“ versuchten.80 Der 
ehemalige Futurologe Jungk sah an der Peripherie der Normalgesellschaft be -
reits eine „experimentelle Gesellschaft“ im Entstehen, die durch kreative Pro-
jekte, Erfahrungsnetzwerke und einen konkurrierenden Erfahrungsraum zu 
den Wissenschaften geprägt war.81

2. Alternatives Wissen sollte die Harmonie von Mensch, Gesellschaft und 
Natur fördern, nicht die Herrschaft über die Natur. Maßstäbe wissenschaft-
licher Arbeit, wie Revidierbarkeit und Rückholbarkeit, müssten deshalb auch 
auf die Technikentwicklung angewendet werden.82 Als „Fehlerfreundlich-
keit“ benannte die Ökologin Christine von Weizsäcker dieses Prinzip.83 Ein 
für die gegenwissenschaftliche Praxis prägendes Leitbild war das der „sanf-
ten technischen Gesellschaft“, das Anfang der 1970er Jahre von der Wali-
sischen Landkommune Biotechnical Research and Development ausgehend 
schnell Verbreitung fand und demzufolge Technik „ökologisch eingepasst“, 
an Bedürfnissen und dem „Gedeihen anderer Lebewesen“ orientiert und nicht 
zuletzt von demokratischer Politik bestimmt sein müsse.84 Der Kriterienkata-
log, den die erwähnte PROKOL-Gruppe in Anlehnung an diese sanfte Vision 
entwickelte, war entsprechend lang: „Die technischen Produkte sind: behut-
sam, p�egend, sparsam, organisch, einfühlend, schonend, friedlich gegenüber 
der Natur; klein, überschaubar, reparierbar, billig, wiederverwendbar, dauer-
haft, sparsam, einfach und verständlich für den Benutzer; schöpferisch anre-
gend, überschaubar, erfüllend, befriedigend, freundlich und verständlich für 
den Hersteller.“85 Im gleichen Geiste erklärte die SÖL, dass die „Erkennt-
nisse einer neuen Naturbetrachtung“ es ermöglichten, alternative Techniken 
zu entwickeln, deren Prinzip es sei, mit der Natur zusammenzuarbeiten und 
die Gesetze der Natur zu beachten.86 Die Maßgabe der Naturnähe führte 
allerdings auch auf ein abschüssiges Feld, wie eine zeitgenössische Aufzählung 

80 Hollstein, Gegengesellschaft, S. 125; siehe etwa Robin Clarke, Building for Self-
Su�ciency, New York 1977. 

81 Robert Jungk, Der Jahrtausend-Mensch. Bericht aus den Werkstätten der neuen 
Gesellschaft, München 1973, S. 131.

82 Beck, Praxis, S. 16.
83 Sabine Rosenbladt, „Lob des Fehlers“. Interview mit Christine v. Weizsäcker, in: 

Sabine Rosenbladt (Hrsg.), Biotopia. Die genetische Revolution und ihre Folgen für 
Mensch, Tier und Umwelt, München 1988, S. 152–161.

84 Doege, Technikkritik, S. 132 f.; Alexander von Schwerin/Nils Güttler, Rückbesin-
nung. Sanftes Wissen, Urerfahrung, Heimat und Volk, in: Stadler u. a. (Hrsg.), 
Gegen|Wissen, S. V/46–58, hier S. IV/46 f.

85 Zitiert nach Doege, Technikkritik, S. 133.
86 Zitiert in von Schwerin, Zeitlichkeit, S. 582 f.
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ahnen lässt: „Im Erlebnis der neuen Natürlichkeit werden auch alte und ältere 
Erfahrungen wieder aktualisiert: der biologisch-dynamische Landbau der 
Anthroposophen, die biologische Landwirtschaft englischer und skandina-
vischer Experten, der Saatkalender, kosmisches Denken, der Ein�uß und die 
Bedeutung der Gestirne, Weisheiten der Naturvölker u. v. a.“87

3. Eine wertegeleitete und an Systemganzheiten orientierte Wissenschaft 
und Technik musste sich methodisch neu ausrichten. In starker Abgren-
zung zur so kritisierten reduktionistischen Aufsplitterung von Mensch und 
Natur im Methodenset der etablierten Wissenschaften forderten die NSB, 
die methodischen Grundlagen von Wissenschaft und Forschung selbst zu er -
neuern. Eine favorisierte Möglichkeit war die Integration geistes- und sozial-
wissenschaftlicher Ansätze in den Naturwissenschaften.88 Eine andere war die 
Anerkennung alternativer Erkenntnisquellen, wie Erfahrungs- und Alltags-
wissen. Die Lernprojekte der Friedens-, Ökologie- und Dritte-Welt-Bewegung 
verstanden Bildung und Lernen als einen „ganzheitlichen Vorgang“, der „die 
Trennungen zwischen Hand- und Kopfarbeit, zwischen ,Bildung‘ und ,Aktion‘ 
sowie zwischen ‚Gefühlen‘ und ,Verstand‘ zu überwinden trachtet“.89 Zum 
wirksamen Sprachrohr einer ökosystemisch ausgerichteten „Leitwissenschaft, 
welche den Menschen und die menschliche Gesellschaft fest und nachweis-
lich in das tatsächliche Netz planetarischer Beziehungen einbaut“, machte 
sich in Deutschland der Initiator und Mitbegründer der E.-F.-Schumacher-
Gesellschaft für Politische Ökologie Carl Amery.90

Die Wissenschaftsforschung, die nicht zufällig seit den 1970er Jahren als 
ein neues, vor allem sozialwissenschaftlich geprägtes Feld starken Zulauf er -
lebte, lieferte zu solchen Ansätzen einige Anregungen.91 Die eingangs erwähnte 
Wissenschaftsforscherin Helga Nowotny gehörte zu denjenigen, die die ka -
tegorische Grenze zwischen Wissenschaft und Gesellschaft, wissenschaft-
lichem und nicht-wissenschaftlichem Wissen in einer sozialen, konstruktiven, 

87 Hollstein, Gegengesellschaft, S. 129 f.
88 Güttler u. a., Protest, S. IV/10.
89 Beer, Frieden, S. 24 f., 180.
90 Carl Amery, Natur als Politik. Die ökologische Chance des Menschen, Reinbek 

1978; �omas Kirchho�, Von der Ökologie als Wissenschaft zur ökologischen Welt-
anschauung, in: Natur und Landschaft (2020), S. 390–396, doi:10.17433/9.2020. 
50153833.390-396.

91 Vgl. Bibliogra�e in Christoph Hubig/Wolfert von Rahden (Hrsg.), Konsequenzen 
kritischer Wissenschaftstheorie, Berlin 1978, S. 353–389; Philipp Felsch, Die Arbeit 
der Intellektuellen. Zur Vorgeschichte des Practical Turn, in: Güttler/Pratschke/
Stadler (Hrsg.), Wissen, S. 255–262; Güttler u. a., Protest, S. IV/7. 
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Praxis-kritischen Perspektive hinterfragten und viel Aufmerksamkeit mit die-
sem Projekt erregten.92 Besonders produktiv und vielfältig waren feministisch 
ausgerichtete Vorschläge und Ansätze aus dem Umfeld der Frauenbewegung 
und den globalen Befreiungsbewegungen.93

Ein zentraler Angri�spunkt der feministischen Vernunftkritik war das 
den westlich oder androzentrisch geprägten Wissenschaften zugrunde liegende 
hierarchische Subjekt-Objekt-Verhältnis. Zum einen brachte die theoretische 
Durchleuchtung dieses Verhältnisses die objektivierenden, verzerrenden und 
„positivistischen“ Tendenzen des herrschenden Wissenschaftsmodells zuta-
ge. Zum anderen suchte die empirische Wissenschaftsforschung, die soziale 
Situiertheit der vermeintlich objektiven, zeit- und ortlosen Produktion wis-
senschaftlichen Wissens systematisch zu entlarven. Vor dem Hintergrund der 
ihrem Nimbus beraubten Wissenschaften schien radikales Umdenken der 
einzig mögliche Ausweg. An die Stelle zurichtender Objektivierung müsse 
„Parteilichkeit“ und Empathie im Verhältnis zwischen Subjekt und Gegen-
stand der Untersuchung treten, forderte die Kölner Soziologin Maria Mies 
1978 in der ersten Ausgabe der Beiträge zur feministischen �eorie und Praxis.94

Dass Mies sich in der feministischen Bewegung selbst engagierte, war dem-
nach auch kein Widerspruch, sondern folgte aus dem feministisch überarbei-
teten Wissenschaftsverständnis. Darin war sie keine Ausnahme. Zahlreiche 
Verbindungen existierten zwischen einerseits der feministischen Bewegung 
oder auch marginalisierten Gruppen und andererseits den feministischen 
�eoretikerinnen, die mit ihren neuen Wissenschaftskonzepten den bewusst 
parteiischen Anspruch verfolgten, wissenschaftliche und politische Wege für 
Emanzipationsbestrebungen zu erö�nen und unterdrückten und unterreprä-
sentierten Standpunkten Geltung zu verscha�en.95

92 Nowotny, Science, S. 5–6; Weingart, Stunde, S. 20–232.
93 Barbara Orland/Mechthild Rössler, Women in Science – Gender and Science. An -

sätze feministischer Naturwissenschaftskritik im Überblick, in: Barbara Orland/
Elvira Scheich (Hrsg.), Das Geschlecht der Natur. Feministische Beiträge zur 
Geschichte und �eorie der Naturwissenschaften, Frankfurt a.M. 1995, S. 13–63; 
De Saille, Knowledge, S. 229–235.

94 Maria Mies, Methodische Postulate zur Frauenforschung, in: Beiträge zur femi-
nistischen �eorie und Praxis 1 (1978), S. 41–63; Katharina Hoppe/Frieder Vogel-
mann, Feministische Epistemologien. Genese, Grundlagen, Gegenwart, in: dies. 
(Hrsg.), Feministische Epistemologien, Berlin 2024, S. 7–51, hier S. 12–14.

95 Stephanie Bethmann, Feministische Methodologien. Erkenntnistheorie und Me -
thoden der Geschlechterforschung, in: Beate Kortendiek/Birgit Riegraf/Katja Sa -
bisch (Hrsg.), Handbuch interdisziplinäre Geschlechterforschung, Wiesbaden 2019, 
S. 489–498, hier S. 491 f.; Hoppe/Vogelmann, Epistemologien, S. 15–18.
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Fazit: Raus aus der Schmuddelecke

Wissen ist ein �ema, das man in der Beschäftigung mit den Neuen Sozialen 
Bewegungen der 1970er und 1980er Jahre kaum umgehen kann. Höchste 
Zeit also, das Bewegungswissen aus der Schmuddelecke zu befreien, in die 
es teilweise immer noch verbannt zu sein scheint. Nicht nur, dass damit eine 
Lücke in der historischen Forschung geschlossen werden kann. Ein geschärf-
ter historischer Blick hilft auch zu di�erenzieren, nicht zuletzt mit Blick auf 
den Vertrauenslust, mit dem sich die Wissenschaften unserer Tage (zum Teil) 
konfrontiert sehen.96 Denn unter Schlagwörtern verbergen sich schnell unter-
schiedliche Phänomene. Jemand, der den Klimawandel oder den Sinn von 
Impfungen rundweg bestreitet, bezieht einen Standpunkt außerhalb einer 
wissenschaftlich informierten Ö�entlichkeit. Die fortdauernde Kritik an der 
Atomenergie, am Fracking oder an der Biotechnologie kann sich hingegen 
auf wissenschaftlichen Widerspruch berufen. In ähnlicher Weise wird zu dif-
ferenzieren sein, wenn man die Neuen Sozialen Bewegungen und ihr Erbe 
untersucht. Es gilt im Auge zu behalten, dass das Spektrum des Bewegungs-
wissens so breit und vielfältig war wie die Bewegungen selbst. 

Dieser Beitrag hat einen Teilbereich aus dem Spektrum des Bewegungs-
wissens vorgestellt, der in Anlehnung an zeitgenössische Formulierungen 
als Gegenwissen benannt werden kann. Dieser, für die NSB insgesamt prä-
gende Bereich zeichnete sich durch Wissenschaftsnähe aus – gemeint nicht 
als Annäherung an ein allgemeines Wissenschaftsideal, sondern als historisch 
unterschiedliche Nahverhältnisse und Auseinandersetzungsformen. Gegen-
wissen stand im Zentrum dieser durch Kon�ikt geprägten Nahverhältnisse 
zwischen den NSB auf der einen Seite und der etablierten Wissenschaft und 
Technik auf der anderen Seite. Mit Hilfe ihres Gegenwissens brachten sich die 
NSB gegen die etablierten Wissenschaften in Position. Zu verstehen war dies 
nicht als Abbruch des Dialogs oder Wissenschaftsignoranz. Historisch gese-
hen, zielte die Gegenbewegung auf die Ö�nung der Wissenschaften im Sinne 
der Übernahme gesellschaftlicher Verantwortung und Demokratisierung. 
Dennoch, das konnte dieser Beitrag nur am Rande ansprechen, existierten 
auch Tendenzen zur Entkopplung innerhalb der NSB. Die im Spektrum des 
Bewegungswissens existierenden Übergänge zwischen prinzipiell aufrecht-

96 Wissenschaft im Dialog (Hrsg.), Wissenschaftsbarometer 2024, Berlin 2024, S. 20, 
https://wissenschaft-im-dialog.de/projekte/wissenschaftsbarometer/#erhebung-2024 
[1. 7.2025]. 
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erhaltener Wissenschaftsorientierung auf der einen Seite und Beziehungsab-
bruch auf der anderen Seite sind noch weitgehend unerforscht und fordern 
die Geschichtswissenschaft und die Wissenschaftsgeschichte gleichermaßen 
heraus.

Es kann aber bereits festgehalten werden: Die NSB entwickelten eigene 
Strukturen und Praktiken des Wissenserwerbs und der Wissensdistribu-
tion. Dabei bestanden zahlreiche Übergänge, Wechsel- und Austauschbe-
ziehungen zwischen der universitären und der außer-universitären Welt. 
Die Arbeitsbedingungen in den Vereinen, Unternehmen und Initiativen der 
Bewegungen unterschieden sich stark, waren aber generell nicht auf Augen-
höhe mit denen in der etablierten, staatlich �nanzierten Wissenschaft. Die 
markanten Organisationen des Gegenwissens, wie das Öko-Institut, erfüllten 
eine Leitfunktion nach Innen und eine Sprecherrolle nach außen. Hierin mag 
einer der Gründe für die prägende Rolle des Gegenwissens im Spektrum der 
NSB liegen. Das Gegenwissen reichte von konkreter Kritik und alternativen 
Forschungsinhalten bis hin zu allgemeiner Wissenschafts- und Technikkri-
tik und Entwürfen alternativer Epistemologien. Strukturen und Inhalte des 
Gegenwissens knüpften zum Teil an Vorläufer, Vorbilder und Traditionen an. 
Die Wissenschafts- und Technikkritik, die auf die 1960er Jahre zurückging 
oder noch weiter zurückreichte, lieferte Grundlagen, alternative Epistemolo-
gien theoretisch auszuformulieren und eine alternative Wissenspraxis zu ent-
wickeln. Politisierung, Naturalisierung und Relativierung waren Tendenzen, 
die den wissen(schaft)stheoretischen Fundus des Bewegungswissens prägten – 
und die den NSB von ihren Kritiker:innen vorgehalten wurden. 

Angesichts der Vielfalt an Teilbewegungen, Gruppen und Grüppchen, 
Organisations- und Arbeitsformen, mit denen wir es zu tun haben, bleiben 
die Befunde vorläu�g. Dafür, dass das Gegenwissen für die Formierung der 
NSB konstitutiv war, sprechen die zentrale Rolle, die Wissen in den Zielen 
und Handlungen der NSB spielte, sowie die Durchlässigkeiten, Nah- und 
Austauschverhältnisse zwischen den NSB und den Wissenschaften. Zu den 
o�enen Fragen gehört, welche unterschiedlichen Rollen die Natur-, Technik-, 
Ingenieurs- und Geisteswissenschaften einnahmen. Die Geschichte des Be -
wegungs- und speziell des Gegenwissens ließe sich auch als Teil des tiefgrei-
fenden Wandels, der sich im Verhältnis zwischen Wissenschaften und Ö�ent-
lichkeit seit den 1970er Jahren vollzogen hat, untersuchen. Dieser Wandel 
ging sicher nicht allein auf das Wirken der NSB zurück. 

Die Unzufriedenheit mit den etablierten Wissenschaften war schon da -
mals kein Alleinstellungsmerkmal der NSB. Eine gestiegene gesellschaftliche 
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Erwartungshaltung gegenüber der Wissenschaft kennzeichnete die krisen-
gebeutelten 1970er Jahre bis weit ins etablierte Parteienspektrum der Bun-
desrepublik.97 Und diese Erwartung verschwand seitdem nicht; stattdessen 
verloren Wissenschafts- und Forschungspolitik, aber auch die Hochschulen 
und Wissenschaftsorganisationen selbst zunehmend die Hemmung, Nütz-
lichkeit von den Wissenschaften einzufordern.98 Gemeint war zumeist öko-
nomischer Nutzen, doch zielten einige Förderprogramme auf gesellschaft-
liche Verantwortung der Wissenschaften in einem weiter gefassten Sinne. 
Das EU-Rahmenprogramm Horizon2020 etwa forderte Antragsteller:innen 
auf, unterschiedliche gesellschaftliche Gruppen in den Forschungsprozess 
einzubeziehen und Forschung und Entwicklung einerseits, Werte, Bedürf-
nisse und Erwartungen der Gesellschaft andererseits besser auf einander 
abzustimmen.99

Eine solche Ö�nung von Wissenschaft und technischer Entwicklung un -
ter dem Stichwort gesellschaftlicher Verantwortung mag nicht zufällig an die 
Forderungen der Neuen Sozialen Bewegungen erinnern, die allerdings zu de -
ren Zeit noch gewagt klangen und als anmaßende Grenzüberschreitung einer 
gesellschaftlichen Gruppe kritisiert wurden. Eine Wirkungsgeschichte des 
Gegenwissens könnte sich deshalb auch allgemeiner mit der Frage befassen, 
inwieweit die wissensbezogenen Anliegen der NSB einen Gang durch die wis-
senschaftlichen Institutionen angetreten haben und von den Wissenschaften 
„verinnerlicht“ wurden.

Die Wissensgeschichte der NSB steht in jedem Fall vor einer Reihe von 
Herausforderungen. Sie muss zum einen die Vielfalt des Bewegungswissens 
im Blick behalten. Sie sollte zudem die NSB und ihre Organisationen, �eo-
rien und Praktiken des Wissens nicht als ein gesellschaftliches Isolat ver-

97 Helmuth Trischler, Das bundesdeutsche Innovationssystem in den langen 70er 
Jahren. Antworten auf die „amerikanische Herausforderung“, in: Johannes Abele 
(Hrsg.), Innovationskulturen und Fortschrittserwartungen im geteilten Deutsch-
land, Köln 2001, S. 47–70; Weingart, Stunde; �omas Wieland, Neue Technik auf 
alten Pfaden? Forschungs- und Technologiepolitik in der Bonner Republik, Biele-
feld 2009, S. 80–89.

98 Alexander Mayer, Universitäten im Wettbewerb. Deutschland von den 1980er 
Jahren bis zur Exzellenzinitiative, Stuttgart 2019; über Deutschland hinaus siehe 
Elizabeth Popp Berman, Creating the Market University. How Academic Science 
Became an Economic Engine, Princeton 2012.

99 Hier und nachfolgend Cornelius Borck u. a., Responsible Research? Dilemmata der 
Integration gesellschaftlicher und kultureller Perspektiven in naturwissenschaft-
liche Forschungsprogramme (Einleitung), Berichte zur Wissenschaftsgeschichte 41 
(2018), S. 215–221, doi:10.1002/bewi.201801898.
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stehen, sondern in ihren zahlreichen wechselseitigen Beziehungen zu ande-
ren gesellschaftlichen Gruppen und Bereichen untersuchen, darunter die 
Kirchen, Gewerkschaften, Stiftungen, Parteien, aber auch Unternehmen und 
Verbände der Wirtschaft. Die historische Einordnung und Bewertung des 
Bewegungswissens und speziell des Gegenwissens hängt schließlich entschei-
dend davon ab, ob ein normativer Wissensbegri� und ideales Wissenschafts-
bild als Maßstab angelegt oder aber ein reales, das heißt historisches Bild von 
Wissenschaft zum Vergleich herangezogen wird. 
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Bedrohungswissen und Gegenexpertisen 
in den bundesdeutschen Umweltbewegungen 
der 1970er und 1980er Jahre

Soziale Bewegungen behaupten, über subversives „Gegenwissen“ zu verfügen, 
sie fordern gängige Epistemologien heraus und nutzen, kritisieren und verän-
dern wissenschaftliche Expertisen. Sie beein�ussen gesellschaftliche und politi-
sche Problem- und Gefahrenwahrnehmungen und prägen zuweilen sogar neue 
wissenschaftliche Trends. Dies zeigen paradigmatische Beispiele der jüngsten 
Zeitgeschichte von den Umweltforschungsinstituten, die aus der Ökologiebe-
wegung der 1970er Jahre entstanden, über die Gegenhochschulen im Zuge 
der 68er-Studierendenbewegung bis hin zur Produktion feministischen Kör-
perwissens und der Entstehung der Gender Studies. In der Gegenwart ver-
anschaulichen sowohl die Fridays-for-Future-Bewegung wie auch die Corona-
demonstrationen, wie wichtig Wissen und Wissensmobilisierungen für soziale 
Bewegungen sind.1

Die Bedeutung des Bewegungswissens lässt sich dabei auf eine doppelte 
Weise fassen. Aspekte des Wissens sind zum einen wesentlich für die Konsti-
tution, das Selbstverständnis, die politische Praxis und die Wirkung sozialer 
Bewegungen. Zum anderen bilden die Konstitutionsprozesse und die Kon-
�ikte um Bewegungswissen einen Schlüssel zum Verständnis moderner Ge -
sellschaften seit den 1960er Jahren, in denen sich die zentrale Bedeutung von 
Wissensphänomenen gerade durch die Umstrittenheit und politisch-soziale 
Umkämpftheit von Wissen artikuliert.2

1 Zur Konzeptionalisierung des „Bewegungswissens“ siehe: Sven Reichardt, Wissens-
praktiken sozialer Bewegungen. Strategien ihrer Plausibilisierung am Beispiel der 
neuen Frauen- und Umweltbewegungen, in: �omas G. Kirsch/Christina Wald 
(Hrsg.), Vorläu�ge Gewissheiten. Plausibilität als soziokulturelle Praxis, Bielefeld 
2024, S. 197–222. Zu den Gegenuniversitäten siehe das Projekt von Susanne Schre-
gel, �e Counter-University. Histories, Movements, and Ambitions, https://enge 
rom.ku.dk/english/calendar/2024/the-counter-university/ [6. 3. 2025]. Zum Bewe-
gungswissen in aktuellen sozialen Bewegungen siehe: Sven Reichardt (Hrsg.), Die 
Misstrauensgemeinschaft der „Querdenker“. Die Corona-Proteste aus kultur- und 
sozialwissenschaftlicher Perspektive, Frankfurt a.M./New York 2021.

2 Zum Konzept der Wissensgesellschaft siehe Nico Stehr, Arbeit, Eigentum und 
Wissen. Zur �eorie von Wissensgesellschaften, Frankfurt a. M. 1994; Jakob Vogel, 
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Dennoch sind die sozialen und kulturellen Praktiken, mittels derer soziale 
Bewegungen sich bemühen, Wissen zu produzieren und gesellschaftlich zu 
positionieren, bisher ebenso wenig systematisch untersucht worden wie die In -
halte und Formen des Bewegungswissens selbst. Trotz der frühen Arbeit der 
Kultursoziologen Ron Eyerman und Andrew Jamison aus dem Jahr 1991 fris-
tet die Erforschung des Wissens sozialer Bewegungen in der seit den 1970er 
Jahren immer umfangreicher werdenden Bewegungsforschung immer noch 
eine Schattenexistenz. Während die Hauptströmungen der Bewegungsfor-
schung seit Jahrzehnten zwischen den Ansätzen von resource mobilization, 
political opportunity structures und framing oszillieren, werden Aspekte des Be -
wegungswissens nur am Rande mitbehandelt. Erst in den letzten Jahren sind 
einige Arbeiten zur „cognitive practice“ sozialer Bewegungen erschienen. Wäh-
rend Eyerman und Jamison dafür plädierten, das „social shaping of knowl-
edge“ zu untersuchen,3 fordern die Anthropolog:innen María Isabel Casas-
Cortés, Michal Osterweil und Dana E. Powell, die Wissensproduktion in 
sozialen Bewegungen in die �eorien der Bewegungsforschung einzubinden 
und einen aktivistischen „relational-symmetrical approach“ aus der Zusam-
menarbeit von Bewegungsmitgliedern und Forschenden zu entwickeln.4

Ähnlich aktivistisch argumentieren andere Anthropolog:innen sowie der 
Bildungswissenschaftler Aziz Choudry oder der Soziologe Laurence Cox.5

Von der Wissenschafts- zur Wissensgeschichte. Für eine Historisierung der „Wissens-
gesellschaft“, in: Geschichte und Gesellschaft 30 (2004), S. 639–660; Margit Szöllösi 
Janze, Wissensgesellschaft in Deutschland. Überlegungen zur Neubestimmung der 
deutschen Zeitgeschichte über Verwissenschaftlichungsprozesse, in: Geschichte und 
Gesellschaft 30 (2004), S. 275–311; Uwe H. Bittlingmayer, Wissensgesellschaft als 
Wille und Vorstellung, Konstanz 2005; Michael Gemperle/Peter Steckeisen (Hrsg.), 
Ein neues Zeitalter des Wissens? Kritische Beiträge zur Diskussion über die Wis-
sensgesellschaft, Zürich 2006; Anina Engelhardt/Laura Kajetzke (Hrsg.), Hand-
buch Wissensgesellschaft. �eorien, �emen und Probleme, Bielefeld 2010; Stefan 
Böschen, Wissensgesellschaft, in: Marianne Sommer/Sta�an Müller-Wille/Carsten 
Reinhardt (Hrsg.), Handbuch Wissenschaftsgeschichte, Stuttgart 2017, S. 324–332. 

3 Ron Eyerman/Andrew Jamison, Social Movements. A Cognitive Approach, Cam-
bridge/Malden 1991, S. 46–49, 55–59; Zitat, S. 47. Ähnlich: Peter Ullrich/Reiner 
Keller, Comparing Discourse between Cultures. A Discursive Approach to Move-
ment Knowledge, in: Britta Baumgarten/Priska Daphi/Peter Ullrich (Hrsg.), Con-
ceptualizing Culture in Social Movement Research, Basingstoke 2014, S. 113–139, 
hier S. 122 f.

4 María Isabel Casas-Cortés/Michal Osterweil/Dana E. Powell, Blurring Bound-
aries. Recognizing Knowledge-Practices in the Study of Social Movements, in: 
Anthropological Quarterly 81 (2008) 1, S. 17–58.

5 Aziz Choudry, Learning from the Ground Up. Global Perspectives on Social Move-
ments and Knowledge Production, Cham 2010; ders., Learning Activism. �e 
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Vor einigen Jahren legten die Soziologinnen Donatella della Porta und Elena 
Pavan einen Aufsatz vor, der die Wissenspraktiken sozialer Bewegungen im 
Hinblick auf ihre Funktionen für Prozesse demokratischer Innovation unter-
suchte.6 In ganz ähnlicher Art und Weise hatte sich auch die Soziologin Jane 
Conway mit der Wissensproduktion in „transnational social justice move-
ments“ befasst und nach der Bedeutung von Bewegungswissen für das soziale 
Leben und vor allem für die politischen Institutionen in Demokratien ge -
fragt.7 In der Geschichtswissenschaft haben sich vor allem die Wissens- und 
Wissenschaftshistoriker Nils Güttler und Alexander von Schwerin in den letz-
ten Jahren für das Wissen in sozialen Bewegungen interessiert und dieses als 
tendenziell innovatives „Gegenwissen“ ausgewiesen. Beide betonen, dass das 
Wissen konstitutiv gerade für die Neuen Sozialen Bewegungen gewesen sei 
und im Zeichen der Vertrauenskrise gegenüber den etablierten Wissenschaften 
seit den 1970er Jahren ein gesellschaftsveränderndes Potenzial beanspruchen 
könne.8

Dieser Beitrag beschäftigt sich mit der Wissenspolitik der bundesrepu-
blikanischen und zum Teil auch der US-amerikanischen Umweltbewegun-
gen der 1970er und 1980er Jahre und fragt einerseits nach der Gültigkeit 
und Wirksamkeit ihrer Erkenntnisse sowie anderseits nach den Bedingungen 
und Folgen der Politisierung ihres Wissens. Für die Konstituierung und das 
Selbstverständnis dieser gesellschaftlich und thematisch breiten Bewegungen 
waren geteilte Bedrohungswahrnehmungen von entscheidender Bedeutung. 

Intellectual Life of Contemporary Social Movements, Toronto 2015; Aziz Choudry/
Salim Vally (Hrsg.), Re�ections on Knowledge. Learning and Social Movements. 
History’s Schools, Abington/New York 2018; Laurence Cox/Cristina Flesher Fomi-
naya, Movement Knowledge. What Do We Know, How Do We Create Knowledge 
and What Do We Do With It?, in: Interface 1 (2009) 1, S. 1–20; Laurence Cox, 
Movements Making Knowledge. A New Wave of Inspirations for Sociology?, in: 
Sociology 48 (2014) 5, S. 954–971.

6 Donatella della Porta/Elena Pavan, Repertoires of Knowledge Practices. Social 
Movements in Times of Crisis, in: Qualitative Research in Organizations and 
Management 12 (2017) 4, S. 297–314.

7 Jane Conway, Identity, Place, Knowledge. Social Movements Contesting Global-
ization, Halifax 2004; Jane Conway, Praxis and Politics. Knowledge Production in 
Social Movements, New York 2006.

8 Nils Güttler, Gegenexpert*innen. Umwelt, Aktivismus und die regionalen Epis-
temologien des Widerstandes, in: N.T.M. Zeitschrift für Geschichte der Wissen-
schaften, Technik und Medizin 30 (2022) 4, S. 541–569; Alexander von Schwe-
rin, Gegenwissen. Die Neuen Sozialen Bewegungen in der Bundesrepublik und 
die Grundlagen ihrer Wirkung, in: N.T.M. Zeitschrift für Geschichte der Wissen-
schaften, Technik und Medizin 30 (2022) 4, S. 529–540.
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Wie die Friedensbewegung verstanden sich auch die Umweltbewegungen 
als „Überlebensbewegungen“,9 die gegen existenzielle, globale Bedrohungen 
durch die negativen Folgen technischen Fortschritts ankämpften. Die kon-
krete Manifestation der existenziellen Bedrohung, die jeweils im Fokus stand, 
konnte dabei variieren: atomare Strahlung, der GAU in AKW-Betrieben, 
Naturzerstörungen durch Großprojekte, Chemieunfälle, Verunreinigung von 
Nahrungsmitteln und Trinkwasser oder die Folgen von Fluglärm – meist gin-
gen die Umweltbewegungen von existenziellen Bedrohungen aus, über die 
es die Bevölkerung aufzuklären galt, um sie für ein umweltpolitisches Han-
deln zu mobilisieren. Dabei musste Wissen über die Bedrohungen produziert, 
plausibilisiert und popularisiert werden, was dieser Beitrag unter dem Begri� 
„Bedrohungswissen“ als spezi�sche Wissensform sozialer Bewegungen in den 
Blick nimmt. Wissen meint dabei nicht Wahrheit oder Gewissheit, sondern 
ein praktisches und anwendungsbezogenes Wissen, das unser Handeln ein-
bettet. Wissen ist hier in eine Gebrauchstheorie der Bedeutung eingespannt.10

Damit ist gemeint, dass Wissen als eine in Handlungen eingewobene Praktik 
verstanden wird und der propositionale Gehalt einer Behauptung sich aus den 
Rollen ergibt, die er in diskursiven Praktiken spielt.

Bedrohungswissen

Die Umwelt- und Anti-AKW-Bewegungen mobilisierten gegen eine existen-
zielle, globale Bedrohung der Menschheit. Da Bedrohungen in der Zukunft 
angesiedelt und nicht unmittelbar wahrnehmbar sind, mussten solche, gegen 
die es anzugehen galt, zunächst de�niert, sichtbar gemacht und vermittelt 
werden. Im Zentrum dieser Bewegungen stand also die Produktion, Vermitt-
lung und Verbreitung von Bedrohungswissen.11 Zeitgenössisch sprach man 

9 Silke Mende/Birgit Metzger, Ökopax. Die Umweltbewegung als Erfahrungsraum der 
Friedensbewegung, in: Christoph Becker-Schaum u. a., „Entrüstet euch!“ Nuklear-
krise, Nato-Doppelbeschluss und Friedensbewegung, Paderborn 2012, S. 118–134, 
hier S. 123. Zum Selbstverständnis vgl. exemplarisch: Robert Jungk, Zukunft zwi-
schen Angst und Ho�nung. Ein Plädoyer für die politische Phantasie, München 
1990, S. 262 f.

10 Vgl. dazu Frieder Vogelmann, Die Wirksamkeit des Wissens. Eine politische Epis-
temologie, Berlin 2022.

11 Dabei handelt es sich um ein dezidiert negatives „Zukunftswissen“, vgl. Benjamin 
Bühler/Stefan Willer, Einleitung, in: dies. (Hrsg.), Futurologien. Ordnungen des 
Zukunftwissens, Paderborn 2016, S. 9–21, hier S. 9, 14–18; Heinrich Hartmann/
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insbesondere in der Friedensbewegung von „Realangst“,12 also einer rational 
begründeten, zielgerichten Angst, die man mit in der Zukunft angesiedel-
ten emotional aufwühlenden Szenarien begründete, in der Umweltbewegung 
z. B. einem GAU im AKW-Betrieb, den Umweltschäden infolge von Tanker-
unglücken und Chemieunfällen oder den gesundheitlichen Folgen von Flug-
lärm. Dabei handelte es sich um Wahrheitspostulate, die durch die paradoxe 
Spannung geprägt waren, Wissen über etwas zu generieren, über das noch 
kein gesichertes Wissen bestehen kann. Wie sich Umweltschäden oder neu-
artige Wa�en weiterentwickeln und auf eine zukünftige Entwicklung auswir-
ken würden, war nicht mit Sicherheit auszumachen und lediglich im Modus 
der Prognose zu ergründen. Diese Postulate verbanden also Fiktives mit 
Realem, da sie sich als Aussagen über die Zukunft im Bereich der Prognose 
bewegten.13 Bedrohungswissen ist somit in seiner Konstruktion stets prekär, 
konkurriert mit alternativen Vorhersagen und verlangt fortlaufend nach Plau-
sibilisierung. Es ist also ein Paradebeispiel für die Wissenspolitik sozialer Be -
wegungen und die politisch-soziale Umstrittenheit von Wissen in modernen 
Gesellschaften.

Bedrohungswissen stellt eine spezi�sche Form des Bewegungswissens 
dar, das auf die Mobilisierung von Unterstützung sowie auf gesellschaftlichen 
und politischen Wandel ausgerichtet ist. Um hierbei einen wirkmächtigen 
Handlungsappell zu entfalten, muss das Bedrohungswissen den Bereich des 
Wissenschaftlichen und des Fachwissens verlassen und sich an eine breite 
Ö�entlichkeit wenden. Soziale Bewegungen im Umweltbereich popularisie-
ren zu diesem Zweck Wissen über potenzielle Bedrohungen, indem sie es zu -
gänglich aufbereiten und häu�g emotionalisieren. Ziel ist es, mittels dieses 

Jakob Vogel, Prognosen. Wissenschaftliche Praxis im ö�entlichen Raum, in: dies. 
(Hrsg.), Zukunftswissen. Prognosen in Wirtschaft, Politik und Gesellschaft um 
1900, Frankfurt a.M.2010, S. 7–32. Zur sozialen Konstruktion von Bedrohungen 
siehe Eberhard Crailsheim, Representation of External �reats. Approaches and 
Concepts for Historical Research, in: ders./Mariá Dolores Elizalde (Hrsg.), �e 
Representation of External �reats. From the Middle Ages to the Modern World, 
Leiden 2019, S. 15–55. Hinsichtlich des konstruierten Charakters als negatives 
„Noch-Nicht-Ereignis“ bestehen auch Gemeinsamkeiten zum Risikobegri�, vgl. 
Ulrich Beck, Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere Moderne, Frankfurt 
a.M. 1986, S. 25–66, Zitat S. 43.

12 Franz-Josef Ensel, Richtige Angst und falsche Furcht. Psychologische Friedensvor-
bereitung und der Beitrag der Pädagogik, Frankfurt a.M. 1984, S. 33 f.

13 Zur Fiktionalität vgl. Annette Wunschel/�omas Macho, Mentale Versuchsanord-
nungen, in: dies. (Hrsg.), Science & Fiction. Über Gedankenexperimente in Wis-
senschaft, Philosophie und Literatur, Frankfurt a. M. 2004, S. 9–14, hier S. 12.
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emotionalisierten Wissens eine subjektive Betro�enheit, im Sinne eines a�ek-
tiven Sich-in-Bezug-Setzens zur Bedrohung, als Voraussetzung für ein um -
weltpolitisches Engagement zu erzeugen. So vermittelten apokalyptische 
Szenarien in unterschiedlichen Formen nicht nur Wissen über die Gefah-
ren umweltgefährdender Technik, sondern weckten auch Ängste und Sorgen 
der Menschen. Als hierfür exemplarisch können die literarischen Szenarien 
Gudrun Pausewangs gelten. Die der Friedens- und Umweltbewegung nahe-
stehende Jugendbuchautorin verö�entlichte 1987, mithin ein Jahr nach dem 
Reaktorunfall in Tschernobyl, mit „Die Wolke“ ein Katastrophenszenario, 
das die Folgen eines Super-GAUs in einem deutschen Kernkraftwerk aus-
malt. Bereits 1983 hatte die Autorin in „Die letzten Kinder von Schewenborn“ 
die Folgen eines Atomkrieges veranschaulicht. Beide Romane avancierten zu 
Schullektüren und machten Bedrohungswissen in einer besonders emotiona-
lisierten und anschaulichen Form in der Bevölkerung populär.14

Das Wissen über die Übernutzung natürlicher Ressourcen, umweltge-
fährdende Technologien und andere Umweltzerstörungen war, da diese eben 
ein existenzielles �ema berührten, stark emotionalisiert. Zwei Drittel aller 
Jugendlichen gaben 1982 an, sie fühlten sich von Umweltverschmutzungen 
„persönlich betro�en“.15 Nach der katastrophalen Kernschmelze und Explo-
sion im ukrainischen Atomkraftwerk Tschernobyl im April 1986 wurden 
apokalyptische Untergangsfantasien immer verbreiteter, was wiederum die 
Umwelt- und Anti-AKW-Bewegung als „Überlebensbewegungen“ auf ihren 
Mobilisierungshöhepunkt trug.16 Deren Bedrohungspostulate erhielten mit 

14 Gudrun Pausewang, Die Wolke, Ravensburg 1987; Gudrun Pausewang, Die letz-
ten Kinder von Schewenborn, Ravensburg 1983. Zu Pausewang und der Konjunk-
tur solcher nuklearer Untergangsszenarien vgl. Susan Tebbutt, Gudrun Pausewang 
in Context. Socially Critical ‘Jugendliteratur’, Gudrun Pausewang and the Search 
for Utopia, Frankfurt a.M. 1994, insbes. S. 101–104, 218; Philipp Baur, Nukle-
are Untergangszenarien in Kunst und Kultur, in: Christoph Becker-Schaum u. a. 
(Hrsg.), „Entrüstet euch!“ Nuklearkrise, NATO-Doppelbeschluss und Friedensbe-
wegung, Paderborn 2012, S. 325–338.

15 SINUS-Institut im Auftrag des Bundesministeriums für Jugend, Familie und Ge -
sundheit, Die verunsicherte Generation. Jugend und Wertewandel, Opladen 1983, 
S. 38, S. 41 f., 46.

16 Zahlen zur Anzahl der Proteste und zu den Protestteilnehmenden: Friedhelm 
Neidhardt/Dieter Rucht, Protestgeschichte der Bundesrepublik Deutschland 
1950–1994. Ereignisse, �emen, Akteure, in: Dieter Rucht (Hrsg.), Protest in der 
Bundesrepublik. Strukturen und Entwicklungen, Frankfurt a. M. 2001, S. 27–70, 
hier S. 36; Dieter Rucht, Protest und Demokratie, in: Martin Langebach (Hrsg.), 
Protest. Deutschland 1949–2020, Bonn 2021, S. 20–43, hier S. 30, 35.
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Tschernobyl und dem Atomunfall von Harrisburg in Pennsylvania sieben 
Jahre zuvor konkrete Referenzpunkte, was ihre Position legitimierte.

Zum Erfolg trug auch die soziale Breite der Umweltgruppen bei, die 
seit den 1970er Jahren in schneller Folge entstanden. Denn ebenso viel-
gestaltig wie ihre Motivationen für den Protest war ihr Sozialpro�l. Die-
ses reichte gerade bei den AKW-Gegnern vom konservativen Bauern bis 
zur linken Studentin. Neben der Kritik an der Großtechnologie im Allge-
meinen, deren mögliche Risiken gerade im Fall der Atompolitik vielen Bun-
desbürger:innen zu hoch erschienen, traten Sorgen hinsichtlich einer mög-
lichen Gefährdung von Gesundheit und Landwirtschaft durch radioaktive 
Emissionen auch im Normalbetrieb der Kernkraftwerke. Für etliche Teil-
nehmer:innen an lokalen Protesten paarte sich dies mit Befürchtungen, 
materielle Verluste im Tourismusgeschäft oder Einbußen bei der Weinernte 
durch Kühlwolken und Abwassererwärmung zu erleiden. Die Angst vor den 
potenziellen Schadensdimensionen, die Universalität der Betro�enheit, die 
Irreversibilität von Strahlenschäden und die ungeklärte Frage der Entsor-
gung atomaren Mülls beschäftigten alle Gruppen der Anti-AKW-Bewegung 
gleichermaßen – Bedrohungswissen fungierte als eine einende Klammer der 
Bewegung.17

Das Bedrohungswissen hinterfragte zentrale Machbarkeitsvorstellungen 
der industriellen Moderne. Neben der populären Ausrichtung, der Emotio-
nalisierung und Mobilisierung ist die Politisierung ein weiteres wesentliches 
Charakteristikum, welches das Bedrohungswissen als eine typische Form von 
Bewegungswissen kennzeichnet. Wer Bedrohungswissen verbreitet, tut dies 
mit dem Anspruch, über das „bessere Wissen“ zu verfügen, das die Möglichkeit 
von Computerfehlern in Atomkriegen, von GAU-Szenarien im AKW-Betrieb 
oder von großen Umweltschäden wie Tankerunglücken oder Chemieunfällen 
einkalkuliert und eine Politik der umfassenden Gefahrenverhütung gebietet. 
Zudem hatte dieses Bewegungswissen teils partizipativen, kollektiven Cha-
rakter, wenn etwa Beobachtungen von Bürger:innen zu Schadsto�belastun-
gen oder Häufungen von Krankheiten in der Umweltbewegung aufgegri�en 
wurden. Soziale Bewegungen versuchen mit ihrem Wissen, oft als „Gegen-
wissen“ verstanden, neuartige Wahrheitsanrufungen zu formulieren. Dabei 

17 Für die zentrale Bedeutung einer von der Atomkraft ausgehenden „Katastrophen-
kosmologie“, welche die westdeutsche Umweltbewegung prägte, vgl. Andreas Pet-
tenkofer, Die Entstehung der grünen Politik. Kultursoziologie der westdeutschen 
Umweltbewegung, Frankfurt a. M. 2014, S. 288–302.
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ist nicht nur der Vorgang des Erkennens dieser, ihrer „Wahrheiten“ politisch. 
Vielmehr kommt es zu regelrechten „Epistemisierungen des Politischen“.18

Entscheidend für die Dauerhaftigkeit der Mobilisierung von Bewegungs-
wissen im Allgemeinen und Bedrohungswissen im Besonderen ist, ob und in -
wieweit sich das Wissen für die Aktivist:innen im Prozess des Protestierens be -
währt. Erfolgreiches Bewegungswissen ist zunächst einmal intern validiertes 
Wissen, mit dem soziale Bewegungen ihre jeweilige Perspektive auf die Welt 
erschließen und sich politische Glaub- und Vertrauenswürdigkeit, Anerkennung 
und Geltung verscha�en wollen. Bewegungswissen setzt aber auch auf allge-
meine Plausibilisierung und Applauswürdigkeit, ohne über epistemische Ein-
deutigkeit zu verfügen. Soziale Bewegungen machen ihre Standpunkte nachvoll-
ziehbar, ohne derart manifeste und kohärente Überzeugungen zu erreichen, wie 
sie mit wissenschaftlichem Wissen erreicht werden können, das auf sozial kon-
sentierten Wissensbeständen und epistemisch kontrollierten Praktiken beruht.

Das Wissen sozialer Bewegungen ist insofern umstritten. Soziale Bewegun-
gen greifen jedoch häu�g auf wissenschaftliche Expertise und Autoritäten zurück, 
um ihre Positionen zu legitimieren. Sie bedienen sich unterschiedlicher Techni-
ken der Wissensermächtigung, um das eigene Bewegungswissen zu plausibilisie-
ren und wirkmächtig werden zu lassen. Im Fall der hier untersuchten Bewegun-
gen hieß das: Neben entsprechenden Slogans und Plakaten auf Protesten und 
Kundgebungen stellten Publikationen in bewegungsinternen Zeitschriften, wie 
beispielsweise Artikel über Strahlenrisiken, Chemieunfälle oder Gentechnik im 
Umweltmagazin des Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz „bbu-
aktuell“, sowie breit rezipierte Verö�entlichungen von prominenten Bewegungs-
intellektuellen, wie etwa Robert Jungks Buch „Der Atom-Staat“, Versuche dar, 
Bedrohungswissen innerhalb wie außerhalb der Bewegung zu verbreiten. Hinzu 
kam die Organisation von wissenschaftlichen Kongressen, etwa zum �ema 
Fluglärm, Vorlesungen über die Funktionsweise und die Risiken von Atomkraft-
werken in der „Volkshochschule Wyhl“ oder anderen alternativen Bildungsein-
richtungen bis hin zur Institutionalisierung von eigenen Forschungsinstituten, 
auf die unten genauer eingegangen wird. Stets ging es dabei um die Plausibili-
sierung, Popularisierung und Ermächtigung von Bedrohungswissen.19

18 Alexander Bogner, Die Epistemisierung des Politischen. Wie die Macht des Wis-
sens die Demokratie gefährdet, Stuttgart 2021.

19 Vgl. Pettenkofer, Entstehung der grünen Politik, S. 289–291; Robert Jungk, Der 
Atom-Staat. Vom Fortschritt in die Unmenschlichkeit, München 1977; Janine 
Gaumer, 18. Februar 1975. Bauplatzbesetzung in Wyhl, in: Langebach (Hrsg.), 
Protest, S. 210–215, hier S. 211 f.
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Daher war es für die verschiedenen Umweltgruppen wichtig, inwiefern 
der diagnostizierte Kollaps der industrialisierten Naturausbeutung auch jen-
seits der Bewegung Resonanz auslöste und alltagsweltlich plausibilisiert wer-
den konnte. Inwieweit war die Furcht vor Hochtechnologien verbreitet? 
Wurde die Sichtweise der Umweltbewegungen durch andere, nicht bewe-
gungsa�ne Wissensformen gestützt? Aus diesem Grund war es von so gro-
ßer Bedeutung, dass die Endlichkeit der Ressourcen auch vom Club of Rome 
und damit von Industriellen und Wissenschaftler:innen thematisiert wurde.20

Auch die mediale Berichterstattung von Qualitätsmagazinen wie dem Spiegel
wirkte als Verstärker für die Angstszenarien der Umweltbewegungen.21

Ökologische Wissenspraktiken

Vom konservativen Naturschutz der 1950er Jahre ausgehend, entstand wäh-
rend der Ölpreiskrise zu Beginn der 1970er Jahre ein von jungen, progressiven 
und nichtetablierten Aktivist:innen getragener ökologischer Umweltschutz.22

Ihr Denken war keineswegs nur von Apokalypseängsten geprägt, sondern 
fußte auf Vorstellungen von den Kreisläufen und kybernetischen Rückkopp-
lungen innerhalb des Ökosystems, die mit kapitalismuskritischen Vorstellun-
gen über die Wachstumsgrenzen im ökologischen Gleichgewicht verknüpft 
wurden. Die ökologische Bewegung wendete sich vom reinen „Schutz“ der 
Natur ab und rückte stattdessen die umfassenden Wechselbeziehungen zwi-
schen Umwelt, Arbeit, Produktion und Konsum ins Zentrum ihrer Über-
legungen. Das ebenso global wie ganzheitlich ausgerichtete und komplex 
vernetzte Denken der Umweltschützer:innen wurde mit Forderungen nach 

20 Die deutsche Ausgabe erschien 1972: Dennis Meadows u. a., Die Grenzen des 
Wachstums. Bericht des Club of Rome zur Lage der Menschheit, Stuttgart 1972, 
S. 17. Vgl. als herausragenden Überblick zur Umweltgeschichte des 20. Jahrhun-
derts und der beschleunigten Naturzerstörung nach 1945: John R. McNeill, Blue 
Planet. Die Geschichte der Umwelt im 20. Jahrhundert, Frankfurt a.M. 2003; 
John R. McNeill/Peter Engelke, �e Great Acceleration. An Environmental His-
tory of the Anthropocene since 1945, Cambridge/London 2014.

21 Vgl. Sven Reichardt, Angst und Wissen in den 1980er Jahren: Überlegungen zu 
den Wissenspraktiken ökologischer Bewegungen, in: Philipp Gassert/Maike Hau-
sen/Reinhold Weber (Hrsg.), Späth, industrielle Zukunft und die Alternativen. Die 
Achtzigerjahre in Baden-Württemberg, Stuttgart 2024, S. 143–158.

22 Jens Ivo Engels, Naturpolitik in der Bundesrepublik. Ideenwelt und politische Ver-
haltensstile in Naturschutz und Umweltbewegung 1950–1980, Paderborn 2006. 
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Dezentralisierung, dem Aufbau „sanfter“ Technologien und einem weitge-
henden Konsumverzicht verbunden.23

Soziale Bewegungen wie die Antiatomkraftbewegung traten dabei nicht 
selten gegen herrschende Expertenmeinungen in Wirtschaft und Universität an 
und beriefen sich auf neuartige Wahrheitspolitiken. Damit ist ein zentrales 
Element der Wissenspolitik sozialer Bewegungen angesprochen, nämlich die 
Formung ihres Wissens. In ihrem Bestreben, hegemoniales und Expertenwissen 
durch ihre eigenen Wissenspraktiken zu hinterfragen, erzeugten soziale Bewe-
gungen vor allem zwei Wissensformen: einerseits neue theoriebezogene Kennt-
nisse, andererseits praktisches Wissen, das sich mit Michael Polanyi als „implizi-
tes Wissen“ beschreiben lässt. Dieses lässt sich nicht nur in seinen funktionalen, 
sondern vor allem in seinen phänomenalen und semantischen Dimensionen un -
tersuchen: Prozesse des Gewahrwerdens oder emotionale und körperliche Wahr-
nehmungssinne zählen mit ihren kreativen und produktiven Elementen ebenso 
dazu wie Prozesse der Ab- und Anerkennung von Wissen.24 Soziale Bewegungen 
nutzen mithin unterschiedlichste Formen des Wissens, angefangen bei intui-
tiven, verkörperten und a�ektiv aufgeladenen Formen des Wissens bis hin zu 
wissenschaftlichen Erkenntnissen, die hinsichtlich ihres „concrete, embodied, 
lived and situated character“ als Wissenspraktiken verstanden werden.25

Wenn soziale Bewegungen im Protestverlauf über ihre Praktiken neues 
Wissen generieren und mobilisieren sowie bereits vorhandene Einsichten mo -
di�zieren, so verhandeln sie dieses Wissen in unterschiedlichen Narrativen 
und Geschichten, in bestimmten Ideenzusammenhängen, Ideologien oder 
�eorien. „Cognitive liberation“ hat dies schon 1984 der amerikanische Be -
wegungsforscher Doug McAdam genannt.26 Diese Wissensgenerierungspro-
zesse und „cognitive practices“ lassen sich anhand der Texte und Bilder, des 
Mediengebrauchs, der politischen Strategien und Taktiken, der Protestfor-
men und Körperpolitiken oder anhand der internen Meetings und Organi-
sationsweisen von sozialen Bewegungen studieren. Es handelt sich stets um 

23 Patrick Kupper, Die „1970er Diagnose“. Grundsätzliche Überlegungen zu einem 
Wendepunkt der Umweltgeschichte, in: Archiv für Sozialgeschichte 43 (2003), 
S. 325–348; Vincent August, Technologisches Regieren. Der Aufstieg des Netz-
werk-Denkens in der Krise der Moderne. Foucault, Luhmann und die Kybernetik, 
Bielefeld 2021, bes. S. 127–164. 

24 Michael Polanyi, Implizites Wissen, Frankfurt a.M. 1985.
25 Casas-Cortés/Osterweil/Powell, Blurring Boundaries, S. 20, 44; della Porta/Pavan, 

Repertoires of Knowledge Practices, S. 300.
26 Doug McAdam, Political Process and the Development of Black Insurgency 1930–

1970, Chicago 1999, S. 51. Die Erstausgabe erschien 1984.
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durch die Praxis selbst gewonnene Weltsichten und um technisch-organisa-
torisches Wissen im Hinblick auf Kommunikationsweisen und -wirkungen 
sozialer Bewegungen.27 Gerade im Innenleben ihrer Bewegungen, aber auch 
in der Mobilisierungsarbeit nach außen, eignen sich die Aktivist:innen prak-
tische Kenntnisse und implizites Erfahrungswissen an, die sich durch keine 
noch so gründliche theoretische Schulung erwerben lassen. Sie erwerben mit 
zunehmender Erfahrung nicht nur Selbstsicherheit, sondern auch einen logis-
tischen Orientierungssinn und Einfühlungsvermögen in politische Fragestel-
lungen, die für eine erfolgreiche Bewegungsarbeit unentbehrlich sind. 

Dieses Bewegungswissen steht dabei immer in Abgrenzung zu etablierten 
Wissensregimen in Wissenschaft und Politik und fordert diese als Gegenwissen 
heraus. Das Bedrohungswissen der Anti-AKW-Bewegung wendete sich gegen 
Atomkraftbefürworter:innen, die seit den 1950er Jahren den Diskurs über die 
zivile Nutzung der Kernenergie dominierten.28 Das Wissen sozialer Bewegun-
gen und dessen politische Plausibilisierung, Bestätigung und Legitimation 
hängen oft mit dem Erodieren von wissenschaftlichem Wissen und vom Ver-
trauensverlust in Expert:innenwissen zusammen.29 Daher sind Prozesse der 
Systematisierung, Kodierung, Standardisierung oder Übersetzung von Bewe-
gungswissen in institutionalisiertes Umweltwissen von eminenter Bedeutung.

Wissensermächtigung durch Institutionalisierung

Das „knowledge empowerment“30 ist gerade im Zusammenhang mit den Um -
weltbewegungen von besonderem Interesse, deren Anhänger ein hohes forma-
les Bildungsniveau aufweisen. Besonders die Umweltbewegungen zeigen, dass 
die epistemische Innovationskraft von sozialen Bewegungen und ihr Poten-
zial zur Schöpfung neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse erheblich sind. 

27 Eyerman/Jamison, Social Movements, S. 45–65; Casas-Cortés/Osterweil/Powell, 
Blurring Boundaries; della Porta/Pavan, Repertoires of Knowledge Practices.

28 Joachim Radkau, Die Ära der Ökologie. Eine Weltgeschichte, München 2011, S. 223.
29 Sven Dupré/Geert Somsen, �e History of Knowledge and the Future of Knowl-

edge Societies, in: Berichte zur Wissenschaftsgeschichte 42 (2019) 2–3, S. 186–
199; Sta�an Bergwik/Linn Holmberg, Standing on Whose Shoulders? A Critical 
Comment on the History of Knowledge, in: Johan Östling/David Larsson Heiden-
blad/Anna Nilsson Hammar (Hrsg.), Forms of Knowledge. Developing the History 
of Knowledge, Lund 2020, S. 283–299.

30 Steven Epstein, Impure Science. AIDS, Activism, and the Politics of Knowledge, 
Berkeley 1996, S. 234.
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Zahlreiche „knowledge claims“ jenseits der akademischen Welt belegen, wie 
selbstbewusst hier Schadsto�belastungen ermittelt und dokumentiert und 
ökologische Zusammenhänge aufgedeckt wurden.31 Denn die Umweltbewe-
gungen der 1970er Jahre zeigen vielfältige Beobachtungen von Bürger:innen 
zu Giftbelastungen im Wasser, in der Luft oder im Boden oder Erhebungen 
zu Krankheitshäufungen in der Bevölkerung, die hier aufgegri�en und syste-
matisiert wurden. Das sind frühe Beispiele einer Wissensselbstermächtigung. 
Die Institutionalisierung und kommunikative Verfestigung von Umweltwis-
sen wurden sodann von Umweltforschungsinstituten vorangebracht, die aus 
den sozialen Bewegungen hervorgingen.

Die aus der Besetzung des AKW-Baugeländes im baden-württember-
gischen Wyhl hervorgegangene Volkshochschule Wyhler Wald war ein Proto-
typ des kollaborativen Wissens von unten: Im Zuge der Bauplatzbesetzung im 
Februar 1975 entstand ein kleines Waldhüttendorf, in dessen Zentrum sich 
ein „Freundschaftshaus“ befand, wo beispielsweise Vorträge über die Gefah-
ren der Atomkraft sowie die Schwachstellen der geplanten Reaktoren gehalten 
wurden. Das Programm erlangte unter dem Titel „Volkshochschule Wyhler 
Wald“ über die Bundesrepublik hinaus Bekanntheit und steht paradigmatisch 
für die Wissenspolitik der Umweltbewegung.32 In der undogmatisch-alterna-
tiven Linken herrschte die Einsicht, dass Veränderung im Alltag anfängt. Die 
„Vernunft von unten“ brach sich Bahn gegen Pharmaindustrie oder Bauspe-
kulanten. Gerade die Waldhütten erlangten nicht nur in Wyhl als Orte prä-
�gurativer Politik geradezu ikonische Bedeutung. 

31 Vgl. ebenda; Björn Lundberg, What is Conventional Wisdom?, in: Östling/Larsson 
Heidenblad/Nilsson Hammar (Hrsg.), Forms of Knowledge, S. 143–156. In den 
Sozialwissenschaften erfahren gegenwärtig die „citizen sciences“ viel Aufmerksam-
keit: Janis L. Dickinson/Rick Bonney, Citizen Science. Public Participation in Envi-
ronmental Research, Cornell 2012; Peter Finke, Citizen Science. Das unterschätzte 
Wissen der Laien, München 2014; Bruno Strasser u. a., „Citizen Science“? Rethink-
ing Science and Public Participation, in: Science & Technology Studies 32 (2019) 
2, S. 52–76; Katrin Vohland u. a. (Hrsg.), �e Science of Citizen Science, Wiesba-
den 2021. Diese Forschungsrichtungen thematisieren nicht nur die Möglichkei-
ten der Erziehung von Bürger:innen durch die Heranführung an die Wissenschaft 
oder die Möglichkeiten zur Demokratisierung der Wissenschaften, sondern auch 
die Möglichkeit der Produktion neuen und innovativen Wissens durch die Zusam-
menarbeit von Laien und Wissenschaftler:innen. Es geht also um mehr als nur um 
die von Laien erbrachte Assistenz bei wissenschaftlicher Forschung, sondern um 
das Einbringen origineller Einsichten oder um körperliches Erfahrungswissen von 
Betro�enen.

32 Gaumer, 18. Februar 1975, S. 211 f.
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Abb. 1: Volkshochschule Wyhler Wald, 17. August 1975. Das Freiburger Wallgraben-
�eater spielt im Freundschaftshaus Bertolt Brechts „Die Gewehre der Frau Carrar“.

Abb. 2: Volkshochschule Wyhler Wald 1975. 
Beide Fotos: Fotograf Meinrad Schwörer, Archiv Axel Mayer.
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Ähnlich verhielt es sich mit einer 1980 illegal errichteten Waldhütte im 
Flörsheimer Wald auf dem Gelände der geplanten Startbahn West des Frank-
furter Flughafens. Schon seit Anfang der 1960er Jahre wurde auf dem juris-
tischen Verfahrensweg versucht, den Ausbau des Flughafens zu verhindern. 
Anwohner:innen sahen sich durch eine zunehmende Lärmbelastung sowie 
Luftverschmutzung, den Wertverlust ihrer Immobilien und die Zerstörung 
eines Naturschutzgebietes bedroht. Ende der 1970er Jahre zeichnete sich 
jedoch ab, dass der Ausbau auf juristischem Wege nicht aufzuhalten war, und 
der Protest verlagerte sich: Mit Waldbegehungen, Schulmalwettbewerben, 
aber auch zivilem Ungehorsam in Form von Blockaden der Rodungsarbeiten 
versuchte man nun, die Startbahn auf politischer Ebene zu verhindern.33 Im 
Mai 1980 entstand im Flörsheimer Wald ein Hüttendorf, das zum Zentrum 
und Symbol der Proteste wurde. Ausgangspunkt war eine Waldhütte, die eine 
Bürgerinitiative als „Informationszentrum“ errichtet hatte. Die Waldhütten 
avancierten zu einem beliebten Aus�ugsziel in der Region und vereinten Men-
schen unterschiedlichen Alters, sozialer Herkunft und politischer Orientie-
rung vom Umweltpfarrer Kurt Oeser über DKP-nahe Gruppen bis hin zur 
konservativ eingestellten ortsansässigen Bevölkerung.34 Lebhaft und romanti-
sierend beschrieb ein Zeitzeuge das Alltagsleben: 

„Über dem Runddach der BI-Hütte thronen zwei Waldhexen und 
schaukeln im nasskalten Wind. Dunkelheit und Wärme umhüllen 
mich, als ich eintrete. Ein paar kleine Fenster spenden nur spärlich 
Licht, für Hitze sorgt ein mächtiger Eisenofen in der Mitte des Rau-
mes. Daneben eine Pumpe, mit deren Schwengel man das Wasser 
sechseinhalb Meter tief aus dem Waldboden holt. Heißer Ka�ee, Tee 
oder Glühwein werden rechterhand von dem Eingang ausgeschenkt, 
Brot schneidet man sich an dem Tisch davor. An den Wänden liegen 
Matratzen.“35

33 Freia Anders, 14. November 1981. Volksbegehren „Keine Startbahn West“, in: Lan-
gebach (Hrsg.), Protest, S. 254–257, hier S. 254 f.

34 Nils Güttler, Nach der Natur. Umwelt und Geschichte am Frankfurter Flughafen, 
Göttingen 2023, S. 267–360; Marc Konstanzer, „Wer sich nicht wehrt, lebt ver-
kehrt“. Der Versuch zivilgesellschaftlicher Intervention gegen ein Großbauprojekt 
am Beispiel der Protestpraktiken der „Bürgerinitiative gegen die Flughafenerwei-
terung Frankfurt Rhein-Main“ (1979–1981), Masterarbeit Universität Konstanz 
2021.

35 Horst Karasek, Das Dorf im Flörsheimer Wald. Eine Chronik vom alltäglichen 
Widerstand gegen die Startbahn West, Darmstadt 1981, S. 9 f.
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Abb. 3 und 4: Das Flörsheimer Hüttendorf 1981.
Beide Fotos: Walter Keber (Copyright).
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Solcherart romantisierte Orte wurden zu Kristallisationskernen kreativer Poli-
tik – von �eatervorführungen über Diskussionsveranstaltungen bis zu Vor-
tragsabenden. 

Die Bescha�ung fachlicher und technischer Informationen und die Er -
arbeitung fundierten Bewegungswissens wurden hier ö�entlich sichtbar 
vorgeführt und symbolisch mit basisdemokratischen Verkehrsformen ver-
bunden. So führten Startbahngegner:innen selbstständige Zählungen des 
Flugverkehrs sowie Messungen der Schadsto�belastung in der Luft und 
der Verunreinigung des Grundwassers durch. Einige Bürgerinitiativen hat-
ten ausgewiesene Gegenexperten in ihren Reihen. So erstellte etwa Henner 
Gonnermann, Forstamtsleiter des Kreises Groß-Gerau, eine ausführliche 
Studie zu den ökologischen Gefährdungen durch die Startbahn West. Der 
Lufthansa-Pilot Hajo Lebuser überprüfte auf Grundlage verschiedener Luft-
verkehrsprognosen die von der Flughafen AG und der Hessischen Landes-
bank erhobene Behauptung, durch den Bau der Startbahn könnten 10 000 
bis 12 000 neue Arbeitsplätze entstehen. Kurt Oeser, der „Umweltpfarrer“ 
und Umweltbeauftragte der Evangelischen Kirche, war maßgeblich an der 
Gründung der Bundesvereinigung gegen Fluglärm beteiligt, die regelmäßig 
wissenschaftliche Kongresse zum �ema veranstaltete. Er gab selbst Sam-
melbände zu Fluglärm und anderen Umweltthemen heraus und erfüllte 
Lehraufträge an mehreren Hochschulen. Als die Flughafen AG die Wirt-
schaftsberateragentur Roland Berger bemühte, mit der Zeitung Rund um den 
Flughafen Ö�entlichkeitsarbeit zu betreiben, gründeten die Bürgerinitiativen 
mit einer kleinen, meist doppelseitigen BI-Info eine monatlich erscheinende 
Gegenpublikation, die in einer Au�age von 20 000 Exemplaren vertrieben 
wurde.36

All diese Beispiele verdeutlichen die Produktion, Popularisierung und 
Plausibilisierung von Bedrohungs- und Gegenwissen durch unterschied-
liche Expert:innen der sozialen Bewegung. Sie gri�en die Perspektive, die 
Erfahrungen und eigenständigen Beobachtungen der Betro�enen auf und 

36 Max Stadler u. a. (Hrsg.), Gegen|Wissen. Cache 01, Zürich 2020, S. V/15–19; Kon-
stanzer, „Wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt“, S. 37 f. Er bezieht sich auf: Henner 
Gonnermann, Die Gefährdung der ökologischen Grundlagen des Rhein-Main-
Gebietes durch die Startbahn West, in: Bürgerinitiative gegen die Flughafenerwei-
terung Frankfurt am Main (Hrsg.), Keine Startbahn West. Argumente, Bilder und 
Berichte. O�enbach 1981, S. 75–96. Zudem wertet er den Bericht des 1942 gebo-
renen Aktivisten Hajo Lebuser aus der Ortsgruppe Walldorf aus, der bei der Luft-
hansa als Pilot tätig war.
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autorisierten diese. Besonders bemerkenswert ist, dass die häu�g auch sozi-
alwissenschaftlich ausgebildeten Aktivist:innen zur Deutung ihrer eigenen 
Bewegung auf �eorien der frühen Bewegungsforschung zurückgri�en37  – 
eine Verklammerung aus Bewegungsforschung und Aktivismus, die bislang 
noch zu wenig erforscht ist.

Die Umweltbewegung der 1970er Jahre bildete vielfach eine wissenschaft-
liche Expertise aus, die von kybernetischen Denkmodellen bis zu transdiszi-
plinären ökologischen Zusammenhangserkenntnissen reichte. Das lässt sich 
an der Gründung von zahlreichen ökologischen Forschungsinstituten zeigen. 
Ob Kernkraft oder Waldsterben, es gab in den 1970er Jahren kaum einen 
Bereich der Neuen Sozialen Bewegungen, der keine „alternativen“ Formen 
des Erkennens und Forschens hervorgebracht hätte. Die „Gegenforschung“ 
lüftete nicht nur Universitäten und Akademien durch. Ausgangspunkt war 
dabei meist die Wahrnehmung einer existenziellen Bedrohung, über die es 
Wissen zu produzieren und popularisieren galt. Diese Gegenexpertisen ent-
standen nicht selten an der Basis, im Stadtteil oder im Kampf gegen Groß-
projekte: vom Atomkraftwerk bis hin zur „Startbahn West“ in Frankfurt am 
Main.

Im Hinblick auf Ermächtigungsstrategien von sozialen Bewegungen 
kommt der Führungsriege von „movement intellectuals“38 mit ihren mani-
festen Überzeugungen eine besondere Bedeutung zu. Dies zeigt sich in den 
frühen 1980er Jahren etwa an der Technischen Universität Darmstadt mit der 
um den Philosophen Gernot Böhme entstandenen Gruppe „Soziale Natur-
wissenschaft“, die Nils Güttler untersucht hat.39 Zunächst als Lesekreis, dann 
als Verein organisiert, wollte die Gruppe den Zusammenhang von Wissen-
schaft, Technik und Natur in der postindustriellen Gesellschaft beleuchten. 
Ausgangspunkt waren die sozioökologischen Krisen der frühen 1980er Jahre, 
etwa die Kon�ikte um Wasser- und Atomkraftwerke, die Gentechnologie 

37 Konstanzer, „Wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt“, S. 78. Gemeint ist der Politologe 
Jürgen Martin, der bei seinem 1978 vorgelegten „Versuch einer Zwischenbilanz“ 
an vielen Stellen auf Otthein Rammstedts Phasenschema der Entwicklung sozialer 
Bewegungen Bezug nimmt. Der genannte Klassiker stammt von Otthein Ramm-
stedt, Soziale Bewegung, Frankfurt a.M. 1978.

38 Eyerman/Jamison, Social Movements, S. 97–99. Vgl. Choudry, Learning Activism; 
Jochen Roose, Soziale Bewegungen als Basismobilisierung. Zum Verhältnis von 
Basis und Führungspersonal in den Ansätzen der Bewegungsforschung, in: Rudolf 
Speth (Hrsg.), Grassroots-Campaigning, Wiesbaden 2013, S. 141–157.

39 Zum Folgenden siehe Güttler, Gegenexpert*innen, S. 555–561; ders., Nach der 
Natur, S. 358–360, 377–382.
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sowie große Infrastrukturprojekte. Die „Soziale Naturwissenschaft“ verfolgte 
zwei miteinander verkoppelte Strategien. Erstens strebte die Gruppe, die sich 
aus Forscher:innen der Philosophie, Soziologie und Geschichtswissenschaft 
zusammensetzte, einen intensiven Dialog zwischen Natur- und Geisteswis-
senschaft an. Zweitens sollte der von ihr geführte Diskurs im Dialog mit den 
sozialen Bewegungen und unter Einbeziehung des Wissens der Betro�enen 
statt�nden. Böhme sprach explizit von „Betro�enen-Wissenschaft“.40 Die 
Gruppenmitglieder versuchten deshalb, an den Brennpunkten der Umweltbe-
wegung – wie etwa im Hessischen Ried – mit Betro�enen und Aktivist:innen 
ins Gespräch zu kommen. Diese Orte schienen ihnen wie Freiluftlaborato-
rien der Wissensgesellschaft, an denen sich die politischen und sozialen Span-
nungen um Wissenschaft und Technik wie unter einem Brennglas studieren 
ließen. Die Gruppe „Soziale Naturwissenschaft“ kann als Versuch verstan-
den werden, in Westdeutschland eine interdisziplinäre Wissenschafts- und 
Technikforschung aus dem Geiste der Umweltbewegung heraus zu eta-
blieren. Damit steht das Darmstädter Projekt stellvertretend für eine Reihe 
von Unternehmungen zur Etablierung einer kritischen Wissenschaft, deren 
E�ekte außerhalb des akademischen Feldes vermutlich mindestens ebenso 
groß waren wie innerhalb. 

Auch das 1970 gegründete Starnberger Max-Planck-Institut zur Erfor-
schung der Lebensbedingungen der wissenschaftlich-technischen Welt zeigt 
die enge Verbindung zwischen sozialen Bewegungen und universitärer For-
schung. Mit den Nachwirkungen und den akademischen Biogra�en vieler 
Beteiligter wie Gernot Böhme, Wolfgang Krohn, Wolfgang van den Daele, 
Rainer Hohlfeld oder Wolf Schäfer hat sich Adriane Leendertz eingehend be -
schäftigt.41 Viele „Ex-Starnberger“ waren im Kontakt mit den Neuen Sozia-
len Bewegungen, insbesondere mit der Umweltbewegung, der „Gen-Ethik“ 
und der Frauenbewegung. Ein wichtiger Resonanzraum für solcherlei Pro-
jekte war die Szene der „alternativen Wissenschaft“, die sich um 1980 in vie-
len Städten der Bundesrepublik formierte und über Foren wie die Zeitschrift 
Wechselwirkung publizistisch sichtbar wurde. In diesen Foren und auf dem 
„alternativen“ Buchmarkt wurden auch bewegungsnahe Studien aus der 

40 Gernot Böhme, Wissenschaft – Technik – Gesellschaft. Zehn Semester interdiszi-
plinäres Kolloquium an der THD, Darmstadt 1984, S. 151.

41 Ariane Leendertz, Die pragmatische Wende. Die Max-Planck-Gesellschaft und die 
Sozialwissenschaften 1975–1985, Göttingen 2010; dies., Medialisierung der Wis-
senschaft. Die ö�entliche Kommunikation der Max-Planck-Gesellschaft und der 
Fall Starnberg 1969–1981, in: Geschichte und Gesellschaft 40 (2014), S. 555–590.
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angloamerikanischen Wissenschafts- und Technikforschung im deutschen 
Sprachraum bekannt.42

Ökologisches Wissen, Umweltwissenschaften und alternative Bildung 
institutionalisierten sich in den 1970er und 1980er Jahren auch in eigenstän-
dig aufgebauten Forschungseinrichtungen. Die traditionelle, konservatori-
sche Idee des Naturschutzes verlor in den Umweltbewegungen allgemein an 
Rückhalt und machte einem naturwissenschaftlich-technischen Verständnis 
der Umwelt Platz. Dabei half, dass auch außerhalb der Umweltbewegung 
die Idee von zusammenhängenden ökologischen Netzwerken in Verbindung 
mit ganzheitlichen und kybernetischen Konzepten große Resonanz fand und 
Wissenschaft, Politik und Rechtsprechung beein�usste. In Verbindung mit 
der Wachstums- und Kapitalismuskritik rückte der Begri� der Ökologie ins 
Zentrum gesellschaftlicher Debatten. Vor dem Hintergrund dieser Neukon-
zeption der Mensch-Umwelt-Beziehung und einer wachsenden Umwelt- und 
Antiatomkraftbewegung entstanden neue wissenschaftliche Netzwerke außer-
halb des Universitätssystems. Diese Forschungszentren stellten den Umwelt-
schutz in den Mittelpunkt ihres Forschungsinteresses, verfolgten einen trans-
disziplinären Ansatz und forderten hegemoniale Wissensstrukturen heraus. 
Sie verstanden sich als „soziale Bewegung innerhalb der Wissenschaft“ und 
boten wissenschaftliche und rechtliche Unterstützung für die Umweltbewe-
gung auf lokaler, regionaler und internationaler Ebene. Die neuen ökologi-
schen Forschungsinstitute zeichneten sich durch eine weitgehende �nanzielle 
Unabhängigkeit, basisdemokratische Entscheidungs�ndung und �ache Hie-
rarchien aus.43

Das erste Forschungsinstitut dieser Art, das 1977 gegründete Öko-Insti-
tut in Freiburg, ging aus der Graswurzelbewegung gegen das geplante Atom-
kraftwerk in Wyhl hervor.44 Die Idee einer institutionalisierten wissenschaft-
lichen und juristischen Begleitung der Bürgerinitiativen basierte zum einen 
auf der sogenannten Walduniversität, die 1975 von Aktivist:innen auf der 

42 Vgl. dazu das Heft „Wissen, ca. 1980“ der Zeitschrift: Nach Feierabend. Zürcher 
Jahrbuch für Wissensgeschichte 12 (2016).

43 Hierzu entsteht derzeit an der Universität Konstanz die von Sven Reichardt betreute 
Dissertation von Daniel Eggstein zu den Umweltforschungsinstituten in der Bun-
desrepublik und in den USA seit den 1970er Jahren, zudem auch die Habilitations-
schrift von Lisa Cronjäger (Universität Basel), die die seit Ende der 1970er Jahre 
gegründeten sozialökologische Zentren in Europa und Lateinamerika in den Blick 
nimmt. 

44 Jochen Roose, Made by Öko-Institut. Wissenschaft in einer bewegten Umwelt, 
Freiburg 2002.
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besetzten Baustelle des Kraftwerks initiiert wurde, zum anderen auf den Er -
fahrungen mit juristischen Auseinandersetzungen. Die Jurist:innen der Bür-
gerinitiativen erkannten den Bedarf an professioneller wissenschaftlicher 
Beratung für die Umweltbewegung, um mit den Experten der Gegenseite 
konkurrieren und technologische Alternativen entwickeln zu können.45 Mit 
Außenstellen in Hannover und Darmstadt war das Freiburger Öko-Institut 
schnell an den bundesweiten Zentren der Antiatombewegung beteiligt. 

Auch die Anfänge einer zweiten Einrichtung, des Instituts für Energie- 
und Umweltforschung (ifeu) in Heidelberg, waren direkt mit den Protesten 
in Wyhl verbunden. Das Institut ging 1978 aus dem sogenannten Tuto-
rium Umweltschutz am Biologischen Institut der Universität Heidelberg 
hervor. Das Tutorium existierte bereits 1974, gegründet hatte es der Biolo-
giestudent Dieter Teufel, der damals im Vorstand des Bundesverbands der 
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) war. Die Gruppe von Studierenden 
und Doktorand:innen konnte mit ihren Gehältern eigene Forschungspro-
jekte �nanzieren und koordinierte ihre Arbeit mit anderen Umweltgruppen. 
Die Erstellung eines Gutachtens im Auftrag von Antiatomkraftinitiativen 
in Wyhl provozierte einen Kon�ikt mit der Landesregierung von Baden-
Württemberg und der Universität Heidelberg. Das „Radioökologische Gut-
achten zum Kernkraftwerk Wyhl“ kritisierte die o�ziellen Berechnungs-
grundlagen und konstatierte eine erheblich größere Bedrohung durch die 
Emission radioaktiver Substanzen. Das Gutachten, welches Dieter Teufel 
im Rahmen der Volkshochschule Wyhler Wald am 14. Februar 1979 an der 
Universität Freiburg vorstellte und dessen Ergebnisse medial aufgegri�en und 
kritisiert wurden, kann als eine typische Ermächtigungsstrategie von Be -
drohungswissen betrachtet werden. Der Kon�ikt um das Gutachten führte 
zum Ausschluss der Gruppe um Teufel aus der Universität und zur Gründung 
des ifeu.46

45 Dieter Rucht, Gegenö�entlichkeit und Gegenexperten. Zur Institutionalisierung 
des Widerspruchs in Politik und Recht, in: Zeitschrift für Rechtssoziologie 9 (1988) 
2, S. 290–305.

46 Mario Schmidt/Ulrich Höpfner (Hrsg.), 20 Jahre ifeu-Institut. Engagement für die 
Umwelt zwischen Wissenschaft und Politik, Braunschweig 1998. Vgl. die Plakatan-
kündigung zur Veranstaltung im digitalen Katalog des badischen Landesmuseums 
unter: https://katalog.landesmuseum.de/object/2B3C7CD31B6F4C73B6AC83C8 
03D34610-das-radiooekologische-gutachten-zum-kernkraftwerk-wyhl [5.3. 2025]. 
Zur kritischen Berichterstattung vgl. z. B. Tüftler im Grünen, in: Der Spiegel, 
Nr. 36, 31.8.1980, https://www.spiegel.de/wissenschaft/tueftler-im-gruenen-a-59f 
0d6ac-0002-0001-0000-000014326710?context=issue [9. 2. 2026].
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Beide Einrichtungen waren Beispiele für die rund 75 außeruniversitären 
Umweltforschungszentren, die von Ende der 1970er Jahre an in der alten Bun-
desrepublik errichtet wurden.47 Sie verstanden sich als „Bürgerinstitute“ und 
gründeten 1981 die Arbeitsgemeinschaft ökologischer Forschungsinstitute 
(AGÖF). Der Verein organisierte Tagungen, gemeinsame Publikationen und 
Forschungsprojekte. Während der Forschungsschwerpunkt der Institute Ende 
der 1970er Jahre auf dem Energiesektor lag, entwickelten sich im Laufe der 
1980er Jahre weitere Forschungsfelder wie die Chemie oder der ökologische 
Landbau. Ausgangspunkt des Wirkens war jeweils das in der Umweltbewe-
gung charakteristische Bedrohungsbewusstsein. Das Wissenschaftsverständ-
nis der Institute war von den ökologischen Denkmustern der Umweltbewe-
gung geprägt und betonte einen interdisziplinären und ganzheitlichen Ansatz. 
Zudem war ihr Denken von einem wissenschaftlichen Diskurs inspiriert, der 
die Ökologie als neue Leitwissenschaft betrachtete und für einen Paradigmen-
wechsel innerhalb der Wissenschaft plädierte.48

Diese ökologischen Institute waren kein rein westdeutsches Phänomen. 
Vielmehr waren sie das Ergebnis eines umfassenden transatlantischen Aus-
tauschs innerhalb der Antiatomkraftbewegung. Die amerikanische Wissen-
schaftlervereinigung für Frieden und Umwelt Union of Concerned Scientists 
(gegr. 1969) oder die Umweltorganisation Natural Resource Defence Council 
(gegr. 1970) waren sowohl wegen ihrer Funktion innerhalb der Umweltbe-
wegung als auch wegen ihres wissenschaftlichen Ansatzes Vorbilder für die 
deutschen Institute – bereits in der Namensgebung („Concerned“, „Defence“) 
zeigt sich auch die geteilte Bedrohungsperzeption.49 Ausgehend von der 
Zusammenarbeit in der Reaktor- und Strahlenforschung wurde der deutsch-
amerikanische Wissenstransfer charakteristisch für viele andere Bereiche der 
ökologischen Forschung auf beiden Seiten des Atlantiks. In den 1980er Jah-
ren entwickelte sich auch eine direkte institutionalisierte Zusammenarbeit 

47 �omas Laux, Vom Protest zur Produktion von Expertise. Die Umweltbewegung 
und die Herausbildung eines Feldes der Expertise zur Umwelt- und Energiepolitik 
in Deutschland, in: Sebastian Büttner/�omas Laux (Hrsg.), Umstrittene Exper-
tise. Zur Wissensproblematik der Politik, Baden-Baden 2021, S. 269–292; Lisa 
Cronjäger, Sanft ist schön. Die bewegten Bilder der angepassten Technologie in den 
1970er- und 80er-Jahren, in: Schweizerische Zeitschrift für Geschichte 75 (2025), 
S. 48–66, DOI: 10.24894/2296-6013.00163.

48 Hartmut Bossel/Wolfhart Dürrschmidt (Hrsg.), Ökologische Forschung. Wege zur 
verantworteten Wissenschaft, Karlsruhe 1981.

49 John H. Adams/Patricia Adams, A Force for Nature. �e Story of NRDC and the 
Fight to Save Our Planet, San Francisco 2010.
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zwischen westdeutschen und amerikanischen Instituten, wie dem ifeu und 
dem Institute for Energy and Environmental Research (IEER) in Maryland. 
Die ökologischen Institute und ihre Akteure lassen sich, so die �ese von 
Daniel Eggstein, als Teil einer transnationalen epistemischen Kultur verste-
hen, deren epistemische Praxis sich im Kontrast zur universitären und indus-
triellen Forschungslandschaft entwickelte. Die ökologischen Forschungs-
institute können als eine Schnittstelle zwischen Bewegung, Politik und 
Wissenschaft verstanden werden.50

Als direkte Antwort auf die Umweltbewegung und eingebettet in die so -
zialen Muster des alternativen Milieus der 1970er Jahre beein�ussten die un -
abhängigen Forschungszentren auch die etablierten Wissens- und Experten-
kulturen. Die neuen wissenschaftlichen Netzwerke, aber auch die Motive, 
Handlungen und politischen Strategien der Umweltbewegung trugen dazu 
bei, das ö�entliche Bewusstsein für Umweltprobleme zu schärfen. Die For-
schungsarbeit der ökologischen Institute führte – langfristig gesehen – zu einer 
thematischen Diversi�zierung der Umweltdebatte und erhöhte die Politikfä-
higkeit der Umweltbewegung. So wurden die Öko-Institute zu einer treiben-
den Kraft der Weiterentwicklung der Ökologiebewegung seit den 1990er Jah-
ren. Nicht zuletzt durch die Infragestellung wissenschaftlicher Strukturen, 
Methoden, herkömmlicher Disziplineinteilungen und Denkmuster schufen 
sie eine neue epistemische Kultur, die neue technische, soziale und symboli-
sche Dimensionen in naturwissenschaftliche Expert:innensysteme einspeiste. 

Mit Publikumszeitschriften wie dem 1985 erstmals erschienenen Maga-
zin Öko-Test wurden entsprechende Erkenntnisse auch weiterverbreitet und 
umweltbewegtes Bedrohungswissen in das Alltagswissen der spätmodernen 
Wissensgesellschaften eingebracht. Zielsetzung der Zeitschrift war es, über 
eine zunehmende Vergiftung der Alltagsumgebung aufzuklären und dieser 
durch den Verweis auf Handlungs- und Konsumalternativen entgegenzuwir-
ken. Dies erfolgte vorrangig nicht in Form apokalyptischer Rhetorik, sondern 
anhand kriteriengestützter Produkttests, in denen gesundheitliche und ökolo-
gische Aspekte stärker gewichtet wurden. Das Magazin klärte nicht nur über 
die Zusammenhänge von Technik, Gesellschaft und allgemeiner Naturzerstö-
rung bzw. Vergiftungen in städtischen Lebensumwelten auf. Die Redakteu-
r:innen informierten auch über die Gesundheits-, Umwelt- und Sozialverträg-
lichkeit von Konsumprodukten und lieferten so nicht nur praktische Hilfen 

50 Daniel Eggstein, Das Öko-Institut im transatlantischen Kontext, in: Stadler u. a. 
(Hrsg.), Gegen|Wissen, S. IV/102–103.
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mit entsprechendem Gebrauchsnutzen und Veränderungen im Konsumver-
halten, sondern förderten auch die Kompetenz zur Einschätzung bestimmter 
Lebensweisen in unserer Wissens- und Konsumgesellschaft.51

Schlussbemerkung

Gerade in Konstellationen der Krise des etablierten Universitätssystems, 
welches durch die Expansion der 1960er Jahre massiven Umbauprozessen 
ausgesetzt war und durch die Studierendenbewegung politisch umfassend 
hinterfragt worden war, erreichten ökologische Häretiker:innen und Gegenin-
tellektuelle besonderen Ein�uss. Im Verbund mit breit gebildeten Schriftstel-
ler:innen oder public intellectuals, die sich in den Dienst thematisch fokussier-
ter sozialer Bewegungen stellten – man denke etwa an Heinrich Bölls Rolle in 
der Friedensbewegung oder an das Engagement des Pfarrers Kurt Oeser in der 
Umweltbewegung –, entstanden neue Erkenntnisse aus dem Zusammenspiel 
von sozialen Bewegungen und wissenschaftlicher Gegenforschung, wie auch 
die radical science movements in den USA und Frankreich während der 1960er 
Jahre zeigen.52 Das waren regelrechte Do-it-yourself-Bewegungen in der Bio-
logie oder Umweltforschung, die nicht nur an die gesellschaftliche Verant-
wortung in der eigenen Disziplin appellierten, sondern auch deliberative For-
men entwickelten, welche die Partizipation von Laien in der ökologischen 
Forschung voranbrachten.53 Es gelang den sozialen Bewegungen, ihre Ein-
sichten dann erfolgreich zu proklamieren, wenn ihre normativen Zielsetzun-
gen mit neuen Modalitäten des politisierten Wahrnehmens, Bewertens und 
Beurteilens zusammen�elen. Erst dann gelang die Destabilisierung etablierter 
Gewissheiten und Wissensordnungen durch die Erzeugung bewegungsa�ner 
Plausibilisierungen.

Wissen ist auch in den modernen Wissensgesellschaften, die die Versach-
lichung und Verwissenschaftlichung und Wissensgläubigkeit zu ihren zen-
tralen Utopien und Triebfedern machen, eine keineswegs robuste Ressource. 

51 Jürgen Räuschel, Wie alles an�ng. Das journalistische und verlegerische Konzept 
des Öko-Test-Magazins, in: Christof Gassner (Hrsg.), Alltag, Ökologie, Design. 
Zur visuellen Sprache der Zeitschrift Öko-Test, Mainz 1995, S. 24–35.

52 Siehe zu den radical science movements in den USA auch den Beitrag von Christo�er 
Leber und Cora Stuhrmann in diesem Band.

53 Für entsprechende Literaturhinweise siehe die Fußnoten in Strasser u. a., Citizen 
Science, S. 60–62.
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Die Formenvielfalt von Wissen ist auch in der spätmodernen Wissensgesell-
schaft keineswegs verschwunden. Das machen nicht zuletzt die Kämpfe um 
die Gültigkeit von Bewegungswissen deutlich. Die Nutzung und Politisie-
rung von Wissen durch soziale Bewegungen hat also nicht nur eine wichtige 
gesellschaftliche Funktion für die Befragung, Korrektur oder Erweiterung 
gesellschaftlicher Wissensbestände, gerade bei der Einschätzung von Risken 
und Bedrohungen. Sie greift vielmehr in das gesellschaftliche Gesamtgefüge 
ein, das durch Wissen und „Wissensgläubigkeit“54 organisiert ist. Die Wis-
senspraktiken der ökologischen Bewegungen zeigen exemplarisch eine Art 
von „experiential knowledge“,55 bei dem Erfahrungen mit Umweltverschmut-
zungen in der Alltagsumgebung oder Erfahrungen mit dem eigenen Körper 
genutzt werden, um ökologische Erkenntnisse zu erweitern oder zu modi�zie-
ren. Häu�g ist dieses Experimentieren aus alltäglichen Umweltbeobachtun-
gen gewonnen worden. Anwohner:innen sprachen über die Erfahrungen mit 
ihrer unmittelbaren Umwelt und den Giften in ihrer Nachbarschaft und ent-
deckten so neue Fragen, experimentierten mit Nachweisverfahren und stießen 
wissenschaftliche Untersuchungen an, an denen sie dann zum Teil sogar mit-
wirkten. Die persönliche Erfahrung und Wahrnehmung war für das ökolo-
gische Bedrohungswissen von entscheidender Bedeutung: Ausgehend von der 
eigenen (tatsächlichen oder potenziellen) Betro�enheit erfolgte die gemein-
schaftliche Produktion, Erweiterung und alltagsbezogene Fundierung des 
ökologischen Bedrohungswissens. Dieses wurde durch bewegungseigene oder 
sympathisierende Expert:innen sowie die sich herausbildenden Forschungsin-
stitute autorisiert und konnte etablierte Wissensregime inhaltlich wie formal 
herausfordern.

54 Bogner, Epistemisierung des Politischen, S. 119.
55 Dupré/Somsen, �e History of Knowledge; Bergwik/Holmberg, Standing on 

Whose Shoulders?
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„Unser Recht auf DGS“

Medien, Protest und sprachliche Emanzipation

Einleitung:1 „DGS JETZT!“

Im Jahr 1993 fanden in Hamburg innerhalb weniger Monate zwei Demon-
strationen statt, die beide die sprachliche Integration gehörloser und schwer-
höriger Menschen einklagten, in ihren konkreten Forderungen und Positio-
nen aber diametral entgegengesetzt waren. Die Teilnehmer*innen der einen 
propagierten die Förderung der Lautsprache und den Verzicht auf die Gebär-
densprache in der Bildung und Erziehung gehörloser Kinder, die der anderen 
den bilingualen Ansatz, tauben Kindern von klein auf sowohl die Gebärden-
sprache als auch die Lautsprache anzubieten. Die Bundesgemeinschaft der 
Eltern und Freunde hörgeschädigter Kinder e.V., Verfechter der lautsprach-
lichen Methode, ging im März jenes Jahres im Rahmen ihrer Jahrestagung 
auf die Straße. Die Teilnehmenden der Demonstration fanden auf die Frage 
danach, welche Sprache gehörlose Kinder lernen sollten – die Lautsprache oder 
die Gebärdensprache – eine klare Antwort. Auf ihrem Protestmarsch durch 
die Hamburger Innenstadt hielten sie Plakate mit Aussagen wie „Wir wollen 
hören“, „Gebärden isolieren“ oder „Gebärden machen stumm“ hoch. Begleitet 
wurden diese von Sprechchören: „Wir wollen hören, wir wollen sprechen“.2

1 In diesem Aufsatz werden die Begri�e „Schwerhörige“, „Gehörlose“, sowie „Men-
schen mit Behinderung“ oder auch „Behinderte“ verwendet. Sie sind unter keinen 
Umständen als diskriminierend oder abwertend zu verstehen, sondern dienen der 
Problematisierung von Ausgrenzungsprozessen sowie zur Benennung verschiedener 
Interessensgruppen im Kampf um Emanzipation hörbeeinträchtigter Menschen 
und die Anerkennung der Deutschen Gebärdensprache als Sprache im linguis-
tischen Sinne. Zur Vertiefung sei an dieser Stelle exemplarisch auf ein Streitge-
spräch verwiesen, das sich einer „Kritik des Hörens“ aus zwei Perspektiven nähert: 
zum einen aus der soziopolitischen Sichtweise der Gehörlosengemeinschaften und 
zum anderen anhand einer Neubestimmung der Deaf Studies und einer körpero-
rientierten Wende in diesem Feld. Siehe Paddy Ladd, Die Politische Situation von 
Gebärdensprachgemeinschaften, in: APuZ (2019) 6–7, S. 37–41; �omas Vollha-
ber, Deaf Studies Neu Denken, in: APuZ (2019) 6–7, S. 42–46.

2 Sehen statt Hören, Bayerischer Rundfunk, Folge 694, 7. 3. 1993, ab Minute 2:56.
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Die visuelle Rhetorik des Protests – Plakate mit lautsprachlichen Parolen, 
das Insistieren auf dem Hören trotz der Abwesenheit des Hörsinns – rekur-
rierte auf das seit Langem dominierende oralistische Paradigma, also die 
Fokussierung auf das gesprochene Wort, das Ablesen von Lippen und das 
Reproduzieren von für die Lernenden nicht hörbaren Lauten über langwie-
rige Imitationsübungen.3 Zeitzeugenberichte verdeutlichen, dass viele Eltern 
die Gebärdensprache als Hindernis der Integration in die Welt der Hörenden 
interpretierten, weshalb sie die Deutsche Gebärdensprache (DGS) aus Furcht 
vor einer sozialen Exklusion ihrer Kinder ablehnten.4

Dem stellte sich am 25. September 1993 die Demonstration im Rahmen 
der ersten Deutschen Kulturtage der Gehörlosen entgegen. Vor dem Hambur-
ger Rathaus entfalteten über 7000 Teilnehmende ein visuelles Manifest: Zu 
sehen waren Transparente mit der Aufschrift „DGS Jetzt!“, „Die Gebärden-
sprache ist unsere Muttersprache“, „Ohne Gebärdensprache keine Kultur der 
Gehörlosen“. Diese performative Gegenö�entlichkeit operierte bewusst mit 
der Ästhetik der DGS, um ihre Ausdruckskraft zu demonstrieren. Ein Wagen 
mit Dolmetscherinnen, die die gesprochenen Slogans simultan in DGS über-
setzten, hob sich von der laufenden Menge visuell deutlich ab. Ulrich Hase, 
damals Vorsitzender des Deutschen Gehörlosen-Bundes (DGB), betonte in 
seiner Rede die politische Dimension der Demonstration. Unter großem Jubel 
und begleitet von lauten Trillerpfeifen gebärdete er in DGS zu einer großen 
Menge an Demonstranten: „Alle wissen schon, dass Gebärdensprache da ist, 
dass sie eine richtige Sprache ist, dass wir uns gleichberechtigt fühlen mit die-
ser Sprache.“5

Die Gegenüberstellung der beiden Demonstrationen verdeutlicht ein 
grundlegendes Spannungsfeld zwischen zwei konträren Positionen zur sprach-
lichen Bildung gehörloser Kinder – dem oralistischen, also rein lautsprach-
lichen, und dem bilingualen, also gebärden- und lautsprachlichen Ansatz. 

3 Vgl. Jens Gründler, Reformorientierung nach der Katastrophe? Ambivalenzen, Kon-
tinuitäten und Brüche an westfälischen ‚Blinden- und Taubstummenanstalten‘ 
zwischen 1933 und 1965, in: Marion Schmidt/Anja Werner (Hrsg.), Unsichtbare 
Geschichte(n) sichtbar machen. Gehörlose und schwerhörige Menschen im deutsch-
sprachigen Raum vom 19. Jahrhundert bis in die Gegenwart, Frankfurt a.M. 2024, 
S. 355–391.

4 Dies geht auch aus einer Diskussionsrunde zwischen dem Gehörlosenbund und 
dem Institut für Deutsche Gebärdensprache der Universität Hamburg hervor, die 
1988 vom BR aufgezeichnet und 1989 gesendet wurde, siehe dazu weiter unten in 
diesem Text.

5 Sehen statt Hören, BR, Folge 719, 31.10.1993, ab Minute 25:00.

horstmann_pope_innen.indd   78 10.03.26   00:28



79

„UNSER RECHT AUF DGS“

Eine deutliche Di�erenz manifestierte sich indes nicht nur in den inhaltlichen 
Forderungen, sondern auch in den ästhetischen, performativen und rhetori-
schen Ausdrucksformen der jeweiligen Demonstrationen: Während sich die 
einen über oralistische Parolen inszenierten, schufen die anderen Sichtbarkeit 
über ihre visuelle Sprache.

Dieser Beitrag untersucht die Ver�echtungen zwischen linguistischen 
Paradigmenwechseln und politischen Forderungen, um die jeweilige Rolle 
von Wissenschaft und Aktivismus im Prozess der Anerkennung der Deut-
schen Gebärdensprache analytisch zu fassen. Im Zentrum steht dabei das 
Zusammenspiel von Gehörlosenaktivist*innen und Linguist*innen, deren 
Tätigkeitsfelder sich teilweise überschnitten und ein dynamisches Wechselver-
hältnis zwischen wissenschaftlicher Erkenntnisproduktion und politischem 
Engagement hervorbrachten. Anja Werner hat jüngst bereits darauf hingewie-
sen, dass Deaf History auch als Wissenschaftsgeschichte zu verstehen sei.6 Der 
vorliegende Beitrag knüpft an diese Perspektive an, di�erenziert sie jedoch in 
anderer Richtung aus. Im Fokus steht hier nicht primär die wissenschafts-
geschichtliche Rekonstruktion, sondern die Analyse der Protestpraktiken, 
durch die sich wissenschaftlicher und gesellschaftlicher Widerstand artiku-
lierten. Der Kampf um die Anerkennung der DGS erscheint dabei als Teil 
eines umfassenderen Emanzipationsprozesses, in dessen Verlauf sich Betrof-
fene zunehmend von den paternalistischen Fürsorgestrukturen lautsprachlich 
orientierter Institutionen lösten und als neue Bewegung auftraten, als „Gehör-
losenbewegung“.

Zentral für eine Emanzipation von der überkommenen Haltung, nur 
die Lautsprache gewährleiste die gesellschaftliche Integration gehörloser und 
schwerhöriger Menschen, waren der Zugang zu und die Aneignung von Wis-
sen über Gebärdensprache – ein Wissen, das nicht nur zur Selbstermächti-
gung beitrug, sondern auch zur Infragestellung der lautsprachlichen Hegemo-
nie. Diese Prozesse der Wissensbildung entfalteten sich an unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Orten: in Bildungseinrichtungen, in der Gehörlosenge-
meinschaft selbst, in wissenschaftlichen Kontexten und in den Medien. Eine 
besondere Rolle kam dabei dem Fernsehen zu, insbesondere der seit 1975 
ausgestrahlten Sendereihe „Sehen statt Hören“ des Bayerischen Rundfunks 
(BR). Zur Debatte steht, inwiefern diese Sendung nicht nur als Medium der 

6 Anja Werner, „Deaf History“ als Wissenschaftsgeschichte. Die Teilhabe gehörloser 
Menschen an Fachdiskursen über Taubheit im geteilten Deutschland, Bielefeld 
2024.
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Dokumentation, sondern zugleich als Motor einer Bewegung wirkte, die sich 
für die gesellschaftliche und sprachliche Anerkennung der DGS starkmachte.7

Die Gehörlosenbewegung in der Bundesrepublik nach 1945

Die beiden oben beschriebenen Demonstrationen im Jahr 1993 markierten 
eine historische Zäsur in der Auseinandersetzung um sprachliche Hegemonie 
und politisch-gesellschaftliche Anerkennung eines Minderheitenstatus. Erst-
mals wurde eine Auseinandersetzung zwischen Elternverbänden und Wis-
senschaftler*innen, zwischen Pädagogik und Politik ö�entlich sichtbar, in 
der es um die Deutungshoheit über die Lautsprache als pädagogisches Mittel 
ging. Die Demonstrationen waren zugleich Ausdruck eines noch andauernden 
Kon�iktes zwischen den Oralist*innen auf der einen und den Vertreter*innen 
eines bilingualen, gebärdensprachorientierten Ansatzes auf der anderen Seite.

Um diesen Kon�ikt besser zu verstehen, muss als Erstes die Frage nach 
der De�nition und Entstehung der Gehörlosenbewegung in der Bunderepu-
blik nach 1945 geklärt werden. Innerhalb der Wissens- und Wissenschafts-
geschichte wie auch in der Deaf History ist dieser Begri� zwar gebräuch-
lich, eine regelrechte Historisierung hat allerdings erst in Ansätzen begonnen. 
Grundsätzlich gilt für die Gehörlosenbewegung, was für die Behinderten-
rechtsbewegungen insgesamt zutri�t: In der Historiogra�e der Neuen Sozia-
len Bewegungen in der Bundesrepublik Deutschland seit circa 1970 stellen 
sie bisher eine bemerkenswerte Leerstelle dar. Weder in den Sammelbänden, 
die bereits kurz nach Aufkommen des Begri�s „NSB“ entstanden, noch in 
neueren Handbüchern oder Sonderheften in Zeitschriften, die sich mit der 
Geschichte dieser in ihrer Ausprägung sehr vielfältigen Bewegungen befas-
sen, kommen Behinderte als gesonderte Gruppe vor.8 Zu den Neuen Sozialen 
Bewegungen werden vor allem jene Protest- und Aktionsbewegungen gezählt, 

7 Zur Rolle der Medien in Sozialen Bewegungen vgl. Christina von Hodenbergs Stu-
die über die 68er-Bewegung, wo jene zentral war: Christina von Hodenberg, Das 
andere Achtundsechzig. Gesellschaftsgeschichte einer Revolte, München 2018.

8 Vgl. etwa Karl-Werner Brand, Neue soziale Bewegungen. Entstehung, Funktion 
und Perspektive neuer Protestpotentiale. Eine Zwischenbilanz, Opladen 1982; 
Roland Roth/Dieter Rucht (Hrsg.), Die Sozialen Bewegungen in Deutschland seit 
1945: Ein Handbuch, Frankfurt a. M./New York 2018; Alexander von Schwerin, 
Gegenwissen. Die Neuen Sozialen Bewegungen in der Bundesrepublik und die 
Grundlagen ihrer Wirkung, in: NTM Zeitschrift für Geschichte der Wissenschaf-
ten, Technik und Medizin 30 (2022) 4, S. 529–540.
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die seit den 1960er Jahren als außerparlamentarische Opposition die Ver-
besserung der Lebensbedingungen einzelner Bevölkerungsgruppen im Blick 
hatten, etwa die der Studierenden, der Frauen oder der Homosexuellen. Das 
Motiv der Selbstbestimmung war hierbei zentral, was die Abwesenheit der 
Behindertengruppen in den historischen Darstellungen noch erstaunlicher 
macht. Schließlich war das selbstbestimmte Leben besonders für Menschen 
mit Behinderung in der Bundesrepublik auch nach 1945 nicht selbstverständ-
lich und musste mühsam erkämpft werden.9

Aus der Perspektive der Behindertengeschichte haben Autorinnen wie Els-
beth Bösl, Gabriele Lingelbach, Anne Waldschmidt und andere in den letzten 
Jahren damit begonnen, die Behindertengeschichte als Zeitgeschichte zu ver-
stehen und Behinderung als soziale Kategorie aufzufassen.10 Ein prominentes 
Beispiel für eine solche zeitgenössische Bewegung ist die sogenannte Krüppel-
bewegung, ein Zusammenschluss von körperlich behinderten Akteur*innen, 
die mit verschiedenen Protestaktionen auf bestehende Missstände wie feh-
lende Barrierefreiheit aufmerksam machten.11 Gruppierungen wie die „Krüp-
pelgruppen“ und zeitlich etwas später die „Krüppelfrauen“ entstanden bereits 
seit den 1960er Jahren im Zeichen der NSB. Deren Ziele, nämlich gesell-
schaftliche Teilhabe und Anerkennung als vollwertige Bürger*innen, mach-
ten sich nun auch zunehmend behinderte Menschen zu eigen, die für größere 
Freiräume kämpften.12 Im Zentrum standen dabei stets der Kampf um recht-
liche Gleichstellung und gegen ein aus Sicht der Aktivist*innen überholtes 

9 Vgl. hierzu u. a. Hans-Günter Heiden, Trotz alledem: Behinderte Menschen verän-
dern die Republik. Behindertenbewegung und Behindertenpolitik in den 1990er 
und 2000er Jahren, in: �eresia Degener/Marc Von Miquel (Hrsg.), Aufbrüche 
und Barrieren, Bielefeld 2019, S. 293–320, oder auch �eresia Degener/Elke Diehl 
(Hrsg.), Handbuch Behindertenrechtskonvention. Teilhabe als Menschenrecht  – 
Inklusion als gesellschaftliche Aufgabe, Bonn 2015.

10 Elsbeth Bösl, Politiken der Normalisierung. Zur Geschichte der Behindertenpoli-
tik in der Bundesrepublik Deutschland, Bielefeld 2009; Sebastian Barsch/Elsbeth 
Bösl, Disability History. Behinderung sichtbar machen: Emanzipationsbewegung 
und Forschungsfeld, in: Zeithistorische Forschungen 19 (2022) 2, S. 219–234; 
Gabriele Lingelbach/Jan Stoll, Die 1970er Jahre als Umbruchsphase der bundes-
deutschen Disability History? Eine Mikrostudie zu Selbstadvokation und Anstalts-
kritik Jugendlicher mit Behinderung, in: Moving the Social 50 (2013), S. 25–51. 

11 Vgl. zur Historisierung der Krüppelzeitung, dem Medienorgan der selbsternann-
ten Krüppelbewegung, Christian Mürner/Udo Sierck, Krüppelzeitung. Brisanz der 
Behindertenbewegung, Neu-Ulm 2009.

12 Vgl. Swantje Köbsell, Entstehung und Varianten der deutschsprachigen Disability 
Studies, in: Anne Waldschmidt (Hrsg.), Handbuch Disability Studies, Wiesbaden 
2022, S. 55–72, hier S. 55–59.
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Verständnis von Behinderung, das zu Stigmatisierung und Ausgrenzung 
führte. Diese Bewegung ist aus der Perspektive der Disability History bereits 
teilweise aufgearbeitet worden.13

Für die Gehörlosenbewegung haben zuletzt insbesondere Anja Werner 
und Marion Schmidt Impulse für eine Deaf History geliefert, um die Eman-
zipationsbestrebungen tauber und hörgeschädigter Personen in den 1970er 
und 1980er Jahren zu untersuchen.14 Eine Grundidee dieser Forschungsrich-
tung ist, Gehörlose weniger als behinderte Akteur*innen zu begreifen denn 
als Angehörige einer sprachlich-kulturellen Minderheit. Autorinnen wie Anja 
Groschek oder Ylva Söderfeld haben herausgearbeitet, dass Gehörlosenbewe-
gungen sehr viel weiter, nämlich bis ins 19. Jahrhundert zurückreichen und 
verschiedene Phasen durchlaufen haben.15

Wie in vielen anderen Bewegungen auch war ein erster Schritt für Verän-
derungen die Vernetzung und der Zusammenschluss von Menschen ähnlichen 
Interesses, etwa wenn es darum ging, auf vorliegende De�zite in der Rehabili-
tations- und Integrationspolitik der Bundesrepublik aufmerksam zu machen.

Eine entscheidende Rolle für die Vernetzung gehörloser Menschen in der 
Bundesrepublik spielte die Gründung des Deutschen Gehörlosen-Bundes, 
die schon 1950 erfolgte. In dessen erstem Mitgliederbeschluss hieß es bereits, 
dass er sich als „Kampforganisation“ für die Belange aller deutschen Gehör-
losen verstehe.16 Der Versuch, sich als Interessensgruppe zu organisieren, war 
für hörbeeinträchtigte Personen noch in den 1950er und 1960er Jahren rela-
tiv schwierig, da Hörbehinderte in ihrer Zuordnung zur Gruppe der „Behin-
derten“ sehr inhomogen waren. Denn Hörbeeinträchtigungen waren nicht 
alle nach dem Schwerbehindertengesetz anerkannt. Dies war einerseits eine 
entscheidende Voraussetzung, um etwa sozialrechtliche Erleichterungen in 

13 Ebenda, S. 55–72.
14 Marion Schmidt/Anja Werner (Hrsg.), Zwischen Fremdbestimmung und Autono-

mie. Neue Impulse zur Gehörlosengeschichte in Deutschland, Österreich und der 
Schweiz, Bielefeld 2019; Anja Werner, Behindert oder sprachlich-kulturelle Min-
derheit? Eine kulturhistorische Perspektive auf gehörlose Menschen in Deutsch-
land, in: Dominik Groß/Ylva Söderfeldt (Hrsg.), „Disability Studies“ meets „His-
tory of Science“, Kassel 2017, S. 105–129. 

15 Ylva Söderfeld, Die „Lex Zwickau“, in: Schmidt/Werner (Hrsg.), Zwischen Fremd-
bestimmung und Autonomie, S. 155–192; Anja Groschek, Unterwegs in eine Welt 
des Verstehens. Gehörlosenbildung in Hamburg vom 18. Jahrhundert bis in die 
Gegenwart, Hamburg 2008.

16 Die Geschichte des Deutschen Gehörlosen-Bundes und seine teils problematische 
Vergangenheit im Nationalsozialismus wird auch in Werner, „Deaf History“, u. a. 
S. 83–90 ausgearbeitet.
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Anspruch zu nehmen. Andererseits führte die Zuordnung zum Personenkreis 
der Behinderten zu Stigmatisierung und Ausgrenzung.17

Die Selbstorganisation und -vertretung Betro�ener, wie es sie auch in an -
deren Behindertengruppen gab, war aber noch kein Alleinstellungsmerkmal 
einer neuen Bewegung Gehörloser. Auch die früheren Bewegungen befassten 
sich immer wieder mit der Gebärdensprache, doch erst ab etwa 1970 avan-
cierte die DGS zum zentralen �ema und zugleich zum verbindenden Ele-
ment unterschiedlicher Interessensgruppen. Das Ringen Gehörloser um die 
Anerkennung einer eigenen Sprache war eng verbunden mit ihrem Bestreben, 
eben nicht nur als gleichwertig, sondern darüber hinaus als sprachlich-kultu-
relle Minderheit anerkannt zu werden.18

Über lange Zeit hinweg herrschte jedoch in der wissenschaftlich-pädago-
gischen Debatte Konsens darüber, dass die Gebärdensprache der Lautsprache 
nicht ebenbürtig und keine eigenständige Sprache sei.19 Diese Perspektive war 
nicht zuletzt einem Mangel an linguistischen Untersuchungen zur Struk-
tur und Funktion der Deutschen Gebärdensprache geschuldet. Erst im Ver-
lauf der 1980er Jahre führte das Institut für Deutsche Gebärdensprache an 
der Universität Hamburg unter dem Germanisten Siegmund Prillwitz sys-
tematische sprachwissenschaftliche Analysen durch, die schließlich 2002 in 
der o�ziellen Anerkennung der Deutschen Gebärdensprache als vollwertige 
und eigenständige Sprache mündeten.20 Die an diesem Projekt Beteiligten – 

17 Zur Übersicht der Stellung Hörbehinderter im sozialpolitischen Kontext vgl. An -
dreas Kammerbauer, Behindertenpolitik, eine Chance für Hörbehinderte? Die bis-
herige Behindertenpolitik in der Bundesrepublik Deutschland und ihre erforder-
liche Weiterentwicklung insbesondere für Hörbehinderte, Hamburg 1993.

18 Die deutsche Debatte orientierte sich hier sehr stark an angloamerikanischen 
Aktivist*innen und Wissenschaftler*innen, so etwa an dem britischen Gehör-
losenaktivisten und Autor Paddy Ladd, siehe etwa Paddy Ladd, Understanding Deaf 
Culture. In Search of Deafhood, Clevedon 2002.

19 Dieser Sachverhalt wurde bisher oftmals aus der Gehörlosengemeinschaft selbst 
angemerkt, aber auch von medizinischer Seite. Zuletzt von Horst Pagel, Histori-
sche Anmerkungen zur Kultur und Kommunikation Gehörloser, in: Focus Mul 23 
(2006) 2, S. 102–109.

20 Beispielhaft für die vielen in der Zeit erschienenen Publikationen zur linguisti-
schen Analyse der DGS ist etwa Siegmund Prillwitz/Regina Leven, Skizzen zu einer 
Grammatik der Deutschen Gebärdensprache, Hamburg 1985. Über die Geschichte 
des IDGS ist bereits einige Literatur verfasst worden, die von Selbstzeugnissen bis 
hin zu Buchkapiteln reicht. Vgl. https://www.idgs.uni-hamburg.de/taubwissen.
html [14. 4.2025]; vgl. auch Werner, „Deaf History“. Aus meiner Sicht bislang un -
zulänglich dargestellt ist die Frage nach der Wahrnehmung der DGS-Forschung 
innerhalb der Linguistik, die auch in diesem Aufsatz nicht bearbeitet werden kann.

horstmann_pope_innen.indd   83 10.03.26   00:28



84

ANJA SATTELMACHER

darunter Hörende wie auch Gehörlose – agierten dabei nicht allein im akade-
mischen Raum, sondern suchten auch immer wieder die ö�entliche Debatte, 
wie etwa auf der oben beschriebenen Demonstration während der Hambur-
ger Gehörlosenkulturtage, an der Aktivist*innen und Wissenschaftler*innen 
gleichermaßen teilnahmen.

Bis zum Ende des 20. Jahrhundert galt es trotz dieses neuen Wissens über 
die deutsche Gebärdensprache sowohl unter  – damals zumeist ausschließ-
lich männlichen – Gehörlosenpädagogen als auch unter Vertreter*innen von 
Gehörlosenverbänden als unstrittig, dass die Verwendung der Gebärdenspra-
che sich der der Lautsprache im Alltag unterzuordnen habe. Dies betraf auch die 
Schulbildung – bis zur Jahrtausendwende lernten Gehörlosenpädagog*innen 
weder Gebärden im Studium, noch ermutigten sie ihre Schüler*innen, diese 
aktiv als Kommunikationsmittel einzusetzen.21

Entscheidend für die Entstehung einer Gehörlosenbewegung war, dass 
mit den Interessensvertretungen auch Forderungen nach grundsätzlicher Ver-
änderung gegen Widerstände entstanden. Genau dies war der Fall bei der ab 
1975 entstehenden neuen Bewegung. Am Beispiel der Sendung „Sehen statt 
Hören“ zeigt sich, dass Sichtbarkeit in den Medien dabei half, den politischen 
Forderungen Reichweite zu verleihen.22

„Sehen statt Hören“. Eine Sendung, eine Revolution

Ab etwa Mitte der 1970er Jahre entstand mit der Gründung zahlreicher 
Eltern- und Betro�enenverbände sowie von Zeitschriften wie Selbstbewusst 
werden, Das Zeichen, Deutsche Gehörlosenzeitung, das gehörlose Kind oder 
Taubenschlag eine neue Ö�entlichkeit. Diese umfasste etwa auch Volkshoch-
schulkurse, die ausschließlich in DGS stattfanden, Kulturtage, �eaterstü-
cke und einen eigenen Kulturpreis. Die sichtbarste Form der Wissensver-
mittlung über DGS – und zugleich Ausdruck eines gesellschaftspolitischen 

21 So titelte etwa der Schriftleiter der Zeitschrift Selbstbewusst werden Gerhard Wolf 
noch einen Rückblick auf seine eigene Schulzeit mit der Frage: „DGS – das Schreck-
gespenst der Schulerziehung?“, in: Selbstbewusst werden 53 (1999) 15, S. 20.

22 „Sehen statt Hören“ ist für die Jahre zwischen 1975 und etwa 1993, in denen sie 
die Emanzipationsbewegung gehörloser Menschen systematisch begleitet und doku-
mentiert hat, heute zugleich Quelle und Untersuchungsgegenstand für Zeit- und 
Wissenshistoriker*innen. Zur Geschichte der Sendungsausstrahlung im SFR (CH) 
siehe Vera Blaser/Rebecca Hesse, Sehen statt Hören. Die Fernsehsendung für Gehör-
lose als ein Stück Emanzipationsgeschichte, in: Traverse 28 (2021) 3, S. 95–107. 
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Veränderungswillens – war die Fernsehsendung „Sehen statt Hören“ des Baye-
rischen Rundfunks. Sie entstand auf Initiative von Verbänden und Inte-
ressenvertretungen Gehörgeschädigter, insbesondere der Elternvereinigung 
hörgeschädigter Kinder.23 Diese forderte ein Format, das sich explizit an ein 
hörbehindertes Publikum richtete, wozu sowohl vollständig ertaubte als auch 
resthörige Zuschauer*innen zählten. Die Befürworter*innen der Sendung 
argumentierten, das Fernsehen eigne sich hier besonders gut als Medium, da 
hörgeschädigte Menschen wegen ihres fehlenden Hörsinns Informationen be -
sonders gut über das Auge aufnähmen. Benötigt werde ein Sendeformat, das 
mit unterschiedlichen Visualisierungsstrategien arbeite, um alle Interessens-
gruppen angemessen anzusprechen: „Hier liegt die große Chance des Fernse-
hens für den Gehörgeschädigten. Akustische Information muß in zusätzliches 
optisches Geschehen umgesetzt werden.“24 Dass dabei das gesprochene Wort 
noch als Maßstab für optimale zwischenmenschliche Kommunikation galt, 
zeigt sich daran, dass auch die Initiator*innen der Sendung in der Bildlich-
keit des Fernsehens eine Chance zur Kompensation fehlender (Laut-)Sprache 
sahen. Die Befürworter*innen einer Sendung für Hörgeschädigte brachten 
aber noch ein weiteres Argument vor, warum das Fernsehen ein so gut geeig-
netes Medium für die Belange Gehörloser darstelle: Es könne zu einer Ver-
einheitlichung und Kanonisierung unterschiedlicher Gebärdensysteme bei-
tragen, wenn in den unterschiedlichen Regionalsendern der ARD bundesweit 
dieselben Gebärden benutzt würden.25

Innerhalb des BR sollte die Sendung im Programmbereich Familie und 
Schule angesiedelt werden. Zunächst wurde unter dem Arbeitstitel „Wochen-
chronik für Gehörgeschädigte“ eine Pilotsendung produziert. Ihre Ausstrah-
lung in allen ARD-Sendern sollte als Grundlage für die weitere Diskussion 
über Konzept und Gestaltung von „Sehen statt Hören“ dienen. Evaluiert 
wurden unter anderem Sendeplatz, Dauer und inhaltliche Struktur der Sen-
dung sowie Fragen der Finanzierung.26 Diese wurde zunächst vom BR über-

23 Aus der Sendungschronik geht hervor, dass Otto Weinzheimer, seinerzeit Vorsit-
zender der Elternvereinigung, die treibende Kraft bei der Gründung der Sendung 
war. https://www.br.de/br-fernsehen/sendungen/sehen-statt-hoeren/sehen-statt-
hoeren-40-jahre-historie-100.html [26.5.2025].

24 Dokument „Anmerkungen“, 24.2.1972, BR-Archiv München, Signatur FS 6857_2, 
S. 2/6.

25 O.A., „Gehörlose in der Europäischen Academie Berlin. Brennendes �ema: Fern-
sehen für Gehörlose“, in: Deutsche Gehörlosenzeitung 103 (1975) 7, S. 172 f.

26 Dokument Protokoll Gespräch Sendereihe Hörgeschädigte, 11.6.1974, BR-Archiv 
München, FS 6857.2.
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nommen, nach und nach sollten sich weitere dritte Programme beteiligen. Die 
Struktur der Pilotsendung sah folgende Reihenfolge vor: 1) Nachrichten aus 
der Welt der Gehörlosen, 2) Gast im Studio, 3) �ema des Monats, 4) Hobby 
und Unterhaltung, 5) der gute Rat. Als die Pilotsendung 1975 schließlich aus-
gestrahlt wurde, waren die Reaktionen durchweg positiv bis euphorisch. Die 
FUNK-Korrespondenz schrieb, dass nun „endlich“ eine Sendung existiere, die 
hörgeschädigte Menschen nicht nur berücksichtige, sondern als Partner*innen 
ernstnehme. „Die Einrichtung einer speziellen Gehörlosen-Servicesendung 
war überfällig.“27 Fernsehen für Gehörlose und Schwerhörige, so betonte das 
Blatt, sei dabei aber nicht einfach Bild mit abgedrehtem Ton. Ein Gehörloser 
sei schließlich kein „Normalmensch minus Gehör“.28 Es erfordere spezielle 
Methoden und Werkzeuge, um akustische Informationen in visuelle zu über-
setzen. Die einfachste Lösung sei die Untertitelung des Gesprochenen mittels 
„Datenzeile“. Das Problem dabei war allerdings, dass Untertitel damals in der 
Erstellung sehr aufwendig waren und von Hörenden oft als störend empfun-
den wurden.29

Die große Anzahl an Zuschauerzuschriften an die Redaktion bezeugte 
eine große Erleichterung und Dankbarkeit vonseiten der Gehörlosengemein-
schaft, nun endlich ein Stück weit aus der Isolation ausbrechen zu können 
und einen besseren Zugang zu Informationen über das Fernsehen zu erhal-
ten.30 Die Zuschriften betonten auch, wie wichtig die Verwendung von 
Schrift – etwa bei Filmberichten mit O�-Kommentar – oder das langsame 
Sprechen unter gleichzeitiger Verwendung von Gebärden für ein optimales 
Verständnis sei. Letztere Anforderung erfüllte die Sendung dank der Mode-
ratorin Elke Grassl, einer Gehörlosenlehrerin, die sprechend und gebärdend 
durch das Programm führte. Diese Verwendung von Gebärden zur Beglei-
tung der Lautsprache (LBG) ist indes nicht mit der erst später eingeforderten 
und durchgesetzten Kommunikation in DGS vor der Fernsehkamera zu ver-
wechseln. Im Unterschied zur DGS war der Rückgri� auf einzelne Gebärden 
immer an das Verständnis der Lautsprache gebunden. Gerade weil die Ver-
wendung von DGS zu der Zeit weder unter Gehörlosen noch unter Hörenden 
selbstverständlich war, wurde der kurze Gebärdenunterricht am Anfang und 

27 Peter Ballon, Funkrundschau. Als Partner ernst genommen, in: FUNK-Korrespon-
denz 51/52 (1975), S. 2.

28 Ebenda.
29 Ebenda.
30 Gottfried Weileder, „Unser Fernsehprogramm“. Sehen statt Hören, in: Deutsche 

Gehörlosenzeitung 103 (1975) 1, S. 171 f. 
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am Ende einer Sendung von allen Zuschauergruppen, also sowohl von Hören-
den als auch von Schwerhörigen und Gehörlosen, als wichtig erachtet. Neben 
der Einführung neuer Begri�e in DGS ging es hier vor allem darum, Berüh-
rungsängste hörender Zuschauer*innen gegenüber der Gebärde abzubauen.

Trotz der Bemühungen, alle Hörgeschädigten zu erreichen, zeigte sich 
bei der Umsetzung die Schwierigkeit, dass die Bedürfnisse der verschiedenen 
Zielgruppen stark variierten. Während die Schwerhörigen auf umfangreiche 
Schriftzublendungen, langsames Sprechen, das Absehen des Gesprochenen 
vom Mund der Moderation und den Verzicht auf kompliziertes Fachvoka-
bular bestanden, empfanden vollständig taube Menschen zu viel Schrift als 
hinderlich und benötigten vor allem Gebärdensprache, um der Sendung kom-
plett folgen zu können. Letzteres galt als Problem, denn die Verantwortlichen 
beim BR wollten zwar unbedingt beiden Gruppen gerecht werden, fanden 
aber die Verwendung von DGS (im Gegensatz zu einzelnen Gebärden) in der 
Sendung aus „ästhetischen Gründen und in Hinblick auf die Möglichkeit, 
mit diesem Programm auch Guthörende anzusprechen, nicht opportun“.31

Zudem wäre ein solcher Versuch in der Anfangszeit wohl schon daran geschei-
tert, dass selbst Elke Grassl als Moderatorin nicht über ausreichende Kennt-
nisse verfügte, um die gesamte Sendung in DGS zu bestreiten.32

Das größte Hindernis zu der Zeit aber war die fehlende Einheitlichkeit. 
In jedem Teil der Bundesrepublik wurde anders gebärdet, Gebärden waren 
nicht schriftlich �xiert und daher schwer einheitlich zu lehren oder gar zu 
kanonisieren. Eine solche Vereinheitlichung konnte nur durch eine Institu-
tionalisierung der Sprache statt�nden. Akademisierung und Medialisierung 
der Bewegung bedingten sich dabei gegenseitig. Je mehr Wissen über die 
Sprache zusammengetragen wurde, desto besser konnte sie verstanden und 
weitergegeben werden. Ein wichtiger Schritt war die Publikation eines ersten 
Gebärdenlexikons durch die Deutsche Gesellschaft zur Förderung der Hör- 
und Sprachgeschädigten e. V. in Hamburg im Jahr 1986.33 Zugleich hatte 

31 Dokument „Anmerkungen“, 24.2.1972, BR-Archiv, Signatur FS 6857_2, S. 3/6.
32 Sammelantwort Enzio Cramon (Redakteur von SsH), Juli 1975, BR-Archiv, Signa-

tur FS 6857_21.
33 Hellmuth Starcke/Günter Maisch, Die Gebärden der Gehörlosen. Ein Hand-, Lehr- 

und Übungsbuch, Hamburg 1977. Dieses gemeinhin als „blaues Buch“ bezeichnete 
Lexikon wurde von gehörlosen Sprachwissenschaftlern zunächst als unbrauchbar 
empfunden und daraufhin in zahlreichen Neuau�agen am Hamburger Institut für 
Deutsche Gebärdensprache verbessert. Vgl. Alexander von Meyenn, Arbeiten am 
Deutschen Gebärdenlexikon, in: Siegmund Prillwitz (Hrsg.), Die Gebärde in Erzie-
hung und Bildung Gehörloser, Hamburg 1986, S. 49 f.
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die Ausstrahlung von „Sehen statt Hören“ einen E�ekt auf die weitere Erfor-
schung der DGS. Die Sendung dokumentierte von Beginn an die vielfälti-
gen Entwicklungen zum Fortgang der Gehörlosenbewegung und die neues-
ten Erkenntnisse zur DGS-Forschung. So diente das Format „Infotre�“ dazu, 
Informationen zum Gebrauch und der Verbreitung von DGS zu diskutieren 
und die Ergebnisse dieses Austauschs unmittelbar an die Wissenschaftler*in-
nen zurückzumelden.34

„Unser Recht“ 

Im April 1986, elf Jahre nach der Erstausstrahlung von „Sehen statt Hören“, 
traten der Sozialarbeiter Jürgen Stachlewitz und der Jurist und Vorsitzende 
des Deutschen Gehörlosenbundes Ulrich Hase vor die Kamera und unter-
hielten sich miteinander in DGS. Dieses Ereignis markierte nicht nur einen 
Bruch mit traditionellen Fernsehformaten, sondern auch den Beginn eines 
neuen Kapitels in der Geschichte der Gehörlosenkultur. Die Sendung war eine 
Unterreihe von „Sehen statt Hören“. Ihr Titel – „Unser Recht“ – war mehrdeu-
tig: Es ging um Rechtsfragen zu aktuellen �emen wie die Rechte Gehörloser 
am Arbeitsplatz, das neue Schwerbehindertengesetz und Wege, den Einsatz 
von Gebärdensprache im Unterricht juristisch zu erstreiten. Daneben verwies 
der Titel auch auf das postulierte Recht auf die Verwendung der Deutschen 
Gebärdensprache sowie auf die Anerkennung der Gehörlosengemeinschaft als 
Sprach- und Kulturgemeinschaft. Er ließe sich daher tre�end ergänzen zu: 
„Unser Recht auf DGS“. Der Titel implizierte, dass Schwerhörige und Gehör-
lose die gleichen Rechte wie Hörende hätten und dass eine Rechtsnorm wie 
das Deutsche Schwerbehindertengesetz ihnen helfe, Benachteiligungen aus-
zugleichen. In einem weiteren Sinn kann der Titel „Unser Recht“ auch als 
eine Anspielung auf die seit 1979 erschienene Krüppelzeitung, die Zeitschrift 
der Krüppelbewegung, verstanden werden. In deren ersten Ausgabe fand sich 
nämlich unter der gleichen Überschrift eine Ankündigung, dass in den kom-
menden Ausgaben regelmäßig Informationen zur Gesetzeslage und „adminis-
trativen Willkür“ erscheinen würden.35 Ob beabsichtigt oder nicht, knüpfte 
der Titel „Unser Recht“ also unmittelbar an andere Behindertenrechtsbewe-
gungen und deren Bestreben nach Emanzipation an.

34 Sehen statt Hören, Infotre�, BR, Folge 694, 7. 3. 1993.
35 Mürner/Sierck, Krüppelzeitung, S. 63.
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Der Ausstrahlung von „Unser Recht“ war wiederum ein längerer Brief-
wechsel zwischen dem BR und Stimmen aus der Community vorausgegan-
gen, die die Verwendung der DGS immer deutlicher einforderten.36 Als 
sich nun Hase und Stachlewitz im April 1986 in Gebärdensprache vor der 
Kamera unterhielten, wurden die Ergebnisse und Kämpfe der letzten Jahre 
im Fernsehen deutlich sichtbar. Denn es war schwierig, einem hörenden 
Publikum Inhalte in DGS zu vermitteln. Untertitelungen waren fast un -
möglich, denn diese hätten schon vor Ausstrahlung der Sendung geschrie-
ben werden müssen. Wenn schwerhörige Zuschauer*innen die ausschließliche 
Verwendung von DGS ablehnten, die Gehörlosen auf genau diese aber an -
gewiesen waren, musste ein Kompromiss gefunden werden.37 Stachlewitz ver-
wendete ausschließlich DGS, Hase fasste simultan dazu das Gebärdete in 
der Lautsprache zusammen, unterstützt durch einzelne lautsprachbegleitende 
Gebärden.38

Die erste Folge etablierte ein festes Setting: Beide Akteure sitzen in 
einem Wohnzimmer vor einem Fernseher, hinter ihnen ist ein Bücherregal 
zu erkennen. Der Fernseher spielt eine Rolle für die Inszenierung der Sen-
dung: Die Moderatoren schalten ihn ein, wenn sie einen Einspieler zeigen 
möchten. Die Kamera wechselt in diesem Moment die Perspektive, zeigt 
beide nun von hinten und richtet sich auf den Fernseher im Raum. Dieser 
zeigt daraufhin gespielte Szenen möglicher Probleme in der Kommunika-
tion zwischen Hörbehinderten und Hörenden am Arbeitsplatz. Danach be -
sprechen Strachlewitz und Hase, wo die Probleme in den jeweiligen Situati-
onen liegen. 

Wählten Hase und Stachlewitz schon rein sprachlich einen Ansatz, der 
möglichst alle Betro�enen aus der Gehörlosencommunity erreicht, zeigte 
sich der integrative Ansatz der Sendung auch in der �emenwahl. Die beiden 
Moderatoren der Sendung gri�en bewusst �emen auf, die sowohl schwerhö-
rige als auch gehörlose Zuschauer*innen betrafen. Gleich in der ersten Folge 
kamen die Moderatoren dabei auch auf das Schwerbehindertengesetz zu 

36 Briefwechsel Ulrich Hase/Enzio Cramon, Juni 1985, BR-Archiv, Signatur FS/18783.
37 So formulierte es Ulrich Hase selbst rückblickend in einer Spezialsendung von 

„Sehen statt Hören“ zur Geschichte der DGS. Sehen statt Hören, Folge 1946, 
Die Geschichte der deutschen Gebärdensprache Teil 4: Unser Recht auf DGS, BR 
11. 7.2020, ab Minute 3:39. Unabhängig überprüfen lässt sich das nur teilweise, 
weil das im BR-Archiv vorliegende Schriftgut von Ulich Hase die Verwendung von 
DGS in der Sendung „Unser Recht“ nicht thematisiert.

38 Exemplarisch: Hören statt Sehen, Unser Recht, BR, Folge 1, 30.5.1986.
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sprechen, das sich zu diesem Zeitpunkt in Überarbeitung befand und wenige 
Monate später grundlegend novelliert wurde.39

In Folge 3, die kurz nach Verö�entlichung der Novelle ausgestrahlt wurde, 
fassten sie einige wichtige Neuerungen des Gesetzes für die Zuschauerschaft 
zusammen.40 Zwei Jahre später informierte die Sendung vom 2. Oktober 
1988 die Zuschauer*innen über gesetzlich vorgesehene Hilfen für Gehörlose, 
namentlich über Leistungen der neu eingerichteten Hauptfürsorgestellen bei 
der Kostenübernahme für Gebärdenkurse, Gebärdendolmetscher und tech-
nische Hilfsmittel im Beruf.

„Unser Recht“ dokumentierte in den Jahren zwischen 1986 und 1997 
genau, wie sich die politische und rechtliche Situation Gehörloser in verschie-
denen Lebensbereichen entwickelte. Im Ton eher sachlich provozierte die Sen-
dung dadurch, dass durchgängig in DGS gebärdet und nicht alles parallel in 
Schrift- oder Lautsprache übersetzt wurde, wodurch sie für hörende Zuschau-
er*innen weniger leicht zugänglich war. Geltendes Recht, das sich zumeist 
noch immer am de�zitären Modell von Behinderung orientierte, wurde 
anhand zahlreicher Fälle analysiert und zugleich durch die Verwendung von 
Gebärden dekonstruiert. 

Folge 12 der Sendung bildete gut den damaligen Stand der Debatte um 
die Verwendung und den Status der DGS ab.41 In dieser Sendung, die bereits 
am 27. Oktober 1988 fertiggestellt, aber erst am 12. November 1989 ausge-
strahlt wurde, waren Vertreter*innen des Gehörlosenbunds, des Elternver-
bands Deutscher Gehörlosenschulen sowie des Zentrums für deutsche Gebär-
densprache der Universität Hamburg zugegen. Es ging um die Frage: „Haben 
Gehörlose ein Recht auf eine eigenständige Sprachgemeinschaft?“ Die Ant-
wort der Gäste war ein einhelliges „Ja“ und folglich wurde vor allem dar-
über debattiert, wie sich dieses Recht durchsetzen ließe. In der Gesprächs-
runde wurde deutlich, dass es sich aus der Perspektive der internationalen 

39 Sehen statt Hören, Unser Recht, BR, Folge 1, 30.5.1986, Minute 08:00. An dieser 
Stelle wird das damals aktuelle Schwerbehindertengesetz als Buch im Bild einge-
blendet. Diese in der Sendung erwähnten Änderungen waren Teil einer umfassen-
deren Reformbewegung, die darauf abzielte, die Diskriminierung von Menschen 
mit Behinderungen zu reduzieren und ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu ver-
bessern. Vgl. hierzu etwa Bösl, Die Geschichte, S. 9.

40 Sehen statt Hören, Unser Recht, BR, Folge 3, 3. 10.1983.
41 Sehen statt Hören, Unser Recht, BR, Folge 12, 12. 11. 1989. Das Sendedatum weist 

historisch gesehen eine gewisse Brisanz auf, nur drei Tage nach dem Fall der Berli-
ner Mauer. Da es sich um eine bereits ein Jahr alte Aufzeichnung handelte, konnten 
die tagesaktuellen Ereignisse hier aber nicht berücksichtigt werden. 

horstmann_pope_innen.indd   90 10.03.26   00:28



91

„UNSER RECHT AUF DGS“

Linguistik bei den nationalen Gebärdensprachen zweifelsfrei um anerkannte 
Sprachen handele. Wichtig sei nun, auch eine gesellschaftliche und pädagogi-
sche Anerkennung der Gebärdensprache herbeizuführen. Im selben Jahr hatte 
der Europäische Rat die nationalen Parlamente in Europa dazu aufgefordert, 
die jeweiligen Gebärdensprachen gesetzlich anzuerkennen – ein Recht, das 
für Angehörige anderer Sprachgemeinschaften selbstverständlich galt.42

So einig sich die Diskutant*innen über die Bedeutung der DGS und in 
der Frage nach deren Anerkennung waren, so deutlich wurde im Gespräch 
auch, dass diese Einhelligkeit allenfalls in wissenschaftlichen Fachkreisen 
und Interessenverbänden Gehörloser sowie unter gesellschaftlich-sozial akti-
ven Medienscha�enden bestand. Die eingangs erwähnte Demonstration von 
Eltern gegen die Verwendung der DGS noch im Jahr 1993 war nur ein Anlass 
unter vielen, bei denen vor allem hörende Akteur*innen weiterhin ihr Unver-
ständnis für die Forderung der Gehörlosenaktivist*innen zum Ausdruck 
brachten. Die Debatte zeigte an vielen Stellen, dass zwischen Forderungen 
und Realität noch viele Lücken kla�ten, insbesondere hinsichtlich Ausbil-
dung von Dolmetscher*innen und Lehrer*innen in DGS und überhaupt im 
Hinblick auf die Verwendung von Gebärden für und an den Schulen für hör-
behinderte Kinder. 

Wissenschaft als Protest

Ein Jahr vor der ersten Ausstrahlung von „Unser Recht“ fand 1985 an der 
Universität Hamburg der internationale Kongress zum �ema „Die Gebärde 
in Erziehung und Bildung Gehörloser“ statt, der im Nachgang oft als Ham-
burger Gebärdenkongress bezeichnet wurde. Veranstalterin der Tagung war 
die erst 1983 gegründete Forschungsstelle für Gebärdensprache, aus der spä-
ter das Institut für Deutsche Gebärdensprache (IGDS) hervorgehen sollte, 
unter der Leitung des Linguisten Siegmund Prillwitz.43 Auf dem Kongress 
sollten erste Ergebnisse dieser Forschungseinrichtung präsentiert werden, 

42 Sehen statt Hören, BR, Folge 719, 31. 10.1993; ebenfalls thematisiert die Sendung 
u. a. in der Folge vom 21.9.2024 die Gehörlosenkulturtage.

43 Die Historiogra�e dieser Forschungsstelle existiert bislang vor allem in Form von 
Zeitzeugenberichten und in Ansätzen in Werner, „Deaf History“. Werner zeigt auf, 
dass Prillwitz bereits seit 1977 Forschungen zur Gebärdensprache betrieben hatte, 
siehe ebenda, S. 310–315. Eine umfassende Geschichte, die auch die Praktiken der 
linguistischen Forschung in den Blick nimmt, steht noch aus.
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darunter die Publikation „Skizzen zu einer Grammatik der Deutschen Gebär-
densprache“. Aber es ging auf diesem Kongress nicht allein um die Präsen-
tation neuer linguistischer Erkenntnisse. Erstmals kamen hier auf einer wis-
senschaftlichen Tagung zur Gehörlosenpädagogik Gehörlose selbst zu Wort. 
Während der gesamten Veranstaltung waren Dolmetschende anwesend, die 
das gesprochene Wort in lautsprachbegleitende Gebärden übersetzten und 
umgekehrt. Ein Teilnehmer formulierte programmatisch: „Wir wünschen die 
Totale Kommunikation“.44 Dieses Schlagwort stammte von dem US-ame-
rikanischen Pädagogen Roy Holcomb und stand für einen ganzheitlichen 
Kommunikationsansatz, der sowohl die Gebärdensprache als auch die Laut-
sprache, das Lippenlesen und die Nutzung von Hörgeräten mit einschloss45

und dazu dienen sollte, alle Beteiligten einer Unterhaltung gleichberechtigt 
mit einzubeziehen. 

Den Veranstalter*innen ging es darum, Pädagog*innen, Wissenschaft-
ler*innen und Aktivist*innen in Austausch darüber treten zu lassen, welche 
Rolle die Gebärde in Zukunft in der Bildung gehörloser und schwerhöriger 
Menschen an deutschen Bildungseinrichtungen spielen sollte. Dem Veran-
stalter der Tagung Siegmund Prillwitz zufolge war allein schon die Tatsache, 
dass sie stattfand, eine Provokation für hörende und lautsprachlich orien-
tierte Pädagog*innen und Wissenschaftler*innen. In seinem Vorwort zum 
Tagungsband resümierte er, der Kongress habe viele Anregungen zum „Nach-
denken“ gegeben, „zum Verändern der Praxis, aber auch zum Mißverstehen“. 
Es sei die Frage aufgeworfen worden, was es heiße, anders zu sein, einer Min-
derheit anzugehören. Er machte deutlich, „daß auch wir Hörenden noch sehr, 
sehr viel lernen, begreifen und erfühlen müssen, was Gehörlosigkeit eigentlich 
für das Menschsein bedeutet“.46 Damit machte sich Prillwitz für eine Begeg-
nung zwischen Hörenden und Gehörlosen auf Augenhöhe stark, eine durch-
aus nicht selbstverständliche Haltung. 

Ganz konkret wurden Pädagog*innen auf diesem Kongress dazu aufge-
rufen, künftig die Gebärden in den Unterricht an Schulen zu integrieren, wie 
Prillwitz schon in früheren Publikationen gefordert hatte. Doch bereits hier 
gab es Missverständnisse zwischen hörenden und nicht hörenden Teilneh-
mer*innen. Vor allem Lehrer*innen an Gehörlosenschulen sahen darin einen 
Versuch, die Lautsprache über kurz oder lang durch die Gebärdensprache zu 

44 Sehen statt Hören, BR, Folge 411, 22. 11. 1985, Minute 10:19. 
45 �omas Holcomb, Deaf Epistemology. �e Deaf Way of Knowing, in: American 

Annals of the Deaf 154 (2010) 5, S. 471–478.
46 Siegmund Prillwitz, Vorwort, in: ders. (Hrsg.), Die Gebärde, S. 9.
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ersetzen. Von kontroversen Reaktionen berichtet auch der Zeitzeuge Stefan 
Goldschmidt, der heute als Professor für Deutsche Gebärdensprache an der 
Humboldt-Universität zu Berlin lehrt. In einem in DGS geführten Interview 
beschreibt er rückblickend, wie emotional und kontrovers die Reaktionen 
im Konferenzpublikum waren, als der gehörlose Sprachforscher Heiko Zie-
nert auf das Podium trat und seinen Vortrag ausschließlich in DGS hielt.47

Während die einen „wutschnaubend“ den Saal verließen, zeigten sich andere 
dankbar für diesen Schritt. Zienert referierte, dass neuerdings Sprachkurse 
für Deutsche Gebärdensprache an der Universität Hamburg angeboten wür-
den, die allen Interessierten, ob hörend oder gehörlos, o�enstünden. Weitere 
Kursformen, auch überregionale, seien in der Erprobung und darüber hinaus 
strebe man an, dass das Studium der DGS als Muttersprache der Gehörlo-
sen bald einen festen Platz in der Ausbildung von Gehörlosenlehrer*innen 
bekomme.48

Es bleibt unklar, ob die Tatsache, dass Zienert seinen Vortrag ausschließ-
lich in DGS hielt, für Unruhe im Publikum sorgte, oder aber seine Aussage 
zur Muttersprache der Gehörlosen. Deutlich wird an den Referaten dieses 
Kongresses und den Reaktionen darauf, dass hier an den Grundfesten sicher 
geglaubter Erkenntnisse der „Hörgeschädigtenpädagogik“ gerüttelt wurde 
und dass die systematische Marginalisierung der Gebärdensprache in der Bil-
dung Gehörloser nicht mehr widerstandslos hingenommen wurde.49 Das neu 
gewonnene Wissen über DGS ermöglichte diesen Prozess. 

Diese Beharrungskräfte der lautsprachlichen Bildung reichen bis ins 
19. Jahrhundert zurück. Nachdem über viele Jahrhunderte das Nachdenken 
über die richtigen Lehrmittel in der Bildung gehörloser Kinder immer wie-
der unterschiedliche Richtungen und Wendungen genommen hatte, prokla-
mierte eine Gruppe fast ausschließlich hörender und männlicher Pädagogen 

47 Stefan Goldschmidt, Kampf um Anerkennung der DGS, 2008, https://www.idgs.
uni-hamburg.de/taubwissen/geschichte/geschichte-der-dgs/kampf-um-anerken 
nung-der-dgs/1981-1989.html [14.4.2025]. Ich danke Judith Kriak für die Über-
setzung in Schriftsprache.

48 Heiko Zienert, Kurse in Deutscher Gebärdensprache, in: Prillwitz, Die Gebärde, 
S. 47 f., hier S. 47.

49 Prillwitz selbst wies in einem weiteren Tagungsbeitrag darauf hin, dass die Gebärde 
seit dem Mailänder Kongress 1880 von (zumeist hörenden) Pädagogen als Gefahr 
erachtet worden sei, da diese befürchteten, dass die Gehörlosen die Energie für 
den mühsamen Lautspracherwerb nicht mehr aufbringen würden, wenn sie die 
Gebärdensprache einmal erlernt hätten. Sigmund Prillwitz, Informationsbrief zum 
�ema: Die Deutsche Gebärdensprache und die Verwendung von Gebärden in der 
Erziehung Gehörloser, in: ders (Hrsg.), Die Gebärde, S. 17–28, hier S. 17 f.
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Abb. 5: Eine Tagung nicht nur über, sondern auch in Gebärdensprache.
UHH/Taubwissen. Foto: Renate Dorn. 
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auf dem als „Mailänder Kongress“ bekannt gewordenen Zweiten internatio-
nalen Taubstummen-Lehrer-Kongress im Jahr 1880, dass die Bildung gehör-
loser Kinder fortan ausschließlich über die Lautsprache statt�nden solle.50

Nur diese wurde als Sprache im eigentlichen Sinne erachtet. Diese Festle-
gung war auch eine Machtdemonstration. Die Forderung, dass gehörlose Kin-
der sich mittels der gesprochenen Lautsprache und damit gleichsam zu den 
Bedingungen der Hörenden in deren Welt integrierten, zeugte davon, dass 
hörende Pädagog*innen nicht bereit waren, auf die Bedürfnisse einer Min-
derheit einzugehen. Der Kongress hatte europaweit für etwa ein Jahrhundert 
gravierende Folgen für die Bildung Gehörloser: Ihre Sprache, die Gebärden-
sprache, wurde an vielen Schulen verboten oder zumindest unterdrückt, der 
ausschließliche Fokus lag auf der Verwendung der gesprochenen Sprache.51 In 
Deutschland wurde der Gebrauch von Gebärden durch ihre Exklusion aus 
schulischen Kontexten über Jahrzehnte hinweg stigmatisiert. 

Erst in den 1960er Jahren führte die empirische Erforschung von Gebär-
densprachen durch in den USA lehrende Linguisten wie William Stokoe 
zu einer paradigmatischen Verschiebung. Die Gebärdensprache, bislang als 
Ansammlung rudimentärer Gesten verkannt, wurde nun als vollwertiges 
Sprachsystem mit eigener Grammatik und Syntax rekonzeptualisiert.52 In der 
Bundesrepublik wurden diese Erkenntnisse in den 1980er Jahren insbesondere 
durch die Arbeiten des IDGS in Hamburg unter Prillwitz aufgegri�en. Diese 

50 Zum Nachlesen über die Gehörlosenbildung im 18. und 19. Jahrhundert: Sylvia 
Wol�, Spricht etwas gegen Gebärdensprache? Anmerkungen zum Ursprung oralis-
tischer Fehlannahmen im sprachphilosophischen Diskurs des 18. und 19. Jahrhun-
derts, in: Hanna Eichmann/Martje Hansen/Jens Heßmann (Hrsg.), Handbuch 
Deutsche Gebärdensprache. Sprachwissenschaftliche und anwendungsbezogene 
Perspektiven, Seedorf 2012, S. 455–468. Der Mailänder Kongress wird in beinahe 
jedem Text zur Geschichte der Gehörlosenbildung erwähnt, eine eigenständige Stu-
die zum Kongress und seinen Folgen liegt allerdings bislang nicht vor. Einige Aus-
führungen siehe Werner, „Deaf History“, S. 78, 278.

51 Für einen europäischen Kontext und eine historische Einordnung der Oralismus-
Manualismus-Debatte sind die Arbeiten von Sabine Arnaud sehr aufschlussreich, 
die vor allem die französische Perspektive auf Gebärden im 18. und frühen 19. Jahr-
hundert untersuchen, vgl. Sabine Arnaud, „Garments of �ought“. Writing Signs 
and the Critique of Logocentrism, in: Critical Inquiry 47 (2021) 2, S. 272–305. 

52 Als einschlägig gilt hier William C. Stokoe, Sign Language Structure. An Outline 
of Visual Communication Systems of the American Deaf, Bu�alo 1960. Histo-
risch untersucht wurde diese Entwicklung von der Sendereihe Sehen statt Hören – 
die Geschichte der DGS, sowie auch von Werner, „Deaf History“. Dennoch fehlt 
bislang eine größere wissenschaftshistorische Einordnung in den Kontext linguis-
tischer Forschung in den 1970er und 1980er Jahren.
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lösten einen tiefgreifenden Methodenstreit unter Wissenschaftler*innen und 
Pädagog*innen aus. Die meisten Gehörlosenschulen unterrichteten damals 
nach der oralistischen Methode. Prillwitz hingegen befürwortete ein bilin-
guales Unterrichtskonzept, das heißt den simultanen oder auch abwechseln-
den Gebrauch der Lautsprache und der Gebärdensprache. Spracherwerb, so 
stellte er Ende der 1980er Jahre fest, gehe für fast alle gehörlosen Kinder mit 
dem Erwerb zweier völlig unterschiedlicher Sprachen einher, der Lautsprache 
auf der einen und der Gebärdensprache auf der anderen Seite.53 Anhand zahl-
reicher Studien und Versuche hatten Prillwitz und sein Team im Verlauf der 
1980er Jahre bereits dargelegt, dass taube Kinder tauber Eltern die deutsche 
Gebärdensprache als Muttersprache aufnähmen und dass sie durch den frü-
hen Erstkontakt zu Gebärden auch die Lautsprache leichter erlernten. Prill-
witz schlüsselte auf, in welcher Phase des kindlichen Spracherwerbs welche 
grammatikalischen und lexikalischen Regeln erlernt wurden, und schlussfol-
gerte daraus, dass der Gebärdenspracherwerb dem Lautspracherwerb in seiner 
stufenweisen Aneignung sehr ähnlich sei. 

Diese Befunde stießen bei Prillwitz’ Kollegen auf Widerstand. Der Gehör-
losenpädagoge Otto Kröhnert etwa merkte in einer Publikation, in der auch 
Prillwitz einen Aufsatz verö�entlichte, an: 

„Wer in der Gehörlosenpädagogik zu Hause ist, dem muß es – vor-
sichtig ausgedrückt – als äußerst fragwürdig erscheinen, was in dieser 
Publikation aus sprachwissenschaftlicher Sicht mitgeteilt wird. Da ist 
von gehörlosen Kleinkindern die Rede, die ‚eine hörenden Kindern 
vergleichbare kommunikative Entwicklung‘ vollziehen, die ‚im Ver-
gleich zu rein oral erzogenen Gehörlosen über ein Vielfaches an sprach-
lichen Verständigungsmitteln (Wörter und Gebärden) verfügen.‘“54

Von einer „Tragik gehörloser Menschen“ sprach gar der renommierte Erzie-
hungswissenschaftler Heribert Jussen im selben Sammelband. Diese Tragik 
bestehe darin, dass den gehörlosen Menschen kein geschlossenes Zeichen-
system voll zur Verfügung stehe, das ihren Wahrnehmungsfähigkeiten ent-
spreche. Die Lautsprache übernehme für die prälingual Gehörlosen lediglich 

53 Sigmund Prillwitz, Zum Gebärdenspracherwerb gehörloser Kinder, in: Karl-Heinz 
Bausch/Siegfried Grosse (Hrsg.), Spracherwerb und Sprachunterricht für Gehör-
lose. Zielsetzungen und Probleme, Tübingen 1989, S. 48–60, hier S. 48.

54 Otto Kröhnert, Lautsprache und Gebärden im Gehörlosenunterricht, in: Bausch/
Grosse (Hrsg.), Spracherwerb, S. 35–47, hier S. 41.
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die Funktion eines „bloßen Werkzeuges“ der Verständigung. „Die Gebärden-
sprachkommunikation ist  – verglichen mit der di�erenzierten morphosyn-
taktischen Strukturierung der Lautsprachen – lautsprachlichen Darstellungs-
möglichkeiten faktisch kaum vergleichbar.“55

Im Kern ging es in der hier skizzierten Debatte um das Wissen über Spra-
che und darum, wer die Legitimität dazu besitze, dieses Wissen überhaupt zu 
generieren und in praktische Empfehlungen zu übersetzen. Dabei standen sich 
die Lautsprache verwendende Gehörlosenpädagog*innen und (hörende wie 
gehörlose) Germanist*innen und Linguist*innen des IGDS, die ihre Position 
auf eigens durchgeführte Studien stützten, beinahe unversöhnlich gegenüber. 
Diese Polarisierung wirkt mit historischer Distanz besehen etwas künstlich, 
denn es ging den Linguist*innen bei der Frage nach DGS oder Lautsprache 
niemals um ein Entweder-oder, sondern immer um ein Sowohl-als-auch, was 
zu betonen Prillwitz und seine Kolleg*innen nicht müde wurden. 

Gehörlosenpolitik 

Prillwitz und seine Mitarbeiter*innen forderten, eine grundsätzliche Wende 
in der Erziehung und Bildung Gehörloser herbeizuführen, um das Selbstbe-
wusstsein der Gehörlosengemeinschaft insgesamt zu stärken und zu ihrer An -
erkennung als gleichberechtigte sprachliche Minderheitengruppe beizutra-
gen.56 Prillwitz sprach sich für eine „Gehörlosenpolitik“ aus, die sich konkret 
an den kommunikativen Bedürfnissen der Gehörlosen und Schwerhörigen 
orientierte. Er betonte, dass das Konzept der Gehörlosenpolitik auf einem 
humanistischen und zugleich demokratischen Verständnis der Gehörlosen-
gemeinschaft als einer „vollwertige[n] und gleichberechtigte[n] sprachliche[n] 
Minderheitengruppe“ basiere.57 Stärker noch als ähnliche Ansätze in den USA 
oder in Schweden versuchte er mit seiner Forschungsgruppe aber, „einen Weg 
der Mitte zu gehen“, um die negativen Auswirkungen der reinen Lautsprach-
methode zu beseitigen und Gehörlosen durch die Einbindung von Gebärden 

55 Heribert Jussen, Sprachunterricht für Gehörlose. Zielsetzungen und Probleme, in: 
Bausch/Grosse (Hrsg.), Spracherwerb, S. 24–34, hier S. 25 f.

56 Kröhnert, Lautsprache, S. 41.
57 Sigmund Prillwitz, Die Gebärde in Erziehung und Bildung Gehörloser. Situations-

bestimmung und Perspektiven nach dem Hamburger Gebärdenkongreß, in: ders. 
(Hrsg.), Die Gebärde, S. 175–189, hier S. 180.
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ein Leben „in zwei Welten mit zwei unterschiedlichen Sprachen“ zu er -
möglichen.58

Diese auf Ausgleich zielenden Forderungen erschienen Kröhnert und sei-
nen Kollegen gleichwohl als extrem und als Ausdruck eines mit wissenschaft-
licher Tätigkeit nicht vereinbaren „Aktivismus“. Warum sie in der oralistisch 
geprägten Forscher- und Pädagog*innenlandschaft eine geradezu re�exhafte 
Abwehr hervorriefen, erklärt sich wohl weniger aus ihrem konkreten Inhalt 
als aus der Haltung, auf der sie fußten. Prillwitz bemerkte auf der Gehör-
losenkonferenz auch: „Jede Bemühung um eine Lösung der Gehörlosenpro-
blematik muß die Gehörlosen als selbstverantwortliche Partner miteinbezie-
hen. Das Menschenbild, das der oralen Methode zugrunde liegt, ist der ‚arme 
Behinderte‘, dem es notfalls gegen seinen eigenen Willen zu ‚helfen‘ gilt. Hilfe 
hieß hier stets einseitige Anpassung an die Mehrheit der Hörenden.“59 Diese 
Art von Hilfe erzeuge unter Gehörlosen einen Anpassungsdruck, sich der aus-
schließlichen Verwendung der Lautsprache zu fügen und damit dauerhaft 
behindert zu bleiben. Die „aggressive Abwehr der Gebärdensprache und der 
Gehörlosengemeinschaft“60 als eigenständige Minderheit zeige, dass Hörende 
bewusst die Andersartigkeit der Gehörlosen betonen wollten. Gehörlosen-
pädagogen wie Kröhnert oder Jussen fühlten sich angesprochen und reagier-
ten entsprechend. 

Die Gehörlosengemeinschaft hingegen erachtete diesen Streit Ende der 
1980er Jahre als längst überwunden und widmete sich vielmehr der Frage, ob 
es sinnvoll sei, Gehörlose als sprachliche Minderheit zu betrachten.61 In die-
ser Diskussion ging es, wie etwa ein Aufsatz des Sprachwissenschaftlers Jens 
Heßmanns in der Zeitschrift Das Zeichen im Jahr 1989 darlegte, unter ande-
rem um den Bedeutungswandel, der mit der Bezeichnung als „sprachliche 
Minderheit“ einhergehe. Der Begri� „Sprachgemeinschaft“ für die Gesamt-
heit aller muttersprachlichen Sprecher*innen einer Sprache betone im konkre-
ten Fall nicht so sehr das geteilte Schicksal der Gehörlosigkeit, sondern das 
gemeinsame Kommunikationsmittel der Gehörlosen: die Deutsche Gebär-
densprache. An dem Begri� „Minderheit“ wiederum sei nichts Negatives, 
er beschreibe lediglich die Tatsache, dass die Mehrheit der Bevölkerung der 
Bundesrepublik hörend sei und nur ein zahlenmäßig kleiner Personenkreis 

58 Ebenda.
59 Ebenda.
60 Ebenda.
61 Jens Heßmann, Zur Sprachpolitik und Minderheitenkultur Gehörloser, in: Das 

Zeichen 8 (1989), S. 34–39, hier S. 34.
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schwerhörig oder gehörlos. Die Forderung, die DGS als eine vollwertige Spra-
che anzuerkennen, sei dabei nur folgerichtig, denn sie verscha�e der Sprach-
gemeinschaft eine eigene Identität. Schließlich befördere das Bewusstsein für 
eine eigene Sprache auch die kulturelle Entfaltung einer Minderheit.62

Sozialpolitisch gesehen waren hiermit auch neue Rechte verbunden, etwa 
das Recht auf Nutzung der Verdolmetschung im ö�entlichen Raum. Zwei 
Bedenken, die auf Seiten der Betro�enen bestanden, galt es allerdings aus dem 
Weg zu räumen. Zum einen war da die Sorge, dass zuvor mühsam erstrittene 
Rechte und Vergünstigungen, die mit dem Status der Schwerbehinderung ein-
hergingen, mit dem neuen Verständnis verloren gehen könnten. Zum ande-
ren befürchteten einige, dass die Zugehörigkeit zu einer gebärdensprachlichen 
Minderheit einen Ausschluss aus der Gesellschaft bedeute.63 Um beiden Vor-
behalten zu begegnen, musste innerhalb der Gehörlosengemeinschaft gezielt 
Vertrauen aufgebaut werden – ein Prozess, der vor allem durch die wachsende 
Erkenntnis über den sprachlichen, kulturellen und soziopolitischen Wert 
der DGS voranschritt. Ihre wissenschaftliche Erforschung wirkte dabei zu -
gleich als Form gelebter Sozialpolitik: Erst die wissenschaftliche Untermaue-
rung ermöglichte zunächst die rechtliche Anerkennung der DGS und ebnete 
schließlich den Weg zu ihrer gesellschaftlichen Etablierung. So ist Heßmanns 
Au�orderung, für die eigenen Rechte einzutreten, durchaus kämpferisch zu 
verstehen: „Als sprachliche Minderheit haben Gehörlose eigentlich nur eines 
zu verlieren: das Stigma der Taubstummen.“64

Schluss: Sichtbarkeit – Sprache – Selbstbestimmung

Die Hamburger Kulturtage der Gehörlosen von 1993 markieren ein symbol-
trächtiges Ereignis in der Geschichte der Gehörlosenbewegung  – nicht als 
Ausdruck einer bereits erreichten gesellschaftlichen Transformation, sondern 
als machtvolle Inszenierung eines politischen Anspruchs auf Veränderung. In 
der eingangs geschilderten Konfrontation zweier Demonstrationen – der laut-
sprachlich orientierten Elternverbände im März und der gebärdensprachlich-
emanzipatorischen Kulturtage im Oktober – verdichtete sich eine fundamen-
tale Auseinandersetzung: Wer besitzt die De�nitionsmacht über Sprache, über 

62 Ebenda, S. 38.
63 Ebenda, S. 35.
64 Ebenda, S. 38.
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Integration, über Zugehörigkeit? Um 1993 schien das Ergebnis dieser Ausei-
nandersetzung noch völlig o�en. Die Kulturtage waren indes weit mehr als 
nur ein kulturelles Gegenprogramm zu geltenden Gewissheiten – sie formu-
lierten ein Idealbild gesellschaftlicher Anerkennung, das zu jener Zeit inner-
halb der Gehörlosengemeinschaft bereits nachdrücklich artikuliert wurde, 
institutionell aber noch kaum eingelöst war. Die Forderung „DGS jetzt!“ 
war eine o�ensive Vision, gerichtet gegen ein jahrzehntelang zementiertes 
hegemoniales Verständnis von Sprache und Behinderung. Die performative 
Ästhetik der DGS – in Form von Poesie, �eater, visueller Symbolik – entfal-
tete hier eine symbolische Kraft, deren Wirkung weit über die Community 
hinaus reichte. 

Diese politischen Forderungen standen stets in engem Zusammenhang 
mit wissenschaftlichen Entwicklungen, und beide verstärkten sich gegen-
seitig. Die linguistische Erforschung der DGS, besonders durch das Ham-
burger Institut unter Prillwitz, schuf eine epistemische Grundlage, auf der 
Sprachpolitik als Menschenrecht formuliert werden konnte. Prillwitz und 
seine Mitarbeiter*innen lehrten und forschten nicht nur an der Universität, 
sondern sie traten ö�entlichkeitswirksam auf und warben so für die Aner-
kennung der DGS als Sprache. Doch auch diese wissenschaftlichen Fort-
schritte waren nicht frei von Widerständen – vielmehr wurden sie von Teilen 
der pädagogischen und erziehungswissenschaftlichen Fachö�entlichkeit als 
politisch motivierte Agitation diskreditiert. Der Vorwurf lautete: zu radi-
kal, zu identitätspolitisch, zu weit entfernt vom realen Bildungsalltag. Ent-
sprechend erscheint auch der Einsatz der Medien, insbesondere der Sendung 
„Sehen statt Hören“, als ambivalent. Einerseits diente die Sendung als Mittel 
der Sichtbarmachung und trug zur Normalisierung der DGS bei. Anderer-
seits mussten inhaltliche Kompromisse gemacht werden, um sowohl hörende 
und schwerhörige als auch gehörlose Zielgruppen zu erreichen. Das Medium 
Fernsehen bot zwar neue Räume der Artikulation, blieb aber in seiner Struk-
tur dennoch an normativen Erwartungen hörender Mehrheiten orientiert. 
Die Sendung „Unser Recht“ verdeutlichte diese Gratwanderung exempla-
risch: Die DGS wurde sichtbar gemacht – aber nicht vollständig gleichwertig 
behandelt.

Die in den 1980er und frühen 1990er Jahren formulierten Ziele – etwa 
die Gleichstellung der DGS im Bildungssystem, die Ausbildung von Lehr-
kräften in Gebärdensprache oder der rechtlich garantierte Anspruch auf Dol-
metschleistungen – blieben vielfach noch unerreicht. Bei der zeitgenössisch 
vielzitierten Transformation im Umgang mit Sprache, Behinderung und 

horstmann_pope_innen.indd   100 10.03.26   00:28



101

„UNSER RECHT AUF DGS“

Teilhabe handelte es sich mithin nicht um einen abgeschlossenen Prozess, 
sondern um eine Utopie, getragen von denjenigen, die sich als eine sprachliche 
Minderheit verstanden, deren Existenz von der Mehrheitsgesellschaft indes 
noch nicht umfassend anerkannt wurde. Gerade deshalb kommt der Ham-
burger Demonstration im Rahmen der Kulturtage 1993 zentrale Bedeutung 
zu: Sie war nicht Endpunkt, sondern eine symbolische Markierung im lan-
gen Ringen um Sichtbarkeit, Legitimität und Gerechtigkeit. Die dort sicht-
bar gewordene Forderung nach Anerkennung war Ausdruck eines kollektiven 
Selbstbewusstseins, das sich wissenschaftlich gestützt, medial verbreitet und 
politisch organisiert hatte – und dennoch auf reale gesellschaftliche Macht-
asymmetrien traf.

Die Geschichte der Anerkennung der DGS zeigt, dass sprachliche Eman-
zipation nicht linear verläuft. Sie ist das Resultat widersprüchlicher Prozesse, 
kon�ikthafter Aushandlungen und langfristiger Kämpfe – ein Prozess, der 
1993 noch in vollem Gang war. In diesem Sinne ist der Slogan „DGS jetzt!“ 
auch retrospektiv zu lesen als ein Aufruf, der zugleich Ho�nung, Forderung 
und Kritik in sich vereint – ein Zeichen dafür, wie Sprache zur politischen 
Handlung wird.
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Kritik der Wissenschaftspraxis vor Ort

Die Fachschaftsinitiative Geschichte an der Freien Universität 
Berlin in den 1980er Jahren1

An den Zentren der gesellschaftlichen Wissensproduktion – den Universitä-
ten – entwickelten sich unter den Studierenden ab den 1960er Jahren starke 
linke Bewegungen.2 Insbesondere die Freie Universität Berlin (FU) war spä-
testens seit 1965 einer der Ursprungsorte der „68er“-Bewegung, die sowohl 
zeitgenössisch als auch in der Rezeption häu�g als die „Studentenbewegung“ 
begri�en wurde.3 Zumeist werden in der Forschung zu „1968“ die Universi-
tät als ein zentraler Handlungsraum und die Hochschulreform als eines der 
Haupthandlungsfelder der Bewegung genannt. Folgt man indes der histori-
schen Forschung zur Linken in der Bundesrepublik und West-Berlin in die 
1970er und 1980er Jahre, scheint die Universität als politischer Handlungs-
raum beinahe zu verschwinden.4 Insbesondere Studierende �nden als han-
delnde und politisch organisierte Subjekte wenig Interesse.5

1 Bei dem vorliegenden Aufsatz handelt es sich um Forschungsergebnisse, die in er -
weiterter Form als Masterarbeit an der Freien Universität Berlin eingereicht werden 
sollen. Der Autor war von 2014 bis 2020 Teil der Fachschaftsinitiative.

2 Zu den politischen Auseinandersetzungen an der FU vgl. James F. Tent, Freie Uni-
versität Berlin 1948–1988. Eine deutsche Hochschule im Zeitgeschehen, Berlin 
1988, insb. S. 296–488; Bernd Rabehl, Am Ende der Utopie. Die politische Ge -
schichte der Freien Universität Berlin, Berlin 1988, S. 159–410; Benedikt Sepp, 
Das Prinzip Bewegung. �eorie, Praxis und Radikalisierung in der West-Berliner 
Linken 1961–1972, Göttingen 2023.

3 Vgl. beispielsweise den Titel eines der in Massen zirkulierenden Bücher der Bewe-
gung: Uwe Bergmann u. a., Rebellion der Studenten oder Die neue Opposition, 
Reinbek bei Hamburg 1968. Dass die damalige Bewegung keineswegs nur meist 
männliche, junge, weiße Studierende umfasste, sondern deutlich diverser war, ist 
inzwischen vielfach gezeigt worden, vgl. Christina von Hodenberg, Das andere 
Achtundsechzig. Gesellschaftsgeschichte einer Revolte, Bonn 2018.

4 Eine Ausnahme stellen Forschungen zu den K-Gruppen dar, die teilweise auch 
deren hochschulpolitische Konzeptionen mitbehandeln. Vgl. Michael Ste�en, 
Geschichten vom Trü�elschwein. Politik und Organisation des Kommunistischen 
Bundes 1971 bis 1991, Berlin u. a. 2002.

5 Über linke Studierende an den Hochschulen erfährt man in der Literatur am 
ehesten noch vermittelt über Perspektiven ihrer erklärten Gegner:innen sowie aus 
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Auch in Arbeiten zum Alternativmilieu und den Neuen Sozialen Bewe-
gungen bleibt die Universität unsichtbar, was umso verwunderlicher ist, als 
sich diese zu einem großen Teil aus Studierenden bildeten. Die Alternativ-
kultur galt laut einer Studie zu politischen Strömungen unter Studierenden 
von 1980 als „wesentliches Element des studentischen Selbstverständnisses“. 
Insgesamt standen 80 bis 90 Prozent der Studierenden den „Alternativen“ 
aufgeschlossen gegenüber, bei über der Hälfte waren „deutliche Ein�üsse 
alternativer Mentalität“ feststellbar.6 In der Selbstwahrnehmung der Studie-
renden gab beinahe ein Viertel an, zum Alternativmilieu zu gehören. Dieses 
hatte also, wie Sven Reichardt feststellt, in dieser Gruppe „ein hohes kultu-
relles Prestige“.7

Mit den Neuen Sozialen Bewegungen entstand in den 1970er und 1980er 
Jahren auch ein Bewegungswissen, teilweise sogenanntes Gegenwissen, das 
sich bald in eigenen Zeitschriften und Publikationen, später in ganzen For-
schungseinrichtungen institutionalisierte. „Alternatives und kritisches Wissen“8

war selbstverständlich keine Er�ndung der letzten Dekaden des 20. Jahrhun-
derts, sondern hatte auch bereits zuvor im (oft fruchtbaren) Kon�ikt mit den 
etablierten Wissenschaften gestanden. Die Akteur:innen der Neuen Sozialen 
Bewegungen hegten in Teilen zwar ein tiefes Misstrauen gegenüber der Auto-
rität der wissenschaftlichen Institutionen, standen aber dennoch mit diesen 

Universitätsgeschichten. Vgl. Nikolai Wehrs, Protest der Professoren. Der „Bund 
Freiheit der Wissenschaft“ in den 1970er Jahren, Göttingen 2014; Markus Tau-
schek (Hrsg.), Macht, politische Kultur, Widerstand. Studentischer Protest an der 
Universität Kiel, Münster/New York 2016. Auch über Studierendenvertretungen – 
im Nachgang von 1968 bundesweit zumeist von linken Gruppen gebildet – gibt 
es kaum neuere Literatur. Vgl. die Ausnahme Uwe Rohwedder, Zwischen Selbst-
hilfe und „politischem Mandat“. Zur Geschichte der verfassten Studentenschaft in 
Deutschland, in: Jahrbuch für Universitätsgeschichte 8 (2005), S. 235–243. Dies 
lässt sich möglicherweise darauf zurückführen, dass die Studierenden politisch oft 
ein�usslos blieben und ihre „hochschulpolitischen Positionen“ als „weithin blass“ 
rezipiert werden, so Olaf Bartz, Expansion und Umbau. Hochschulreformen in der 
Bundesrepublik Deutschland zwischen 1964 und 1977, in: Die Hochschule. Jour-
nal für Wissenschaft und Bildung 16 (2007) 2, S. 154–170, hier S. 164.

6 Julian Schenke, Student und Demokratie. Das politische Potenzial deutscher Stu-
dierender in Geschichte und Gegenwart, Bielefeld 2020, S. 267.

7 Sven Reichardt, Authentizität und Gemeinschaft. Linksalternatives Leben in den 
siebziger und frühen achtziger Jahren, Berlin 2014, S. 43.

8 Alexander von Schwerin, Gegenwissen. Die Neuen Sozialen Bewegungen in der 
Bundesrepublik und die Grundlagen ihrer Wirkung, in: NTM Zeitschrift für Ge -
schichte der Wissenschaften, Technik und Medizin 30 (2022) 4, S. 529–540, hier 
S. 529. Siehe außerdem den Beitrag von Alexander von Schwerin in diesem Band. 
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in einer Wechselwirkung mit �ießenden Übergängen.9 Die Geschichtswis-
senschaft hat sich erst in den letzten Jahren diesen Formen des Bewegungs-
wissens angenommen, dabei wurden bisher vor allem die Wissensgebiete 
Technik, Naturwissenschaft (insbesondere Ökologie) und „Selbst“ (Körper/
Medizin und Psychiatrie/Psychologie) fokussiert, die Geisteswissenschaften 
hingegen vernachlässigt. Im Bereich der Historiogra�e sind lediglich Arbeiten 
zur Geschichtswerkstättenbewegung erschienen.10

Während Letztere in erster Linie außerhalb der Universitäten tätig waren 
und ihre Akteur:innen als „Amateure“ und „Laien“ galten, steht im Mittel-
punkt dieser Untersuchung eine studentische Gruppe, die Fachschaftsinitia-
tive (FSI) Geschichte.11 Die FSI wurde 1979 als basisdemokratische Gruppe 
am Friedrich-Meinecke-Institut (FMI)12 der FU gegründet und ist dort bis 
heute politisch aktiv. Sie war in den 1980er Jahren also sowohl Teil des Wis-
senschaftsbetriebs und des Raums Universität – wenngleich in unterprivile-
gierter Position  – als auch des linken Spektrums West-Berlins. Gerade aus 
dieser doppelten Verortung ergeben sich interessante Fragen dazu, wie Wissen 
und Wissenschaft von den engagierten Studierenden gedacht und konzipiert 
wurden. Sie kritisierten den akademischen Betrieb nicht von außen, sondern 
von innerhalb der Institution Universität, allerdings unter Ein�uss des Alter-
nativmilieus. Welche Argumentationsweisen und Praktiken erschienen ihnen 
in dieser Zwischenposition legitim und plausibel? Und wie sehr changierten 
sie zwischen einem institutionellen, „wissenschaftlichen“ Wissen und einem 
alternativen Gegenwissen?

9 Ebenda; Sven Reichardt, Wissenspraktiken sozialer Bewegungen. Strategien ihrer 
Plausibilisierung am Beispiel der neuen Frauen- und Umweltbewegungen, in: �o-
mas G. Kirsch/Christina Wald (Hrsg.), Vorläu�ge Gewissheiten. Plausibilität als 
soziokulturelle Praxis, Bielefeld 2024, S. 197–221.

10 Etta Grotrian, Barfuß oder Lackschuh? Geschichtswerkstätten und „neue Ge -
schichtsbewegung“ in den 1980er Jahren, Berlin 2023; Lena Langensiepen, „… die 
Zeit war reif, Geschichtswerkstätten zu machen“. Eine „neue Geschichtsbewegung“ 
in Hamburg in den achtziger Jahren, in: Zeitgeschichte in Hamburg. Nachrich-
ten aus der Forschungsstelle für Zeitgeschichte in Hamburg (FZH) 15 (2017), 
S. 54–65.

11 Ein kurzer, ereignisorientierter Überblick zur FSI der Jahre 1977–1985 auf limi-
tierter Quellengrundlage erschien bereits 2018: Janik Hollnagel, FSI Geschichte 
Begins, in: Fabian Bennewitz u. a. (Hrsg.), FU70: Gegendarstellungen, Berlin 2018, 
S. 178–182.

12 Zur Geschichte des FMI, jedoch wenig tiefgehend vgl. Karol Kubicki/Siegward 
Lönnendonker (Hrsg.), Die Geschichtswissenschaften an der Freien Universität 
Berlin, Göttingen 2008.
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Der Beitrag untersucht die Aktivitäten linker Studierender an den Uni-
versitäten der 1980er Jahre anhand einer mikrogeschichtlichen Tiefenboh-
rung auf der lokalen Ebene. Lokal ist hierbei im doppelten Sinne zu verstehen: 
zum einen räumlich mit dem Fokus auf West-Berlin und die Freie Universität, 
zum anderen fachlich mit der Hinwendung zum spezi�schen geistigen Raum 
der Geschichtswissenschaften. Auch wenn die Streit- und Agitationskultur 
der FSI nicht zuletzt eine mündliche war, die sich in Gruppen-Plena, Voll-
versammlungen, Gesprächen und inhaltlichen Veranstaltungen entfaltete, 
hinterließ sie doch eine Vielzahl an Zeitschriften, Broschüren, Flugblättern 
und Protokollen, an denen das Verhältnis der Gruppe zu Wissen und Wissen-
schaft nachvollzogen werden kann. Die folgenden Ausführungen beruhen im 
Wesentlichen auf diesen Unterlagen im Archiv der FSI Geschichte.

Zur Kontextualisierung werden zunächst die Einbindung der FSI an der 
FU und ihr generelles Tätigkeitsspektrum erörtert. Im Anschluss nimmt der 
Beitrag die fachspezi�schen Tätigkeitsfelder der FSI in den Blick. Er zeigt da -
bei, dass die Kritik und produktive (Gegen-)Praxis der Studierendengruppe 
zum Teil eine wissenschaftsimmanente blieb, aber zugleich auch zu einer zu -
mindest dem in erster Linie klassischen politik-, wirtschafts- und sozialge-
schichtlichen Ansätzen verp�ichteten FMI fremden Form des emotionalen 
Wissens und zu einer subjektiven Verbundenheit mit den Gegenständen der 
Forschung führte, die so ihre eigene Stimme erhielten. Der inhaltliche Fokus 
liegt auf dem Aspekt der „Faschismusforschung“, da die FSI dieses �ema 
über den gesamten Untersuchungszeitraum intensiv diskutierte und die inner-
institutionellen Kon�iktlinien hier besonders o�en zutage traten. 

Zeitlich erstreckt sich die Untersuchung von der Gründung der Gruppe 
1979 bis zum Beginn der 1990er Jahre. Der Mauerfall und das Ende der DDR 
führten an der FU zwar nicht zu einem institutionellen Umbruch, jedoch 
stellte „die Wende“ sowohl an der Universität als auch für soziale und politi-
sche Bewegungen im Westen der Stadt einen tiefen Einschnitt dar, der anhand 
weitergehender Fragen behandelt werden müsste. Bereits in den 1980er Jahren 
setzte ein neuer Diskurs über die wettbewerbsorientierte Universität ein, der 
in den 1990er Jahren dominant werden und mit umfassenden �nanziellen 
Kürzungen einhergehen sollte.13 Darüber hinaus hatte die Alternativbewe-
gung an der FU mit dem „UNiMUT-Streik“ 1988/89 einen letzten Höhe-

13 Ralph Jessen, Massenausbildung, Unter�nanzierung und Stagnation. Ost- und 
Westdeutsche Universitäten in den siebziger und achtziger Jahren, in: Michael 
Grüttner u. a. (Hrsg.), Gebrochene Wissenschaftskulturen. Universität und Politik 
im 20. Jahrhundert, Göttingen 2010, S. 261–278, hier S. 277.
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punkt erreicht.14 Ein Produkt dieses Streiks war das der FSI Geschichte nahe-
stehende Projekt für interdisziplinäre Faschismusforschung (P�Ff), das für 
die frühen 1990er Jahre in die Untersuchung miteinbezogen wird.

Gründung und Selbstverständnis der FSI

Mit dem Berliner Universitätsgesetz von 1969 wurden an der FU viele Kon-
zepte aus der seit Anfang der 1960er Jahre geführten Diskussion zur Hoch-
schulreform umgesetzt. Die Ordinarienuniversität, die an der FU durch ihre 
Gründungsgeschichte und das „Berliner Modell“ ohnehin nur eingeschränkt 
galt, wurde von der Gruppenuniversität ersetzt. Die nun in den Gremien stär-
ker repräsentierten Studierenden verloren die Verfasste Studierendenschaft 
mit AStA und Konvent als eigenes Repräsentationsorgan. Außerdem wurden 
die alten Fakultäten aufgelöst und 24 relativ kleinteilige Fachbereiche (plus 
sechs Zentralinstitute) gescha�en.15 All dies spielte sich vor der langfristi-
gen, despektierlich als Entstehung der „Massenuniversität“ bezeichneten Ver-
größerung sowohl des Lehrkörpers als auch der Studierendenzahlen ab. Die 
Geschichtswissenschaft, die zuvor zur Philosophischen Fakultät gehört hatte, 
bildete nun eigenständig den Fachbereich (FB) 13.

Es setzte eine überspitzt als „akademischer Bürgerkrieg“16 bezeichnete Pha-
se ein, die sich durch eine unübersichtliche Gemengelage linker Gruppen aus-
zeichnete, die die universitären Strukturen und Autoritäten – aber auch sich 
gegenseitig – vehement bekämpften. Die Gründung des Aktionskomitees ge -
gen Berufsverbote im Jahr 1975 kann als erster vielversprechender Versuch be -
trachtet werden, die gespaltene studentische Linke nach der Au�ösung des SDS 
im Jahr 1970 wieder zu vereinen.17 Neben einer teilweise reibungsintensiven 

14 Es handelt sich hierbei um einen studentischen Protest ausgehend von den Berliner 
Hochschulen, bei dem an der FU im Wintersemester 1988/89 der reguläre Lehrbe-
trieb weitgehend lahmgelegt wurde und stattdessen studentische Veranstaltungen 
stattfanden. Für einen kurzen Überblick: Falco Weber, „Wir haben diese Universi-
tät besetzt!“: Der große Streik 1988/89. Bericht eines Zeitzeugen, in: Jessica Ho�-
mann/Helena Seidel/Nils Baratella (Hrsg.), Geschichte der Freien Universität Ber-
lin. Ereignisse – Orte – Personen, Berlin 2008, S. 87–98.

15 Zu den Reformen an der FU vgl. Tent, Freie Universität Berlin, S. 371–383.
16 Tent, Freie Universität Berlin, S. 371. Tent nimmt die intensive Phase dieses „Krie-

ges“ für die Jahre 1969–1972 an.
17 Der Wandel in der studentischen Protestkultur an der FU fällt zeitlich mit der end-

gültigen Stagnation der Bildungsreformen der 1960er Jahre zusammen, vgl. Bartz, 
Expansion und Umbau, S. 166–168.
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Bündnisstruktur trat hier die eher undogmatische, „unorganisierte“ Linke 
wieder verstärkt in Erscheinung. Die „Unorganisierten“ dominierten bald das 
Bündnis, während die Aktionsgemeinschaften von Demokraten und Sozialisten 
(ADS)18 und Jusos teilweise mit ihnen zusammenarbeiteten und die K-Grup-
pen in den Hintergrund gedrängt wurden.19 Diese Verschiebung der Kräftever-
hältnisse wiederholte sich in ähnlicher Form auch auf der Fachbereichsebene, 
als sich spätestens während des „Berufsverbote-Streiks“ im Wintersemester 
1976/77 Fachbereichsinitiativen (FBI) gründeten. So auch am FB 13, wo die 
Initiative sehr schnell zur lokal aktivsten politischen Gruppe avancierte. 

Die Gründung der FSI erfolgte im Sommersemester 1979. Die personelle 
Basis hierfür war die damalige Erstsemestergruppe, die sich kritisch mit den 
Sprachklausuren am Fachbereich auseinandersetzte. Außerdem konstatierte 
die FSI, dass bisheriger Protest nur versucht habe, die „Formen“ zu verändern, 
entscheidend sei jedoch „die Auseinandersetzung auf inhaltlicher Ebene“.20

Einer der Gründungsimpulse und ein Moment der Abgrenzung von anderen 
linken Gruppen war also bereits eine kritische Auseinandersetzung mit dem 
eigenen Fach. 

Die aus der FBI hervorgegangene FSI beruhte auf einem Bündnis aus 
Jusos, ADS, Unorganisierten, zeitweise auch der KHG (Kommunistische 
Hochschulgruppe, dem Kommunistischen Bund Westdeutschland naheste-
hend) sowie später der AL (Alternative Liste, ab 1980 Westberliner Landes-
verband der Grünen). Auch Angehörige der ehemaligen FBI waren zu Beginn 
weiter Teil der FSI.21 Diese Struktur blieb im Wesentlichen über den gesamten 

18 Die ADS waren ab 1971 formal unabhängige Studierendengruppen an den West-
berliner Hochschulen, die de facto jedoch maßgeblich von der Sozialistischen Ein-
heitspartei Westberlins (SEW) beein�usst wurden. Vgl. kursorische Hinweise in 
�omas Klein, SEW  – Die Westberliner Einheitssozialisten. Eine „ostdeutsche“ 
Partei als Stachel im Fleische der „Frontstadt“? 2., durchgesehene Au�age, Berlin 
2010, S. 77.

19 Aus dem Aktionskomitee ging 1976 ein „Unabhängiger Studentenausschuß“ 
(UStA) hervor. In Folge des 1979 in Kraft getretenen neuen Berliner Hochschul-
gesetzes wurde die Verfasste Studierendenschaft mit Studierendenparlament und 
AStA wieder eingeführt. Fabian Bennewitz, 30 Jahre? 31 Jahre? Der neue AStA 
und kein Ende. Eine kleine Geschichte der Verfassten Studierendenschaft der FU, 
in: Out of Dahlem. Magazin des AStA der Freien Universität Berlin 12 (2011/12), 
S. 4–11; o. A., Zur Geschichte des UStA oder studentische Politik seit 69. Ein Ab -
riss, in: Konsequer. Forum des UStA 0 (1976), S. 3 f.

20 Die Redaktion, Liebe Leute, in: Meinecke’s Erben 0 (1980), S. 2–4, hier S. 3.
21 Im Folgenden und auch in den Quellen wird teilweise von Mitgliedern gesprochen. 

Dies ist insofern irreführend, als es sich dem Selbstverständnis der FSI nach bei die-
ser um eine Art Forum ohne feste Mitgliedschaft handelte, bei der jede:r, der:die 
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Untersuchungszeitraum erhalten. Im Personenkreis hingegen herrschte eine 
permanente Fluktuation. Mit dem Zu- oder Weggang einzelner Studieren-
der verschoben sich zum Teil inhaltliche Schwerpunkte, andere blieben über 
den gesamten Untersuchungszeitraum konstant. Die Gruppengröße lässt sich 
nicht genau ermitteln. Mutmaßlich beteiligten sich durchschnittlich zehn 
Personen an der FSI.22 Als Grundlage des Verhältnisses der Gruppe zu Wissen 
und Wissenschaft soll im Folgenden kurz ihr Selbstverständnis und ihre Ver-
ortung im (hochschul-)politischen Spektrum diskutiert werden.

Die Fachschaftsinitiative stand in Tradition der Basisgruppen. Der Be -
gri� „Basisgruppe“ wurde ab Ende der 1960er Jahre di�us von diversen 
Gruppen eingesetzt, die ein tendenziell o�enes und hierarchiearmes Grup-
penverständnis p�egten und keiner inhaltlichen Dogmatik im Sinne einer 
bestimmten Auslegung des Marxismus(-Leninismus) folgten.23 Die bundes-
weite studentische Basisgruppenbewegung, in deren Kontext auch die FSI 
Geschichte entstand, hatte viele Gemeinsamkeiten mit jener, wies aber auch 
einige (hier nicht weiter thematisierte) Unterschiede auf, die sich nicht zuletzt 
in der skizzierten Bündnisstruktur und der Namensgebung widerspiegeln.24

sich als links verstand, mitmachen konnte. Dies war nicht immer unumstritten, und 
mitunter wurde eine generelle Ö�nung gefordert, die Mehrheit scheint aber durch-
gängig der Ansicht zu sein, bei der FSI handele es sich um „ein Bündnis der progres-
siven Studenten“ (Protokoll 10.7.1985, Archiv der FSI Geschichte [FSI-A] 0025).

22 Die Schätzung beruht auf verschiedenen Adresslisten in den FSI-Unterlagen sowie 
den Wahlzeitungen des zentralen Wahlvorstands der FU.1989 wuchs die Gruppe 
vermutlich infolge des UNiMUT-Streiks. Zusätzlich gab es noch ein Umfeld 
(Frauengruppe, Erstsemestergruppe, diverse kurzlebige thematische AGs und Ini-
tiativen), dessen Größe sich nicht genauer bestimmen lässt.

23 Das Spektrum reichte von Studierenden, die Kontakt zu proletarischen Jugendli-
chen aufzubauen versuchten, bis hin zu Zusammenschlüssen der politisch linken 
Studierenden einer Studienrichtung, die versuchten, Basisarbeit unter ihren Kom-
militon:innen zu treiben. Benedikt Sepp, Proletarische Identitätspolitik. Die West-
Berliner Basisgruppen 1968–1969, in: Arbeit – Bewegung – Geschichte. Zeitschrift 
für historische Studien 22 (2023) 1, S. 7–29; Gerd Koenen: Das rote Jahrzehnt. 
Unsere kleine deutsche Kulturrevolution 1967–1977. 4. Au�., Frankfurt a. M. 
2007, S. 198–203.

24 Vgl. für eine Basisgruppe im Bereich der Geschichtswissenschaft Eric Angermann, 
„Die Uni als Teil des momentanen Lebens“. Die studentischen Alltagspraktiken in 
der Fachgruppenarbeit am Göttinger Seminar für Mittlere und Neuere Geschichte 
von 1981 bis 1984. Unverö�entlichte Bachelorarbeit, Georg-August-Universität 
Göttingen 2014; vgl. generell Andreas Keller, Hochschulreform und Hochschul-
revolte. Selbstbestimmung und Mitbestimmung in der Ordinarienuniversität, der 
Gruppenhochschule und der Hochschule des 21. Jahrhunderts, Marburg 2000, 
S. 249–259; Johannes Weberling, Die Basisgruppen. Harmlose Alternative oder 
Gefährdung unserer Demokratie?, Bonn 1984.
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Eine Dominanz der eher linksalternativ orientierten – oder eben „unorga-
nisierten“ – Studierenden ist deutlich erkennbar. Mitglieder der FSI erarbei-
teten in einem Tre�en mit anderen Geschichtsfachschaften ein gemeinsames 
Selbstverständnis. Für dieses sei es „wichtiger, daß wir am Fachbereich (poli-
tische) Arbeit machen und uns für eine demokratische Uni einsetzen, als daß 
wir versuchen, die Meinung der großenteils uninteressierten Studierenden 
umzusetzen, was wohl den völligen Verzicht auf eine politisch unbequeme 
StudentInnenvertretung zu Folge hätte“.25 Die FSI dachte also Politik von der 
Selbsterfahrung und vom (kollektiven) Subjekt aus. 

Ähnliches gilt, wie unten zu zeigen sein wird, auch für die Auseinander-
setzung mit der Geschichtswissenschaft. Ein Ansatz dazu war, bereits in der 
Wissensaneignung selbstbestimmt und losgelöst von akademischen Autori-
täten zu agieren. In „Autonomen Seminaren“ sollten „Freiräume gescha�en 
[werden], die zeigen, wie es laufen könnte und sollte“.26 In einer �eorie-AG 
sollte mit „Zeitplanung und Leistungsdruck und all dem Scheiß“ aufge-
räumt und eine „Einheit von Arbeit und Leben“ wiederhergestellt werden.27

Auch die oft ironisierende Sprache ist sicherlich eine Parallele zur Sponti-
Bewegung und dem Alternativmilieu. Das skizzierte subjektivistische Poli-
tik- und Wissenschaftsverständnis war jedoch auch innerhalb der Gruppe 
umstritten. Eine der ADS nahestehende Minderheitenposition setzte ihm 
einen objektivistischen Historischen Materialismus entgegen.28 Im Allgemei-
nen stellten die FSI-Mitglieder politische Di�erenzen jedoch pragmatisch 
zurück.29

In ihrer pluralen Zusammensetzung läuft die FSI bis zu einem gewissen 
Grad quer zur üblicherweise betonten Trennung zwischen „Hedonismus und 

25 O.A., Protokoll der Arbeitsgruppe Interessenvertretung und Fachschaftsarbeit, in: 
Dissens 4 (1989), S. 6–9, hier S. 6.

26 Ebenda, S. 9.
27 Katja u. a., Geschichtstheorie? Vielleicht selber eine �eoriegruppe machen?!, in: 

Meinecke’s Erben 0 (1980), S. 11–13, hier S. 13.
28 Vgl. z. B. Heinz Kaiser, Geschichte ist relativ! Eine Forschungskontroverse am Bei-

spiel Berlins, in: Hysteria Mundi (November 1986), S. 33–39; Gunnar, Leserbrief: 
Vom Fußball zur Geschichte und zurück, in: Dissens 2 (1988), S. 27.

29 Die �ese von Darmstadt/Haupts, dass gemeinsame Listen der Studierendenver-
bände mit Fachschaftler:innen und „Unabhängigen“ meist von Ersteren domi-
niert wurden, scheint auf die FSI nicht zuzutre�en. Viel plausibler ist eine weitere, 
dazu im Widerspruch stehende �ese derselben Autoren, wonach sich die Verbände 
durch diese Zusammenarbeit eher dem Stil der Basisgruppen annäherten, vgl. Peter 
Darmstadt/�orsten Haupts, Die studentische Linke an westdeutschen Hochschu-
len 1982–1992, Sankt Augustin 1992, S. 15, 24, 34.
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Dogmatismus“.30 Jedoch kann insgesamt von der FSI als Teil einer Studie-
rendenbewegung gesprochen werden, welcher der Basisgruppenbewegung 
und somit auch den Neuen Sozialen Bewegungen zumindest nahestand. Ihre 
Mitglieder gehörten überwiegend dem Alternativmilieu an. Gleichwohl kri-
tisierten sie dieses dafür, sich für die „politische Situation an der Uni“ nicht 
zu interessieren, sondern nur für „Elend/Müll/Atomtod/sonstige[s]“.31 Dem-
gegenüber vertraten sie, dass außer- und inneruniversitäre �emen verknüpft 
werden sollten: Politische Fachschaftsarbeit müsse „unter dem Primärziel 
gesamtpolitischer Aufklärung, Information und Mobilisierung betrieben 
werden“.32 In ihrer konkreten Tätigkeit passten sie sich jedoch ihrem Wir-
kungsraum – der Universität – und, wie zu zeigen sein wird, zum Teil auch 
den dortigen Wissenspraktiken an.

Der Wissensaktivismus der FSI

Im Hinblick auf die Aktivitäten der FSI lassen sich fünf Bereiche identi�-
zieren. Beim Einsatz für bessere Studienbedingungen oder dem Pochen auf 
studentische Rechte gegenüber Dozierenden war die Gruppe gewerkschafts-
ähnlich tätig (1). Die Studierenden entfalteten darüber hinaus politische 
Aktivitäten, die wie die Beteiligung an Wahlen und universitären Gremien 
reformorientiert (2) oder bei Studierendenstreiks, Besetzungen und Boykott-
aktionen auch radikaler (3) ausfallen konnten.33 Mit „Feten“ und „Stamm-
tischen“ richtete die FSI kulturelle Veranstaltungen aus, die nicht zuletzt der 
Mitgliederrekrutierung dienten (4). Zentral war zuletzt die Auseinanderset-
zung mit den Inhalten des Faches, die jedoch nicht nur als Wissenschaftspra-
xis, sondern auch als politische Praxis begri�en werden sollte (5). Sie war oft 
unmittelbar mit politischen Forderungen verbunden und fußte in ihrer Aus-
richtung auf der politischen Positionierung der FSI-Mitglieder. 

30 Steve B. Peinemann, Wohngemeinschaft. Problem oder Lösung?, Eschborn 1977, 
S. 20, zitiert nach Reichardt, Authentizität, S. 119.

31 FSI Geschichte, Vorwort, in: Hammer und Morgenstern (WS 1984/85), S. 1.
32 Uwe Rada, Geschichtsfachtagungen  – Ansätze zur Neugestaltung, in: Hysteria 

Mundi (WS 85/86), S. 22 f., hier S. 22.
33 Viele dieser Aktionsformen entstammten dem Fundus der politischen Prakti-

ken der Neue Sozialen Bewegungen, vgl. Klaus Schönberger/Ove Sutter (Hrsg.), 
Kommt herunter, reiht euch ein … Eine kleine Geschichte der Protestformen sozia-
ler Bewegungen, Berlin/Hamburg 2009.
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Die FSI stand dem Institut, einem großen Teil der dort tätigen Professo-
ren und Dozenten34 sowie der lokalen Geschichtswissenschaft ausgesprochen 
kritisch gegenüber. In einer ihrer Publikationen, den „Rote[n] Kommentare[n] 
gegen den grauen Alltag“,35 unterzog die Fachschaftsinitiative den Fachbe-
reich, das hier herrschende Geschlechterverhältnis sowie die Lehrenden und 
ihre Lehrveranstaltungen einer umfassenden Kritik. Der „graue Alltag“ war 
eine ironische Referenz auf das auch „Graues Heft“ genannte Kommentierte 
Vorlesungsverzeichnis (KVV).36 Wie in diesem war auch in der FSI-Publika-
tion jede:r Dozent:in mit einem Porträt vertreten, das meist kritisch aus�el. 
Auch die Lehrveranstaltungen erhielten einen entsprechenden Kommentar. 
Die Lehrveranstaltungskritik war bereits in den 1960er Jahren ein verbreitetes 
Mittel der Studierendenbewegung gewesen und hatte damals unter den Pro-
fessoren bisweilen starke Entrüstung hervorgerufen.37

Die FSI kritisierte in diesen „Roten Kommentaren“, dass die Geschichts-
wissenschaft am FMI oft so betrieben werde, „daß einem die Lust am Stu-
dium vergeht“.38 Die Kritik, so zeigen auch weitere Quellen, richtete sich 
ganz grundsätzlich auf die angebotenen Inhalte und insbesondere die theo-
retischen und methodischen Ansätze. Es seien „sowohl der historische und 
dialektische Materialismus als Methode der marxistischen Erkenntnistheorie 
als auch neuere sozial- und wirtschaftsgeschichtliche Ansätze der Geschichts-
wissenschaft in Forschung und Lehre so gut wie nicht vertreten“. Ebenso ver-
missten die FSI-Aktiven die historische Frauenforschung und die Alltags-
geschichte. „Geboten wird dagegen ein Gemisch aus Verfassungs-, Politik-, 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte, das �au und langweilig aufbereitet unserer 
Köpfe verklebt.“39 Die Polemik zielte sogar so weit, das gesamte Institut als 

34 Diese Gruppen stehen an dieser Stelle mit Absicht nur in der männlichen Form, da 
am FMI so gut wie keine Frauen in der Lehre tätig waren, was von der FSI vehe-
ment kritisiert wurde. 

35 Nicht bekannt ist, wie oft die FSI die „Roten Kommentare“ herausbrachte. Ähnlich 
zu diesen: Dozentenshow. Erstsemester-Info der FSI Geschichte 1 (SS 1982).

36 Der Name fand auch im KVV selbst Verwendung.
37 Wilfried Rudlo�, Die Studienreform in der Hochphase der Hochschulexpansion: 

Zwischen E�ektivierung und Projektstudium?, in: Rainer Pöppinghege/Dietmar 
Klenke (Hrsg.), Hochschulreformen früher und heute – zwischen Autonomie und 
gesellschaftlichem Geltungsanspruch, Köln 2011, S. 186–216, hier S. 198–200.

38 Fachschaftsrat/FSI Geschichte, Rote Kommentare gegen den grauen Alltag (SS 
1981), S. 3. 

39 FSI Geschichte, Flugblatt Veranstaltungsreihe für das Sommersemester 1985, 
FSI-A 0024. Dass sich die Kritik der Lehre durch die Studierendengeschichte zieht, 
thematisiert als „Topos der de�zitären Lehre“ Harald Lönnecker, „Dass man sich 
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wissenschaftlich irrelevant zu brandmarken: „Die wissenschaftlichen Ergeb-
nisse der Forschungstätigkeit am F.M.I. [seien] schon im nationalen Vergleich 
kümmerlich, im internationalen bestenfalls peinlich.“40 „[A]lles Neue, Inte-
ressante“ werde vom „Professorenklüngel“ an die Technische Universität, die 
Zentralinstitute oder nach Westdeutschland gedrängt.41 Diese vernichtende 
Kritik löste sich interessanterweise zumindest ansatzweise von den politischen 
Präferenzen der FSI ab: „Gerade einer der rechtesten Professoren unseres In -
stituts verdient Respekt wegen seiner geistreichen Analysen, seiner vielseitigen 
Lehre […] und vor allem wegen seines fehlenden Opportunismus“.42

Eine Sonderrolle unter den vermissten Ansätzen nahm die historische 
Frauenforschung ein. Frauen waren am FMI im doppelten Sinne abwesend: 
als Lehrinhalt und als Lehrpersonen. Über den gesamten Untersuchungs-
zeitraum war nur ein Bruchteil der Dozierenden am FMI weiblich, was die 
FSI immer wieder kritisierte.43 Auch diese Kritik war vermutlich von einem 
subjektzentrierten Wissenschaftsverständnis geprägt, demzufolge Frauen ei -
nen spezi�sch weiblichen Blick auf die Geschichte und insbesondere auf die 
Geschichte von Geschlechterverhältnissen beisteuern konnten.44 Dass dies 

den Gang in die Vorlesung sparen kann, ist nicht nur hier eine Binsenwahrheit.“ 
Der Topos der de�zitären Lehre und die studentische Selbsthilfe in der Rechtswis-
senschaft ca. 1871–1914, in: Martin Kintzinger/Sita Steckel (Hrsg.), Akademische 
Wissenskulturen. Praktiken des Lehrens und Forschens vom Mittelalter bis zur 
Moderne, Basel 2015, S. 163–222. Was genau die Lehre de�zitär machte, wandelt 
sich jedoch nach Studienrichtung, Ort, Zeit und politischer Position. Ein weiteres 
Beispiel aus dem 19. Jahrhundert gibt Heinz-Elmar Tenorth, „Über das Verderben 
auf den deutschen Universitäten“ – Kritik der Hochschullehre im 19. Jahrhundert, 
in: Jahrbuch für Universitätsgeschichte 2 (1999), S. 11–22.

40 „G. Šmaclos“, „Denn sie reden große Worte, hinter denen nichts steckt“ (2. Petrus 
2,18), in: Hysteria Mundi (WS 85/86), S. 8–10, hier S. 8.

41 Ebenda.
42 Ebenda, S. 9. Hiermit war vermutlich Ernst Nolte gemeint.
43 Der Blick ins KVV bestätigt diesen Eindruck. Bei zwei Stichproben wurde das Do -

zent:innenverzeichnis nach weiblichen Vornamen durchsucht. Darin wurden nicht 
nur die etatmäßig zum FMI gehörenden Lehrenden aufgeführt, sondern alle, die 
dort Lehre anboten (etwa auch Emeritierte oder Angehörige benachbarter FB und 
Zentralinstitute). Im Wintersemester 1975/76 waren drei von 86 Lehrenden weib-
lich; im Sommersemester 1989 14 von 129 (inklusive Kunstgeschichte). Der Frauen-
anteil stieg also von 3,5 Prozent auf 10,9 Prozent an, wobei sich unter den ordent-
lichen Professor:innen 1975/76 keine und 1989 eine Frau (2,1 Prozent) befand.

44 „Frauenseminare [seien] auch als Selbsterfahrungsgruppen zu verstehen“, Fach-
schaftsrat/FSI Geschichte, Rote Kommentare, S. 15. Ihre „Erfahrung[en] im Stu-
dium“ konnten die Studentinnen etwa in der Frauengruppe am Fachbereich aus-
tauschen. Lisa, Was ist mit den Frauen los?, in: Hammer und Morgenstern (WS 
1984/85), S. 11.
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jedoch keineswegs immer so war, betonte auch die FSI: Die Frauen, die es in 
der Lehre gab, hatten sich oft nicht mit Feminismus auseinandergesetzt, wa -
ren also „nicht unbedingt die, die wir wollen“.45 Zur Überwindung der Lücke 
im Curriculum setzte die FSI in erster Linie auf eigene Behandlung des �e-
mas in „autonomen Seminaren“ und Texten für ihre Zeitschriften, aber auch 
auf die Zusammenarbeit mit „verbündeten“ Dozentinnen wie Gisela Bock.

Die FSI trat mit dem Anspruch an, „Atmosphäre und Studieninhalte am 
FMI zu verändern und eigenständig zu gestalten“.46 Insbesondere Interdis-
ziplinarität und die Rezeption neuerer �eorien und Methoden galten der 
Gruppe als Bedingung für gute Forschung und Lehre. Vor allem rezipierte 
sie Ansätze wie die Alltagsgeschichte, die in den 1980er Jahren die etablierte 
Geschichtswissenschaft herausforderten. Auch jenseits der Freien Universität 
wurden diese Debatten in Polemiken ausgetragen, die denen der FSI gegen 
die Professorenschaft des FMI nur wenig nachstanden.47 Für die FSI sollte die 
Alltagsgeschichte die „breiten Massen“ als Subjekte der Geschichte erfassen. 
Sie sollte kein „alleiniger Ansatz“ sein, was die FSI einigen Vertreter:innen der 
Alltagsgeschichte neben „�eoriefeindlichkeit“ und vernachlässigter Quellen-
kritik vorwarf, sondern eher eine Ergänzung zu unter anderem marxistischen 
Ansätzen. Außerdem sei sie „ein äußerst geeignetes Mittel, Geschichte trans-
parent 7nd [sic!] anschaulich zu machen“. Die Studierenden betrachteten sie 
also eher als eine potenziell demokratisierende Ergänzung in einer pluralis-
tischen Wissenschaft.48 So zeigte ein Rezensent der FSI sich begeistert von 
Detlev Peukerts alltagsgeschichtlich begründeter Ersetzung von Modernisie-
rungstheorien durch ein dialektisches Verhältnis von Fort- und Rückschritt. 
Die an die Kritische �eorie gemahnende �ese, dass Auschwitz ein „Zivili-
sationsprodukt“ sei, rezipierte er als spannenden Diskussionsansatz. „Enttäu-
schend“ aufgrund fehlender theoretischer und methodischer Re�exionen war 
hingegen ein Gastvortrag von Mitgliedern der Berliner Geschichtswerkstatt.49

45 Claudia, Bericht: AG Frauengeschichte/Frauenforschung/Feminismus, in: Dissens 
4 (1989), S. 13. 

46 Die Redaktion, Liebe Leute, S. 4.
47 Vgl. Michael Wildt, Die alltagsgeschichtliche Wende der Zeitgeschichte in den 

1970er und 1980er Jahren, in: Zeitgeschichte in Hamburg. Nachrichten aus der 
Forschungsstelle für Zeitgeschichte in Hamburg (FZH) 8 (2010), S. 42–54.

48 Vgl. o.A., Alltagsgeschichte – Ansätze, Methoden, Einschätzungen, in: Hammer 
und Morgenstern (WS 1984/85), S. 3 f.

49 wm, Planerfüllung, in: Hysteria Mundi (WS 85/86), S. 10–12, hier S. 11. Vgl. o.A., 
Alltagsgeschichte – Ansätze, Methoden, Einschätzungen, in: Hammer und Morgen-
stern (WS 1984/85), S. 3 f.
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Sehr oft monierte die Gruppe die fehlende (kritische) Auseinanderset-
zung mit Geschichtstheorie und -methodik im allgemeinen Lehrbetrieb und 
forderte sowohl eine stärkere �ematisierung theoretischer Fragen als auch 
größeren Pluralismus ein. So wurde insbesondere der „Historische Materi-
alismus“ im Lehrangebot vermisst, eine Forderung, die sicherlich nicht zu -
letzt auf den ADS-Ein�uss in der Initiative, aber wohl auch auf ein gewis-
ses Marxismus-Interesse unter den „Unorganisierten“ hinweist.50 Die FSI und 
ihr Umfeld versuchten, sich regelmäßig durch eigene Veranstaltungen oder 
selbstorganisierte �eorie-AGs auszuhelfen, die dabei von Kapital-Lesekreisen 
über die Beschäftigung mit „Frauen in der Antike“ zu kritischen Auseinander-
setzungen mit dem Historismus reichten. Von diesen vielen angesprochenen 
�emenkomplexen wird nun, wie eingangs erwähnt, beispielhaft die Faschis-
musforschung näher beleuchtet.

FSI Geschichte contra Ernst Nolte

Der zentrale Reibungspunkt der Fachschaftsinitiative mit der Faschismus-
forschung bestand in der Person Ernst Noltes, von 1973 bis 1991 Professor 
für Neuere Geschichte am FMI und seinerzeit der vermutlich renommier-
teste nichtmarxistische Faschismusforscher Westdeutschlands. Der von der 
FSI als „Faschismus-Nolte“51 Geschmähte war bereits der FBI in den 1970er 
Jahren ein Hauptgegner. Diese Auseinandersetzungen fanden jedoch zumeist 
auf einer (hochschul-)politischen Ebene statt, wo Nolte den linken Studieren-
den als streitbarer Opponent entgegentrat. Schließlich stand er – vor seiner 
o�enen Annäherung an rechtsradikale Positionen – als liberal-konservativer 
Historiker erklärtermaßen gegen die studentische Linke und die Hochschul-
reform.52

50 Weberling zeigt, dass auch die Basisgruppen stark vom Marxismus beein�usst 
waren. Vgl. Weberling, Die Basisgruppen.

51 Fachschaftsrat/FSI Geschichte, Rote Kommentare, S. 56.
52 Er agitierte scharf gegen die Hochschulreform (Ernst Nolte, Sinn und Widersinn 

der Demokratisierung in der Universität, Freiburg 1968) und befürchtete nach ihrer 
Umsetzung 1971, dass Teile der Universitäten „zu Zitadellen der DDR auf dem 
Boden der Bundesrepublik“ werden könnten (zitiert nach Nikolai Wehrs, Domino 
und Schwarze Listen. Die „NofU“-Professoren und der studentische Radikalismus 
in West-Berlin in den 1970er Jahren, in: Edgar Wolfrum [Hrsg.], Verfassungsfeinde 
im Land? Der „Radikalenerlass“ von 1972 in der Geschichte Baden-Württembergs 
und der Bundesrepublik, Göttingen 2022, S. 623–647, hier S. 627).
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Auf inhaltlicher Ebene kritisierten die Studierenden Noltes Ansatz in 
der Faschismusforschung häu�g als einseitig ereignisgeschichtlich. Die FSI 
bediente sich verschiedener Strategien zur Plausibilisierung ihrer Positio-
nen.53 Insbesondere stützte man sich auf Expert:innen als Autor:innen oder 
Vortragende und betonte deren „Wissenschaftlichkeit“. So forderte die Ini-
tiative, dass Carola Sachse und Gisela Bock, die am Institut für Wirtschafts- 
und Sozialforschung an einem Projekt zu Vergleichender Faschismusfor-
schung arbeiteten, auch am FB 13 Lehrveranstaltungen anbieten sollten, 
was jedoch nicht auf Zustimmung des Fachbereichsrates (FBR) traf. Die 
Studierendenvertreter:innen argumentierten mit den wissenschaftlichen 
Quali�kationen der Dozentinnen, die der FBR diesen absprechen wolle. 
Noltes Diktum lautete in ihren Augen: „Du sollst keine andere Faschismus-
forschung treiben neben mir“.54 Über den Untersuchungszeitraum hinweg 
kritisierte die FSI – oft auch mit recht �achen „marxistischen“ Argumenta-
tionen – Noltes wissenschaftlichen Ansatz, Faschismus ideengeschichtlich 
zu erklären, da dies den Faschismus zu einem „Betriebsunfall“ verharm-
lose.55

Wie schon ihre Vorgänger in der FBI befasste sich die FSI mit dem wis-
senschaftlichen Werk Noltes. 1981 schrieb sie in den „Roten Kommentaren“, 
Nolte habe in seinem Buch „Der Faschismus in seiner Epoche“ von 1963 

„die Totalitarismustheorie nicht überwunden, sondern auf anderer 
Ebene reproduziert […]. Die Modi�kation besteht darin, nicht mehr 
Stalinismus und Nationalsozialismus (Faschismus) gleichzusetzen, 
dafür aber die �ese ‚Rot=Braun‘ aufzustellen und den Faschismus in 
erster Linie als Reaktion auf den Marxismus zu de�nieren. […] Nolte 
scha�t also tatsächlich das Kunststück, nachdem er den Faschismus 
als Antimarxismus bestimmt hat, […] diesen den Marxisten selbst in 
die Schuhe zu schieben! (Eine Art Selbstmordthese.)“56

53 Plausibilisierung nach Reichardt, Wissenspraktiken sozialer Bewegungen.
54 Fachbereichsinitiative der Historiker, Flugblatt im Vorfeld der FBR Sitzung am 

9.11. 1977, FU Berlin, UA, GW-V WS 1977/78. Ähnlich erinnert sich Gisela Bock, 
„Ende der Vernunft“? Eine Replik auf Angelika Schaser und Falko Schnicke. Der 
lange Marsch in die Institution. Zur Etablierung der Frauen- und Geschlechterge-
schichte an westdeutschen Universitäten (1970–1990), in: Jahrbuch für Universi-
tätsgeschichte 17 (2014), S. 263–271, hier S. 265.

55 Fachschaftsrat/FSI Geschichte, Rote Kommentare, S. 4.
56 Ebenda, S. 56 f.
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Hiermit wird schon auf die gleiche Argumentationsstruktur hingewiesen, 
die – bezogen auf die Shoa – Jürgen Habermas später kritisieren sollte. Noltes 
Arbeiten seien „zum großen Teil politische Propagandawerke“. Er selbst indes 
spreche jedem, der ihm widerspreche, die Wissenschaftlichkeit ab.57

Deutlich besser kam hingegen der andere mit Faschismus beschäftigte 
Wissenschaftler am Fachbereich Wolfgang Wippermann bei der FSI an. Die-
ser emanzipiere sich allmählich von seinem Image als „Nolteschüler“ und habe 
seinen „akademischen Ziehvater“ sowohl politisch als auch wissenschaftlich 
„links überholt“.58 Wippermann, noch 1977 in gewalttätige Auseinanderset-
zungen mit Studierenden der KHG verwickelt,59 und die FSI näherten sich 
einander im Verlauf der 1980er Jahre immer weiter an. So war Wippermann 
auch an „Gegen“-Veranstaltungen der Initiative beteiligt: 1982/83 veranstal-
tete der Fachbereich eine Ringvorlesung zur „Machtergreifung“ der National-
sozialisten. Da ihre Ergänzungsvorschläge zum Programm abgelehnt wurden, 
konzipierte die FSI kurzerhand eine eigene Vortragsreihe. Hier behandelten 
die Referent:innen, darunter Wippermann, �emen wie „Frauen im Faschis-
mus“, die „Rolle des Finanz- und Großkapitals bei der ‚Machtergreifung‘“ und 
auch die Rolle des eigenen akademischen Faches während der NS-Herrschaft. 
In einer positiven Rezension der Reihe hob der mit einem Vortrag beteiligte 
Erziehungswissenschaftler Harald Scholtz hervor, die FSI habe „sich mehr als 
der Fachbereich darum bemüht, die Auseinandersetzung mit der Vergangen-
heit im Blick auf die Gegenwart nicht nur innerhalb der eigenen Zunft zu be -
treiben. Statt auf die Initiative allergisch zu reagieren, sollte man sie als Zeichen 
dafür begrüßen, daß überfachliche Zusammenarbeit noch organisierbar ist.“60

Im Gegensatz zum Fachbereich bemühte sich die FSI um Interdisziplinarität 

57 Ebenda.
58 Ebenda, S. 64. 
59 Wippermann wurde von zwölf Studierenden, die eine Scheinvergabe erzwingen 

wollten, in seinem Büro festgehalten und attackiert. Der von Tent beschriebene 
„Faustkampf“, bei dem Wippermann „ein Remis“ erkämpft habe, erweist sich mit 
Blick auf die unmittelbar nach dem Vorgang verfassten Berichte als eine Heroisie-
rung. Tent, Freie Universität Berlin, S. 460–465; Wolfgang Wippermann, Bericht 
über die Vorfälle am Dienstag, den 1. 2.1977, FU Berlin, UA, GW-V WS 1976/77.

60 Harald Scholtz: Keine Neuau�age der „Kritischen Universität“, FSI-A 0024. Es 
handelt sich um die Kopie eines Artikels aus einer unbekannten Zeitschrift; laut 
einem Flugblatt mit dem Programm der Reihe waren als Referent:innen betei-
ligt: Wolfgang Wippermann, Norbert Steinborn, die Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes (VVN), Ute Osterkamp, Uwe Wesel, Harald Scholtz, Reinhard 
Kühnl, Johannes Agnoli, Ingrid Schupetta und Heinz-Dieter Kittsteiner. Vgl. FSI 
Geschichte, Wir machen eine eigene Ringvorlesung!, ebenda.
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und Innovativität sowie ein Zusammengehen mit sozialen Bewegungen (in 
diesem Falle der VVN). Die Reihe insgesamt oszillierte zwischen einigen 
Referent:innen, die dem Traditionsmarxismus nahestanden, und vielen, die 
politisch als undogmatisch einzuordnen sind. Fast alle stammten jedoch aus 
dem Wissenschaftsbetrieb der Universitäten, was zeigt, dass dieser Raum für 
die FSI einen relevanten Legitimitäts- und Plausibilitätsmaßstab darstellte.

Der vielleicht doch stattgefundene Historikerstreit am FMI

1986 spielte sich im Feuilleton westdeutscher Zeitungen eine Debatte ab, die 
als Historikerstreit in die Geschichte einging. Der zentrale Auslöser war ein 
Essay Ernst Noltes, in dem dieser einen „kausalen Nexus“ zwischen Bolsche-
wismus und Nationalsozialismus behauptete. Jürgen Habermas warf ihm und 
mehreren anderen Historikern wie Andreas Hillgruber, Michael Stürmer und 
Klaus Hildebrand Geschichtsrevisionismus vor.61 Als ö�entlich ausgetragene 
politische Debatte stand der Historikerstreit im Kontext der „Wende“-Politik 
Helmut Kohls ab 1982, die den Versuch einer „Normalisierung“ des deut-
schen Geschichtsbildes beinhaltete. Mit großer Schärfe wurde der Streit auch 
innerhalb der Disziplin ausgetragen. Am FMI scheint er indes gemäß bisheri-
ger Darstellungen nur wenig Widerhall gefunden zu haben. Henning Köhler, 
damals Professor am FMI, schrieb rückblickend, dass das Institut kein Schau-
platz des Historikerstreits gewesen sei. Dies führt er auf einen „politischen 
Bewußtseinswandel innerhalb der Studentenschaft“ zurück. Die Kontroverse 
habe „nicht das politische Interesse der Studenten des Instituts“ gefunden.62

Diese Darstellung ist nicht haltbar, da zumindest die FSI sich äußerst 
intensiv mit der Debatte auseinandersetzte. Über die Gründe, warum Köh-
ler dies nicht registrierte oder in der Rückschau verschwieg, lässt sich nur 
mutmaßen. Möglicherweise blieb das Engagement der FSI ihm und ande-
ren weniger im Gedächtnis, da diese im Vergleich mit den nicht nur ver-
bal militant auftretenden „68ern“ vor allem auf einer inhaltlichen Ebene 
agierte. Denn die Gruppe versuchte durchaus – und mitunter erfolgreich –, 
die Debatte in die Institutsö�entlichkeit zu tragen. Noch 1986 erschien ein 

61 Vgl. für einen kurzen Überblick Klaus Große Kracht, Debatte: Der Historiker-
streit, in: Docupedia-Zeitgeschichte, 11.1.2010, http://docupedia.de/zg/kracht_
historikerstreit_v1_de_2010 [19.3.2025].

62 Henning Köhler, Die Neuere Geschichte am Friedrich-Meinecke-Institut, in: Kubi-
cki/Lönnendonker (Hrsg.), Die Geschichtswissenschaften, S. 63–75, hier S. 74.
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66-seitiger „Nolte-Reader“, eine Dokumentation zentraler Beiträge der Feuil-
letondebatte. Es ist überraschend, dass die FSI-Broschüre, trotz der klaren 
Position der Gruppe, kein erklärendes oder einordnendes Vorwort enthielt. 
Die FSI druckte die Beiträge Noltes, seiner Kritiker und Unterstützer sowie 
neutrale Stimmen ohne Kommentare oder Wertungen ab.63 Möglicherweise 
wollte die FSI so eine Diskurso�enheit herstellen, mindestens genauso wahr-
scheinlich ist jedoch, dass sie ihre eigene Position bei den Leser:innen – den 
Studierenden des Fachbereichs – als bekannt voraussetzte. Der Reader scheint 
ein Erfolg gewesen zu sein. Bereits im November des Jahres war er vergri�en, 
woraufhin die Initiative eine zweite, erweiterte Au�age produzierte.64 Auch 
Geschichts-Fachschaften aus der Bundesrepublik planten nach dem Berliner 
Beispiel einen Reader herauszugeben.65

Der FSI gelang es also sehr wohl, das �ema unter den Studierenden zu 
verbreiten und „die Diskussion in den Fachbereich hineinzutragen“.66 Über 
den Reader hinaus behandelte sie die Debatte in ihren Zeitschriften Hysteria 
Mundi und Dissens. Auch scheuten die Studierenden nicht die direkte Kon-
frontation und hielten 1987 eine Diskussionsveranstaltung mit Nolte ab.67

Des Weiteren brachten sie den Vorschlag zu einer Ringvorlesung68 erfolg-
los in den FBR ein und organisierten daraufhin im Sommersemester 1988 
eine eigene Veranstaltungsreihe mit dem Titel „Feindbilder in der deutschen 
Geschichte – Entwicklung, Psychologie, Beitrag der Historiographie“. Unter 
diesem Titel wollte die Gruppe die Debatte etwas von der „Persönlichkeit 
Noltes lösen“,69 um ein breiteres, nicht so sehr auf eine Person �xiertes Bild 

63 FSI Geschichte (Hrsg.), Reader zur Nolte-Kontroverse, [Berlin 1986]. Im Heft 
wurden nur die Beiträge von Männern nachgedruckt.

64 FSI Geschichte an Reinhard Kühnl vom 20.12.1987, FSI-A 0025. Die Höhe der 
Au�age konnte hingegen nicht ermittelt werden, dürfte jedoch um die 500 Exem-
plare gelegen haben. Zwischenzeitlich avisierte 700 Exemplare konnten zumindest 
zunächst nicht �nanziert werden. Ini-Sitzung, Protokoll 1. Juli 87, FSI-A 0025.

65 Jacqueline Konzak/Andreas Bethmann, Fachtagung, in: Hysteria Mundi (Juli 1987), 
S. 15–19, hier S. 15.

66 FSI Geschichte an Reinhard Kühnl vom 20.12.1987, FSI-A 0025.
67 Obwohl zuvor Strategien für die Diskussion in der Gruppe besprochen wurden, 

verlief diese aus FSI-Sicht „enttäuschend“, da das „ohne Zweifel vorhandene[…] 
studentische[…] Protestpotential[…]“ nicht gestärkt wurde (ebenda). Es waren ca. 
200 Studierende anwesend. Vgl. Antrag auf Gastvorträge vom 8.7.1987, ebenda.

68 Titel: „Vergangenheit die nicht vergehen wird  – zu Aspekten der ‚Historiker-
Debatte‘“. FSI Geschichte an Reinhard Kühnl vom 20.12.1987, ebenda.

69 Protokoll der FSI 4.11. 1987. Das �ema der Feindbilder setzte sich hierbei gegen 
zahlreiche andere Vorschläge durch; vgl. dazu auch das Protokoll vom 28.10.1987, 
ebenda.
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zu zeichnen und damit auf die Gefahr einer Wiederbelebung traditioneller 
Feindbilder hinzuweisen, die in ihren Augen von den �esen Noltes und sei-
ner Mitstreiter ausging.70 Sie versuchten damit, die inhaltliche Auseinander-
setzung weiterhin nach wissenschaftlichen Regeln zu führen.

Als unbekannte Personen Noltes Mercedes in Brand setzten, kritisierte 
die FSI das scharf: „Es ist verständlich, daß die Brandstifter nicht die intel-
lektuelle Fähigkeit besitzen, sich mit Noltes Herleitung des Faschismus aus 
dem subjektiven Bedrohungsemp�nden westlicher Führungsschichten vor 
den klassenpolitischen Terrormaßnahmen Lenins und Stalins auseinanderzu-
setzen. Um so [sic!] mehr bleibt diese Gewaltanwendung ohne jeden Sinn.“71

Letztlich werde durch solche Aktionen nur Noltes Position gestärkt, da sich 
nun auch einige seiner Gegner mit ihm solidarisierten. Stattdessen solle Nolte 
auf seinem eigenen Feld besiegt und die Absurdität seiner �esen herausge-
stellt werden.

Die Subjektivierung des Wissens – das Projekt für 
interdisziplinäre Faschismusforschung (PfiFf)

Die Kämpfe der FSI für eine Auseinandersetzung mit Faschismus und Natio-
nalsozialismus fanden schließlich breitere Unterstützung in der Studierenden-
schaft. Während des UNiMUT-Streiks 1988/89 forderte die Gesamtstudieren-
denschaft der FU unter anderem, die „Faschismusforschung und Aufarbeitung 
der nationalsozialistischen Vergangenheit an den einzelnen Instituten“ zu eta-
blieren.72 Dies müsse sich sowohl allgemein in Forschung und Lehre niederschla-
gen als auch eine Aufarbeitung der Rolle der Einzelwissenschaften im National-
sozialismus einschließen.73 Auch eine Vollversammlung der Student:innen des 

70 Ebenda; Gunnar, Unerledigte Hausaufgaben? Feindbilder in Deutschland, in: Dis-
sens 1 (1988), S. 4 f.

71 Wolfgang Freund, Das Ende des Denkens. Abschließende Bemerkungen zu Ernst 
Nolte, in: Dissens 2 (1988), S. 7–9, hier S. 7.

72 Überarbeitete IHR[Inhaltsrat]-Vorlage: Forderungen der StudentInnen der Befrei-
ten Universität (Stand: 17. [1. 19]89), FSI-A 0027.

73 Dies betraf an der FU insbesondere die Geschichte des Kaiser-Wilhelm-Insti-
tuts für Anthropologie, menschliche Erblehre und Eugenik (KWI-A). Vgl. hierzu 
Janika Raisch, Auseinandersetzungen um die Erinnerung an das Kaiser-Wilhelm-
Institut für Anthropologie, menschliche Erblehre und Eugenik an der Freien Uni-
versität Berlin 1983–1989, unverö�entlichte Seminararbeit, Freie Universität Berlin 
2020.
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Klaus-Störtebeker-Instituts, wie das FMI von den Streikenden getauft worden 
war,74 forderte eine „Erweiterung und Verbesserung der Faschismusforschung“, 
die mit Personal ausgestattet werden und einen kritischen Ansatz verfolgen 
sollte.75 Auch wenn unklar ist, welchen Ein�uss die FSI auf die Streikversamm-
lung hatte, wird hier deutlich, dass sich eine relevante Menge der Geschichts-
studierenden mit ihren Forderungen zur Faschismusforschung gemein machte. 
Auch die Verfolgten des NS gerieten nun in den Fokus der Studierenden, die 
eine „kritische und interdisziplinäre Faschismusforschung (unter Berücksichti-
gung der vernachlässigten verfolgten Gruppen)“ einklagten.76

Ein Ergebnis des Streiks war die Einrichtung von sogenannten Projekt-
tutorien, in denen Studierende sich unter Anleitung bezahlter Tutor:innen 
selbständig mit einem �ema lehrend und forschend auseinandersetzen 
konnten.77 Dies wertete die FSI als Erfolg, wurden doch über fünf Pro-
jekte mit historischem Bezug gefördert, darunter kritische Tutorien zum da -
mals geplanten Deutschen Historischen Museum sowie zur Geschichte der 
FU.78 Bedeutsamer war jedoch die Einrichtung des Projekts für interdiszi-
plinäre Faschismusforschung – mit der eine der zentralen Forderungen der 
Geschichtsstudent:innen am FMI umgesetzt wurde.79 Das P�Ff machte es 

74 Dieser Name wechselte wohl monatlich mit „Klaudia-Störtebeckerin[sic!]-Institut“, 
so Weber, „Wir haben diese Universität besetzt!“, S. 87.

75 Die am 2.12.1988 konstituierte studentische Vollversammlung des Fachbereiches 
Geschichtswissenschaften beschließt folgende Maßnahmen, um die derzeit katas-
trophale Situation an der Freien Universität im Allgemeinen und speziell im Fach-
bereich zu beheben, FSI-A 0027.

76 Studentischer Forderungskatalog des Fachbereichs Geschichtswissenschaften, 
FSI-A 0027.

77 So auch das P�Ff: „Drei bezahlte MitarbeiterInnen und etwa 10–15 ehrenamtlich 
Tätige tragen unser Projekt.“ FSI-A 0006.

78 Undatierter Brief [1989], FSI-A 0027.
79 Einen kurzen Abriss über die Gründung liefert �omas Schwarz, Ein Projektbe-

richt, in: Projekt für interdisziplinäre Faschismusforschung (Hrsg.), Warschau  – 
Maidanek – Auschwitz, Berlin 1989, S. 5 f., hier S. 5. Auch das P�Ff bedarf einer 
weiteren Erforschung. Lediglich ein AStA-Magazin hat ihm 2014 einen zweiseiti-
gen Artikel gewidmet, vgl. FSI Geschichte, PiFf. Studentisches Engagement gegen 
Rechts: Das ‚Projekt für interdisziplinäre Faschismusforschung‘ als Beispiel für kri-
tische Lehre und Forschung von unten, in: Out of Dahlem. Magazin des AStA der 
Freien Universität Berlin 15 (2014), S. 46 f. Herangezogen für den folgenden Teil 
wurden Unterlagen des P�Ff, die im FSI-A überdauerten sowie die vom Projekt 
herausgegebenen Broschüren. Nicht berücksichtigt wurden die Unterlagen, die sich 
im Berliner Apabiz be�nden, wobei es sich hauptsächlich um Sammlungen zu zeit-
genössischen Neonazis handelt, vgl. Apabiz, Das P�Ff-Archiv, https://www.apabiz.
de/2008/das-p��-archiv/ [29.11. 2024].
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sich zur Aufgabe, die Aufklärung über die Verbrechen des Nationalsozia-
lismus mit der Erforschung der in den 1980er und 1990er Jahren verstärkt 
zutage tretenden neofaschistischen Tendenzen in der Bundesrepublik zu ver-
binden. Auch wollten die im P�Ff aktiven Studierenden „zur Entwicklung 
einer Methodik und einer inhaltlichen Ausgangsbasis für interdisziplinäre 
Faschismusforschung die Aufarbeitung der Geschichte der Einzeldisziplinen/
Institute im Faschismus (zentrale Streikforderung) organisieren“.80 Sie ver-
knüpften mithin die wissenschaftliche Forschung mit einer politischen (anti-
faschistischen) Bewegung. Das P�Ff verstand sich somit auch „als studenti-
sche Antwort auf das Elend des akademischen Unterrichts im überwiegenden 
Teil der Einzelfächer“.81

Dieses Verhältnis von Forschung und Bewegung konnte durch die Erfolge 
der Streikbewegung für ein paar Jahre institutionalisiert werden, dadurch 
wurde das �ema allerdings aus der FSI ausgelagert. Es gab zwar personelle 
Überschneidungen und eine enge Verbindung, so fanden beispielsweise Tref-
fen des P�Ff im FSI-Raum statt, der auch als Postanschrift des P�Ff fungier-
te, doch war das P�Ff der FSI keine Rechenschaft schuldig.

Die wichtigste Praxis des P�Ff war die Organisierung von Gedenk-
stättenfahrten,82 die mit entsprechender Lektüre in „autonomen Seminaren“ 
vor- und mit der Herausgabe von Broschüren nachbereitet wurden. In den 
Broschüren �nden sich wissenschaftlich aufbereitete Informationen zu den 
jeweiligen Konzentrations- und Vernichtungslagern sowie Erfahrungsbe-
richte der Teilnehmenden. In den Erfahrungsberichten verknüpfte sich das 
subjektive Erleben, dem im Alternativmilieu besondere Bedeutung zugemes-
sen wurde – wobei es hier natürlich um ein negatives Erleben und „emotiona-
les“ Mitfühlen mit den Opfern des NS-Regimes ging –, mit der inhaltlichen 
Auseinandersetzung. Beim Lesen entsteht eine Spannung zwischen den emo-
tionalen Erfahrungsberichten und den nüchternen Chroniken der Lager und 
ihrer Opferzahlen. In verdichteter Form kommt dies im folgenden Auszug 
zum Vorschein:

80 O.A., Arbeitsgruppenbericht Faschismusforschung, in: Dissens 4 (1989), S. 1 f., 
hier S. 1.

81 BILANZ: Studentische Initiative am Fachbereich Geschichte nach dem Streik, 
FSI-A 0027.

82 „Die ständige Einrichtung von Exkursionen zu ehemaligen Konzentrationslagern“ 
war auch eine Forderung im UNiMUT-Streik gewesen; da es von Universitätsseite 
scheinbar kein Entgegenkommen gab, organisierten die Studierenden die Fahrten 
nun also selbst. Erklärung der streikenden Studenten am FB Geschichte, FSI-A 
0027.
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„Mittwoch, den 21. Juni gegen 11 Uhr; letzte Pause vor Lublin […]. 
Wir, 120 StudentInnen der Freien Universität und zwei Professoren, 
sind seit zwei Tagen unterwegs in Polen. Es ist keine Exkursion im 
landläu�gen Sinne; unser Ziel sind die Orte des Grauens in War-
szawa, Majdanek und Auschwitz. Wir haben uns auf diese Fahrt ge -
wissenhaft vorbereitet, sowohl inhaltlich wie emotional. Stets hat uns 
in den Arbeitsgruppen – neben der notwendigen Sachinformation – 
die Frage beschäftigt, wie können wir alle zusammen das Unerträg-
liche ertragen und dabei doch den Opfern gerecht werden? […] neben 
dieser fachbezogenen Beschäftigung mit dieser bedrückenden Ver-
gangenheit waren wir in unserer Arbeitsgruppe bereit und fähig, 
einen emotionalen Zugang zu diesen bedrückenden Ereignissen zu 
suchen und bisweilen zu �nden, indem wir uns selbst in unseren 
Gedanken und Gefühlen dazu und zueinander bedingungslos ö�-
neten. […] Doch in dieser O�enlegung unserer selbst gewannen wir 
langsam über alles Klischeehafte hinaus die Fähigkeit zu trauern, uns 
selbst wahrzunehmen und, über einen politischen Konsens, wie er im 
Streiksemester gewachsen war, hinaus – auch eigenen Verdrängungs-
mechanismen entgegenzuwirken und den Versuch zu wagen, auch 
den Opfern von Terror und Verfolgung in ihrer geschändeten Men-
schenwürde gerecht zu werden.“83

Das P�Ff wurde als von der Universität �nanziertes Projekttutorium regelmä-
ßig einem wissenschaftlichen Begutachtungsprozess unterzogen. Verantwort-
lich dafür waren Wolfgang Wippermann und der Medizinhistoriker Gerhard 
Baader, die auch die Gedenkstättenfahrten wissenschaftlich begleiteten.84

Baader hielt in einem seiner Gutachten fest, das P�Ff sei „eine stete Heraus-

83 Gerhard Baader, Majdanek 1989, in: P�Ff (Hrsg.), Warschau, S. 6–8. Der Text ist 
durchaus repräsentativ für Stil und Inhalt vieler Erlebnisberichte in den Broschü-
ren des P�Ff, der Verfasser ist es nicht. Baader gehörte als beratender Professor zum 
einen einer anderen Generation an als die Studierenden, zum anderen war er – müt-
terlicherseits aus jüdischer Familie stammend – unmittelbar Überlebender der natio-
nalsozialistischen Vernichtungspolitik. Zu Baaders Biogra�e vgl. Florian Bruns, 
Gerhard Baader (1928–2020), in: Sudho�s Archiv 105 (2021) 2, S. 129–135.

84 Baader beschrieb später die Ablehnung des Projekts durch Professoren des FMI. 
Bettine Rau/Ida Klann, „Diese Erbschaft ist weiter existent“. Gerhard Baader 
forschte über die Verbrechen der deutschen Ärzteschaft im Nationalsozialismus. 
Ein Interview mit dem Medizinhistoriker in: Jungle World, 11. 6.2020, https://jun 
gle.world/artikel/2020/24/diese-erbschaft-ist-weiter-existent [29. 11. 2024]. 
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forderung an Senat und Universität“, endlich ein zentrales „Forschungszen-
trum für Faschismusforschung“ in Berlin zu etablieren. Insbesondere die 
Exkursionen gewönnen vor dem Hintergrund erstarkender neonazistischer 
Bewegungen immer weiter an politischer Bedeutung.85 Wolfgang Wipper-
mann indes betrachtete die Durchschlagskraft des P�Ff in Politik und Wis-
senschaft als marginal. Die tatsächliche Leistung des P�Ff sei „der Versuch, 
bei der ‚Auseinandersetzung mit dem deutschen Faschismus‘ ‚rationale‘ und 
‚emotionale‘ Vorgehensweisen zu verbinden“. Dies kennzeichne insbesondere 
die Gedenkstättenfahrten und die im Nachgang erstellten Broschüren. Hier 
sei „etwas erreicht worden, was im herkömmlichen Universitätsbetrieb tat-
sächlich zu kurz kommt“.86

Fazit

Die in den Neuen Sozialen Bewegungen aktiven und dem Alternativmilieu 
zugehörigen Studierenden brachten dort praktizierte Formen von Protest und 
Kritik, von Wissen und Habitus (zurück) an die Universitäten als zentrale 
Orte gesellschaftlicher Wissensproduktion. Dabei blieben sie nicht bei einer 
politischen Kritik der Universität und ihrer institutionellen Machtverhält-
nisse stehen, sondern setzten auf der inhaltlichen Ebene an und formulierten 
eine Kritik der Geschichtswissenschaften. Ihren Standpunkt plausibilisierten 
sie mittels verschiedener Strategien. Sowohl für die FSI als auch später für das 
P�Ff stand dabei die Wissenschaftlichkeit der eigenen Position und Praxis im 
Mittelpunkt. Damit stellten sie nicht die Institution Universität grundsätz-
lich infrage, sondern versuchten, diese in ihrem Sinne zu verbessern. In der 
Frühphase bedeutete Wissenschaftlichkeit aus Sicht der FSI vor allem Orien-
tierung am Historischen Materialismus, in dieser Hinsicht stand sie in der 
Nachfolge kommunistischer Studierendengruppen der 1970er Jahre. Jedoch 
interessierten sich die Studierenden zunehmend auch für neuere Zugri�e und 
�emen, insbesondere für die Alltags- und Frauengeschichte. Im Laufe des 
Untersuchungszeitraums transformierte sich das Verständnis von lehrens- 
und lernenswertem Wissen: Das „objektivistische“ marxistische Verständnis 

85 Gerhard Baader, Gutachten zum Antrag auf Verlängerung des Projekts für interdis-
ziplinäre Faschismusforschung (P�Ff), 5.6.91, FSI-A 0036.

86 Wolfgang Wippermann, Stellungnahme zum Bericht des Projekttutoriums „Pro-
jekt für interdisziplinäre Faschismusforschung“, 15.5.1991, FSI-A 0036.
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wich einem emotionalen Wissen des Erlebens, des „subjektiven Faktors“, was 
insbesondere an den Broschüren des P�Ff nachzuvollziehen war.

Anhand der Beschäftigung mit der FSI und insbesondere dem P�Ff lässt 
sich auch der Paradigmenwechsel in der Betrachtung der NS-Zeit seitens der 
Linken nachzeichnen: von einer „politökonomische[n] Generalabrechnung“, 
die  – oft an marxistischen Faschismustheorien orientiert  – hauptsächlich 
Strukturen und kapitalistische Interessen betrachtete, zum Interesse für den 
einzelnen Menschen – als Täter:in, Opfer oder Mitläufer:in.87 Nicht nur die 
Alltagsgeschichte des Nationalsozialismus stand im Fokus, bei den Gedenk-
stättenfahrten traten die Studierenden selbst als Subjekte in einen Austausch 
mit der Geschichte. Dieser Paradigmenwechsel manifestierte sich insbeson-
dere infolge des Historikerstreits. Noltes revisionistische Positionen  – von 
Habermas und anderen 1986 ö�entlich thematisiert  – hatte die FSI schon 
zuvor ausgemacht und ihren eigenen Standpunkt hieran weiterentwickelt.

Die FSI näherte sich  – ohne sich von dem Diktum der Wissenschaft-
lichkeit zu lösen – über den Untersuchungszeitraum einem Verständnis von 
Wissen an, wie es in den Neuen Sozialen Bewegungen bereits ab den 1970er 
Jahren entwickelt worden war. Wie diese betrachtete sie Rationalität sowie 
Emotionalität und Subjektivität als miteinander verwoben,88 was teilweise 
bis zu einer „Identi�kation mit dem Gegenstand“89 der Forschung getrieben 
wurde. Damit trug die FSI an ihrem konkreten Wirkungsort langfristig zu 
einer tieferen Verzahnung von akademischem und Bewegungswissen bei.

87 Ute Frevert, Perspektivenwechsel: Die NS-Vergangenheit in den achtziger Jahren, 
in: Aleida Assmann/Ute Frevert, Geschichtsvergessenheit  – Geschichtsversessen-
heit. Vom Umgang mit deutschen Vergangenheiten nach 1945, Stuttgart 1999, 
S. 258–271, hier S. 263 f.

88 Vgl. in Bezug auf die feministische Bewegung Reichardt, Wissenspraktiken sozi-
aler Bewegungen, S. 206. Generell stand die Frauengeschichte „zwischen sozialer 
Bewegung und akademischer Disziplin“. Ute Frevert, Bewegung und Disziplin in 
der Frauengeschichte. Ein Forschungsbericht, in: Geschichte und Gesellschaft 14 
(1988) 2, S. 240–262, hier S. 241.

89 Grotrian, Barfuß oder Lackschuh?, S. 268.
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Gegenwissen als politische Praxis

Die bundesdeutsche „Guatemala-Solidarität“ und 
die transnationale Wissensproduktion zur 
„demokratischen Öffnung“ Guatemalas (1984–1991) 

Mit der Amtseinführung des Christdemokraten Vinicio Cerezo am 14. Januar 
1986 endeten Jahrzehnte der Militärherrschaft in Guatemala. Seine Wahl zum 
Präsidenten des Landes wurde international als Signal einer Entwicklung hin zu 
Frieden und Stabilität in der zentralamerikanischen Krisenregion gefeiert. Die 
deutsche Bundesregierung unter Helmut Kohl, die sich seit Beginn der 1980er 
Jahre verstärkt für die zentralamerikanische Christdemokratie eingesetzt hatte, 
sprach von einem entscheidenden Schritt in Richtung Demokratie und Rechts-
staatlichkeit in Guatemala und kündigte umfassende Entwicklungshilfen an, 
um die Regierung des Parteifreunds zu unterstützen.1 Gänzlich anders beurteilte 
die bundesdeutsche Guatemala-Solidaritätsbewegung die Situation. Gemein-
sam mit der guatemaltekischen Exilopposition und den Guerillaorganisationen 
der Revolutionären Nationalen Einheit Guatemalas2 (Unidad Revolucionaria 
Nacional Guatemalteca, URNG) bezeichnete sie die Wahlen als „Farce“3 und 
als eine an das Ausland gerichtete Imagekampagne.4 Der o�ziellen Darstellung 
der guatemaltekischen Regierung, die den Prozess als „demokratische Ö�nung“ 

1 Siehe u. a. CDU-Pressestelle, Pressemitteilung der CDU, 10. 12.1985, Archiv für 
Christlich-Demokratische Politik (ACDP), Sankt Augustin, Abteilung Medien-
analyse und -archiv, Sammlung Guatemala. Siehe auch Fabian Bennewitz, Dyna-
miken des Scheiterns. Akteure, Netzwerke und Transferprozesse der bundesdeut-
schen Polizeihilfe für Guatemala (1986–1991), Köln 2024, S. 59–61.

2 Die URNG wurde gebildet von der kommunistischen Partei der Arbeit (PGT, Par-
tido Guatemalteco del Trabajo), den Fuerzas Armadas Rebeldes (FAR, Rebellische 
Streitkräfte), der Organizacíón del Pueblo en Armas (ORPA, Organisation des Vol-
kes in Wa�en) und dem Ejército Guerillero de los Pobre (EGP, Guerillaheer der 
Armen). 1982 schlossen sie sich zur URNG zusammen.

3 Informationsstelle Guatemala, Protokoll des Seminars „Guatemala  – Demokra-
tische Ö�nung oder Militarisierung“, 13. bis 15. September 1985, o. D., Archiv 
Grünes Gedächtnis (AGG), Berlin, E 5, Nr. 2, o.P., S. 7.

4 Infostelle Guatemala, Presseerklärung zu den Präsidentschaftswahlen am 3. No -
vember 1985, o. D., AGG, E 5, Nr. 2, o.P.
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bezeichnete, folgte die Solidaritätsbewegung deswegen nicht. Sie nutzte die-
sen Begri� ausschließlich in Anführungszeichen, um die Demokratisierung 
als neue Phase der Aufstandsbekämpfung durch das Militär zu markieren.5

Um der o�ziellen Sichtweise der Bundesregierung etwas entgegenzu-
setzen, beschlossen die Aktivistinnen und Aktivisten auf einem bundeswei-
ten Tre�en in Bonn im September 1985, also bereits vor den guatemalteki-
schen Präsidentschaftswahlen, „eine Gegenö�entlichkeit“ aufzubauen.6 Wie 
in vielen Protestbewegungen fungierte das Wissen über Guatemala in diesem 
Kontext als „Gegenwissen“, das „gegen im politischen und gesellschaftlichen 
Diskurs präsente Wissensbestände sowie die daraus folgende Politik gerich-
tet“ war.7 Die Wissensproduktion und -verbreitung zielte also darauf ab, die 
dominierenden Wissensbestände zu delegitimieren bzw. zu verändern, um so 
zu einer neuen politischen Beurteilung der Lage in Guatemala und zu einer 
Neujustierung der Beziehungen zu dem Land beizutragen. 

Dieser Beitrag untersucht, wie die bundesdeutsche Guatemala-Solidaritäts-
bewegung Wissen über die „demokratische Ö�nung“ in Guatemala von 1984 
bis 1991 produzierte, als Gegenwissen konzipierte und in der Ö�entlichkeit 
verbreitete. Dabei wird der Frage nachgegangen, auf welche Weise Informatio-
nen aus Guatemala die Solidaritätsbewegten erreichten und wie diese von ihnen 
verarbeitet und verö�entlicht wurden. Dabei geht die Untersuchung davon aus, 
dass die Bewegung nicht nur Informationen verbreitete, sondern in strategischer 
Weise und gemeinsam mit guatemaltekischen Partnerinnen und Partnern neues 
Wissen als Gegenwissen produzierte und damit auch die eigene Identität – im 
Sinne einer Deutungsgemeinschaft – in Abgrenzung zur o�ziellen Perspektive 
der Bundesregierung stärkte. 

Wie Sven Reichardt feststellt, spielt die Untersuchung von Wissen bzw. 
Wissensproduktion sozialer Bewegungen in der Bewegungsforschung noch im -
mer eine eher geringe Rolle,8 was aufgrund der Bedeutung von „Gegenwissen“ 

5 Informationsstelle Guatemala, Protokoll des Seminars „Guatemala  – Demokra-
tische Ö�nung oder Militarisierung“, 13. bis 15. September 1985, o. D., AGG, E 5, 
Nr. 2, o.P., S. 4. 

6 Infostelle Guatemala, Protokoll des Bundestre�ens vom 13.–15. September 1985, 
o.D., AGG, E 5, Nr. 2, o.P., S. 2.

7 Johannes Pantenburg/Sven Reichardt/Benedikt Sepp, Corona-Proteste und das 
(Gegen-)Wissen sozialer Bewegungen, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 71 (2021), 
3/4, S. 22–27, hier S. 25.

8 Siehe Sven Reichardt, Wissenspraktiken sozialer Bewegungen. Strategien ihrer 
Plausibilisierung am Beispiel der neuen Frauen- und Umweltbewegungen, in: �o-
mas G. Kirsch/Christina Wald (Hrsg.), Vorläu�ge Gewissheiten. Plausibilität als 
soziokulturelle Praxis, Bielefeld 2024, S. 197–222, hier S. 198. 
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für Identität und Handeln sozialer Bewegungen verwundern mag. Dies gilt 
umso mehr für Solidaritätsbewegungen, die von Dieter Rucht auch als „dis-
tant issue movements“ bezeichnet werden,9 da sie räumlich und hinsichtlich 
der persönlichen Lebensrealität der Beteiligten meist weit von den Adressaten 
ihrer Solidarität entfernt sind und sich durch ihren Einsatz für „kategorial 
andere“ auszeichnen.10 Wissen über die Akteure, mit denen sich soziale Bewe-
gungen solidarisch erklärten, sowie über deren politische und wirtschaft-
liche Rahmenbedingungen bildeten in diesem speziellen Verhältnis sogar die 
Grundlage des eigenen Engagements: „Information“, so postulierte es die in 
der Guatemala-Bewegung sehr aktive Christliche Initiative Romero (CIR) aus 
Münster 1986, sei die „Voraussetzung für Solidarität“.11 Trotz dieser Bedeu-
tung ist die Wissensproduktion der Solidaritätsbewegungen mit Zentralame-
rika bisher kaum systematisch erforscht worden.12

Das Beispiel der Guatemala-Bewegung bietet sich aus verschiedenen Grün-
den für eine Untersuchung der Wissensproduktion von Solidaritätsbewegun-
gen an: Guatemala war in der bundesdeutschen Ö�entlichkeit weit weniger 
präsent als das sandinistische Nicaragua, welches sich infolge seiner An -
näherung an Kuba und die Sowjetunion sowie US-amerikanischer Interven-
tionen zu einem Zentrum des sich wieder verschärfenden Kalten Krieges ent-
wickelte. Dies erschwerte es der Guatemala-Bewegung, an gesellschaftliches 
Vorwissen anzuknüpfen, was eine sorgfältige Aufbereitung von Informatio-
nen und deren Kontextualisierung umso wichtiger machte. Auch politisch 

9 Dieter Rucht, Distant Issue Movements in Germany. Empirical Description and 
�eoretical Re�ections, in: John Guidry/Michael Kennedy/Mayer Zald (Hrsg.), 
Globalization and Social Movements. Culture, Power, and the Transnational Pub-
lic Sphere, Ann Arbor (MI) 2000, S. 78 f.

10 Ders., Solidaritätsbewegungen, in: Hans-Werner Bierho�/Detlef Fetchenhauer 
(Hrsg.), Solidarität. Kon�ikt, Umwelt und Dritte Welt, Opladen 2001, S. 44.

11 Christliche Initiative Romero e. V., in: Présente 4 (1986) 1, S. 22.
12 Wichtige neuere Studien konzentrieren sich auf die Nicaragua-Solidarität in der 

Bundesrepublik und Westeuropa und untersuchen besonders die „transnationa-
len Kommunikationsnetzwerke“, über die Informationen nach Europa gelangten, 
bzw. den Ein�uss der nicaraguanischen Akteure auf die Solidaritätsarbeit: Siehe 
z.B. Christian Helm, Botschafter der Revolution. Das transnationale Kommuni-
kationsnetzwerk zwischen der Frente Sandinista de Liberación Nacional und der 
bundesdeutschen Nicaragua-Solidarität 1977–1990, Berlin/Boston 2018; Eline van 
Ommen, Nicaragua Must Survive. Sandinista Revolutionary Diplomacy in the 
Global Cold War, Berkeley (CA) 2023. Auch ältere Verö�entlichungen haben einen 
anderen Fokus. Siehe z. B. Rosemarie Karge, Solidarität oder Entwicklungshilfe? 
Nachholende Entwicklung eines Lernprozesses am Beispiel der bundesdeutschen 
Solidaritätsbewegung mit Nicaragua, Münster 1995.
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stellte die „demokratische Ö�nung“ Guatemalas für die Solidaritätsbewegung 
eine besondere Situation mit spezi�schen Herausforderungen dar: Die Kri-
tik an einer demokratisch gewählten und international begrüßten Regierung 
erforderte, anders als das Anprangern von Verbrechen einer Militärdiktatur, 
eine di�erenzierte Herangehensweise.13 Diese Ausgangslage führte zu einer 
außergewöhnlich zielgerichteten Wissensproduktion.

Ziel des Artikels ist es, auf Grundlage der Publikationen diverser Grup-
pen der Guatemala-Solidarität sowie der Protokolle und des internen Schrift-
wechsels ihrer zentralen Koordinationsplattform, der Infostelle Guatemala, 
die Formen der Wissensproduktion über die Regierungsperiode Cerezos 
nachzuvollziehen. Dazu stützt sich die Untersuchung auf die Akten und das 
operative Archiv der Infostelle Guatemala, die sich zu einem Teil im Archiv 
Grünes Gedächtnis (AGG) der Heinrich-Böll-Stiftung in Berlin, zum ande-
ren Teil im Centro de Investigaciones Regionales de Mesoamérica (CIRMA) 
in Guatemala be�nden. Zusätzlich greift der Beitrag auch auf die reichhaltige 
Publikationssammlung der Forschungs- und Dokumentationsstelle Chile-
Lateinamerika (FDCL) in Berlin zurück.

Am Anfang des Artikels stehen ein kurzer Abriss zu Ablauf und Umfang 
der „demokratischen Ö�nung“ Guatemalas und eine Skizze der Solidaritäts-
bewegung. Der Fokus der Untersuchung liegt anschließend zunächst auf den 
transnationalen Austauschprozessen mit guatemaltekischen Akteuren, die für 
das Generieren „authentischen“ Wissens aus Guatemala von großer Bedeu-
tung waren. In einem zweiten Schritt werden die Prozesse der Aufbereitung, 
„Verwissenschaftlichung“ und Verbreitung der Informationen zu Guatemala 
untersucht, um so Rückschlüsse auf das Verhältnis von Wissenschaft und 
Aktivismus im Rahmen von Solidaritätsbewegungen zu ziehen. 

Zivil-militärische Co-Governance: 
Die strukturellen Grenzen der „demokratischen Öffnung“

Die Präsidentschaft Vinicio Cerezos (1986–1991) gilt als erste „demokratische 
Ö�nung“ des guatemaltekischen politischen Systems nach Jahrzehnten direk-
ter Militärherrschaft, stellte jedoch keinen Bruch mit der Vergangenheit dar, 

13 Diese Herausforderung benannte die Bewegung auf einem Tre�en 1988. Siehe Info-
stelle Guatemala, Protokoll der Beiratssitzung vom 12.3.1988 in Stuttgart, o.D., 
AGG, E 5, Nr. 7, o.P., S. 2.
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sondern eine durch das Militär eingeleitete und kontrollierte Übergangsphase. 
In ihr kulminierte ein langfristig angelegtes politisch-militärisches Aufstands-
bekämpfungsprogramm, das militärische Aktionen mit der erzwungenen 
Erschließung und „Entwicklung“ des indigenen Hochlandes Guatemalas ver-
band und die politische Vormachtstellung der Streitkräfte durch einen kon-
stitutionellen Prozess legitimieren sollte.14 Auch diente die Demokratisierung 
dem Militär als Instrument, um aus der internationalen Isolation auszubre-
chen, in welcher es sich aufgrund schwerster Menschenrechtsverletzungen 
gegen die Mayabevölkerung befand.15

Die von Jennifer Schirmer als „co-governing but not co-responsible rela-
tionship“ beschriebene Konstellation nach dem Amtsantritt Cerezos ermög-
lichte es dem Militär, sich aus der direkten Regierungsverantwortung zurück-
zuziehen, ohne seine faktische Macht aufzugeben.16 Ein zentrales Instrument 
dieser Strategie war die neue Verfassung. Sie beinhaltete nicht nur eine umfas-
sende Amnestie für Militärangehörige, sondern auch den institutionellen Zu -
gri� des Militärs auf die Leitung des Verteidigungsministeriums und die 
Kontrolle von Gebieten, die es als potenzielles Operationsgebiet der Guerilla 
betrachtete. Auch wurden zentrale Elemente der Aufstandsbekämpfung, wie 
paramilitärische Zivilpatrouillen, konstitutionell verankert.17

Angesichts dieser strategischen Instrumentalisierung lag es nahe, die 
„demokratische Ö�nung“ als wohlfeilen Legitimationsversuch oder als einen 
an das Ausland gerichteten PR-Coup zu sehen, wie es die Solidaritätsbewe-
gung tat. Aus heutiger Sicht wäre es jedoch verkürzt, die Regierung Cerezos 
ausschließlich als zivilen Deckmantel für die fortdauernde Militärherrschaft 
zu betrachten. Die Zivilregierung agierte nicht als Marionette, sondern war 
aktiv an der Aushandlung der neuen politischen Ordnung beteiligt. Sie be -
wegte sich in einem Spannungsfeld zwischen der Kooperation mit dem Mili-
tär und dem Versuch, eigenständige Politik zu gestalten und ihren Ein�uss 
zu erweitern. Eingeengt zwischen den Prioritäten des Militärs, dessen „rote 
Linien“ letztlich den Spielraum der Zivilregierung de�nierten, und antide-
mokratischen Tendenzen der guatemaltekischen Wirtschaftsoligarchie, besaß 

14 Siehe Jennifer G. Schirmer, �e Guatemalan Military Project. A Violence Called 
Democracy. Philadelphia (PA) 1998; Susanne Jonas, �e Battle for Guatemala. 
Rebels, Death Squads, and U.S. Power, Boulder (CO) 1991, besonders S. 145–
176.

15 Siehe Bennewitz, Dynamiken, S. 56–58. 
16 Schirmer, Project, S. 262.
17 Siehe Bennewitz, Dynamiken, S. 63–65. 
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Cerezo zu keinem Zeitpunkt mehr als „30 Prozent der Macht“, wie er in 
einem Interview rückblickend selbst einräumte.18

Trotz der autoritären Kontinuitäten entwickelten sich durch die „demo-
kratische Ö�nung“ neue nationale und internationale Dynamiken, die mit-
telfristig die strategischen Ziele des Militärs hintertrieben. Die Wahl und der 
Amtsantritt Cerezos stellten folglich nicht den Abschluss der demokratischen 
Transition dar, wie es die Bundesregierung 1986 sah. Vielmehr handelte es 
sich um eine zaghafte und durch das Militär kontrollierte Ö�nung politi-
scher Räume, die allerdings, trotz struktureller Beschränkungen, zur schritt-
weisen  – sicherlich nicht allumfassenden  – Demokratisierung Guatemalas 
beitrug. 

Bewegungswissen: Voraussetzung für Solidarität

Die Guatemala-Solidaritätsbewegung entstand in den 1970er Jahren und um -
fasste unabhängige Basisgruppen, die ausschließlich zu Guatemala arbeiteten, 
entwicklungspolitische NGOs, Menschenrechtsorganisationen wie amnesty 
international, Gewerkschaften und christliche Initiativen. Auch Einzel-
akteure und Unterorganisationen von Parteien, vor allem der SPD und der 
Grünen engagierten sich in der Guatemala-Solidarität. Gemeinsam war die-
sen Akteuren trotz aller ideologischen Unterschiede der politische Einsatz für 
die sozialen Bewegungen in Guatemala und das Selbstverständnis als Soli-
daritätsbewegung.19 Das Scha�en und Verbreiten von Wissen über den aus 
Sicht der Bewegung zweifelhaften Charakter der „demokratischen Ö�nung“ 
Guatemalas war Teil dieses Kampfes: „Ein wichtiger Teil der Solidaritäts-
arbeit mit den Völkern Zentralamerikas“ bestehe darin, so die Christliche Ini-
tiative Romero 1986, „sich einerseits selber über die Situation vor Ort kundig 
zu machen und andererseits den Kreis von ‚Solidaritätsarbeitern‘ durch die 
Verbreitung von Informationen über die Grundprobleme und aktuellen Aus-
einandersetzungen in den mittelamerikanischen Ländern zu verbreitern“.20

Wissen spielte also nicht nur für die Außenkommunikation eine entscheiden-
de Rolle, um die ö�entliche Aufmerksamkeit auf Guatemala zu lenken, die 

18 Siehe Schirmer, Project, S. 176, 198.
19 Dies war im Fall der Nicaragua-Bewegung sehr ähnlich. Siehe Helm, Botschafter, 

S. 8. Zu Begri� und Konzept von Solidarität siehe Kurt Bayertz, Solidarität. Begri� 
und Problem, Frankfurt a.M. 1998. 

20 Christliche Initiative Romero e. V., in: Présente 4 (1986) 1, S. 22.
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Deutungshoheit über den Charakter der „demokratischen Ö�nung“ zu erlan-
gen und dadurch politischen Druck zugunsten der sozialen Bewegungen in 
Guatemala aufzubauen. Auch für den Aufbau bzw. die Festigung einer iden-
titätsstiftenden Deutungsgemeinschaft21 war die Wissensproduktion über die 
„demokratische Ö�nung“ in Guatemala entscheidend. 

Ein wichtiger Akteur im Umgang mit diesen Herausforderungen war die 
1979 gegründete Informationsstelle Guatemala e. V., die ihren Sitz zunächst 
in München, von 1985 bis zu ihrer Au�ösung im Jahr 2002 in Bonn hatte. 
Die Aufgabe der dort hauptamtlich angestellten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter und eines Kreises von Ehrenamtlichen war es, die Aktivitäten der 
Bewegung zu koordinieren und alle wesentlichen Nachrichten und Analysen 
zum politischen Geschehen in Guatemala sowie zum deutsch-guatemalte-
kischen Verhältnis zu sammeln und der Bewegung zur Verfügung zu stel-
len.22 Die Wahlen in Guatemala 1985 und der Beginn der Regierung Cerezo 
Anfang 1986 markierten einen entscheidenden Moment, der von der Info-
stelle medial intensiv begleitet wurde. Das dazu benötigte Wissen sollte „im 
Gedankenaustausch mit allen emanzipatorischen Kräften Guatemalas, d. h. 
mit Parteien, Gewerkschaften und Landarbeiterorganisationen, mit Studen-
tenverbänden, Menschenrechtsgruppen, der Basiskirche und den Organisa-
tionen des bewa�neten Widerstands“ entstehen.23 Allerdings hatte die jah-
relange intensive Repression in Guatemala dazu geführt, dass die zentralen 
Partner der Solidaritätsbewegung entweder im nicaraguanischen bzw. mexi-
kanischen Exil agierten oder in Guatemala aus der Klandestinität heraus 
operierten. Die Demokratisierung unter Cerezo erö�nete zwar neue Spiel-
räume für politisches Engagement und sorgte dafür, dass einige oppositio-
nelle Akteure nach Guatemala zurückkehrten. Jedoch war ein ö�entliches 
politisches Auftreten nach wie vor mit Gefahr verbunden, wie der Mord an 
einem bekannten Gewerkschafter nur wenige Tage nach der Amtsübernahme 
Cerezos zeigte.24 Da das Militär weite Teile des Landes noch immer de facto 
kontrollierte, blieb die mediale Kommunikation mit Partnern in Guatemala 
eingeschränkt.

21 Siehe Helm, Botschafter, S. 16; Reichardt, Wissenspraktiken, S. 199.
22 Siehe Faltblatt „Informationsstelle Guatemala e.V.“, o. D., Forschungs- und Doku-

mentationszentrum Chile-Lateinamerika (FDCL), Berlin, Ordner Guatemala-
Info, o.P.

23 Faltblatt „Informationsstelle Guatemala e. V.“/ „Das Militär hat aus Guatemala eine 
Nation von Witwen und Waisen gemacht“, o.D., AGG, E 5, Nr. 7, o. P.

24 Siehe Prensa Libre, 18.1.1986, S. 6.
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Umso wichtiger war folglich die Teilnahme von Vertreterinnen und Ver-
tretern der guatemaltekischen Opposition an den Konferenzen der Bewegung 
in der Bundesrepublik. In den Jahren 1984 und 1985 war die „demokratische 
Ö�nung“ das dominierende �ema auf den Bundestre�en der Guatemala-
Solidaritätsbewegung. So berichteten auf dem Tre�en im Oktober 1984 in 
Münster die nicht weiter gekennzeichneten Mitglieder der guatemaltekischen 
Opposition „Victor“ und „Yolanda“ darüber, dass es vor allem die Schwäche 
der Militärregierung war, die diese zwang, sich „mit den Wahlen einen demo-
kratischen Anstrich auf internationaler Ebene zu geben“. Dass es dabei ledig-
lich darum ging, „das alte Image ‚Mord als Regierungsprogramm‘ wegzube-
kommen“, zeige sich darin, dass zwar gewählt werde, aber alle „nicht-rechten 
Parteien“ von der Wahl ausgeschlossen seien.25 Dennoch biete die Zeit vor den 
Wahlen einen „politische[n] Freiraum für politische Massenarbeit“, zu deren 
Unterstützung es „eine starke Internationale Solidarität“ brauche.26 Die Soli-
daritätsbewegung solle zur „Isolierung des guatemaltekischen Regimes durch 
Ö�entlichkeitsarbeit“ beitragen, die „Menschenrechtssituation“ anprangern, 
soziale Kämpfe unterstützen und für die internationale Anerkennung der 
URNG als Kon�iktpartei werben.27

Die künftige Wissensproduktion, so beschlossen auf dem von der Info-
stelle organisierten Seminar „Die aktuelle Situation in Guatemala – Unsere 
Solidarität in der BRD“ vom November 1985, sollte sich zunächst auf die 
„Begleiterscheinungen“ der „demokratischen Ö�nung“ konzentrieren und die 
kontinuierlichen Menschenrechtsverletzungen dokumentieren sowie die fort-
schreitende „Militarisierung“ des Landes parallel zum o�ziellen Rückzug des 
Militärs aus der Regierungsverantwortung nachzeichnen.28 Zur Begleitung 
der Wahlen verständigte sich die Bewegung auf eine Ö�entlichkeitskampa-
gne, welche den Wahlprozess als Teil der Aufstandsbekämpfungsstrategie ver-
urteilen sollte.29

25 Infostelle Guatemala, Protokoll Bundestre�en Münster 19. bis 21. Oktober 1984, 
o.D., AGG, E 5, Nr. 21, o. P., S. 1 f. Siehe auch Bennewitz, Dynamiken, S. 59.

26 Infostelle Guatemala, Protokoll Bundestre�en Münster 19. bis 21. Oktober 1984, 
o.D., AGG, E 5, Nr. 21, o. P., S. 2.

27 Ebenda, S. 8.
28 Infostelle Guatemala, Protokoll des Seminars „Die aktuelle Situation in Guate-

mala  – Unsere Solidarität in der BRD“, Köln 1.–3. Februar 1985, AGG, E 5, 
Nr. 21, o. P., S. 11.

29 Infostelle Guatemala, Protokoll des Bundestre�ens vom 13.–15. September 1985, 
o.D., AGG, E 5, Nr. 2, o.P., S. 2.
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Wissensnetzwerke: Transatlantische Informationsvermittlung

Die dafür benötigten Informationen erreichten die Infostelle über ein Ge�echt 
verschiedener Kommunikationskanäle. Grundlegend für die Informations-
übermittlung war ein reger transatlantischer Reiseverkehr in beide Richtungen.

So entsandten guatemaltekische Organisationen wie Studierendenver-
bände, indigene Institutionen oder Gewerkschaften regelmäßig Delegationen 
nach Europa, um ihre Sicht auf die Entwicklungen in Guatemala zu schil-
dern.30 Die Organisation und Betreuung dieser Gruppen lag häu�g in den 
Händen der Infostelle, die in Zusammenarbeit mit lokalen Initiativen sicher-
stellte, dass die Besuche e�zient koordiniert und ö�entlichkeitswirksam ge -
staltet wurden.31 Die Vorträge und Berichte der guatemaltekischen Gäste ent-
falteten eine doppelte Wirkung. Zum einen schufen sie ein vielschichtiges 
Bild der Situation vor Ort. Zum anderen hatten sie eine starke mobilisierende 
Kraft, da sie nicht nur Informationen vermittelten, sondern durch persön-
liche Erzählungen von Gewalt, Widerstand und Ho�nung eine emotionale 
Wirkung erzielten. Auch war die regelmäßige Entsendung von Vertreterin-
nen und Vertretern der Guerillagruppen zu den europäischen und nationalen 
Tagungen der Guatemala-Solidarität ein fester Bestandteil des transnationa-
len Austauschs.32 Diese Tre�en boten den Guerillaangehörigen, die sich selbst 
als Avantgarde des guatemaltekischen Volkes betrachteten, eine Plattform, 
um die Situation in Guatemala aus ihrer Perspektive darzustellen. Zugleich 
gewährten sie den Solidaritätsbewegten Einblicke, die in anderen Quellen 
oft fehlten, etwa Informationen zu militärisch-strategischen Entscheidungen 
oder Verlusten der guatemaltekischen Armee.33

Die epistemische Autorität der guatemaltekischen Aktivistinnen und 
Aktivisten basierte nicht allein auf ihrer Expertise, sondern auch auf der 

30 Siehe z.B. Rundreise-Daten: Carmelita Santos, Vertreterin der geheimen Wider-
standsdörfer CPR und Federico, CUC, Juni 1989, Guatemala-Info Nr. 1 (1989), 
S. 3.

31 Siehe Interview des Verfassers mit Danuta Sacher, Berlin, 4. 11. 2024. Danuta 
Sacher war von 1988 bis 1990 hauptamtlich in der Infostelle tätig. Siehe auch Info-
stelle Guatemala, Tätigkeitsbericht 1985 der Informationsstelle Guatemala e. V., 
o.D., AGG E 5, Nr. 2, o.P., S. 2.

32 Siehe Interview des Verfassers mit Danuta Sacher, Berlin, 4. 11. 2024.
33 Siehe u. a. Infostelle Guatemala, Protokoll Bundestre�en Münster 19. bis 21. Okto-

ber 1984, AGG, E 5, Nr. 21., o. P.; Coordinadora Europea, Informa del VI encuen-
tro de los comités europeos de solidaridad con el pueblo de Guatemala, celebrado en 
Den Dolder, Holanda, los días 6–8 de junio de 1986, o.D., AGG, E 5, Nr. 23, o.P.
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Authentizität ihrer persönlichen Berichte. Sie etablierten sich auf diese Weise 
als „Primärquellen“ eines Wissens, das für Außenstehende sonst unzugänglich 
war. Bundesdeutsche Aktivistinnen und Aktivisten wurden durch den Kon-
takt zu „Insidern“, die im Gegensatz zu etablierten Medien und der Politik 
Zugang zu scheinbar authentischem Wissen hatten. Diese Abgrenzung und 
die Gemeinschaftserfahrung spielten eine bedeutende Rolle dafür, dass sich 
die Guatemala-Solidarität in der Bundesrepublik als Deutungsgemeinschaft 
etablierte. 

Auch bundesdeutsche Aktivistinnen und Aktivisten reisten regelmäßig 
nach Guatemala und in die Länder des guatemaltekischen Exils. Zur besse-
ren Einschätzung der christdemokratischen Regierung Cerezos organisierte 
die Infostelle 1987 eine Informationsreise. Zwei Wochen in Mexiko-Stadt 
dienten Gesprächen mit Vertreterinnen und Vertretern guatemaltekischer 
Exilorganisationen.34 Während eines anschließenden Guatemalaaufenthalts 
führte man Gespräche mit Gewerkschaften, aber auch mit guatemaltekischen 
Ministerien und Mitarbeitern deutscher Entwicklungshilfeorganisationen.35

Solche Reisen waren jedoch aufwendig und fanden nur in unregelmäßigen 
Abständen statt. Wichtiger für die kontinuierliche Informationsweitergabe 
waren informelle Netzwerke aus guatemaltekischen Exilorganisationen und 
internationalen Solidaritätskreisen. 

Größere oppositionelle Organisationen, die sowohl innerhalb als auch 
außerhalb Guatemalas operierten, wie die Menschenrechts- und Selbsthilfe-
organisation Grupo de Apoyo Mutuo (GAM, Gruppe für gegenseitige Hilfe) 
oder die Guerillagruppen, verfügten über Auslandsstrukturen, die sich in der 
Ö�entlichkeitsarbeit engagierten. So versorgten beispielsweise die Auslands-
strukturen der Guerillaorganisation EGP (Ejército Guerillero de los Pobres, 
Guerillaheer der Armen) die Infostelle auf Anfrage mit Fotos aus den Kriegsge-
bieten.36 Auch die Pressemitteilungen und Publikationen der Exilorganisatio-
nen waren wichtige Quellen für die gegeninformatorischen Bestrebungen der 
Solidaritätsbewegung.37 Insbesondere die Exilvertretungen in Mexiko-Stadt 
wurden zu einem Anlaufpunkt für internationale Solidaritätsaktivistinnen 

34 Gabriele Weber, Bericht der Informationsreise nach Mexiko und Guatemala vom 
20.3.–15. 5.1987, 10. 11. 1987, AGG, E 5, Nr. 7, o.P., S. 1.

35 Ebenda, S. 2.
36 Ejército Guerillero de los Pobres an Coordinadora Alemana de Solidaridad con el 

Pueblo de Guatemala (München), 17. 6.1983, AGG, E 5, Nr. 20, o.P.
37 Siehe etwa die Erklärungen der URNG in Guatemala-Info Nr. 5 (August 1986), 

S. 2–5.
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und -aktivisten. Bundesdeutsche „Expats“ in Mexiko-Stadt entwickelten sich 
zu zentralen Säulen der Wissensproduktion, da sie ständig mit den guate-
maltekischen Organisationen in Kontakt standen und intime Einblicke in 
deren politische Arbeit im Exil bekamen.38 Sie übermittelten Fragen der bun-
desdeutschen Solidaritätsbewegung an guatemaltekische Exilorganisationen, 
führten Interviews und schickten die Ergebnisse ihrer Erkundigungen an die 
Infostelle zurück.39 Große Bedeutung für die Informationsgewinnung hatte 
die Presse aus Guatemala und der Region. Reisende brachten Zeitungspakete 
und Publikationen guatemaltekischer Organisationen mit oder versandten sie 
in unregelmäßigen Abständen per Post.40 Teilweise rief die Infostelle auch 
dazu auf, bei Reisen in die Region Informationen zu bestimmten �emen zu 
sammeln und der Solidaritätsbewegung zur Verfügung zu stellen.41 Dieses 
informelle Korrespondentennetzwerk trug ohne Zweifel zu einer e�zienteren 
Informationsakquise bei.

Institutionalisiertes Gegenwissen: 
Alternative Nachrichtenagenturen im Exil

Die wohl wichtigste Grundlage für einen kontinuierlichen Informations�uss 
waren jedoch alternative Nachrichtenagenturen, meist im mexikanischen Exil 
angesiedelt, und Pressemonitoring-Dienste wie Inforpress Centroamericana, 
welche die Infostelle abonniert hatte.42 Jene 1972 gegründete journalistische 
Plattform sammelte im Gegensatz zu traditionellen Nachrichtenagenturen 
nicht primär eigene Informationen, sondern stellte wöchentlich erscheinende 
Berichte zusammen, die aus einer Vielzahl von Quellen stammten. Dazu ge -
hörten nationale und regionale Presseberichte, Archivmaterial, Interviews so -
wie Radio- und Fernsehnachrichten aus Mittelamerika.43 Die systematische 

38 Siehe Interview des Verfassers mit Danuta Sacher, Berlin, 4. 11. 2024.
39 Siehe Briefe „Hans“, Mexiko-Stadt, an Infostelle Guatemala, 11.6.1985, 14.11.1985, 

19.12.1984, AGG, E 5, Nr. 20, o.P.
40 Siehe Interview des Verfassers mit Danuta Sacher, Berlin, 4. 11. 2024.
41 Infostelle Guatemala, Protokoll des Bundestre�ens vom 13.–15. September 1985, 

o.D., AGG, E 5, Nr. 2, o.P., S. 2.
42 Siehe die Übersicht in Guatemala-Info Nr. 45 (Sommer 1985), S. 5.
43 Siehe Sobre Inforpress Centroamericana y sus aportes al periodismo en Guatemala, 

in: El Observador, Boletín Enfoque Nr. 7 (2015), S. 34, https://elobservadorgt.
org/2020/07/06/boletin-enfoque-no-34-sobre-inforpress-centroamericana-y-sus-
aportes-al-periodismo-en-guatemala [17. 12.2024].
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Auswertung und Bündelung von �emen durch Inforpress erlaubte eine 
präzise Analyse der politischen und sozialen Lage in der Region. Während 
Inforpress sich auf ö�entlich zugängliche Informationen stützte, ergänzten 
alternative Nachrichtenagenturen, die in den 1970er und 1980er Jahren in 
Zentralamerika weit verbreitet waren, das Informationsspektrum mit eige-
nen Nachrichten und Korrespondentennetzwerken. Ihr Ziel war es, die Be -
richterstattung der etablierten Medien zu unterlaufen, die oft aus Furcht 
vor Repression zur Selbstzensur gri�en, und alternative Perspektiven auf die 
Situation in Guatemala und Zentralamerika aufzuzeigen. Dabei kombinier-
ten sie gezielte Informationsauswahl mit einer starken narrativen Einbet-
tung, die häu�g die Anliegen sozialer Bewegungen und der Guerillas unter-
stützte.44

Eine zentrale Rolle spielte hierbei die 1983 gegründete Nachrichtenagen-
tur Cerigua (Centro Exterior de reportes informativos sobre Guatemala, Aus-
landsinformationsstelle über Guatemala).45 Cerigua war ursprünglich Teil 
der politischen Strukturen der FAR und erhielt dank dieser Verbindung oft 
Informationen, die den etablierten Medien nicht zugänglich waren.46 Kosten-
p�ichtige Nachrichtenbulletins wurden wöchentlich an Abonnentinnen und 
Abonnenten, darunter die bundesdeutsche Infostelle, per Post verschickt.47

Die Agentur verö�entlichte ihre Berichte nicht nur auf Spanisch, sondern bot 
auch Dienste in Englisch und Deutsch an.48 Die Bedeutung von Plattformen 
wie Cerigua und Inforpress lag nicht nur darin, dass sie die Nachrichtenlage 
verbesserte. Sie waren vielmehr Teil einer epistemischen Strategie, die darauf 
abzielte, hegemoniale Deutungsmuster zu unterlaufen. Durch die systema-
tische Sammlung und Aufbereitung von Informationen aus nichtstaatlichen, 
oft marginalisierten Quellen schufen diese Agenturen eine Wissensgrundlage, 
die für die Solidaritätsbewegung unverzichtbar war.

44 Siehe u. a. Adrián Zapata, Cerigua en la Histora, in: La Hora, 8. 8. 2018, https://
lahora.gt/opinion/wpcomvip/2018/08/08/cerigua-en-la-historia [9. 2. 2026]. 

45 Siehe Patricia Zapata Alamilla, CERIGUA: „Den Weg �ndet, wer losgeht“, in: 
Fijáte 26 (5. September 2018) 663, S. 1–3.

46 Siehe ebenda.
47 Siehe Zapata, Cerigua; Siehe auch Interview des Verfassers mit Danuta Sacher, Ber-

lin, 4. 11. 2024.
48 Aus dem deutschsprachigen Zweig entwickelte sich später der bis heute aktive 

Nachrichtendienst „Fijáte“, der aktuelle Informationen zu Guatemala bereitstellt. 
Siehe Fijáte, Die Geschichte des Nachrichtendienstes Fijáte. Von ¡Fíjate! zu ¡Fijáte!, 
https://www.guatemala.de/Fijate/geschichte.html [9.2. 2026].
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Systematisierung: Die Infostelle Guatemala als Wissenszentrale

Wie oben skizziert, war der Prozess der Informationsakquise ein komplexer 
und oft mühsamer Vorgang, der verschiedene Kanäle und Akteure umfasste 
und nicht selten auf Improvisation beruhte. Wenngleich die Informations-
kanäle der Solidaritätsbewegung in vielen Bereichen sicherlich einen Wis-
sensvorsprung gegenüber etablierten Medien ermöglichten, so sorgten die 
Diversität der Quellen und die informelle Kommunikation immer wieder 
für Probleme. Der Informations�uss und der Austausch mit den guatemal-
tekischen Partnern sei „zu sehr dem Zufall überlassen“,49 wie die Infostelle 
noch 1987 feststellte. Die vielen Informationskanäle lieferten „unterschied-
liche und z. T. widersprüchliche Informationen über die Lage in Guatemala“. 
Somit gelangte die Solidaritätsbewegung „zwar [an] viel Material“, dieses sei 
allerdings „meist sehr gleichlautend und unkoordiniert“ und in „seiner Qua-
lität nicht gut zu verwerten“. Für eine systematische Wissensproduktion fehle 
„analytisches, zusammenfassendes und Bezüge herstellendes Material, das 
uns eine Einschätzung und ein Nachvollziehen sowohl der positiven als auch 
der negativen Seiten des Prozesses erlaubt“.50

Es war also notwendig, die eintre�enden Informationen zu ordnen und 
zu bewerten, d. h. zu systematisieren, um daraus kohärente Wissensbestände 
zu formen. Zugleich musste das Wissen medial aufbereitet und sowohl inner-
halb der „Szene“ als auch in der breiteren Ö�entlichkeit verbreitet werden, 
sodass es zum einen als verbindendes Element einer Deutungsgemeinschaft 
fungieren, zum anderen als die ö�entlichen Diskurse veränderndes Gegen-
wissen wirken konnte.

Diese Anforderungen prägten die alltägliche Arbeit der Infostelle Gua-
temala. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verbrachten viel Zeit mit dem 
Sichten der eingehenden Informationen, sprich mit „Lesen, viel Lesen der 
verschiedenen Nachrichtendienste“ und „schlecht reproduzierter Zeitungs-

49 Infostelle Guatemala, Protokoll der Beiratssitzung vom 14.6. 87, Bonn-Bad Godes-
berg, o.D., AGG, E 5, Nr. 7, o. P., S. 1.

50 Infostelle Guatemala, Zusammenfassung der Diskussionspunkte der AG2 (11 Leu-
te) vom Kölner Bundestre�en vom 3./4. Juni 1983, in: Informationsstelle Gua-
temala e.V. (Hrsg.), Briefwechsel und Diskussionsergebnisse zum Schreiben der 
Comisión Coordinadora Europea an die guatemaltekischen Organisationen, Mün-
chen 1983, S. 21–23, hier S. 21. Mit „Prozess“ ist hier, in einem Dokument von 
1983, zwar der „revolutionäre Prozess“ und der Kampf gegen die Militärdiktatur 
gemeint, doch ist die Aussage zweifellos auch für den „Prozess der demokratischen 
Ö�nung“ stimmig.
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ausschnitte“, wie sich Danuta Sacher, ab 1988 Hauptamtliche bei der Info-
stelle Guatemala, erinnert.51 Nachrichten und Informationen wurden auf 
ihren Nachrichtenwert und ihre Glaubwürdigkeit hin geprüft und erörtert, 
inwiefern sie im politischen Kontext der Bundesrepublik politisch nutzbar 
gemacht werden konnten.52 Besonders wichtige Informationen wurden ko -
piert, direkt an interessierte Stellen weitergeleitet und in einem Schlagwort-
archiv abgelegt.53 Dadurch entstand im Laufe der Jahre ein umfangreiches 
Text- und Fotoarchiv zu den Entwicklungen in Guatemala, das hauptsäch-
lich auf Informationen aus Guatemala, aber auch aus internationalen und 
deutschen Verö�entlichungen bestand, was wesentlich zur Systematisierung 
der Wissensbestände beitrug. Initiativen, aber auch interessierten Privatper-
sonen, bot die Infostelle zudem einen Kopierservice für guatemaltekische 
Tageszeitungen und Nachrichtenbulletins an.54 Neben der Verbreitung von 
Primärquellen für die aktivistische Arbeit der lokalen Komitees diente dieser 
Kopierservice dazu, die „Nachrichtenwiedergabe“ in den Publikationen der 
Infostelle „auf das Allerwesentlichste [zu] beschränken“. Stattdessen sollte der 
Fokus auf „Zusammenhänge und Hintergrundprobleme bzw. Dokumenta-
risches“ gelegt werden.55

Die Kontextualisierung der Informationen und eine fundierte inhalt-
liche Auseinandersetzung mit der „demokratischen Ö�nung“ war auch des-
halb so wichtig, da die christdemokratische Regierung unter Cerezo zunächst 
auf der internationalen Bühne große Erfolge verbuchen konnte. Die Arbeit 
der Aktivistinnen und Aktivisten konzentrierte sich entsprechend darauf, die 
„Ernsthaftigkeit des demokratischen Projekts“ in Guatemala zu prüfen und 
kritisch zu hinterfragen.56 Ausgehend von der in Zusammenarbeit mit den 
guatemaltekischen Partnern erarbeiteten Einschätzung, dass es sich bei der 
Ö�nung lediglich um eine neue demokratische „Fassade“ handelte, suchte 
man nach „Belegen für die Oberhoheit des Militärs und das Fortdauern einer 
Aufstandsbekämpfung“ auch unter Cerezo.57 Gleichzeitig lag ein Fokus auf 

51 Interview des Verfassers mit Danuta Sacher, Berlin, 4. 11. 2024.
52 Siehe ebenda.
53 Infostelle Guatemala, Protokoll eines ersten Gedankenaustausches Gabi–Markus 

im Hinblick auf die Konzeptdiskussion der Infostelle, 7.7. 1987, AGG, E 5, Nr. 7, 
o.P., S. 2.

54 Infostelle Guatemala, Guatemala-Rundbrief Nr. 45 (Juni/Juli/August 1985), S. 5.
55 Ebenda.
56 Interview des Verfassers mit Danuta Sacher, Berlin, 4. 11. 2024.
57 Ebenda.
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der Identi�kation von Anhaltspunkten für tatsächliche demokratische Verän-
derungen und Ö�nungen im politischen System.58

Intervention: Die Publikationen der Bewegung

Diese Herangehensweise schlug sich in der Publikationstätigkeit der Infostelle 
über die „demokratische Ö�nung“ Guatemalas nieder. Dabei entstanden unter 
anderem eigenständige �emenbände, die beispielsweise Solidaritätskampa-
gnen oder Delegationsreisen guatemaltekischer Akteure in die Bundesrepu-
blik inhaltlich rahmen und begleiten sollten.59 Umfangreiche Dokumentatio-
nen bewegungsnaher Quellen wechselten sich hier mit Augenzeugenberichten 
und eigenen Analysen ab. 

Einige Publikationen widmeten sich explizit der Frage des tatsächlichen 
Charakters der „demokratischen Ö�nung“. Gemeinsam mit der ein�ussrei-
chen christlichen Exilorganisation Iglesia Guatemalteca en el Exilio (Guate-
maltekische Kirche im Exil) entstand 1991 die deutschsprachige Version eines 
Berichts über die „Demokratisierung als Wa�e des Militärs“.60 Die Analy-
sen stützten sich auf Verö�entlichungen des Militärs und der zivilen Regie-
rung, Zeugenaussagen, Interviews, Briefe und Reden. Aus Perspektive der 
guatemaltekischen Opposition wurde hier kenntnisreich über die Demokra-
tisierung als geplante Phase der politischen Aufstandsbekämpfung berichtet 
und die Annäherung der guatemaltekischen Christdemokratie an bestimmte 
Fraktionen des Militärs nachgezeichnet – wesentliche Bausteine für den Auf-
bau eines Gegenwissens, das politisch auch direkt einsetzbar war, beispiels-
weise in der Argumentation gegen neue bundesdeutsche Entwicklungshilfen. 
Die Infostelle besorgte nicht nur die Übersetzung, sondern rundete die Pub-
likation auch mit einem erklärenden Glossar und einer Chronologie der Ent-
wicklungen in Guatemala ab.61

58 Siehe ebenda.
59 So z.B. Infostelle Guatemala/Christliche Initiative Romero, Guatemala. Die aktuelle 

Situation der Gewerkschaftsbewegung in Guatemala, Berlin 1988; Infostelle Gua-
temala, Materialien zur Rundreise 1982 der CUC/FP-31-Delegation, München 
1982.

60 Guatemaltekische Kirche im Exil/Infostelle Guatemala e.V./medico internatio-
nal (Hrsg.), Aufstandsbekämpfung in Guatemala. Demokratisierung als Wa�e des 
Militärs, Stuttgart 1991.

61 Siehe ebenda, S. 141–151.
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Ein weiteres Beispiel ist der 1987 erschienene Bericht einer Delegation 
der grünen und regionalistischen Regenbogenfraktion des Europäischen Par-
laments, der in enger Abstimmung mit der Infostelle erstellt wurde.62 Die 
Delegation besuchte dabei auch die sogenannten Entwicklungspole, in denen 
das Militär die aus den unmittelbar umkämpften Kon�iktzonen vertriebene 
Mayabevölkerung konzentrierte. Die Berichte aus diesen Zonen, die die Rei-
senden wohl aufgrund ihres Parlamentarierstatus besuchen konnten, boten 
exklusive Einblicke in die Praxis der guatemaltekischen Aufstandsbekämp-
fung.63 Im Anhang wurden – ein typisches Merkmal der Bewegungspublika-
tionen – die zentralen Forderungen der URNG an die Regierung Cerezo ab -
gedruckt. Damit wurden nicht nur die Positionen der Guerilla dokumentiert 
und in einer deutschsprachigen Übersetzung verbreitet. Die Aufnahme der 
Forderungen in die Publikation fungierte auch als Eigenpositionierung, die 
eine bestimmte Sicht auf die Kon�ikte Guatemalas unterstrich – und damit 
als wesentliches Element einer Deutungsgemeinschaft, die sich von hegemo-
nialen Narrativen abgrenzte.64

Nicht wenige Protagonistinnen und Protagonisten der Solidaritätsbe-
wegung konnten auf eine akademische Vorbildung zurückgreifen und pub-
lizierten auch außerhalb der Bewegungspublikationen, in Wissenschaftsver-
lagen oder Fachzeitschriften, etwa im sozialwissenschaftlich ausgerichteten 
Istmo. So wurden Vorträge, die im Rahmen von Seminaren der Solidaritäts-
bewegung gehalten worden waren, zu wissenschaftlichen Verö�entlichungen 
ausgearbeitet.65 Wenngleich der Grad der „Verwissenschaftlichung“ des akti-
vistischen Wissens in solchen Publikationen variierte, sollten entsprechende 
Standards wie Fußnoten, Literaturverweise und eine analytische Sprache die 
eigenen Positionen wissenschaftlich legitimieren und so spezi�sche Zielgrup-
pen wie politische Entscheidungsträger und akademische Milieus ansprechen. 

Die hier analysierten monothematischen Publikationen aus dem Umfeld 
der Infostelle wurden innerhalb der Bewegung breit rezipiert, richteten sich 

62 Regenbogenfraktion im Europaparlament/Solidaritätskomitee Guatemala/Info-
stelle Guatemala, Guatemala nach der „demokratischen Ö�nung“. Erfahrungen 
und Informationen, Brüssel 1987.

63 Siehe ebenda, S. 68–78.
64 Siehe ebenda, S. 161–163.
65 Siehe z.B. Albert Recknagel, Wahlen im Counterinsurgency-Staat. Was verbirgt 

sich hinter der „Demokratisierung autoritärer Regimes“?, in: Istmo. Studien zu Zen-
tralamerika Nr. 8 (Januar 1985), S. 16–31. Siehe auch Willibald Gietl, „Counter-
insurgency“ und Demokratisierung in El Salvador und Guatemala, Ebenhausen 
1987.
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jedoch auch an eine interessierte Ö�entlichkeit und weitere politische Akteure. 
Explizit der bewegungsinternen Wissensproduktion gewidmet waren hinge-
gen Bildungsseminare zu Schwerpunktthemen, die durch begleitende Reader 
unterstützt wurden. Diese Seminare zielten darauf ab, spezi�sche �emen, 
die in der Auseinandersetzung mit der „demokratischen Ö�nung“ Guatema-
las von besonderer Bedeutung waren, in kurzer Zeit gemeinsam intensiv zu 
diskutieren. Gleichzeitig dienten die Seminare bzw. die Reader der Wissens-
multiplikation und sollten lokale Initiativen zur eigenen politischen Arbeit er -
mächtigen. Oft ging es in den Readern um �emen, die für die bundesdeut-
sche ö�entliche Debatte von besonderer Bedeutung waren.

So zielte etwa der Reader zum Seminar „Bundesdeutsche Entwicklungs-
hilfe in Guatemala“, der von der Infostelle Guatemala im September 1986 ver-
ö�entlicht wurde, darauf ab, „aktuelle Informationsmaterialien und Doku-
mente“, darunter parlamentarische Anfragen, Protokolle, Tischvorlagen und 
Konzeptionspapiere, zu wesentlichen �emen der bundesdeutschen Politik 
gegenüber Guatemala für die Bewegung zugänglich zu machen und zu ana-
lysieren.66 Der Reader stellte die o�ziellen Positionen des Auswärtigen Am -
tes zur Lage in Guatemala dar, um die Diskrepanz zwischen der o�ziellen 
diplomatischen Perspektive und der Realität vor Ort aufzuzeigen, die die Be -
wegung aus ihrer Zusammenarbeit mit der guatemaltekischen Opposition ge -
nauer zu kennen glaubte. Ein weiterer Schwerpunkt lag auf den Programmen 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ).67 Diese 
�emen waren für die Solidaritätsbewegung wichtig, da sie konkrete Ein-
blicke in die Verbindungen zwischen der bundesdeutschen Politik und den 
Machtstrukturen Guatemalas ermöglichten und als Ansatzpunkte für Kritik 
und politische Mobilisierung dienten. 

Die Bedeutung dieser Reader und Seminare lag auch in ihrer Funktion 
als Plattform der gemeinsamen Wissensproduktion. Sie schufen durch die 
gezielte Auswahl von Texten, Berichten und Daten einen Wissenskanon, der 
in den Diskussionen der Seminare aktiv weiterentwickelt wurde. Ziel war es, 
nicht nur bestehende Diskurse zu hinterfragen, sondern auch neues Wissen 
zu produzieren und für die lokale Arbeit der Bewegung nutzbar zu machen.68

66 Informationsstelle Guatemala e. V., Reader zum Seminar „BundesdeutscheEnt-
wicklungshilfe in Guatemala“, Stuttgart 26. bis 28. September 1986, Bonn 1986.

67 Siehe ebenda, S. 3.
68 Die Reader konnten auch ohne Teilnahme an den Seminaren bei der Infostelle 

bestellt werden. Siehe Guatemala-Rundbrief Nr. 46 (Okt./Nov./Dez. 1985), S. 46.
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Gegenöffentlichkeit: 
Die „demokratische Öffnung“ im Guatemala-Info

Die von der Infostelle gestalteten und herausgegebenen Periodika Guatemala-
Rundbrief und ab 1986 das Guatemala-Info waren die wohl wichtigsten 
Publikationen der Bewegung. Sie bildeten das Herzstück einer „bewegungs-
internen Kommunikationsinfrastruktur“, die die heterogene Bewegung zu -
sammenhielt,69 einen gemeinsamen Wissensstand ermöglichte und so eine 
identitätsstiftende „Deutungsgemeinschaft“ festigte. Neben der Verbreitung 
von Wissen dienten sie auch dazu, über die Aktivitäten der einzelnen Komitees 
und der Infostelle zu informieren, zu Tre�en einzuladen und auf interessante 
Veranstaltungen oder Publikationen hinzuweisen sowie als Debattenforum. 

Daneben fungierte das Info mit einer Au�age von ca. 250 Exemplaren 
im Jahr 1987 auch als „Aushängeschild“ der Bewegung, über das der Ö�ent-
lichkeit speziell aufbereitetes Wissen zu Guatemala zur Verfügung gestellt 
wurde.70 Anders als Einzelpublikationen mit engem Fokus auf spezi�sche 
Ereignisse oder Fragestellungen ermöglichten die regelmäßig erscheinenden 
Rundbriefe eine langfristige Begleitung verschiedener �emen. 

Im Februar 1986, und damit unmittelbar anknüpfend an den Amtsan-
tritt Cerezos im Januar, lancierte die Infostelle das erste Guatemala-Info, um 
künftig „schneller als durch den Rundbrief Informationen über oder aus Gua-
temala, unsere Einschätzungen gesellschaftlicher Prozesse in Guatemala […] 
verbreiten zu können“.71 Es brachte umfangreiche Bewertungen der Infostelle 
„zu den Veränderungen nach den Wahlen“.72 Anhand der Analyse der letz-
ten Dekrete der Militärregierung, die etwa Stra�reiheit für Militärangehörige 
garantierten und die von der Zivilregierung übernommen wurden, dokumen-
tierte die Infostelle, wie tiefgreifend das Militär weiterhin in das politische 
System eingebunden war.73 Auf diese Weise stellte die Infostelle die Legiti-
mität der Cerezo-Regierung infrage und versuchte, ein Gegennarrativ zu eta-
blieren.74 Indem sie zudem Presseerklärungen der Bundesregierung mit Bezug 

69 Siehe Helm, Botschafter, S. 8. 
70 Infostelle Guatemala, Protokoll eines ersten Gedankenaustausches Gabi–Markus 

im Hinblick auf die Konzeptdiskussion der Infostelle, 7. 7. 1987, AGG, E 5, Nr. 7, 
o.P., S. 1.

71 Guatemala-Info Nr. 1 (1986), S. 1.
72 Ebenda.
73 Sieh ebenda, S. 4.
74 Siehe ebenda, S. 7.
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Abb. 6: Politische Symbolik: Präsident Vinicio Cerezo im Kreis der Militärs. 
Cover der Guatemala-Info Nr. 8/9 (1987).
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zur „demokratischen Ö�nung“ dokumentierte, unterstrich die Zeitschrift 
die Bedeutung der Entwicklung auch für die bundesdeutschen Politik und 
grenzte sich zugleich von dieser ab.75

Wie bereits im Rundbrief üblich, wechselten sich im Guatemala-Info
eigene Einschätzungen und Artikel mit der Übersetzung und Verö�ent-
lichung von Stellungnahmen politischer Akteure aus Guatemala ab. Inter-
views und Dokumente aus dem Land selbst, insbesondere von sozialen Bewe-
gungen, wurden dabei als besonders „authentisches“ Wissen betrachtet. Ein 
wichtiger Teil der Wissensproduktion war Übersetzungsarbeit. Die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, teils in Zusammenarbeit mit professionellen 
Übersetzerinnen und Übersetzern, übertrugen Nachrichten, Dokumente und 
andere Quellen, etwa Manifeste der URNG oder Protestnoten sozialer Be   -
wegungen, aus dem Spanischen ins Deutsche, um so die Zugänglichkeit zu 
relevanten Informationen zu erleichtern und die Perspektiven der guatemal-
tekischen Opposition im Wortlaut in deutschsprachige Debatten ein�ießen 
zu lassen.76 In vielen Guatemala-Infos gab es gar eine eigene Sektion mit 
„Dokumente[n] der URNG“.77 Doch auch Erklärungen der sozialen Bewe-
gungen Guatemalas fanden regelmäßig Eingang in die Hefte. 

Neben übersetzten Erklärungen und anderen Quellen ermöglichten In -
terviews mit Vertretern sozialer Bewegungen, aber auch mit prominenten Pro-
tagonisten wie den „Comandantes“ der Guerillagruppen, Einblicke in den 
Alltag der „demokratischen Ö�nung“.78 Solche Interviews wurden gezielt 
eingesetzt, um das international sehr positive Image Cerezos zu trüben. 
Guatemala-Info Nr. 8–9 aus dem Jahr 1987 brachte beispielsweise ein Inter-
view mit dem katholischen Priester Padre Girón, einem bekannten Vertreter 
der guatemaltekischen „Landbewegung“, die für Verteilung von Ackerland an 
die vielen landlosen Kleinbauern eintrat. Der Priester beklagte sich über die 
Untätigkeit der christdemokratischen Regierung, die weit hinter ihren Wahl-
versprechen zurückbleibe, und stellte klar: „Alle Guatemalteken glauben ihm 
(dem Präsidenten Cerezo, F. B.) nicht mehr, weil er lügt.“79

75 Siehe ebenda, S. 9.
76 Siehe Interview des Verfassers mit Danuta Sacher, Berlin, 4. 11. 2024.
77 Siehe z.B. Guatemala-Info Nr. 6 (1988), S. 2.
78 Siehe z.B. das Interview mit dem Führer der ORPA, Gaspar Ilóm, in Guatemala-

Info Nr. 4–5 (1989), S. 20 f.
79 Auszüge aus einem Interview, das wir am 15. 4.1987 mit Padre Giron in Tiquicate, 

Escuintla [geführt haben], in: Guatemala-Info Nr. 8–9 (Juni 1987), S. 10.
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Neben solchen Einschätzungen aus Guatemala brachten die Periodika der 
Infostelle auch immer wieder Augenzeugenberichte zu Menschenrechtsverlet-
zungen. So berichtete im Guatemala-Rundbrief vom Sommer 1985 ein junger, 
vermutlich indigener Kleinbauer unter der Überschrift „Zeugenaussage zum 
Massaker von Xeatzan“ von brutalen Morden und Folterungen an den Bewoh-
nern seines Dorfes durch Militärangehörige.80 Zwar ereigneten sich diese Ver-
brechen noch vor dem Amtsantritt von Präsident Cerezo, sie �elen jedoch 
bereits in die Phase der „demokratischen Ö�nung“. Der Bericht verdeutlichte 
unmissverständlich das Fortdauern der militärischen Gewalt und der Recht-
losigkeit der indigenen Landbevölkerung und stützte damit eindrucksvoll das 
Narrativ der Solidaritätsbewegung, wonach die Demokratisierung nur eine 
Farce sei, die die internationale Gemeinschaft beruhigen solle. Augenzeugen-
berichte, durch ihre Drastik oft auch auf emotionaler Ebene wirksam, trugen 
daneben dazu bei, das Engagement der Solidaritätsbewegung moralisch zu 
untermauern und ein Gefühl der Verbundenheit mit den betro�enen guate-
maltekischen Akteuren zu scha�en. 

Diese subjektiv-emotionalen Berichte wurden ergänzt durch Statistiken 
zu politischen Verbrechen während der Amtszeit Cerezos, Berichte internatio-
naler NGOs zur Menschenrechtslage und Materialien aus guatemaltekischen 
Tageszeitungen. So gelang es der Infostelle etwa, durch Material von Infor-
press Centroamericana nachzuweisen, dass es auch nach dem Amtsantritt 
Cerezos zu monatlich durchschnittlich 30 politischen Morden sowie zahl-
reichen Entführungen gekommen war. Diese Zahlen wurden genau aufge-
schlüsselt und als Belege für die aus Sicht der Bewegung fehlende Ernsthaf-
tigkeit des demokratischen Projekts angeführt.81 Von besonderer Bedeutung 
war dabei der Verweis auf das Datenmaterial internationaler Menschenrechts-
organisationen wie Amnesty International, America’s Watch oder speziell 
zu Guatemala arbeitender NGOs wie die Comisión de Derechos Humanos 
de Guatemala.82 Diese Organisationen dokumentierten akribisch die Men-
schenrechtsverletzungen in Guatemala auch nach der „demokratischen Ö�-
nung“ und zeichneten ein Bild von fortwährender Repression. Aufgrund des 

80 Siehe Guatemala-Rundbrief Nr. 45 (Sommer 1985), S. 39–41.
81 Siehe Inforpress Centroamericana, Guatemala: Violencia política sin control, in: 

Guatemala-Info Nr. 1 (1988), S. 18 f. 
82 Siehe z.B. Americas Watch, Closing the Space. Human Rights in Guatemala. May 

1987–October 1988. An Americas Watch Report, New York 1988; Guatemala 
Human Rights Commission, Guatemala Human Rights International Bulletin, 5 
(Januar 1987), S. 19.
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humanitären Charakters der Organisationen galten diese Berichte als beson-
ders glaubwürdig und bildeten eine wichtige empirische Grundlage für die 
Argumentation der Solidaritätsbewegung.

Die Menschenrechtssituation in Guatemala war für die bundesdeutsche 
Solidaritätsbewegung nicht nur Anlass zur Anklage der dortigen Repression, 
sondern immer auch ein scharfer Vorwurf an die Bundesregierung selbst. 
Schließlich unterstützte und verteidigte diese die Regierung Cerezo, obwohl 
die systematische Gewalt gegen Vertreter der guatemaltekischen Opposition 
und der sozialen Bewegungen auch unter Cerezo nicht aufhörte. Im Guate-
mala-Info wurde die Politik der Bundesregierung stets kritisch begleitet und 
detailliert auf Widersprüche untersucht. 

Besonders größere Projekte wie die bundesdeutsche Polizeihilfe zogen 
Kritik auf sich, da die guatemaltekische Nationalpolizei während der Militär-
diktatur für die Entführung und Ermordung politischer Gegner berüchtigt 
gewesen war. Die Polizeihilfe war bis weit ins bürgerliche Lager umstritten 
und bot sich somit als Angri�spunkt auf die bundesdeutsche Guatemala-
politik besonders an.83 Die Ausstattung und Ausbildung der Polizei aus Mit-
teln der Entwicklungshilfe von 1986 bis 1990 prangerte die Solidaritätsbewe-
gung als „Beihilfe zu staatlichen Repressionen und politischem Mord“ an.84

Die Polizeihilfe war �ema in den meisten Ausgaben des Guatemala-Infos 
und erhielt meist eine eigene Rubrik. Zu besonders brisanten Anlässen, etwa 
bei Staatsbesuchen guatemaltekischer Politiker in Bonn, erschienen ganze 
Sonderausgaben, die die engen Beziehungen der Bundesregierung zu einem 
aus Sicht der Solidaritätsbewegung repressiven Regime o�enlegten.85

Wie auch mit Blick auf andere Projekte der Bundesregierung in Guate-
mala wurden immer wieder ö�entliche und unverö�entlichte Dokumente 
der bundesdeutschen Außen- und Entwicklungspolitik publiziert, um die 
Rolle der Bundesrepublik in Guatemala zu kritisieren und Druck auf die 
Bundesregierung auszuüben.86 Solche sensiblen Informationen, teils aus den 
Bundestagsausschüssen, fanden ihren Weg in die Infostelle meist über die 

83 Siehe Bennewitz, Dynamiken, S. 152–157.
84 Die Grünen im Bundestag, Pressemitteilung Nr. 657/86: Grüne legen gegen-

über dem Präsidenten Guatemalas Protest gegen bundesdeutsche Polizeihilfe ein, 
13.10.1986, AGG, PKA, Sign. 1380, o. P.

85 Siehe etwa Guatemala-Info Nr. 3 (1986) zum Besuch Innenministers Juan José 
Rodil Peralta, sowie Guatemala-Info Nr. 6 (1986) zum Besuch Cerezos.

86 Siehe z. B. die „Ergebnisniederschrift der Regierungsverhandlungen über Finan-
zielle und Technische Zusammenarbeit“, in Guatemala-Info Nr. 3 (1986), S. 5–9.
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Bundestagsfraktion der Grünen oder über solidarische Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in den Entwicklungshilfeorganisationen.87 Die enge Verbindung 
zwischen der Solidaritätsbewegung und den Grünen wurde in diesen Aus-
einandersetzungen besonders sichtbar, etwa in Form akribisch recherchier-
ter parlamentarischer Anfragen zur bundesdeutschen Entwicklungszusam-
menarbeit mit Guatemala oder zur Polizeihilfe.88 Wissen, das in mehreren 
Ausgaben der Zeitschrift über Monate oder Jahre hinweg aufgebaut worden 
war, wurde in regelmäßigen Abständen über Pressemitteilungen ö�entlich ge -
macht.89 Dadurch entstand eine wirksame Verzahnung zwischen außerpar-
lamentarischer Kritik und institutioneller politischer Ein�ussnahme, die die 
Bundesregierung immer wieder in Erklärungsnot brachte.90

Wie aus dieser knappen Skizze der inhaltlichen Schwerpunkte der Pub-
likationen der Infostelle hervorgeht, erwiesen sich bestimmte �emen – die 
Perspektiven der Guerilla und der sozialen Bewegungen, die Denunzierung 
von Menschenrechtsverletzungen und die Anklage der bundesdeutschen Poli-
tik – als zentrale Bausteine der Wissensproduktion zur „demokratischen Ö�-
nung“ in Guatemala. Die identi�zierten Schwerpunkte verdeutlichen, wel-
che �emen die Bewegung als besonders geeignet erachtete, um das o�zielle 
Narrativ der guatemaltekischen Christdemokratie und der Bundesregierung 
durch Gegendarstellungen anzugreifen. Dies zeigt sich beispielsweise in der 
kritischen Auseinandersetzung mit den Auswirkungen bundesdeutscher Ent-
wicklungsinitiativen in Guatemala oder in der Analyse der christdemokrati-
schen Regierung als Phase der militärischen Aufstandsbekämpfung. Zudem 
wurden systematisch Menschenrechtsverletzungen dokumentiert, um aufzu-
zeigen, dass die „demokratische Ö�nung“ allenfalls einen Anfang markierte, 
keineswegs jedoch den Abschluss einer demokratischen Transition.

Die verschiedenen Publikationsformate der Solidaritätsbewegung deck-
ten ein breites �emenspektrum ab. Auf dieser Basis entstand ein umfang-

87 So wandten sich die Grünen etwa im Fall des Baus einer umstrittenen Regenwald-
straße im Norden Guatemalas direkt mit internen Informationen an die Infostelle, 
Medico International und die Christliche Initiative Romero. Siehe Die Grünen im 
Bundestag, An Infostelle Guatemala (u. a.), Straßenbauprojekt Petén, 31. 10.1988, 
Centro de Investigaciones Regionales de Mesoamérica (CIRMA), Guatemala, His-
torisches Archiv, GT-CIRMA-AH-19, CAS, 77, o.P.

88 Siehe z. B. Bundestagdrucksachen 10/5135 (28. 2. 1986); 10/6387 (10. 11. 1986); 
10/6396 (11.11. 1986).

89 Siehe Informationsstelle Guatemala e.V., Pressemitteilung vom 11.6.1986, in: 
Guatemala-Info Nr. 4 (1986), S. 15.

90 Siehe Bennewitz, Dynamiken, S. 157–160.
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reiches, empirisch begründetes Gegenwissen, das zunächst für den politischen 
Gebrauch in der Bundesrepublik gedacht war, jedoch darüber hinausgehend 
spezialisierte Wissensbestände zu einem in Europa nur wenig bekannten Land 
schuf. Besonders hervorzuheben ist die strategische Verknüpfung von Augen-
zeugenberichten, Primärquellen und wissenschaftlichen Analysen, die nicht 
nur ein di�erenziertes Verständnis der guatemaltekischen Verhältnisse ermög-
lichte, sondern auch als Instrument der politischen Mobilisierung diente. 

Fazit

Die Analyse der Wissensproduktion der bundesdeutschen Guatemala-Solida-
rität zur „demokratischen Ö�nung“ des Landes von 1984 bis 1991 zeigt, dass 
die Gewinnung, Systematisierung und Verbreitung von Wissen als Kernbe-
standteil bewegungsorientierter politischer Praxis verstanden werden muss. 
Dies gilt umso mehr für Solidaritätsbewegungen, die in räumlicher Distanz 
zu ihren Bezugsgruppen stehen. Die hier untersuchte Wissensproduktion er -
füllte in dieser Hinsicht eine dreifache Funktion. Erstens gewährleistete sie, 
trotz geringer Eigenpräsenz in Guatemala, eine hinreichend fundierte Infor-
mationsbasis, um politische Strategien zu entwickeln und ö�entlich Druck 
aufzubauen. Zweitens diente die häu�ge Einbindung emotionaler, „authen-
tischer“ Berichte – etwa Augenzeugenberichte von Menschen, die staatliche 
Gewalt erfahren hatten, oder Interviews mit Exilierten – der Überwindung 
jener räumlichen Distanz. Dieses exklusive, oft emotionalisierte Wissen be -
glaubigte nicht nur die medial gewonnenen Informationen, sondern stellte 
auch eine Form der a�ektiven Bindung dar, die Solidarität ermöglichte und 
verstärkte. Zudem diente die Erarbeitung eines gemeinsamen Wissensstands 
zur „demokratischen Ö�nung“ der heterogenen Bewegung als Selbstverge-
wisserung und als verbindende Klammer. 

Die Wissensproduktion der Bewegung war durch multiple Kommunika-
tionskanäle und transnationale Austauschprozesse geprägt. Der direkte Aus-
tausch mit guatemaltekischen Oppositionsgruppen und Basisorganisationen 
spielte dabei eine Schlüsselrolle. Durch die enge Anbindung an guatemal-
tekische Oppositionsakteure wurde die Perspektive der sozialen Bewegun-
gen des Landes in die bundesdeutsche Debatte eingebracht und als scheinbar 
authentische Gegenstimme zur o�ziellen Regierungslinie etabliert. Ein zen-
trales Element der Wissensproduktion war die parallele Verwendung unter-
schiedlicher Formate, die den engen Zusammenhang von wissenschaftlicher 
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Arbeit und Aktivismus im Kontext von Solidaritätsbewegungen aufzeigen. 
So strebte die Bewegung eine Verwissenschaftlichung ihres Gegenwissens an, 
indem sie analytisch fundierte Berichte erstellte, systematisch Dokumente 
sammelte und Publikationen mit akademischem Anspruch herausgab. Die 
an wissenschaftlichen Standards orientierte Aufbereitung stärkte die eigene 
epistemische Autorität, indem sie empirisch gestützte Argumente zur Dele-
gitimierung der o�ziellen Regierungslinie lieferte. Die Kombination sowohl 
emotionalisierter als auch verwissenschaftlichter Wissensformate erlaubte es 
der Bewegung zudem, auch eine breite zivilgesellschaftliche Unterstützung 
zu mobilisieren. 

Das produzierte Wissen war in diesem Zusammenhang stets auch Gegen-
wissen, mit dem die Bewegung versuchte, etablierte Narrative zu destabilisie-
ren, alternative Perspektiven zu etablieren und transnationale Allianzen zu 
stärken. So verstand sie gemeinsam mit ihren guatemaltekischen Partnerin-
nen und Partnern die „demokratische Ö�nung“ Guatemalas als eine Fassade. 
Die transnationale Wissensproduktion zielte darauf ab, sie als Bestandteil 
einer umfassenden Aufstandsbekämpfungsstrategie des Militärs zu rahmen 
und dies empirisch zu untermauern. Damit positionierte sich die Bewegung 
explizit gegen die Interpretation einer erfolgreichen Demokratisierung, die 
auch von der Bundesregierung und ihren christdemokratischen Parteifreun-
den in Guatemala vertreten wurde. Die epistemischen Strategien der Bewe-
gung waren somit keine Nebenerscheinung, nicht nur ein Mittel zur internen 
Orientierung, sondern ein zentrales Element ihrer politischen Handlungs-
macht.

Der Aufbau von Gegenwissen über die „demokratische Ö�nung“ Guate-
malas erwies sich als politisch durchaus erfolgreich. Zwar führte die Bundes-
regierung umstrittene Projekte wie die Polizeihilfe weiter fort, doch geriet sie 
sowohl in der ö�entlichen Debatte als auch im Parlament zunehmend unter 
Druck. So musste nach immer neuen Verö�entlichungen über Menschen-
rechtsverletzungen in Guatemala, die von der Solidaritätsbewegung und den 
Grünen verbreitet wurden, ein Vertreter des Bundesministeriums für Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit ö�entlich einräumen, dass die Menschenrechts-
situation in Guatemala „nicht mit ‚unseren Normen‘ zu vergleichen sei“ und 
die aus Sicht der Bundesregierung notwendige Polizeihilfe nicht „das edelste 
Ziel unseres Hauses“ darstellte.91

91 Zitiert in Bennewitz, Dynamiken, S. 160.
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In der Folge förderte die Bundesregierung das Projekt nur noch verhalten, 
was sicherlich einer der Hauptgründe für das Fehlschlagen der Polizeihilfe 
war. In anderen Fällen gelang es der Bewegung sogar, Vorhaben zu verhin-
dern – etwa den Bau einer neuen Straße durch den Petén-Regenwald. Hier 
spielte die kontinuierliche Wissensproduktion der Bewegung eine entschei-
dende Rolle: Publikationen stellten immer wieder einen Zusammenhang 
zwischen der militärischen Aufstandsbekämpfung und der bundesdeutschen 
Entwicklungshilfe her – ein Eindruck, den die Bundesregierung unbedingt zu 
vermeiden suchte.92 Die systematische Dokumentation von Menschenrechts-
verletzungen oder der ökologischen und sozialen Folgen �oss in Petitionen 
ein, wurde in Zusammenarbeit mit den Grünen für parlamentarische Initiati-
ven genutzt und fand so Eingang in die politische Debatte. 

Inwieweit die internationale Solidaritätsbewegung dazu beitrug, dass das 
christdemokratische Projekt in Guatemala mit der Wahlniederlage von 1990 
auf eine Amtsperiode begrenzt blieb, lässt sich nicht abschließend bestim-
men. Sicherlich waren die wirtschaftliche Situation des Landes und der per-
manente Druck von Teilen des Militärs und der Wirtschaftsverbände von 
größerer Bedeutung. Dennoch lässt sich nicht bestreiten, dass die Solidari-
tätsbewegung durch die kontinuierliche Verö�entlichung kritischer Berichte 
und die �ematisierung der Menschenrechtslage den internationalen Druck 
auf Guatemala erhöhte. Mit Blick auf den eingangs skizzierten Übergangs-
charakter der „demokratischen Ö�nung“ zeigt sich, dass die Bewegung deren 
wesentliche Merkmale sehr akkurat erfasste und analysierte, insbesondere die 
strategische Funktion der Demokratisierung für das Militär und das Fort-
bestehen autoritärer, repressiver Strukturen. Die Ambivalenz des Prozesses, 
der, auch unter Mitwirkung der christdemokratischen Regierung, politische 
Räume für die sozialen Bewegungen ermöglichte und das politische System 
mittelfristig transformierte, wurde hingegen, wohl aufgrund der Anbindung 
an die guatemaltekische Opposition und der politischen Stoßrichtung gegen 
die Politik der Bundesregierung, eher ausgeblendet. Darüber hinausgehend 
zeigt sich die langfristige Wirkung der Wissensproduktion jedoch in der Eta-
blierung eines Wissenskanons, der bis heute in der Auseinandersetzung mit 
der jüngeren guatemaltekischen Geschichte und der Rolle bundesdeutscher 
Akteure von Bedeutung ist.

92 Infostelle Guatemala, „Integrierte Entwicklung“ der Aufstandsbekämpfung. BMZ 
fördert Straßenbauprojekt in Petén, Beilage zur ILA, 1988.
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Vom Aktivismus zur Debatte 

Lebenswissenschaften und Protest in der Boston Area 
(1975–1980)

Der Harvard-Biologe Jon Beckwith appellierte 1993 in einem Aufsatz zur 
Geschichte der Genetik und ihrer sozialen Implikationen an seine Kolleg:in-
nen, sich ihrer sozialen und politischen Verantwortung stärker bewusst zu 
werden. Um dieses Bewusstsein zu schärfen, müssten auch Biolog:innen den 
Blick auf die Vergangenheit ihrer Disziplin richten. Wissenschaftsgeschichte 
statt Hybris, lautete sein Appell: 

„Today, dealing with the concerns about the social consequences of 
the new genetics and the Human Genome Project is being relegated, 
for the most part, to ethicists, social scientists, lawyers, and other 
nonscientists. Yet, those involved in the science have a key role to play 
and a responsibility to ensure that progress in their �eld is not used to 
harm rather than bene�t people. �is role calls for more knowledge 
of history and less hubris.“1

Beckwith spannte einen weiten Bogen von der NS-Biologie über die eugeni-
sche Bewegung in den USA bis zum Human Genome Project. Im Zentrum 
seines historischen Exkurses stand der „biologische Determinismus“  – der 
Versuch, Phänomene wie Verhalten, Kultur und gesellschaftliche Organisa-
tion auf biologische Ursachen zurückzuführen. „We may not have to worry 
about a eugenics program in this country in the foreseeable future“, schrieb 
Beckwith, „but the other consequences of misguided biological determinist 
claims are severe enough.“2

Warnrufe dieser Art waren Anfang der 1990er Jahre keineswegs neu. In 
den 1970er Jahren riefen neue Ansätze und Technologien in der Molekular-

1 Jon Beckwith, A Historical View of Social Responsibility in Genetics, in: BioScience 
43 (1993) 5, S. 327–333.

2 Ebenda, S. 332.
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biologie, der Genetik und Evolutionsbiologie Ängste vor einer Wiederbelebung 
deterministischer Sichtweisen auf den Plan: zum einen durch die Soziobiologie 
(die Übertragung evolutionsgenetischer Erklärungen auf menschliches Sozial-
verhalten und Gesellschaften), zum anderen durch die Entwicklung der rekom-
binanten DNA (rDNA), eine In-Vitro-Technik, bei der fremde DNA in einen 
Modellorganismus eingeschleust wird. Hinzu kam die Kontroverse um das 
XYY-Syndrom, demzufolge Männer mit einem zweiten Y-Chromosom dazu 
tendierten, antisoziales, aggressives oder gar kriminelles Verhalten aufzuweisen.

Die Debatten um XYY, rekombinante DNA und Soziobiologie wurden 
mit besonderer Intensität im intellektuellen Mikrokosmos der Boston Area ge -
führt, da an der Harvard University und am MIT führende biomedizinische 
Forschungseinrichtungen entstanden. Tonangebend in diesen Debatten wa -
ren Lebenswissenschaftler:innen beider Universitäten, die ausgehend von 
ihrer Expertise befürchteten, dass die genannten Entwicklungen rassistischen, 
klassistischen, sexistischen oder gar eugenischen Argumenten und Techni-
ken wissenschaftliche Rückendeckung geben könnten. Als Veteran:innen der 
Bewegung für atomare Abrüstung, der Bürgerrechtsbewegung und der Pro-
teste gegen den Vietnamkrieg verstanden sie sich als wissenschaftliche Akti-
vist:innen, die ihre Expertise vor allem in der zentralen wissenschaftlichen 
Gruppierung der amerikanischen New Left, Science for the People, einbrach-
ten.3 Neben Jon Beckwith waren es insbesondere der Paläontologe Steven Jay 
Gould und der Populationsgenetiker Richard Lewontin  – beide führende 
Stimmen der Soziobiologiedebatte – die den Begri� „biological determinism“ 
in den späten 1970er Jahren prägten.

Im Folgenden möchten wir zeigen, dass der lokale Aktivismus in Bos-
ton den Ausgangspunkt für national wie transnational geführte Debatten um 
wissenschaftliche Verantwortung, Medizinethik, ö�entliche Partizipation, 
Patientenrechte und Consent markierte. Im Zentrum steht eine Form des 
wissenschaftlichen Aktivismus, der für die amerikanische Ostküste und ins-
besondere für die Boston Area der 1970er Jahre prägend war. Die beteiligten 
Wissenschaftler:innen-Aktivist:innen nutzten ihren Expertenstatus, ihr aka-
demisches Netzwerk und ihre Kontakte zu verschiedenen Medien, um ihrem 
lokalen Aktivismus Sichtbarkeit zu verleihen und eine ö�entliche Debatte 

3 Zu Jon Beckwith siehe seine Autobiogra�e Making Genes, Making Waves, S. 38–53; 
zu Stephen Jay Gould siehe Myrna Perez Sheldon, Evolutionary Activism. Stephen 
Jay Gould, the New Left and Sociobiology, in: Endeavour 37 (2013) 2, S. 104–111 
sowie dies., Criticizing Science. Stephen Jay Gould and the Struggle for American 
Democracy, Baltimore 2024, S. 22–49.
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anzustoßen. Darüber hinaus prägten und mobilisierten sie Konzepte wie 
„technological �x“, „self-ful�lling prophecy“ oder „biological determinism“, 
um ihre Kritik an größere wissenschaftsethische Fragen anzuschließen: Wel-
che Rolle spielt die Ö�entlichkeit in wissenschaftspolitischen Entscheidungen? 
Wie weit sollten Patientenrechte reichen? Welche sozialen, politischen und 
ethischen Folgen haben neue Technologien wie die rekombinante DNA oder 
Disziplinen wie die Soziobiologie? Und: Welche soziale Verantwortung tragen 
Wissenschaftler:innen? Indem sie diese Fragen in einen populärwissenschaft-
lichen Begri� fassten, konnten sie die Debatte strukturieren und eine argu-
mentative Stoßrichtung vorgeben.

Wir beginnen unseren Beitrag mit der Geschichte von Science for the 
People in der Boston Area, der seinerzeit größten Organisation des Radical 
Science Movement in den USA. Im Anschluss diskutieren wir deren Aktivis-
mus im Lichte theoretischer Überlegungen zum Verhältnis von Wissenschaft 
und Ö�entlichkeit. Anhand von drei Fallstudien (den genannten Auseinan-
dersetzungen um XYY, rekombinante DNA und Soziobiologie) analysieren 
wir sodann den lokalen Aktivismus in der Boston Area und seinen Ein�uss 
auf größere wissenschaftsethische Debatten in den USA und Westeuropa.

Boston, Harvard und Science for the People

Die 1970er Jahre haben in der amerikanischen und europäischen Geschichts-
schreibung den Ruf eines Krisenjahrzehnts. Der Krisenbegri� prägte auch 
den politischen und kulturellen Diskurs dieser Jahre.4 Auf den Straßen demon-
strierte die Bürgerrechtsbewegung gegen den strukturellen Rassismus in den 
USA, die Friedensbewegung forderte das Ende des Vietnamkriegs, die Neue 
Frauenbewegung kämpfte für Gleichberechtigung und gegen Sexismus, die 
Umweltbewegung warnte vor den „Grenzen des Wachstums“ und prognos-
tizierte eine ökologische Krise. Und auch in der Wissenschaft regte sich Pro-
test: Wissenschaftler:innen der Neuen Linken5 schlossen sich in den USA 

4 Martin Geyer, Politische Sprachkritik und Krisendiskurse in den 1970er Jahren, in: 
�omas Mergel (Hrsg.), Krisen verstehen. Historische und kulturwissenschaftliche 
Annäherungen, Frankfurt a.M. 2012, S. 257–274; Niall Ferguson u. a. (Hrsg.), �e 
Shock of the Global. �e 1970s in Perspective, London/Cambridge (MA) 2011.

5 „Neue Linke“ wird hier als Oberbegri� für Neue Soziale Bewegung verstanden, die 
in Abgrenzung zur „alten Linken“ auch �emen wie Umwelt, Rassismus, Feminis-
mus und Sexismus in ihr Programm integrierten. 
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und Großbritannien zur Radical-Science-Bewegung zusammen, deren erklär-
tes Ziel es war, Wissenschaft in den Dienst einer sozialen, humanen Gesell-
schaft zu stellen. Innerhalb der Radical-Science-Bewegung war Science for 
the People (SftP) die größte Organisation. 

Die Bewegung hatte ihre Wurzeln in den Anti-Vietnamkriegs-Protesten: 
Der in Berkeley lehrende Physiker Charles Schwartz (1914–1991) gründete 
1969 gemeinsam mit seinen Kollegen Michael Goldhaber, Martin Perl (1927–
2014) und Marc Ross (1928–2017) Scientists and Engineers for Social and 
Political Action (SESPA) als Reaktion auf die Weigerung der American Physical 
Society, ö�entlich gegen den Vietnamkrieg Stellung zu beziehen.6 Aus SESPA 
ging wenig später SftP hervor.7 Besonders in den Anfangsjahren sorgte SftP 
mit spektakulären Störaktionen bei Meetings der American Association for 
the Advancement of Science für Furore.8

Programmatisch knüpfte SftP an die Tradition marxistischer Wissen-
schaftler der Nachkriegszeit an.9 Die Mission von SftP war es, den Ein�uss 
der „herrschenden Klasse“ auf das Wissenschaftssystem o�enzulegen, gegen 
Kapitalismus, Rassismus, Imperialismus und Sexismus in der Wissenschaft 
vorzugehen und wissenschaftliches Wissen zu demokratisieren. Mitglieder 
von SftP teilten die Überzeugung, dass wissenschaftliches Wissen nicht von 
den politischen Interessen und Werten jenes Systems zu trennen sei, in dem 
es entstand. Wissenschaft war ihnen zufolge also keineswegs neutral oder 
objektiv, sondern ein genuin politisches Phänomen. Solange das Wissen-
schaftssystem in der Hand des kapitalistischen „Establishment“ bleibe, so 

6 Vgl. Charles Schwartz u.a., Announcing the Formation of a New Organization of 
Scientists Dedicated to Vigorous Social and Political Action, o. O. 1969. Zur Ge -
schichte von SftP vgl. Kelly Moore, Disrupting Science. Social Movements, Amer-
ican Scientists, and the Politics of the Military, 1945–1975, Princeton 2009; Sigrid 
Schmalzer/Daniel Chard/Alyssa Botelho (Hrsg.), Science for the People. Documents 
from America’s Movement of Radical Scientists, Boston 2018; Alyssa Botelho, �e 
Insights of Radical Science in the CRISPR Gene-Editing Era. A History of Science 
for the People and the Cambridge Recombinant DNA Controversy, in: Science as 
Culture (7. 6. 2019), S. 1–33, doi.org/10.1080/09505431.2019.1623190.

7 Das britische Pendant zu SftP war die British Society for Social Responsibility 
in Science (BSSRS), deren Gründungspräsident Maurice Wilkins (1916–2004) 
war. Vgl. Hillary Rose, �e Radicalisation of Science. Ideology of/in the Natural 
Sciences, London 1976.

8 Moore, Disrupting Science, S. 158–169.
9 Zum Ein�uss des Marxismus auf die Radical-Science-Bewegung und frühen 

Science Studies vgl. Helena Sheehan, Marxism and Science Studies. A Sweep 
�rough the Decades, in: International Studies in the Philosophy of Science 21 
(2007) 2, S. 197–210.
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die Überzeugung, werde es Wissen generieren, das den Interessen dieser Elite 
zugutekomme. Richtete sich die Kritik von SftP zunächst gegen den Military 
Industrial Complex und mit ihm gegen das Jason Program, so rückten ab 
Mitte der 1970er Jahre die �emen Gentechnik, Biomedizin, Public Health 
und Ökologie in den Fokus der Organisation.10 

Um das Wissenschaftssystem zu reformieren, folgte SftP einem Grass-
roots-Ansatz: Die Organisation etablierte ein dichtes Netz aus lokalen Grup-
pen, die Demonstrationen, Proteste, Diskussionsforen und Petitionen orga-
nisierten, Workshops und Teach-Ins für die lokale Bevölkerung anboten und 
über Missstände im Wissenschaftssystem berichteten.11 Die Ortsgruppen 
teilten sich wiederum in thematisch verfasste Untergruppen auf, die sich im 
Laufe der Zeit umbenannten, aufteilten oder zusammenschlossen. Innerhalb 
des Netzwerks von SftP spielte die Bostoner Ortsgruppe eine zentrale Rolle, 
weil sie seit 1971 die gleichnamige Zeitschrift herausgab und etliche renom-
mierte Harvard- und MIT-Professor:innen zu ihren Mitgliedern zählten, u. a. 
Jon Beckwith (geb. 1935), Stephen Jay Gould (1941–2002), Ruth Hubbard 
(1924–2016), Richard Lewontin (1929–2021), Richard Levins (1929–2021) 
und Freda Salzman (1927–2016). Ein Spezi�kum der Aktivitäten von SftP 
in der Boston Area war der Fokus auf biologische bzw. biomedizinische �e-
men und Debatten. Hier stachen die Sociobiology Study sowie Genetics 
and Society Group hervor, die später in Genetic Engineering Group umbe-
nannt wurde.12 Im folgenden Abschnitt nähern wir uns dem Aktivismus der 
Harvard-Biolog:innen aus einer theoretischen Perspektive an.

Wissen(schaft), Aktivismus und Öffentlichkeit

Wissenschaft und Aktivismus – für viele sind dies zwei unvereinbare Kate-
gorien, sie dennoch zusammenzuführen ist für manche gar eine Provokation. 
Blickt man jedoch zurück in die 1970er Jahre, so gehörte es für viele Wissen-
schaftler:innen quasi zum guten Ton, auch als Aktivist:innen tätig zu sein 
und als solche wahrgenommen zu werden. Und auch heute – in Zeiten von 

10 Moore, Disrupting Science, S. 169–172. Das Jason Program bestand aus Physi-
kern und Ingenieuren, die die US-Regierung und den US-Geheimdienst zu militä-
rischen und Sicherheitsfragen beriet.

11 SftP Flyer (1975), Recombinant DNA History Collection, MIT Libraries, Distinc-
tive Collections, Box 37: Miscellaneous Documents.

12 Vgl. Moore, Disrupting Science, S. 158–169.
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Klimawandel, Fake News und künstlicher Intelligenz – scheint die Frage, 
ob Wissenschaftler:innen zugleich Aktivist:innen sein dürfen oder nicht, 
aktueller denn je. Daher verwundert es kaum, dass das historische Verhältnis 
von Wissenschaft und Aktivismus in den letzten Jahren stärker in den Fokus 
der Zeit- und Wissenschaftsgeschichte gerückt ist.13 Wie jüngere Arbeiten 
zeigen, entwickelte sich der moderne Wissenschaftsbegri� mit seinen episte-
mischen Tugenden von Objektivität, Neutralität und Interessenlosigkeit in 
enger Wechselwirkung mit einem aktivistischen Wissenschaftsverständnis, 
das darauf abzielte, alternative Formen der Wissensproduktion zu erschlie-
ßen und hegemoniale Deutungsansprüche durch ein „Gegenwissen“ infrage 
zu stellen.14

Lange wurden politisch involvierte Wissenschaftler:innen vor allem in 
zwei Rollen untersucht: zum einen als Expert:innen in der Politikberatung, 
die aufgrund ihrer Expertise politische Entscheidungsprozesse mit prägten,15

zum anderen als Public Intellectuals, die das Zeitgeschehen in Schrift und Wort 
kritisch kommentierten und zu medienwirksamen Figuren avancierten.16 We -
niger Beachtung fand hingegen der Typus des Wissenschaftler-Aktivisten, der 
sich in den 1970er Jahren in den USA und Westeuropa herausbildete. Hierzu 
zählten Wissenschaftler:innen, die sich zugleich als Aktivist:innen verstan-
den, in linken Gruppen wie Science for the People aktiv waren und sich für 
eine humane, demokratische Wissenschaft einsetzten. Ausgehend von einer 
machtkritischen Haltung verstanden sie sich nicht als Vertreter, sondern als 

13 Vgl. neben diesem Sammelband sowie der Tagung, auf die er zurückgeht, die 
Special Issue der NTM Zeitschrift für Geschichte der Wissenschaften, Tech-
nik und Medizin 30 (2022) 4 zu „Scienti�c Political Activism“ und „Gegenwis-
sen“, das Jahresthema 2023/24 „Aktivismus und Wissenschaft“ des Leibniz-Zen-
trums für Literatur- und Kulturforschung (ZfL) sowie die GWMT-Jahrestagung 
2024 zum �ema „Wissenschaft und Aktivismus: Historische Perspektiven und 
methodologische Herausforderungen der Wissenschafts-, Medizin- und Technik-
geschichte“.

14 Vgl. Nils Güttler u. a., Die Debatte über Wissenschaft und Aktivismus ist älter 
als die Klimakrise, in: Neue Zürcher Zeitung, 5. 3. 2024, https://www.nzz.ch/
meinung/debatte-ueber-wissenschaft-und-aktivismus-ist-aelter-als-die-klimak-
rise-ld.1777131 [9. 2.2026].

15 Vgl. Stefan Fisch/Wilfried Rudlo� (Hrsg.), Experten und Politik. Wissenschaft-
liche Politikberatung in geschichtlicher Perspektive, Berlin 2004; Elke Seefried, 
Experten für die Planung? „Zukunftsforscher“ als Berater der Bundesregierung, 
1966–1972/73, in: Archiv für Sozialgeschichte 50 (2010), S. 109–152.

16 Vgl. Declan Fahy/Bruce V. Lewenstein, Scientists in Popular Culture. �e Making 
of Celebrities, in: Massimiano Bucci/Brian Trench (Hrsg.), Routledge Handbook 
of Public Communication of Science and Technology, London 2014, S. 83–96.
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Kritiker des „scienti�c establishment“ und lehnten die enge Ver�echtung von 
Wissenschaft, Politik, Militär und Rüstungsindustrie der Nachkriegsjahre 
ab.17

Jüngere Arbeiten nehmen genau diesen Wissenschaftlertypus in den 
Blick: Mit dem Konzept des „Scienti�c Political Activism“ versuchen Pascal 
German, Monika Wulz und Lukas Held das komplexe Verhältnis von Wis-
senschaft und Aktivismus analytisch zu fassen.18 Der Begri� zielt nicht allein 
auf das Engagement von Wissenschaftler:innen in sozialen Bewegungen oder 
auf alternative Formen der Wissensproduktion im Sinne eines Gegenwissens. 
Er umfasst das gesamte Spektrum der „gesellschaftspolitischen Intervention“ 
von Wissenschaftler:innen unabhängig davon, ob diese in herrschaftskriti-
scher oder herrschaftsstabilisierender Absicht, inner- oder außerhalb sozialer 
bzw. politischer Bewegungen erfolgt. Was diese Form des Aktivismus von 
anderen unterscheidet, ist die „Mobilisierung von Wissenschaft als politische 
Strategie“.19

Die soziopolitischen Veränderungen in den USA und Westeuropa in den 
1970er Jahren ebneten den Weg für den neuen Typus des Wissenschaftler-
Aktivisten: Der liberale Konsens der Nachkriegsjahre und mit ihm die Vorstel-
lung, dass Wissenschaft ein Garant für Freiheit, Fortschritt und Demokratie 
sei, begann zu bröckeln.20 Der Fortschrittsoptimismus und die technokra-
tische Planungseuphorie der frühen Nachkriegsjahre wichen einer Wissen-
schaftsskepsis und einem Vertrauensverlust in die Politik, zusätzlich geschürt 
durch die Watergate-A�äre Mitte der 1970er Jahre.

Jon Agar fasste die Veränderungsprozesse im Wissenschaftssystem seit 
den 1960er Jahren in drei parallelen Wellen, die sich vor allem für den angel-
sächsischen Raum ausmachen lassen: Zum einen vermehrte sich in den 
1960er Jahren die Anzahl wissenschaftlicher Expert:innen, die ihren Dis-
sens nicht mehr hinter verschlossenen Türen, sondern in der Ö�entlichkeit 
und den Medien austrugen. Zum anderen stiegen soziale Bewegungen wie 

17 Zur Kritik an der Ver�echtung von Universität, Politikberatung und Militärfor-
schung im Kalten Krieg vgl. Sarah Bridger, Scientists at War. �e Ethics of Cold 
War Weapon Research, Cambridge (MA) 2015.

18 Pascal Germann/Lukas Held/Monika Wulz, Scienti�c Political Activism  – eine 
Annäherung an das Verhältnis von Wissenschaft und politischem Engagement seit 
den 1960er Jahren, in: NTM 30 (2022) 4, S. 435–438.

19 Ebenda, S. 437.
20 Daniel T. Rodgers beschreibt die Au�ösung und Zersplitterung gemeinsamer 

Werte, Überzeugungen und Identitäten in den USA in seinem Buch: Age of Frac-
ture, Cambridge (MA) 2012.
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die Friedens- und Umweltbewegung zu ö�entlichen Kritikern von Wissen-
schaft und Technik auf, wobei Forscher:innen mitunter selbst als Wortführer 
dieser Bewegungen auftraten und Universitäten ein Forum für wissenschaft-
liche Kontroversen boten. Die Bedingungen der Wissensproduktion wurden 
selbst zum Gegenstand politischer Debatten, insbesondere das von der linken 
„counterculture“ kritisierte „scienti�c establishment“. Infolgedessen entstan-
den in Europa und den USA unabhängige Forschungsinstitute, etwa im Be -
reich der Umweltwissenschaften. Drittens nahm der Ein�uss von Marktinte-
ressen auf die Forschung, vor allem auf die Lebenswissenschaften, deutlich zu, 
eine Entwicklung, die sich in der Kommerzialisierung von molekularbiolo-
gischen Technologien wie der rekombinanten DNA niederschlug.21

Das Verhältnis von Wissenschaft und Aktivismus erfordert auch eine 
Auseinandersetzung mit dem Ö�entlichkeitsbegri�. Politisch aktive Wissen-
schaftler:innen, wie die eingangs genannten Harvard-Biologen, richteten 
sich mit ihren Publikationen, Aufrufen und Protestaktionen an verschiedene 
Ö�entlichkeiten, die zwischen wissenschaftlichen und populärwissenschaft-
lichen, zwischen lokalen, nationalen und internationalen Bezügen oszillierten. 
Wissenschaft und Ö�entlichkeit sind dabei keine klar voneinander abzugren-
zende Entitäten, im Gegenteil: Ihre Grenzen und Berührungspunkte werden 
von ihren Akteur:innen immer wieder neu ausgehandelt.22

Um die Rolle der Ö�entlichkeit in dieser Beziehungsgeschichte genauer 
zu fassen, schlagen Sybilla Nikolow und Arne Schirrmacher ein Modell 
„gestufter Teilö�entlichkeiten“ vor.23 Dieses Modell orientiert sich an Lud-
wik Flecks Typologie der „denksozialen Formen“ der Wissensvermittlung, die 
zwischen Zeitschriftenwissenschaft, Hand- und Lehrbuchwissenschaft sowie 
Populärwissenschaft unterscheidet.24 Mit dem Begri� der Fachwissenschaft 
verweisen Nikolow und Schirrmacher auf die Kommunikation innerhalb 
einer Disziplin, wie sie etwa in Fachzeitschriften oder auf Fachkonferenzen 
statt�ndet. Die Fachö�entlichkeit beschreibt die Ö�entlichkeit der Wissen-

21 Jon Agar, What happened in the Sixties?, in: British Journal for the History of 
Science 41 (2008) 4, S. 567–600.

22 Sybilla Nikolow/Arne Schirrmacher, Das Verhältnis von Wissenschaft und Ö�ent-
lichkeit als Beziehungsgeschichte, in: dies. (Hrsg.), Wissenschaft und Ö�entlich-
keit als Ressourcen füreinander. Studien zur Wissenschaftsgeschichte im 20. Jahr-
hundert, Frankfurt a. M./New York 2011, S. 14–18.

23 Ebenda, S. 27–31.
24 Ludwik Fleck, Entstehung und Entwicklung einer wissenschaftlichen Tatsache. 

Einführung in die Lehre vom Denkstil und Denkkollektiv, Frankfurt a.M. 1980 
(1935), S. 146–152.
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schaft, also jenes Wissen, das in Lehrbüchern, Universitäten, Akademien und 
sonstigen Forschungseinrichtungen für den Nachwuchs kommuniziert wird. 
Eine weitere Abstufung ist die wissenschaftlich interessierte Ö�entlichkeit, 
die sich in populärwissenschaftlichen Medien über aktuelle Wissenschafts-
themen informiert. Als die von der Fachdisziplin entfernteste Stufe klassi�zie-
ren Nikolow und Schirrmacher die breite Ö�entlichkeit.25 Wie sich aus dem 
lokalen Aktivismus in der Boston Area (trans-)nationale Debatten in dieser 
Ö�entlichkeit entwickelten, zeigen wir auf den folgenden Seiten. 

Vom lokalen Aktivismus zur (trans-)nationalen Debatte 

Der Bostoner Ortsgruppe von SftP gelang es ab Mitte der 1970er Jahre, ö�ent-
liche Debatten aus dem lokalen Kontext heraus anzustoßen, die national wie 
transnational geführt wurden. Am Beispiel der lokalen Auseinandersetzungen 
um das XYY-Syndrom, rekombinante DNA und Soziobiologie werden wir 
zeigen, wie diese zum Ausgangspunkt für weitreichende Debatten um wissen-
schaftliche Verantwortung, ö�entliche Partizipation, Medizinethik, Patien-
tenrechte und Consent wurden. In ihrer Kritik rekurrierten die Akteure auf 
bekannte Topoi wie den „technological �x“ oder die „self-ful�lling prophecy“, 
um den ethischen, politischen und sozialen Implikationen von Wissenschaft 
Nachdruck zu verleihen.

XYY, Stigma und selbsterfüllende Prophezeiung

Was ist die Ursache von Kriminalität? Warum neigen manche Menschen zu 
gewalttätigem Verhalten, andere nicht? Ist dieses Verhalten angeboren oder 
erlernt? Mit diesen Fragen setzten sich die Anthropologie, Psychologie, Krimi-
nologie und Verhaltensforschung seit Cesare Lombroso auseinander, der mit 
seiner �eorie des geborenen Verbrechers (L’uomo delinquente) berühmt wur-
de.26 Seit den späten 1960er Jahren wurden auch genetische Erklärungsmuster 
für Kriminalität herangezogen, allen voran die XYY-�eorie. Diese besagte, 
dass Männer mit einem zweiten Y-Chromosom dazu tendieren, antisoziales, 

25 Nikolow/Schirrmacher, Wissenschaft und Ö�entlichkeit, S. 27–31.
26 Zur Geschichte der Kriminologie in Deutschland vgl. Peter Becker, Verderbnis und 

Entartung. Eine Geschichte der Kriminologie des 19. Jahrhunderts als Diskurs und 
Praxis, Göttingen 2002; Richard F. Wetzell, Inventing the Criminal. A History of 
German Criminology, Chapel Hill/London 2000. 
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aggressives oder gar kriminelles Verhalten aufzuweisen. Erstmals wurde ein 
Mann mit einem zweiten Y-Chromosom in einer Studie von Sandburg u. a. 
erwähnt, die 1961 im Lancet erschien.27 Im Dezember 1965 verö�entlichte 
Patricia Jacobs in Nature den Aufsatz „Aggressive Behaviour, Mental Sub-
Normality and the XYY Male“, der den Auftakt zur XYY-Debatte setzte. Die 
Forscherin entdeckte in einer psychiatrischen Strafvollzugsanstalt im schot-
tischen Carstairs ungewöhnlich viele Männer mit einem zweiten Y-Chromo-
som. Ob es tatsächlich einen Zusammenhang zwischen einem zusätzlichen 
Y-Chromosom und einer erhöhten Aggressivität von Männern gebe, hielt 
Jacobs für fraglich: „At present, it is not clear whether the increased frequency 
of XYY males found in this institution is related to their aggressive behaviour 
or to their mental de�ciency or to a combination of these factors. We are 
attempting to elucidate this problem.“28 Da die Zytogenetik zu diesem Zeit-
punkt noch ein Schattendasein innerhalb der biomedizinischen Forschung 
führte, gri�en die Autor:innen auf ein publikumswirksames kriminologisches 
Vokabular zurück, um eine möglichst breite Leserschaft anzusprechen.29

Der Zusammenhang von Chromosomenabweichungen, psychischen Er -
krankungen und aggressivem Verhalten wurde in zahlreichen weiteren klini-
schen Studien erforscht. Während die klinischen Forschungen die Carstairs-
Studie von 1965 teilweise bestätigten, widersprachen sie ihr in großen Teilen 
aber auch. Court Brown, Leiter einer Forschungsgruppe in Edinburgh, hielt 
die Entdeckung der „XYY males“ für die wichtigste Entdeckung der humanen 
Zytogenetik und für einen wirkmächtigen Hebel („lever“), um die mensch-
liche Verhaltensgenetik zu erforschen.30 Wie Soraya de Chadarevian betont, 
gingen diese Studien von zwei unhinterfragten Prämissen aus: erstens, dass 
das Y-Chromosom – bekannt als das „männliche“ Chromosom – zu einem 
„hypermännlichen“ Verhalten beitrage und verantwortlich für Verhaltenswei-
sen wie Aggressivität sei, und zweitens, dass ein zusätzliches Chromosom zu 
einer Überperformance und nicht etwa zu einer Instabilität führe (wie im 
Falle des Downsyndroms).31

27 A.A. Sandberg u. a., An XYY Human Male, in: Lancet 2 (1961) 7200, S. 488 f.
28 Patricia Jacobs, Aggressive Behaviour, Mental Sub-Normality and the XYY-Male, 

in: Nature 208 (1965) 5017, S. 1351 f.
29 Jeremy Green, Media Sensationalism and Science, in: Terry Shinn/Richard Whit-

ley (Hrsg.), Expository Science. Forms and Functions of Popularisation, Dordrecht/
Boston/Lancaster 1985, S. 155.

30 Soraya de Chadarevian, Heredity under the Microscope. Chromosomes and the 
Study of the Human Genome, Chicago/London 2020, S. 89.

31 Ebenda, S. 87.
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Das XYY-Syndrom gewann an Prominenz, als Strafverteidiger vor Gericht 
auf Strafminderung für ihre Mandanten plädierten, weil deren gewalttätiges 
Verhalten angeblich auf ein zweites Y-Chromosom zurückzuführen sei. Das 
wohl bekannteste Beispiel war der US-amerikanische Serienmörder Richard 
Speck, der im Juli 1966 acht Krankenschwestern in einem Chicagoer Schwes-
ternwohnheim brutal ermordete und angeblich ein zweites Y-Chromosom auf-
wies.32 Specks Diagnose als XYY „supermale“ stellte sich später als eine Falsch-
meldung der Presse heraus.33 Doch bereits vor der medialen Berichterstattung 
über das „criminal chromosome“ trugen Genetiker selbst zur Scha�ung des 
XYY-Mythos bei, wie Jeremy Green mit Blick auf die Verhaltensgenetik der 
1960er Jahre betont.34 Damit widerspricht Green einer kulturpessimistischen 
Deutung von Popularisierung, derzufolge wissenschaftliches Wissen – sobald 
es in die Hände der Journalisten gerät – ver�acht oder gar verfälscht wird. 

Die Boston Area entwickelte sich zum Zentrum der damaligen „XYY 
debate“. Der in Harvard lehrende Kinderpsychiater Stanley Walzer startete 
1968 zusammen mit Park Gerald, Professor für Pädiatrie an der Harvard 
Medical School, das Chromosome Screening Project am Boston Hospital for 
Women, einem Lehrkrankenhaus der Harvard University.35 Die Langzeitstu-
die testete männliche Neugeborene auf ein zweites Y-Chromosom hin und 
beobachtete (im Falle eines positiven Bluttests) deren Entwicklung über einen 
längeren Zeitraum hinweg. Teil des Programms waren auch therapeutische 
Maßnahmen wie die psychologische Beratung und Hormonbehandlung in 
Form antiandrogener Mittel. Walzer war Experte auf dem Gebiet der Chro-
mosomenabweichungen und hatte bereits zuvor Chromosomen von Babys 
und deren Abweichungen (XYY und XXY) studiert. Um die Chromosomen 
der Neugeborenen zu testen, führte Walzer Bluttests durch, ohne die Eltern 
vorab über die Screenings aufzuklären. Zwar unterschrieben die Eltern eine 
Einwilligungserklärung, doch sie wurden nicht über Sinn und Zweck der Stu-
die unterrichtet. 

Die Genetic Engineering Group (später Genetics & Society Group), die 
sich als Untergruppe von SftP formiert hatte, erfuhr im Januar 1974 von 
dem umstrittenen Screening-Programm in Boston. Die Gruppe versuchte 

32 Dirk Elseviers, XYY. Fact or Fiction? in: SftP 6 (1974) 5, S. 22–24.
33 Tabitha M. Powledge, How not to Study Violence, in: Willard Gaylin/Ruth Mack-

lin/Tabitha M. Powledge (Hrsg.), Violence and the Politics of Research, New York 
1981, S. 49–140, hier S. 93; Chadarevian, Heredity under the Microscope, S. 95.

34 Green, Media Sensationalism and Science, S. 145 f.
35 Chadarevian, Heredity under the Microscope, S. 100.
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zunächst über wissenschaftsinterne Mechanismen zu intervenieren, indem 
sie sich mit der Commission of Inquiry an der Harvard Medical School in 
Verbindung setzte und eine Beschwerde gegen Walzers Studie einreichte. 
SftP kritisierte, dass die Studie die Consent-Anforderungen nicht erfülle, 
Jungen mit einem zweiten Y-Chromosom stigmatisiere und die Gefahr einer 
selbsterfüllenden Prophezeiung mit sich bringe. Ebenso befürchtete man, 
dass die XYY-�eorie Argumente für Rassismus liefere, da in US-Strafvoll-
zugsanstalten übermäßig viele Schwarze Männer vertreten waren. Für den 
Mikrobiologen und SftP-Aktivisten Dirk Elseviers war es kein Zufall, dass 
gerade zu dieser Zeit solche Studien �orierten. Im SftP Magazine schrieb er 
im September 1974: „�e wave of XYY studies is not an isolated incident of 
bad science but rather a re�ection of a general political and social-economic 
climate. More and more we �nd that pseudo-science is being used to explain 
away social problems.“36

Enttäuscht darüber, dass das Screening-Programm trotz wiederholter 
Interventionen von SftP fortgeführt wurde, beschlossen einige Mitglieder, mit 
dem Fall an die Ö�entlichkeit zu gehen. Jon Beckwith und sein Kollege Jona-
than King (MIT) nutzten Kontakte zu Journalist:innen und populärwissen-
schaftlichen Zeitschriften, um die Bostoner XYY-Debatte landesweit bekannt 
zu machen. Nachdem sie Kontakt zu Graham Chadd, dem US-amerikani-
schen Herausgeber des New Scientist, aufgenommen hatten, verö�entlichten 
sie dort am 14. November 1974 den Artikel „�e XYY Syndrome: A Danger-
ous Myth“.37 Ausführlich setzten sich die Autoren mit methodischen Fehlern 
der bisherigen XYY-Studien auseinander. Um verlässliche Aussagen über das 
kausale Verhältnis von XYY und aggressivem Verhalten tre�en zu können, 
hätten jene Studien, die an Gefängnisinsassen durchgeführt wurden, auf eine 
entsprechende Kontrollgruppe aus der allgemeinen Bevölkerung zurückgrei-
fen müssen. Zudem ignorierten die meisten XYY-Studien den sozioökonomi-
schen Hintergrund der untersuchten Männer, ihre Sozialisation und Inter-
aktion mit der Umwelt.38 Auf Grundlage dieser kritischen Anmerkungen 
fragten die Autoren: „Isn’t it time that we stopped wasting society’s resources 
on poorly conceived and ideologically in�uenced studies on the genetic basis 
of anti-social behavior and, instead, concentrated on changing the social and 

36 Elseviers, XYY. Fact or Fiction? S. 23.
37 Jon Beckwith/Jonathan King, �e XYY Syndrome. A Dangerous Myth, in: New 

Scientist 14 (1974) 923, S. 474–476; Powledge, How not to Study Violence, S. 108 f.
38 Beckwith/King, �e XYY Syndrome, S. 474 f.
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economic structure which generated most of these problems?“39 Mit dem Ver-
weis auf „ideologically in�uenced studies“ stellten die Autoren die Vorstellung 
einer objektiven, neutralen und wertfreien Wissenschaft gezielt infrage. 

Besonders betonten Beckwith und King, dass die XYY-�eorie eine „self-
full�lling prophecy“ darstelle: Werde bei einem Jungen ein zweites Y-Chro-
mosom entdeckt, bestehe die Gefahr, dass sein Verhalten allein auf Gewalt 
und Aggressivität hin gedeutet werde. Das komme einer negativen Vorhersage 
gleich, die das Verhalten der Eltern gegenüber dem Kind beein�usse und sich 
dadurch selbst erfülle.40 Jonathan King nutzte seinen Kontakt zu Jane Brody, 
einer Reporterin der New York Times, um eine der ein�ussreichsten Tages-
zeitungen des Landes auf die Bostoner A�äre aufmerksam zu machen. Am 
15. November 1974 berichtete Brody in einer ausführlichen Reportage über 
die Bostoner XYY-Debatte und die Versuche von SftP, ein Ende des Scree-
ning-Programms herbeizuführen.41

Daneben versuchte SftP, Studierende und Forschende der Harvard Med-
ical School gegen Walzers Studie zu mobilisieren. Am 23. Januar 1975 ver-
anstaltete die Genetic Engineering Group ein Diskussionsforum unter dem 
Titel „XYY – Why?“ In den folgenden Wochen sammelte die Gruppe über 
160 Unterschriften für eine Petition, die die Einstellung des Screening-Pro-
gramms forderte und der Fakultät vorgelegt wurde.42 Auf Drängen von SftP 
hin wurde das Screening-Programm in verschiedenen Gremien der Harvard 
Medical School diskutiert, insbesondere im Committee on Medical Research 
unter der Leitung des in Harvard lehrenden Psychiaters Dana Farnsworth. 
Zudem nahm sich das neu gegründete Committee on Human Studies des 
�emas an. Die Diskussion drehte sich zum einen um die intransparente und 
mangelnde Aufklärung der Eltern, bevor diese die Einwilligungserklärung 

39 Ebenda, S. 474.
40 Ebenda, S. 476. Das Konzept der selbsterfüllenden Prophezeiung geht auf den 

amerikanischen Soziologen Robert K. Merton zurück. In seinem gleichnamigen 
Aufsatz von 1948 beschrieb Merton die „self-ful�lling prophecy“ als eine Fehlein-
schätzung, die eine Kettenreaktion in Gang setzt. Nachdem Merton den Neologis-
mus geprägt hatte, etablierte sich dieser zunächst als analytisches Konzept in den 
Sozialwissenschaften und sickerte später in den populärwissenschaftlichen Dis-
kurs ein.

41 Jane Brody, Scientists’ Group Terms Boston Study of Children with Extra Sex 
Chromosome Unethical and Harmful, in: New York Times, 15.11. 1974; Powledge, 
How Not to Study Violence, S. 109. Bereits einen Tag später, am 16. November, er -
schien ein weiterer Beitrag im Boston Globe.

42 Genetic Engineering Group, �e XYY Controversy Continued, in: SftP 7 (1975) 4, 
S. 30.
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unterschrieben; zum anderen diskutierte man den problematischen Umgang 
Walzers mit einer XYY-Diagnose. War es angebracht, Eltern auf eine poten-
ziell erhöhte Aggressionsbereitschaft ihres Kindes hinzuweisen, wenn es kaum 
Evidenz für diesen Zusammenhang gab? Obwohl Farnsworth der Fakultät 
versicherte, dass sein Komitee hinter der Langzeitstudie stand, kursierten 
intern Gerüchte, dass die Zahl der Kritiker deutlich höher war.43 In Anspie-
lung auf die Watergate-A�äre bezeichnete die Genetic Engineering Group 
diesen Vorfall als „Harvard’s Watergate“.44 Denn einige Fakultätsmitglieder 
hätten sich nicht getraut, sich der Kritik von SftP o�en anzuschließen: „It 
became clear from these discussions that the hospitals exist as totalitarian �ef-
doms“, hieß es im Bericht der Genetic Engineering Group.45

Nach wiederholten Protesten von SftP und dem 1973 gegründeten Chil-
dren Defense Fund in Washington D.C. beschloss Walzer anderthalb Jahre 
später, seine Langzeitstudie vorzeitig zu schließen.46 Als Grund für seine Ent-
scheidung gab Walzer die „emotionally exhausting atmosphere“ an, die SftP 
durch angebliche Drohanrufe und persönliche Beleidigungen gescha�en 
habe.47 In einem Leserbrief wies Beckwith diese Vorwürfe mit Verweis auf die 
Haltung von SftP zurück: „Science for the People is an organization that is 
striving to contribute to the building of a new, more humane society, in which 
science will serve all the people and will be used to oppress none. […] �ere-
fore, to accuse us of making threatening or harassing telephone calls to any-
one is serious distortion of the principles of our organization.“48

Was als Aktivismus in der Boston Area begann, weitete sich bald zu einer 
national geführten Debatte um Wissenschaftsethik, Verantwortung und 
Patientenrechte aus: Ist es ethisch vertretbar, genetische Abweichungen oder 
Defekte zu Studienzwecken o�enzulegen? Dürfen Eltern über den Kopf ihrer 
Kinder hinweg entscheiden, dass diese an solchen Studien teilnehmen? Sollte 
menschliches Verhalten wie Aggression oder Kriminalität auf genetische 

43 Barbara Culliton, XYY. Harvard Researcher under Fire Stops Newborn Screening, 
in: Science 188 (1974) 4195, S. 1285.

44 Genetic Engineering Group, �e XYY Controversy Continued, S. 31.
45 Ebenda, S. 31.
46 Richard Roblin, �e Boston XYY Case, in: Hastings Center Report 5 (1975) 4, 

S. 5–8. Der Children Defence Fund (CDF) wurde 1973 von Marian Wright Edel-
man als Non-Pro�t-Organisation gegründet. Der CDF setzt sich für die Rechte von 
Kindern ein, fördert Bildungsprogramme und kämpft gegen Kinderarmut. 

47 Ebenda, S. 5.
48 Jon Beckwith, Who Was Wronged in XYY? in: Hastings Center Report 11 (1981) 

2, S. 45.
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Faktoren zurückgeführt werden? Ein Artikel von Barbara Culliton, der im 
November 1974 in Science erschien, war überschrieben: „Patients’ Rights: 
Harvard is Site of Battle over X and Y Chromosomes“.49 Die Debatte um Patien-
tenrechte und Consent �el mit staatlichen Bemühungen zusammen, den 
Schutz von Patienten bei medizinischen Studien auszuweiten, nachdem die 
rassistische und menschenunwürdige Vorgehensweise staatlicher Stellen bei 
der Tuskegee-Syphilis-Studie (1932–1972) ans Tageslicht gekommen war. Bei 
dieser vom Public Health Service durchgeführten Langzeitstudie wurde fast 
vierhundert Schwarzen Männern, die sich mit Syphilis in�ziert hatten, eine 
Behandlung vorenthalten, um den natürlichen Verlauf der Geschlechtskrank-
heit zu studieren.50

Beckwith, King und ihre Genetic Engineering Group versuchten verschie-
dene Teilö�entlichkeiten zu erreichen, indem sie Beiträge und Leserbriefe 
in unterschiedlichen Printmedien – Science, Nature, BioScience, Psychology 
Today, New Scientist, Hastings Center Report und dem hauseigenen Journal 
Science for the People – verö�entlichten.51 Während sie in Science und Nature
eine naturwissenschaftliche Fachö�entlichkeit im engeren Sinne erreichten, 
sprachen sie im New Scientist ein populärwissenschaftliches Publikum an. 
Der Hastings Center Report wiederum adressierte ein interdisziplinäres, an 
medizinethischen Fragen interessiertes Publikum, u. a. Medizinrechtler:in-
nen und -ethiker:innen, Lebenswissenschaftler:innen, Philosoph:innen und 
Public-Health-Expert:innen.52 Darüber hinaus nahm Beckwith 1978/79 an 
zwei vom Hastings Center organisierten Konferenzen teil, auf denen die ethi-
schen Implikationen genetisch-deterministischer Erklärungen von (krimi-
nellem) Verhalten diskutiert wurden. Um die Debatte inhaltlich zu rahmen 
und einem breiteren Publikum zugänglich zu machen, bediente er sich eines 
Konzepts, das im populärwissenschaftlichen Diskurs bereits fest etabliert 
war: die selbsterfüllende Prophezeiung. Diese rhetorische Strategie stellte sich 
als wirksam heraus, wie sich anhand der Debatte um rekombinante DNA 
zeigen lässt. 

49 Barbara Culliton, Patents’ Rights. Harvard is Site of Battle over X and Y Chromo-
somes, in: Science 186 (1974) 4165, S. 715–717.

50 Chadarevian, Heredity under the Microscope, S. 102.
51 Fred Ausubel/Jon Beckwith/Kaaren Janssen, �e Politics of Genetic Engineer-

ing, in: Psychology Today 8 (1974) 1, S. 30; Jon Beckwith, Harvard XYY Study, 
in: Science 187 (1975) 4174, S. 298 f.; ders., Who Was Wronged in XYY?, in: �e 
Hastings Center Report 11 (1981) 2, S. 45.

52 Richard Roblin, �e Boston XYY Case, in: Hastings Center Report 5 (1975) 4, 
S. 5–8.
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Rekombinante DNA und „Technological Fix“

Ein weiterer Dorn im Auge der Aktivist:innen von SftP war die rekombi-
nante DNA (rDNA), deren Gefahr für Mensch und Umwelt sich in den frü-
hen 1970er Jahren nur schwer abschätzen ließ. Rekombinante DNA ist ein 
In-Vitro-Verfahren, bei dem Gene bzw. DNA-Moleküle aus einem Organis-
mus herausgeschnitten und in einen Modellorganismus eingeschleust wer-
den, um beispielsweise die Funktionsweise und Wirkung von Genen zu er -
forschen. Auf der (heute legendären) Asilomar-Konferenz im Februar 1975 
diskutierten mehr als 150 Molekularbiologen, Genetiker, Biochemiker und 
Virologen über mögliche Risiken und Gefahren der rDNA und einigten 
sich auf Maßnahmen zur Regulierung der neuen Technologie.53 Die Maß-
nahmen bildeten die Grundlage für die Guidelines der National Institutes 
of Health (NIH), die eine Kombination aus „biological“ und „physical con-
tainment“ vorsahen. Obwohl die Organisator:innen der Asilomar-Konfe-
renz geho�t hatten, die Risikofrage auf eine innerwissenschaftliche Debatte 
eingrenzen zu können, wuchs diese rasch zu einer ö�entlichen heran, in die 
sich Stimmen aus Wissenschaft, Politik, Presse und Oppositionsgruppen ein-
mischten.54

Die wohl bekannteste Kontroverse entbrannte im Sommer 1976 in Cam-
bridge (MA),55 nachdem bekannt geworden war, dass das Molecular Biology 
Department an der Harvard University den Plan verfolgte, zwei Räume zu 
einem P3-Labor für riskante Gentechnikversuche auszubauen. Das Bauvorha-
ben, für das die NIH 500000 US-Dollar bereitstellten, ging auf die Initiative 

53 Zu den wenigen Frauen, die an der Asilomar II-Konferenz teilnahmen, gehörten 
Elena Nightingale (Medizin), Jane Setlow (Genetik), Maxine F. Singer (Bioche-
mie), Artemis Simopoulos (Endokrinologie), Anna Marie Skalka (Virologie/Mole-
kularbiologie).

54 Zur Asilomar-Konferenz und den Folgen vgl. Matthew Cobb, �e Genetic Age. 
Our Perilous Quest to Edit Life, London 2022, S. 62–85; Sheldon Krimsky, 
Genetic Alchemy. �e Social History of the Recombinant DNA Controversy, Cam-
bridge (MA) 1982; Susan Wright, Molecular Politics. Developing American and 
British Regulatory Policy for Genetic Engineering, 1972–1982, Chicago 1994.

55 Zur „Cambridge controversy“ vgl. Botelho, Insights of Radical Science; Cobb, 
�e Genetic Age, S. 86–105; Christo�er Leber, Eine Kontroverse auf Tape: Oral 
History, Zeug:innenschaft und Mythenbildung in der US-amerikanischen Gen-
technikdebatte (1975–1980), in: NTM 33 (2025) 1, S. 29–71; Krimsky, Genetic 
Alchemy, S. 298–309; James Watson/John Tooze, �e DNA Story. A Documen-
tary History of Gene Cloning, San Francisco/Oxford 1981, S. 90–135; Wright, 
Molecular Politics, S. 222 f.
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des Molekularbiologen Mark Ptashne zurück.56 Nachdem der damalige Bür-
germeister von Cambridge Alfred Vellucci durch einen Artikel im Boston 
Phoenix von den Laborplänen erfahren hatte, regte er eine ö�entliche Anhö-
rung im Cambridge City Council an.57Aus einer italienisch-amerikanischen 
Arbeiterfamilie stammend, war Vellucci berüchtigt für seine kritische Hal-
tung gegenüber Harvard.58 Am 23. Juni 1976 – dem Tag der Verö�entlichung 
der NIH Guidelines  – fand die erste ö�entliche Anhörung vor dem City 
Council statt, wo Bürgermeister Vellucci seinen „�air for the dramatic“ unter 
Beweis stellte.59 Die Biolog:innen Marc Ptashne, Maxine Singer, Ruth Hub-
bard und Jonathan King gaben Stellungnahmen für bzw. gegen das Labor ab 
und stellten sich den teils provokanten Fragen Velluccis.

Aus Angst, Vellucci werde die rDNA-Forschung in Cambridge vollends 
verbieten, wandten sich die Nobelpreisträger James D. Watson und Paul Berg 
per Brief an den Bürgermeister.60 Trotz dieser Interventionen verabschiedete 
der Stadtrat von Cambridge am 7. Juli ein halbjähriges Moratorium für sämt-
liche rDNA-Experimente vor Ort. Ergänzend dazu wurde die Gründung 
eines Bürgerkomitees beschlossen, das potenzielle Risiken einschätzen und 
Empfehlungen zum Umgang mit rekombinanter Forschung in Cambridge 
abgeben sollte.61 Ein halbes Jahr später, am 5. Januar 1977, verabschiedete 
Cambridge die erste Verordnung zur Regulierung von rDNA-Experimenten 

56 Cobb, �e Genetic Age, S. 92. Zu den Kosten auch: Interview von Craig Waddell 
mit George Wald, Cambridge (MA), 17. 3.1988, George Wald Papers, Harvard 
University Archives, Box 112, S. 8. Ein P3-Labor muss in Einrichtung und Betrieb 
bestimmten hohen Sicherheitsstandards entsprechen.

57 Charles Gottlieb/Ross Jerome, Biohazards at Harvard, in: Boston Phoenix, 8.6.1976.
58 Aufgrund von Steuerprivilegien, die Harvard in Cambridge (MA) traditionell 

genoss, entstand ein Kon�ikt zwischen Vellucci und der Universität. Vellucci soll 
1974 sogar den Vorschlag eingebracht haben, das Herzstück der Universität, den 
Harvard Yard, in einen ö�entlichen Parkplatz umzuwandeln – ein Vorhaben, mit 
dem er sich seinen Harvard-kritischen Ruf sicherte. Vgl. LaDale Winling, Build-
ing the Ivory Tower. Universities and Metropolitan Development in the Twentieth 
Century, Philadelphia 2018, S. 166.

59 Everett Mendelsohn, „Frankenstein at Harvard“. �e Public Politics of Recombi-
nant DNA Research, in: ders. (Hrsg.), Transformation and Tradition in the Sciences. 
Essays in Honor of I. Bernard Cohen, Cambridge (MA) 1984, S. 324.

60 James Watson an Alfred Vellucci, Cold Spring Harbor, 29. 6.1976, CSHL Archives 
Repository, Reference JDW/2/2/795/83, https://libgallery.cshl.edu/items/show/ 
39466; Paul Berg an Alfred Vellucci, Stanford University, 2. 7. 1976. Paul Berg 
Papers, Stanford University Libraries, Box 15, https://digirepo.nlm.nih.gov/ext/
document/101584580X113/PDF/101584580X113.pdf [beide 21. 5.2025].

61 Botelho, Insights of Radical Science, S. 9.
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in den USA (Biosafety Ordinance).62 Marc Ptashne erhielt damit grünes Licht 
für den Bau seines P3-Labors.63

Der lauteste Protest gegen das geplante P3-Labor ging von der Bostoner 
SftP-Gruppe aus, deren Mitglieder sich zu der schon erwähnten Genetics & 
Society Group zusammenschlossen.64 Vor der ö�entlichen Anhörung in Cam-
bridge am 23. Juni 1976 verteilten SftP-Aktivist:innen einen Flyer mit der 
Überschrift „CAUTION: HARVARD UNIVERSITY MAY BE DANGER-
OUS TO YOUR HEALTH“, auf dem die Risiken der rDNA mit einer nukle-
aren Gefahr gleichsetzt wurden.65 Während der Anhörung protestierten SftP-
Aktivist:innen mit Plakaten wie „Build Wisdom Not Containment“ und „No 
Recombination without Representation“.66 Sie führten Workshops und Teach-
Ins in Cambridge durch, um die lokale Bevölkerung über potenzielle Risiken 
der rDNA aufzuklären.67 Eine Sonderausgabe des SftP-Magazins titelte im 
September 1977 mit der Schlagzeile: „Dealing with Experts: �e Great DNA 
Debate“.68 Im selben Jahr schloss sich SftP mit anderen Gruppen – Friends of 
the Earth, Environmental Defense Fund und Sierra Club – zur Coalition for 
Responsible Genetics zusammen, deren Mission es war, die Ö�entlichkeit über 
die sozialen, ethischen und ökologischen Folgen der Gentechnik aufzuklären.69

Jon Beckwith rekurrierte in seiner Kritik an Gentechnik und rDNA-For-
schung auf den Topos des „technological �x“. Anstelle von Sozial- und Ge -
sundheitsreformen werde die Politik der Zukunft, so die Befürchtung, auf 
technische Lösungen setzen und sämtliche Zivilisationskrankheiten und Gen-
defekte durch künstliche Eingri�e zu beheben versuchen. Wie Sascha Dickel 

62 Krimsky, Genetic Alchemy, S. 307–309.
63 Vgl. Cobb, �e Genetic Age, S. 97; Leber, Eine Kontroverse auf Tape, S. 38.
64 Kostia Bergman, SftP and rDNA. Science for the People’s Involvement, in: SftP 

Magazine 17 (1985) 3, S. 50–53.
65 SftP-Flyer, Jon Beckwith Papers, Countway Library of Medicine, Harvard Medical 

School, H MS c370, Box 31, Fol. II: Gene Manipulation.
66 Cambridge City Council, Public Hearing, order of events, press release, 3. 6. 1976, 

Distinctive Collections, MIT Libraries, https://hdl.handle.net/1721.3/200721 
[9. 2.2026].

67 Vgl. Ankündigung eines Teach-In von SftP am 14. 7.1976 im SftP Newsletter, Jon 
Beckwith Papers, Countway Library of Medicine, Harvard Medical School, H MS 
c370, Box 12, Fol. 15: SftP. Ebenso, vgl. Botelho, Insights of Radical Science, S. 20; 
Cobb, �e Genetic Age, S. 93.

68 SftP Magazine 9 (1977) 5.
69 Wright, Molecular Politics, S. 267. Obwohl Science for the People und Vellucci mit 

ihrer Kritik am geplanten Labor in eine ähnliche Kerbe schlugen, gingen sie kein 
Bündnis ein, da Letzterer seinen Feldzug gegen Harvard v. a. für eigene Wahl-
kampfzwecke nutzte, vgl. Leber, Eine Kontroverse auf Tape, S. 50.
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Abb. 7: Flyer der Bostoner Ortsgruppe von Science for the People (1976). 
Jon Beckwith Papers, Countway Library, Harvard University.
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gezeigt hat, begann der „technological �x“ seine Karriere in der Nachkriegszeit 
zunächst als positiv konnotierter Begri�, bis er zum Topos technikkritischer 
Debatten in den 1970er Jahren wurde.70 Der Reaktorphysiker, Regierungsbera-
ter und Direktor des Oak Ridge National Laboratory Alvin Weinberg, der den 
Begri� prägte, verstand darunter die Transformation eines sozialen, politischen 
oder kulturellen Problems in ein technologisches, wodurch eine Komplexitäts-
reduktion erreicht werde. Dem Konzept lag die normative Prämisse zugrunde, 
dass ein auf technischer Innovation beruhender Lösungsansatz anderen über-
legen sei. Mit seiner Idee vom „technological �x“ kann Weinberg als typischer 
Vertreter des technokratischen Fortschritts- und Planungsoptimismus der frü-
hen Nachkriegszeit gelten. Seit den 1970er Jahren erhielt der „technological �x“ 
einen zunehmend negativen Beigeschmack, stand er doch für einen eindimen-
sionalen, reduktionistischen und mechanischen Lösungsansatz, für eine Schein-
lösung, die soziale, politische und ethische Implikationen ignoriert.71

Der Vorwurf von Jon Beckwith und anderen SftP-Aktivisten, hier werde 
ein „technological �x“ gesucht, zielte auf zwei Aspekte ab: Zum einen kri-
tisierten sie, dass auf der Asilomar-Konferenz die rDNA als rein technisches 
Problem de�niert wurde, wobei ethische, politische, soziale und ökologische 
Folgen ausgeklammert wurden – etwa die Nutzung von Gentechnik für mili-
tärische Zwecke in Form von Biowa�en, die Überschreitung der Artengrenze 
oder eine drohende Ökonomisierung der Lebenswissenschaften. Zum ande-
ren befürchteten sie, dass der „technological �x“ zu einem „genetic �x“ werden 
könne, wenn etwa Eingri�e ins menschliche Genom vorgenommen würden, 
um Erbkrankheiten bzw. genetische Defekte zu beheben (human genetic engi-
neering). Statt Probleme politisch anzugehen, drohe ein Staat der Zukunft, 
auf einen „genetic �x“ zurückzugreifen, um die Verantwortung für soziale 
Ungleichheit, Armut, Kriminalität, Obdachlosigkeit, medizinische Unter-
versorgung und eine de�zitäre Bildungspolitik von sich zu schieben.72

Ausgehend von den lokalen Debatten in der Boston Area um rDNA und 
XYY nutzte Beckwith auch nationale Foren, um vor den Folgen eines „technolo-
gical“ bzw. „genetic �x“ zu warnen. So referierte er etwa auf einem Diskussions-

70 Sascha Dickel, Der ‚Technological Fix‘. Zur Kritik einer kritischen Semantik, in: 
Netzwerk Soziologie der Nachhaltigkeit (Hrsg.), Soziologie der Nachhaltigkeit, 
Bielefeld 2021, S. 273.

71 Sean F. Johnston, Alvin Weinberg and the Promotion of the Technological Fix, in: 
Technology and Culture 59 (2018) 3, S. 620–651.

72 Jon Beckwith, Does the Fault Lie within Our Genes? in: SftP Magazine 9 (1977) 3, 
S. 17.
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forum der National Academy of Science (NAS) im März 1977 über „Present 
and Future Abuses“ der Gentechnik und nahm damit die Gegenposition zu 
dem Nobelpreisträger und prominenten Wegbereiter der rekombinanten DNA 
David Baltimore ein.73 Beckwith nutzte das Forum, um vor dem Ausbau von 
Screening-Programmen zur Identi�kation von genetischen Defekten, etwa in 
Form von Fruchtwasseruntersuchungen, zu warnen: „Let me give you some 
examples of how we may move from the present technological �x to the genetic 
�x, once recombinant DNA techniques have provided the tools.“ Als Beispiele 
nannte er neben dem XYY-Syndrom die minimal brain dysfunction, heute unter 
dem Akronym ADHS bekannt. Ihm zufolge bekamen beinahe eine Million 
amerikanische Schulkinder in den 1970er Jahren aufgrund einer angeblichen 
minimal brain dysfunction Amphetamine verschrieben, anstatt danach zu fra-
gen, ob ihr Verhalten nicht auf überfüllte Schulklassen, überforderte Lehr-
kräfte und veraltete Lehrmethoden zurückzuführen sei.74

Durch die medienwirksamen Auftritte Alfred Velluccis und die lautstar-
ken Proteste von SftP wurde die rDNA-Debatte in Cambridge zur Initialzün-
dung für größere Debatten um Verantwortung, Partizipation und die Demo-
kratisierung von Wissenschaft. Die „Cambridge-Kontroverse“ gilt in der 
Wissenschaftsgeschichte als Modellfall für ö�entliche Partizipation in wissen-
schaftspolitischen Entscheidungen und als Gegenentwurf zur Asilomar-Kon-
ferenz.75 Dorothy Nelkin, eine Wegbereiterin der Science Studies, untersuchte 
anhand der rDNA-Debatte in Cambridge die Rolle von Experten, Aktivismus 
und Ö�entlichkeit in wissenschaftlichen Kontroversen.76 Die Cambridge-
Debatte stand ihr zufolge für einen neuen, ö�entlichen Aushandlungspro-
zess um Werte, Normen und Ziele der Wissenschaft: Wie weit darf Wissen-
schaftsfreiheit gehen? Was bedeutet verantwortungsvolle Wissenschaft? Wer 
soll Wissenschaft regulieren? Und welche Rolle soll dabei die Ö�entlichkeit 
spielen?77 So hitzig die Debatte um mögliche Gefahren der rDNA Mitte der 

73 Jon Beckwith, Present and Future Abuses, in: Research with recombinant DNA. 
An Academy Forum, March 7–9, 1977, Washington D.C. 1977, S. 237–239.

74 Ebenda, S. 239.
75 Vgl. Botelho, Insights of Radical Science, S. 3; Benjamin J. Hurlbut, Remember-

ing the Future. Science, Law and the Legacy of Asilomar, in: Sheila Jasano�/Sang-
Hyun Kim (Hrsg.), Dreamscapes of Modernity. Sociotechnical Imaginaries and 
the Fabrication of Power, Chicago 2015, S. 126–151.

76 Dorothy Nelkin, �reats and Promises. Negotiating the Control of Research, in: 
Daedalus 191 (1978) 2, S. 191–210.

77 Ebenda, 191 f.
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1970er Jahre geführt wurde, so schnell klang sie auch wieder ab. Ganz anders 
lag der Fall bei der Soziobiologie. 

Soziobiologie und die Wiederkehr des „biologischen Determinismus“

Während es in den vorherigen Auseinandersetzungen um konkrete biomedizi-
nische Forschung – umstrittene Labore, Langzeitstudien und Screening-Pro-
gramme – ging, war der Auslöser der im Folgenden skizzierten Kontroverse 
eine lediglich angedachte Disziplin: die Soziobiologie, vorgeschlagen von 
Edward O. Wilson in seinem monumentalen Werk „Sociobiology. �e New 
Synthesis“ von 1975.78 Der Ameisenforscher synthetisierte in diesem Band 
verschiedene Stränge ethologischer Verhaltensforschung und evolutions-
theoretischer Konzepte im Hinblick auf die Organisation von Sozialität und 
die Entstehung und Grundbedingungen sozialen Verhaltens in verschiede-
nen sozialen Spezies. Im letzten Kapitel seines Werkes unternahm er es, den 
Menschen in gleicher Form zu betrachten wie andere Spezies und evolutions-
genetische Erklärungsmuster auf menschliches Sozialverhalten, gesellschaft-
liche Organisation und kulturelle Entwicklung anzuwenden. Wilson strebte 
mit „Sociobiology“ eine neue Synthese aus Evolutionstheorie, Genetik und 
Verhaltensforschung an, auf deren Basis eine neue Disziplin entstehen sollte. 
Konkrete Forschungsbeiträge dieser neuen Disziplin, ihre Wirkungsorte, Stu-
dien und Anwendungen standen noch aus, wurden aber bereits vollmundig 
angekündigt. Dass die Protestrufe aus anderen Disziplinen wie Anthropolo-
gie, Soziologie oder Sozialpsychologie nicht lange auf sich warten ließen, über-
rascht angesichts dieses Selbstbewusstseins kaum.79 Doch der wirkmächtigste 

78 Edward O. Wilson, Sociobiology. �e New Synthesis, Cambridge (MA) 1975.
79 Zur Geschichte und Politik der Soziobiologiedebatte vgl. Ullica Segerstrale, 

Defenders of the Truth. �e Sociobiology Debate, Oxford 2001; Erika Lorrain 
Milam, Creatures of Cain. �e Hunt for Human Nature in Cold War America, 
Princeton 2019, S. 235–260; Nadine Weidmann, Killer Instinct. �e Popular Sci-
ence of Human Nature in Twentieth-Century America. Cambridge (MA) 2021, 
S. 186–259; Neil Jumonville, �e Cultural Politics of the Sociobiology Debate, in: 
Journal of the History of Biology 35 (2002) 3, S. 569–593. Für kritische Stim-
men aus der Anthropologie vgl. Marshall Sahlins, Use and Abuse of Biology. An 
Anthropological Critique of Sociobiology, Ann Arbor 1976. Für die Sozialpsycho-
logie vgl. die Presidential Address des damaligen Präsidenten der American Psy-
chological Association Donald Campbell, On the Con�icts between Biological 
and Social Evolution and between Psychology and Moral Tradition, in: American 
Psychologist 30 (1975) 12, S. 1103–1126. Für aktuelle Forschungsperspektiven auf 
die Soziobiologiedebatte vgl. Cora Stuhrmann/Nayanika Ghosh, No End in Sight. 
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Kreis der Kritiker rekrutierte sich aus den biologischen Disziplinen und orga-
nisierte sich aktivistisch als Teil von Science for the People.

Kurz nachdem Wilsons „Sociobiology“ im Juni 1975 erschienen war, über-
nahm der Jon Beckwith die Initiative zur Gründung einer Sociobiology Study 
Group (SSG) in Boston, die sich der Kritik an der Soziobiologie verschrieb und 
sich als Untergruppe Science for the People anschloss.80 Schon beim Grün-
dungstre�en in Beckwiths Haus am 30. Juli 1975 einigte man sich darauf, eine 
ö�entliche Kritik zu formulieren.81 Federführend waren hier neben Beckwith 
die Evolutionsbiologen Stephen Jay Gould und Richard Lewontin, beide am 
Museum of Comparative Zoology der Universität Harvard tätig. Die von ihnen 
erarbeitete und in der SSG überarbeitete Kritik erschien im November 1975 
als Leserbrief mit dem Titel „Against ‚Sociobiology‘“ in der New York Review 
of Books, dem führenden literarischen und kulturellen Magazin der Zeit.82 Ein 
zentraler Vorwurf der Kritiker lautete, dass Wilson mit seinem Werk dem „bio-
logical determinism“ – und damit Rassismus und Sexismus – Vorschub leiste. 
Empört setzte sich Wilson mit einem ebenfalls in der New York Review of Books
abgedruckten Antwortbrief „For Sociobiology“ zur Wehr.83

Anders als beim aktivistischen Einsatz gegen das P3-Labor in Cambridge 
oder die XYY-Langzeitstudie im Bostoner Lehrkrankenhaus bot sich in der 
Soziobiologiedebatte nur wenig Angri�s�äche für die Aktivist:innen – außer 
in der Person Wilson selbst. Noch war die von ihm propagierte neue Disziplin 
nicht etabliert, es gab keine Labore, Lehrstühle, Institute oder Forschungspro-
gramme. Lediglich wenige in den USA verstreute Forscher verstanden sich als 
Soziobiologen, der mit Soziobiologie befasste Personenkreis konzentrierte sich 
überwiegend auf Harvard.84 Aktivistischer Widerstand aus den Kreisen von 

�e Sociobiology Debate at Fifty, in: Historical Studies in the Natural Sciences 55 
(2025) 1, S. 37–43.

80 Eine autobiogra�sche Sicht auf die Gründungsphase bietet Beckwith, Making 
Genes, Making Waves, S. 131–145.

81 Protokoll der Sitzung der SSG, 7.8.1975, Box 888, Fol. 5, SJG Papers, M1437, 
Dept. of Special Collections, Stanford University Libraries, Stanford. Im Folgen-
den zitiert als SJG Papers.

82 Elizabeth Allen u. a., Against „Sociobiology“, in: New York Review of Books 22, 
13.11. 1975, S. 43 f.

83 Edward O. Wilson, For Sociobiology, in: New York Review of Books 22, 11. 12.1975, 
S. 60 f.

84 In der Frühphase der Soziobiologie können Irven DeVore, Robert Trivers und 
Sarah Bla�-Hrdy im Harvard-Umfeld von Wilson als Soziobiologen im Wilson-
schen Sinne bezeichnet werden, allerdings setzte sich diese disziplinäre Selbstbe-
schreibung nicht langfristig durch.

horstmann_pope_innen.indd   175 10.03.26   00:28



176

CHRISTOFFER LEBER · CORA STUHRMANN

Science for the People stand damit vor dem Problem, grundsätzliche struktu-
relle Wissenschaftskritik anhand der Soziobiologie Wilsons üben zu wollen, 
ohne jedoch die Debatte unzulässig zu personalisieren. In der Anfangsphase 
der Debatte vom Sommer bis Dezember 1975 konzentrierte sich die SSG 
daher zunächst auf die Ausarbeitung und Verbreitung einer kritischen Ana-
lyse der Soziobiologie, agierte jedoch sehr viel zurückhaltender im Hinblick 
auf Interventionen vor Ort. 

Federführend bei der Organisation lokaler Proteste war daher eine an -
dere Organisation, das mit der Progressive Labor Party verbundene Interna-
tional Committee Against Racism (IntCAR). Diese Gruppe nahm die Kritik 
von Beckwith und seinen Mitstreitern auf und setzte sie in lokale Protest-
aktionen, etwa bei Vorlesungen und Vorträgen Wilsons, um.85 Durch dieses 
aktivistische Handeln heizte sich das Debattenklima in Harvard schnell auf: 
Obwohl die führenden Mitglieder der SSG den persönlichen Angri�en auf 
Wilson skeptisch gegenüberstanden und wiederholt versuchten, die radika-
leren Aktivist:innen von IntCAR zu zügeln,86 vermutete Wilson, dass seine 
eigenen Kollegen hinter den Protestaktionen standen. Auf dem Campus ent-
brannte daher eine Fehde zwischen Kollegen, die sogar im gleichen Gebäude 
arbeiteten. 

Trotz des auch in der Presseberichterstattung immer wieder inszenierten 
Kon�ikts zwischen Kollegen87 galt das Interesse der SSG nicht einzig der Per-
son Wilsons, sondern einem größeren Gegner: dem „biologischen Determinis-
mus“. Dieses Konzept entwickelten vor allem Lewontin und Gould als histori-
sche Rahmung und zugleich als analytische Aufbereitung ihrer strukturellen, 
über die Soziobiologie hinausgehenden Kritik an der gesellschaftlichen Rolle, 
die Wissenschaft bei der Verbreitung (evolutions-)biologischer Erklärungen 
für menschliches Verhalten seit Aufkommen des Darwinismus spiele. 

Bereits 1970 entwickelte Stephen Jay Gould in dem Artikel „�e New Bio-
logical Determinism“, der im Harvard Independent erschien, die Grundlagen 

85 O�ener Brief „CAR protests Wilson’s Sociobiology“, November 1975, Anhang zum 
Protokoll der Sitzung der SSG, 1.12.1975, Box 888, Fol. 5, SJG Papers.

86 Auszug aus dem Sitzungsprotokoll der SSG, 16. 12.1975, Box 888, Fol. 5, SJG 
Papers: „Motion passed […] to set up a joint meeting [mit IntCAR] to discuss their 
statement and tactics and to refrain until the from involving themselves in the 
struggle against Wilson’s Sociobiology“.

87 „Nature, Nurture and Responsibility: Two Scientists Here Air �eir Views“, in: 
Harvard Gazette, 16.1.1976, S. 3 u. 5; Nicholas Wade, Sociobiology: Troubled 
Birth for a New Discipline, in: Science 191 (1976) 4232, S. 1151–1155.
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dessen, was zur Kritik der Soziobiologie werden sollte.88 So bot Gould einen 
historischen Abriss des „alten“ biologischen Determinismus: Im 20. Jahrhun-
dert habe man zunächst nach vielschichtigen ökonomischen, sozialen und 
psychologischen Erklärungen gesucht und sich dabei einer Marx’schen Ein-
sicht angenähert: „being determines consciousness“.89

Unter der Überschrift „Racists Exploit �eory“ machte Gould sodann 
einen neuen biologischen Determinismus der 1960er Jahre aus, geeignet für 
den „New York cocktail party circuit“: die evolutionären Erklärungen der Etho-
logen. Diese suchten nach Begründungen für eine natürliche Aggression 
des Menschen oder stützten klassische Geschlechtervorstellungen und -rollen. 
„Many arguments of this sort are heard around Harvard today“, schrieb 
Gould, so werde etwa der Ausbau von Kinderbetreuung oder die Zusammen-
führung von Harvard und Radcli�e College (dem 1879 als Erweiterung zu 
Harvard gegründeten Frauencollege, das 1977 schließlich mit Harvard fusio-
nierte) als unnatürlich abgelehnt. Gould wies diese Argumentationsführung 
zurück: Er sah den unmittelbaren Ein�uss von „class and culture“ auf mensch-
liches Sozialverhalten als deutlich größer an als den der „genetic constitution“, 
vor allem in der heutigen „technological society“. In seiner Beurteilung berief 
er sich auf Marx und Hegel: Das erste Auftreten des biologischen Determinis-
mus sei eine Tragödie, die den Kolonialismus, die Versklavung von Schwarzen 
und die Unterdrückung von Frauen begründet habe. 

Die Bostoner SSG rekurrierte in ihrem Leserbrief „Against Sociobiology“ 
auf diesen historischen Abriss des biologischen Determinismus.90 Ihnen zu -
folge folgte der seit 125 Jahren unter verschiedenen Deckmänteln auftau-
chende biologische Determinismus einem Grundmuster: Er erlaube zu argu-
mentieren, dass natürliche Selektion menschliche Gesellschaft und Verhalten 
forme, erkläre so politische und soziale Probleme wie Kriminalität und Alko-
holismus und bilde damit das Fundament einer deterministischen Sichtweise 
auf Mensch und Gesellschaft. Stets habe er „powerful countries or ruling 
groups“ als Instrument gedient, um den gesellschaftlichen Status quo zu legi-
timieren. Wilsons Soziobiologie wurde in eine Reihe mit den Ansichten von 
William Shockley und Arthur Jensen zu „Rassenunterschieden“ bei der Intel-
ligenz gestellt, den umstrittensten und damals schon als rassistisch geltenden 
Wissenschaftstheorien zum Menschen der Zeit.

88 Stephen Jay Gould, �e New Biological Determinism, in: Harvard Independent 2 
(1970) 9, S. 8.

89 Ebenda, S. 8.
90 Allen u. a., Against „Sociobiology“, S. 43 f.
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Sodann spannte die SSG den historischen Bogen des biologischen Deter-
minismus von Herbert Spencers Sozialdarwinismus über Eugenik und Zwangs-
sterilisation bis zu „the establishment of gas chambers in Nazi Germany“.91

Neben der historischen Rolle des biologischen Determinismus beinhaltete der 
Brief eine analytische Kritik am biologischen Determinismus, maßgeblich aus 
der Feder Richard Lewontins: Die vom biologischen Determinismus postu-
lierte „human nature“ sei ein Konstrukt ohne wissenschaftliche Grundlage, 
das auf lückenhaften und einseitig gewählten anthropologischen Beispielen 
und biologisierenden Analogien zu Tierverhalten sowie Verweisen auf evolu-
tionsgenetische Wurzeln beruhe. Besonders verzerrend sei dabei ein einseiti-
ger Fokus auf die angebliche evolutionäre Angepasstheit dieses der mensch-
lichen Natur entspringenden Verhaltens, das die Evolutionstheorie Darwins 
unzulässigerweise auf die natürliche Selektion reduziere. Nach der detaillier-
ten Kritik an Wilsons Soziobiologie endete der Brief mit der Warnung und 
Mahnung, dass Soziobiologie eine politische �eorie und keine biologische 
sei: „We must take ,Sociobiology‘ seriously, then, not because we feel that it 
provides a scienti�c basis for its discussion of human behavior, but because it 
appears to signal a new wave of biological determinist theories.“92

Mit der Verö�entlichung des Briefs in der New York Review of Books hatte 
die SSG eine Kampagne begonnen, die es verstand, ihre Kritik an Wilsons So -
ziobiologie in nationalen und internationalen Foren so zu platzieren, dass die 
lokale Auseinandersetzung zwischen Harvard-Professoren allmählich zu einer 
nationalen heranwuchs. Dies hatte die Gruppe nicht dem Zufall überlassen: 
Ihre aktivistische Strategie bevorzugte nationale Meinungsbildung durch 
Publikationen in unterschiedlichen Foren gegenüber dem lokalen Aktivismus 
und einer Zuspitzung der Kritik auf die Person Wilsons. In ihren Sitzun-
gen beschäftigte sie sich immer wieder mit der Auswahl passender Zeitschrif-
ten und Zeitungen, überwachte die publizistische und Vortragstätigkeit von 
Wilson, um Erwiderungen zu verfassen, und erarbeitete verschiedene Versio-
nen ihrer Kritik zur Verwendung in unterschiedlichen ö�entlichen Kontex-
ten.93 Ihre Kritik an der Soziobiologie wiederholte die Study Group im Lauf 
des Jahres 1976 in renommierten Fachjournalen wie Science in Form eines 

91 Ebenda, S. 43.
92 Ebenda, S. 44.
93 Beispielhaft sei das Protokoll der Sitzung nach der Verö�entlichung des Briefes in 

der New York Review of Books angeführt, in dem weitere Publikationsmöglichkei-
ten aufgelistet wurden: „We have a huge list of possible avenues for publication“, 
18.11. 1975, Box 888, Fol. 5, SJG Papers.
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Leserbriefs 94 oder in BioScience in einem publizistischen Schlagabtausch mit 
Wilson – unter dem Titel „Sociobiology: Another Biological Determinism.“95

Die beiden Elemente der analytischen Kritik und der historischen Entwick-
lung wurden in der Folgezeit immer wieder angepasst an die zu erreichende 
Ö�entlichkeit. So betonte die Study Group vor wissenschaftlichem Publikum 
vor allem die analytische Seite, die historische Entwicklung hingegen eher in 
ein allgemeines Publikum adressierenden Texten und Vorträgen. 

Die Gruppe war dabei geprägt vom professoralen Verhalten ihrer wich-
tigsten Gründungsmitglieder Beckwith, Gould und Lewontin, was auch zu 
internen Spannungen führte: So waren die „heavies“ – so die interne Grup-
penbezeichnung – bemüht, die Kritik zu fokussieren und die Kategorie des 
biologischen Determinismus ins Zentrum zu rücken. Damit marginalisierten 
sie unter anderem die feministische Kritik innerhalb der Gruppe.96 Ebenso 
wurde der interne Wunsch nach Formulierung einer positiven Position zur 
Frage nach der menschlichen Natur als wenig sinnvoll abgelehnt: Die Existenz 
einer menschlichen Natur wurde innerhalb der Gruppe zum Teil zwar bejaht, 
aber als nicht geeignet für eine ö�entliche Diskussion befunden, um die Kritik 
an biologischen Erklärungen nicht unnötig zu verkomplizieren und so ihrer 
Schlagkraft zu berauben.97 Diese Engführung der Kritik ließ sowohl Anthro-
pologen als auch feministische Kritikerinnen oft unbefriedigt und enttäuscht 
zurück.98 Auch jüngere Gruppenmitglieder, die aufgrund mangelnder Erfah-
rung wenig zur intellektuellen Kritik des biologischen Determinismus beitra-
gen konnten, hatten es schwer, im Aktivismus der SSG Fuß zu fassen. Einzig 
lokale Aktionen, wie Foren mit Vorträgen, Filmvorführungen und Workshops 
zum biologischen Determinismus, boten ein aktivistisches Ventil für ihre 
Energien.99 Dies galt auch bei der 1976 in Boston statt�ndenden Jahreskonfe-
renz der American Association for the Advancement of Science, wo die SSG 

94 Jon Beckwith u. a., �e Implications of Sociobiology, in: Science 192 (1976) 4238, 
S. 424–428.

95 Sociobiology Study Group, �e Critique: Sociobiology. Another Biological Deter-
minism, in: BioScience 26 (1976) 3, S. 182–186.

96 Weidman, Killer Instinct, S. 225 f. Zur feministischen Biologiekritik der Zeit vgl. 
Christa Kuljian, Our Science, Ourselves. How Gender, Race, and Social Move-
ments Shaped the Study of Science, Cambridge (MA) 2024.

97 Protokoll der Sitzung der SSG, 7.8.1975, Box 888, Fol. 5, SJG Papers.
98 Protokolle der Sitzung der SSG, 16. 12.1975, 16.2.1976 und 2. 3.1976, Jon Beck-

with Papers.
99 Vgl. Cora Stuhrmann, Sociobiology on Screen. �e Controversy �rough the Lens 

of Sociobiology: Doing What Comes Naturally, in: Journal of the History of Biol-
ogy 56 (2023), S. 365–397.
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mit Informationsmaterialien, provokanten Fragen und einer Pressekonferenz 
Präsenz zeigte.100 Trotzdem blieb der Aktivismus der SSG insgesamt ein pro-
fessoraler: Vorträge und Publikationen dominierten ihre Aktivität. 

Bereits wenige Monate nach Verö�entlichung von „Sociobiology“ im 
Dezember 1975 hatten sich die Positionen verhärtet. In mehreren Schlagab-
tauschen in wissenschaftlichen, biologischen und ö�entlichen Publikationsfor-
men im Jahr 1976 stagnierte die inhaltliche Auseinandersetzung, Kritik und 
Gegenkritik prallten repetitiv aufeinander – die Debatte hatte sich schnell in 
eine polarisierte Kon�guration stabilisiert. Im Lauf der Jahre 1977 und 1978 
verlor der direkte Austausch an Bedeutung. Spätestens damit endete auch die 
Phase kollektivistischer Kritik an der Soziobiologie aus dem lokalen Kontext 
der Bostoner SSG als Teil von Science for the People. Die ohnehin dominanten 
„heavies“ verfolgten die Kritik nun in Form individueller Beiträge in Form von 
Monogra�en, Artikeln und Rezensionen, insbesondere Gould und Lewontin 
avancierten so zu prominenten Vermittlern biologischer Inhalte für ein breite-
res akademisches Publikum. Ihre publizistischen Netzwerke, fachliche Exper-
tise und ihren akademischen Status verwendeten jene nun, um ihre Kritik am 
biologischen Determinismus und ihr biologiehistorisches und -philosophisches 
Verständnis geschickt zu platzieren.101 In Ermangelung eines konkreten akti-
vistischen Ziels wurde die Soziobiologiedebatte zu einem lang anhaltenden 
Austausch mit dem Ziel der ö�entlichen Meinungsbildung. 

Fazit 

Im intellektuellen Mikrokosmos der Boston Area entstanden in den 1970er 
Jahren enge Synergien zwischen Wissenschaft, Aktivismus und Ö�entlich-
keit. Biolog:innen der Harvard University und des MIT engagierten sich in 
Neuen Sozialen Bewegungen und protestierten gegen die jüngsten Entwick-
lungen in den Lebenswissenschaften. Doch was zeichnete die Wissenschaft-
ler-Aktivisten der Boston Area aus? 

100 SftP Magazine 8 (1976) 3, S. 18–31.
101 Stephen Jay Gould verfolgte dies vor allem in seiner populärwissenschaftlichen 

monatlichen Kolumne im Natural History Magazine, deren Beiträge in zehn sehr 
erfolgreichen Anthologien versammelt wurden, darunter etwa Ever Since Darwin 
(1977). Richard Lewontin fokussierte seine Publikationstätigkeit auf die inter-
disziplinäre Biologietheorie und -philosophie, vgl. dazu die Festschrift zu seinem 
65. Geburtstag: �inking about Evolution.
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Wie wir in den Fallstudien zeigen konnten, waren drei Aspekte für diesen 
Wissenschaftler-Typus kennzeichnend: Erstens beriefen sich die Akteure auf 
ihren Expertenstatus. Die meisten Argumente, die Beckwith, Gould, Hub-
bard, Lewontin und andere SftP-Mitglieder vorbrachten, waren wissenschafts-
ethischer und -historischer Natur, obwohl sie selbst weder Wissenschaftshis-
toriker noch Medizinrechtler oder Philosophen waren. Zweitens nutzen sie 
ihre Kontakte zu (populär-)wissenschaftlichen Zeitschriften und zur Presse, 
um verschiedene Teilö�entlichkeiten anzusprechen und ihrem Aktivismus 
Sichtbarkeit zu verleihen. Gekonnt platzierten sie die Bostoner Debatten in 
Fachjournalen, populärwissenschaftlichen Zeitschriften, großen Tageszeitun-
gen und auf Konferenzen, um sie über lokale Grenzen hinweg bekannt zu 
machen. Dabei brachten sie drittens analytische Konzepte ein, mit denen sie 
die Debatte rahmten und in eine wissenschaftshistorische Longue durée ein-
ordneten. Jon Beckwith und sein Kollege Jonathan King führten in ihren 
(populär-)wissenschaftlichen Beiträgen die selbsterfüllende Prophezeiung als 
Argument gegen das umstrittene XYY-Syndrom an. Werde bei einem Jun-
gen ein XYY-Karyotyp entdeckt, bestehe die Gefahr, dass eine falsche Erwar-
tungshaltung zur Wirklichkeit wird. Ein antizipiert aggressives Verhalten 
könne zur echten Aggression werden, so die Befürchtung der Kritiker.

In seiner Kritik an rekombinanter DNA rekurrierte Beckwith auf den 
Topos des „technological �x“, den er als Dammbruchargument gegen eine 
deregulierte Gentechnik einsetzte. Aus dem „technological �x“, so befürch-
tete er, könnte schnell ein „genetic �x“ werden. Beckwith zeichnete ein düste-
res Zukunftsszenario: Die rekombinante DNA könne die Politik dazu verlei-
ten, die Verantwortung für soziale Missstände – Alkoholismus, Kriminalität, 
Armut und Obdachlosigkeit – auf den Menschen und seine Gene abzuwälzen. 
Genetische Optimierung anstelle von Sozialreform. 

Während sich die SftP-Aktivist:innen im Kontext des XYY-Syndroms 
und der rekombinanten DNA an einem konkreten „Gegner“ abarbeiteten 
(ein Screening-Programm bzw. ein P3-Labor), stießen sie mit der Soziobio-
logie auf einen abstrakten Antagonisten: eine noch im Frühstadium be�nd-
liche Disziplin. Lewontin, Gould und andere Mitglieder der Sociobiology 
Study Group führten den „biologischen Determinismus“ als neue Kategorie 
ein, um – neben der Person E.O. Wilsons – ihre Kritik an der Soziobiologie 
zu artikulieren. „Biologischer Determinismus“ fungierte als analytischer und 
historischer Sammelbegri� für all jene Ansätze, die Verhalten, Kultur und 
gesellschaftliche Organisation eindimensional auf evolutionsgenetische Fak-
toren zurückführten. Obwohl Beckwith Genetiker und kein Wissenschafts-
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historiker war, bediente er sich qua Reputation und Expertenstatus der Bio-
logiegeschichte, die er gegen den „biologischen Determinismus“ in Stellung 
brachte. Jenseits der lokalen Erfolge waren es genau solche Kategorien, mit 
denen es den Bostoner Aktivist:innen gelang, einen nachhaltigen Ein�uss auf 
wissenschaftsethische, -historische und -philosophische Debatten zu nehmen.

In den 1970er Jahren kam es damit zu einer Verzahnung von wissen-
schaftlichen und politischen Entwicklungen. Zum einen schürten neu auf-
kommende Technologien und �eorien wie die rekombinante DNA, Soziobio-
logie und XYY-�eorie unter Wissenschaftler:innen Ängste vor Missbrauch 
und einem Wiedererstarken deterministischer Paradigmen innerhalb der Bio-
wissenschaften und Biomedizin. Zum anderen sorgte die Watergate-A�äre 
für einen tiefen Verlust des Vertrauens in politische und gesellschaftliche 
Eliten, denen Kritiker:innen geheime Hinterzimmer-Deals vorwarfen. Die 
erwähnten Harvard-Biolog:innen beobachteten die Entwicklungen in den 
Biowissenschaften aus nächster Nähe und waren z.T. selbst in diese invol-
viert. Als Expert:innen auf ihrem Gebiet erkannten sie früh die ethischen, 
ökologischen, politischen und sozialen Folgen dieser Technologien und mach-
ten sie zur Grundlage ihres Protests. Ihr aktivistisches Selbstverständnis war 
von einem macht- und elitenkritischen Anspruch geprägt, der sie dazu veran-
lasste, ihre Expertise „for the people“ im Sinne einer Aufklärung der Ö�ent-
lichkeit einzubringen. Obwohl sie das sogenannte „scienti�c establishment“ 
kritisierten, waren sie selbst Teil jener Elite. Gerade wegen ihres Status als 
Harvard-Professoren und wegen ihrer wissenschaftlichen und publizistischen 
Netzwerke  konnten sie ihrem Aktivismus Sichtbarkeit und Reichweite verlei-
hen. Auf dieser Grundlage gelang es ihnen, in hohem Tempo ihre Kritik zu 
entfalten und ö�entlich zu platzieren – noch während der laufenden XXY-
Studie, noch vor dem Bau des P3-Labors und bereits wenige Monate nach der 
Verö�entlichung von E.O. Wilsons „Sociobiology“.

So wuchs der lokale Aktivismus von SftP in der Boston Area rasch zu 
einer (trans-)nationalen Debatte um Medizinethik und Patientenrechte, um 
Verantwortung und ö�entliche Partizipation in der Wissenschaft und um die 
Folgen eines „biologischen Determinismus“ heran.
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„Um die Erfahrungen für andere Frauen 
nutzbar zu machen“

Sexualität und feministische Wissenspraktiken 
in der Frauenzeitung

SEXUALITÄT – dieses Wort prangt in großen schwarzen Buchstaben auf 
dem Titelblatt der Frauenzeitung von 1975. Im Zentrum des tabloidforma-
tigen Covers steht die Zeichnung zweier abstrakter Frauenkörper, deren ver-
schlungene Arme und Beine einen Kreis formen. Aus der Ferne betrachtet, 
erinnert die Darstellung an eine anatomische Illustration der Vulva. Um -
rahmt wird die Zeichnung von einer Bordüre aus Begri�en, die den Lese-
rinnen bereits Hinweise auf die vielschichtigen �emen dieser Doppelnum-
mer bieten: Neben klassischen Rubriken wie Einleitung, Buchrezensionen, 
Gedichten und Leserinnenbriefen enthält das Heft Beiträge zu sexueller Auto-
nomie, Onanie und Entjungferung. 

Die Frauenzeitung. Frauen gemeinsam sind stark wurde von verschiede-
nen westdeutschen Frauengruppen1 gegründet; die Redaktionsverantwortung 
rotierte.2 Für die Doppelnummer über Sexualität waren zehn Mitglieder einer 
Bielefelder Frauengruppe verantwortlich.3 Sie hatten sich für dieses �ema 

1 Ich benutze das generische Femininum und Begri�e wie „Frau“, „Frauengruppe“ 
oder „Frauenbewegung“ als zeitgenössische Begri�e. Dabei ist es mir wichtig zu 
betonen, dass feministische Debatten der 1970er und 1980er Jahre Geschlechts-
identitäten bereits vielfältiger betrachteten, als es heute oft angenommen wird. Ins-
besondere Transidentitäten und Asexualität waren bereits früh Gegenstand von 
Diskussionen, wenn auch häu�g unter den damaligen Bezeichnungen „Transsexua-
lität“ oder „Enthaltsamkeit“ bzw. „celibacy“.

2 Das geht aus dem Beschluss der Delegiertenkonferenz am 4. und 5. Mai 1973 in 
Frankfurt am Main hervor. Vgl. Julia Hitz, Selbstvergewisserung und gemeinsa-
mes Forum. FRAUENZEITUNG – Frauen gemeinsam sind stark, in: Digitales 
Deutsches Frauenarchiv, 22.2.2019, https://www.digitales-deutsches-frauenarchiv.
de/themen/selbstvergewisserung-und-gemeinsames-forum-frauenzeitung-frauen-
gemeinsam-sind-stark [3. 4. 2025]. Hier lassen sich auch alle digitalisierten Ausga-
ben der Frauenzeitung einsehen.

3 Telefoninterview mit Ulla Bock, Freiburg, 27. 2.2025. Ulla Bock war Mitglied der 
Redaktionsgruppe und für die Sexualitätsnummer verantwortlich im Sinne des 
Presserechts. Vgl. Frauenzeitung 5/6 (1975), S. 32.
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entschieden, weil es „die tägliche Unterdrückung der Frau widerspiegel[te]“.4

Im Gegensatz zu bisherigen Ausgaben der Frauenzeitung sollten in der Sexua-
litätsnummer nicht abstrakte und schwer verständliche �eorietexte domi-
nieren, sondern „konkrete Erfahrungsberichte“, wie die Herausgeberinnen in 
der Einleitung ankündigten. Sie ho�ten, das werde Frauen dazu motivieren, 
„sich ihrer eigenen Situation bewußt zu werden und aktiv gegen ihre Unter-
drückung zu kämpfen“.5

Ausgehend von dieser Ausgabe der Frauenzeitung untersucht der vorlie-
gende Beitrag feministische Zeitschriften und ihre Rolle in der Produktion 
und Verbreitung von Wissen über weibliche Sexualität.6 Die feministische 
Auseinandersetzung mit (weiblicher) Sexualität war eng verknüpft mit zeitge-
nössischen Debatten um gesellschaftlich vorherrschende bzw. fehlende Wis-
sensbestände. Anhand feministischer Zeitschriften, die einerseits die Debat-
ten innerhalb der Frauenbewegung dokumentierten und andererseits gezielt 
neue Diskussionen anstießen, lassen sich nicht nur die Diversität feministi-
scher Positionen zum �ema Sexualität nachvollziehen, sondern auch die zu -
grunde liegenden Strategien und Aushandlungsprozesse.7

Vor diesem Hintergrund frage ich, wie Aktivistinnen feministische Zeit-
schriften nutzten, um Wissen über weibliche Sexualität zu produzieren und 
zu verbreiten. Dazu ordne ich zunächst die Frauenzeitung in den Kontext der 
feministischen Bewegungs- und Presselandschaft ein. Auf Grundlage des Quel-
lenmaterials diskutiere ich anschließend drei Praktiken, die mir für die Wis-
sensproduktion in feministischen Zeitschriften zentral erscheinen: erstens die 
feministische Aneignung sexualwissenschaftlicher Erkenntnisse; zweitens die 
Politisierung feministischer Subjektivitäten, etwa durch kuratierte Erfahrungen 
oder subjektive Autorinnenschaft, und drittens die Bedeutung von Kritik für die 
feministische Wissensproduktion. In Anlehnung an Ilse Lenz, die den „kurzen 

4 Einleitung, in: Frauenzeitung 5/6 (1975), S. 1 f., hier S. 2.
5 Ebenda.
6 Der vorliegende Beitrag ist Teil eines Dissertationsprojektes, das sich eingehender 

mit feministischen Perspektiven auf Sexualität beschäftigt und sich vorwiegend auf 
die Analyse der westdeutschen und britischen Frauenbewegungspresse stützt. Für 
hilfreiche Anmerkungen und kritische Rückmeldungen danke ich Anna Horst-
mann und Ruth Pope sowie allen, die die Entstehung dieses Textes begleitet haben.

7 Obgleich seit Jahrzehnten auf die Bedeutung dieses Mediums für die Neue Frauen-
bewegung hingewiesen wird, steht eine umfassende Analyse der feministischen 
Bewegungspresse noch aus; vgl. Ulla Wischermann, Die Entstehung der feministi-
schen studien im Kontext feministischer Presse und Publizistik der 1970er und 1980er 
Jahre, in: feministische studien 40 (2022) 1, S. 17–36, DOI: 10.1515/fs-2022-0003.
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Abb. 8: Cover der Frauenzeitung, Doppelausgabe zu „Sexualität“ von 1975.
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Sommer der autonomen Sexualität“8 (1973–1980) als transformative Phase des 
Wissens über weibliche Sexualität beschreibt, möchte dieser Beitrag zeigen, wie 
feministische Zeitschriftenkollektive nicht nur Inhalte, sondern auch Formen 
und Prozesse der Wissensproduktion und -verbreitung neu gestalteten. 

Die Frauenzeitung im Kontext der feministischen Bewegungs- 
und Presselandschaft

Demonstrationen und Aktionen für körperliche Selbstbestimmung und ge -
gen den Abtreibungsparagrafen 218 hatten zu Beginn der 1970er Jahre zur 
Gründung zahlreicher Frauengruppen geführt, die sich über Briefwechsel 
und Rundschreiben sowie auf bundesweiten Kongressen zunehmend vernetz-
ten.9 Bereits beim zweiten Bundesfrauentre�en im Februar 1972 in München 
sprachen Vertreterinnen von rund 30 Frauengruppen aus der ganzen Bundes-
republik über die Gründung einer überregionalen feministischen Zeitschrift. 
Auf der Delegiertenkonferenz am 4. und 5. Mai 1973 in Frankfurt am Main 
diskutierten die Anwesenden über ihre unterschiedlichen Vorstellungen, wie 
eine solche Zeitschrift gestaltet werden könne. Die Mehrheit sprach sich letzt-
lich für ein Projekt aus, in dem die Verantwortung rotieren, also „jede Gruppe 
[…] mal ans Zeitungsmachen kommen“ sollte. Ein weiteres Ziel war es, „keine 
Zeitungsspezialisten heran[zu]züchten“.10 Am 1. Oktober 1973 erschien mit 
Frauenzeitung. Frauen gemeinsam sind stark eine der ersten feministischen 
Zeitschriften in der Bundesrepublik. 

8 Ilse Lenz (Hrsg.), Die Neue Frauenbewegung in Deutschland. Abschied vom klei-
nen Unterschied. Eine Quellensammlung, 2. Au�., Wiesbaden 2010, S. 97.

9 Einen Überblick über die Aktionen und ersten überregionalen Tre�en bietet fol-
gende Chronologie: FrauenMediaTurm, Chronik der Neuen Frauenbewegung, in: 
FrauenMediaTurm, https://frauenmediaturm.de/frauenbewegung-2/chronik-neue-
frauenbewegung/ [3. 4. 2025]. 

10 Das geht aus dem Briefwechsel zwischen der Sozialistisch-Feministischen Aktion 
Köln (SOFA) und dem Weiberrat (Frankfurt am Main) hervor, der in der ers-
ten Nummer der Frauenzeitung gekürzt abgedruckt ist. Geheimkonferenz? Brief-
dokumentation, in: Frauenzeitug 1 (1973), S. 14. SOFA hatte Ende 1972 die Zeit-
schrift emanzipation frauen argumente (efa) gegründet. Der Anspruch, efa als 
zentrale Zeitschrift der Neuen Frauenbewegung herauszugeben, scheiterte jedoch. 
Vgl. Irene Franken, efa (emanzipation frauen argumente). Zeitschrift der neuen 
Frauenbewegung, in: Digitales Deutsches Frauenarchiv, 17.7.2021, https://www.
digitales-deutsches-frauenarchiv.de/themen/efa-emanzipation-frauen-argumente-
zeitschrift-der-neuen-frauenbewegung [3. 4.2025].
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Die Frauenzeitung war Teil einer wachsenden Bewegung feministischer 
Publikationen in den 1970er und 1980er Jahren, die sich als Alternative zu den 
vorrangig männlich dominierten Mainstream- und Alternativmedien sowie 
zu traditionellen Frauenzeitschriften verstand. Ihr Ziel war es, fehlende �e-
men sichtbar zu machen, marginalisierten Stimmen Gehör zu verscha�en und 
eine eigene (Medien-)Ö�entlichkeit für feministische Debatten aufzubauen. 
Von den mehr als 200 Zeitschriftenprojekten, die zwischen 1970 und 1990 be -
standen,11 existierten manche nur für die Dauer eines Heftes, andere über zwei 
Jahrzehnte und einige wenige bis heute.12 Viele Blätter entstanden im Umfeld 
von lokalen Frauenzentren13 oder Frauenprojekten, zum Beispiel an Universitä-
ten.14 Die Suche nach Informationen über lokale Aktivitäten und Events schuf 
schnell ein Bedürfnis nach lokalen feministischen Zeitschriften.15 Auch wenn 
sie oft von Anfang an Teil der Redaktionskollektive waren, gründeten Lesben 
bereits seit Beginn der 1970er Jahre eigene Publikationen wie Unsere kleine 

11 Bislang existiert keine umfassende und verlässliche Dokumentation der zwischen 
1970 und 1990 erschienenen feministischen Zeitschriften. Einen ersten Überblick 
über die feministische Presselandschaft bieten die Bestände der deutschsprachigen 
feministischen Archive, die online im META-Katalog des i.d.a.-Dachverbandes 
recherchierbar sind. Auf Basis dieser sowie weiterer Informationen aus der Zeit-
schriftendatenbank (ZDB) konnte ich bislang über 200 Titel identi�zieren. Berit 
Schallner zählt allein 50 feministische Bewegungszeitschriften für den Zeitraum 
von 1970 bis 1976. Vgl. Berit Schallner, Neue Zöpfe und Das Lächeln der Medusa. 
Zeitschriften der Neuen Frauenbewegung in der BRD der 1970er und 1980er 
Jahre, in: Digitales Deutsches Frauenarchiv, 8. 7. 2022, https://www.digitales-deut 
sches-frauenarchiv.de/themen/zeitschriften-der-neuen-frauenbewegung-der-brd-
der-1970er-und-1980er [25. 3.2025]. Sven Reichardt nennt für den Zeitraum 1970 
bis 1980 eine Gesamtzahl von 383 Titeln. Vgl. Sven Reichardt, Authentizität und 
Gemeinschaft. Linksalternatives Leben in den siebziger und frühen achtziger Jah-
ren, Berlin 2014, S. 245. Eine unverö�entlichte Magisterarbeit listet bis 1984 132 
Titel auf. Claudia Weinel, Feministische Presse in der Bundesrepublik Deutschland 
und West-Berlin, unverö�entlichte Magisterarbeit, Ludwig-Maximilians-Universi-
tät München 1984, S. 105–122.

12 Bspw. Kaline, 1977 hrsg. von der Zeitungsgruppe des Frauenzentrums Münster; 
Hamburger Frauenzeitung, hrsg. vom Frauenzentrum Hamburg zwischen 1976 und 
1999; Clio. Die Zeitschrift für Frauengesundheit, seit 1976 hrsg. vom Feministischen 
Frauengesundheitszentrum Berlin; und Emma, hrsg. von Alice Schwarzer seit 1977. 

13 Bspw. Weiberleit. Regensburger Frauenzeitung, die von 1977 bis 1979 von der Zei-
tungsgruppe Weiberleit im Frauenzentrum Regensburg herausgegeben wurde, so -
wie Klara. Essener Frauenzeitung – von 1976 bis 1982 von der Zeitungsgruppe im 
Essener Frauenzentrum herausgegeben.

14 Wischermann, Entstehung, S. 23. Bspw. Emanzenexpress, hrsg. vom Autonomen 
Frauen- und Lesbenreferat der Ruhr-Universität Bochum zwischen 1986 und 1993.

15 Reichardt, Authentizität und Gemeinschaft, S. 237.
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Zeitung (UKZ) oder Doppelaxt.16 Mit Afrekete existierte von 1988 bis 1990 die 
erste „Zeitung für afro-deutsche und schwarze Frauen“.17 Neben Zeitschrif-
ten, die sich an ein spezi�sches Publikum richteten,18 entstanden auch Publi-
kationen, die einzelne �emenbereiche wie Literatur oder Gesundheit in den 
Fokus stellten.19

Die Frauenzeitung hingegen wandte sich an eine breite Leserinnenschaft 
und behandelte ein vielfältiges �emenspektrum. Ähnlich wie später die be -
kannteren Zeitschriften Courage und Emma war sie als überregionales Projekt 
konzipiert. Sie verstand sich als „Sprachrohr“ der Frauenbewegung und for-
derte ihre Leserinnen zur aktiven Mitarbeit auf.20 Wie im „Geleit“ der ersten 
Ausgabe vom Oktober 1973 formuliert, sollte die Zeitschrift „der Informa-
tion, theoretischen Klärung und Erarbeitung von gemeinsamen Positionen 
innerhalb der Frauengruppen“21 dienen. Über den internen Informations- 
und Gedankenaustausch hinaus sollten die abgedruckten Inhalte  – darun-
ter Artikel, Berichte und Flugblätter  – auch Frauen außerhalb der Bewe-
gung ansprechen.22 Nach der ersten Ausgabe, die die Sozialistischen Frauen 
Frankfurt herausgaben,23 erschienen bis 1976 insgesamt zwölf weitere Hefte. 
Diese widmeten sich unterschiedlichen Schwerpunktthemen wie dem Auf-
bau von Frauengruppen,24 lesbischem Leben25 oder – in der letzten Ausgabe – 
dem eigenen Emanzipationsanspruch.26 Die wechselnden Redaktionsgruppen 

16 Herausgegeben von der Stuttgarter Lesbengruppe, vermutlich 1978.
17 Wischermann spricht hier von Gegenö�entlichkeiten innerhalb der feministischen 

Gegenö�entlichkeit: Wischermann, Entstehung, S. 24.
18 Bspw. Die kleine Hexe. Zeitschrift für Mädchen und junge Frauen; Hydra’s Nacht-

express. Zeitung für Bar, Bordell und Bordstein, hrsg. vom Sexarbeiterinnenverein 
Hydra e.V.; Frauen hinter Mauern, hrsg. von Frauen aus der Vollzugsanstalt Berlin 
West uvm.

19 Bspw. Mamas P�rsiche. Frauen und Literatur; Clio. Die Zeitschrift für Frauengesund-
heit; Atropin. Frauen-Foto-Zeitung, Frauen und Film. 

20 Wischermann, Entstehung, S. 20. Vgl. Gisela Notz, Courage – Wie es begann, was 
daraus wurde und was geblieben ist, in: dies. (Hrsg.), Als die Frauenbewegung noch 
Courage hatte. Die „Berliner Frauenzeitung Courage“ und die autonomen Frauen-
bewegungen der 1970er und 1980er Jahre, Bonn 2007, S. 30.

21 Zum Geleit, in: Frauenzeitung 1 (1973), S. 2. 
22 Ebenda.
23 Frauenzeitung 1 (1973), hrsg. von den Sozialistischen Frauen Frankfurt, auch 

„Weiberrat“ genannt.
24 Die vierte Nummer „Probleme von Gründung, Aufbau, Organisation von Frauen-

gruppen“ gab die Gießener Frauengruppe heraus, Frauenzeitung 4 (1974).
25 Hrsg. von Frauen aus dem Berliner Frauenzentrum und dem Lesbischen Aktionszen-

trum Westberlin (LAZ). „Lesben in der Frauenbewegung“, Frauenzeitung 7/8 (1975). 
26 „Wie wir mit unserem Emanzipationsanspruch leben“, Frauenzeitung 11/12 (1976). 
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arbeiteten, ähnlich wie in anderen feministischen Zeitschriftenprojekten, als 
Kollektiv mit dem Anspruch auf Gleichberechtigung und Teilhabe, oft ohne 
oder mit nur geringen journalistischen Vorkenntnissen.27 Sie begri�en ihre 
Arbeit als politischen Beitrag zur Frauenbewegung und als „gemeinsame[n] 
Lernprozess“.28 Ihre Leserinnen sollten ebenfalls Verantwortung für Inhalt, 
Gestaltung und Vertrieb der Zeitschrift übernehmen und insbesondere bei 
kontroversen �emen miteinbezogen werden.29

Die Vorgehensweise, eingesendete Artikel nur mit Angabe von Gründen 
zu kürzen oder nicht zu verö�entlichen und dadurch den Produktionsprozess 
transparent zu gestalten, war auch bei anderen Zeitschriftenprojekten üblich. 
Bei Meinungsverschiedenheiten war die jeweilige Redaktionsgruppe der 
Frauenzeitung angehalten, einen Kommentar zu verfassen, um zur Diskussion 
anzuregen. Wie andere Zeitschriftenkollektive standen auch die Macherinnen 
der Frauenzeitung Kritik o�en gegenüber. Sie forderten ihre Leserinnen aktiv 
dazu auf, Rückmeldungen in Form von Leserinnenbriefen einzusenden, die 
sie anschließend abdruckten. 

Ob lokal oder überregional, themenspezi�sch oder breit aufgestellt  – 
feministische Zeitschriften wie die Frauenzeitung boten ihren Leserinnen 
nicht nur frauenbewegte Nachrichten und Debatten, sondern auch Kontakt-
adressen für Frauengruppen sowie Informationen zu Veranstaltungen und 
Aktionen. Sie schufen eine Plattform, auf der Informationen zirkulierten und 
Diskussionen über den Rahmen einzelner Frauengruppen hinaus geführt 
werden konnten. Damit wurde die Frauenzeitung zu einem zentralen Ort der 
Produktion und Verbreitung feministischen Wissens. 

Von Kinsey zu Koedt: 
Feministische Aneignung sexualwissenschaftlichen Wissens 

Als die Sexualitätsnummer der Frauenzeitung im Frühjahr 1975 erschien, war 
der Sex längst ein etabliertes Diskussionsthema in westdeutschen Massen-
medien. Auch linksalternative Bewegungen hatten ihm bereits eine gesell-

27 Kathryn �oms Flannery, Feminist Literacies 1968–75, Urbana 2005, S. 57.
28 Friederike Mehl, Die Zeitschrift Courage, in: Digitales Deutsches Frauenarchiv, 

28. 7. 2021, https://www.digitales-deutsches-frauenarchiv.de/themen/die-zeit 
schrift-courage [9.2. 2026].

29 Der Vertrieb erfolgte zu einem Preis von 1–2 DM über die privaten Kontaktadres-
sen westdeutscher Frauengruppen. 
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schaftsverändernde, ja revolutionäre Bedeutung zugeschrieben.30 Die Einfüh-
rung der Antibabypille, so argumentiert die Historikerin Dagmar Herzog, 
habe Frauen zu Beginn der 1970er Jahre erstmals ein sexuelles Experimen-
tieren ermöglicht, das zuvor lediglich Männern vorbehalten gewesen sei.31

Gleichzeitig berichteten immer mehr Frauen davon, sich trotz neuer Freihei-
ten durch bestehende Rollenerwartungen, Fremdzuschreibungen und neue 
sexuelle Normen unter Druck gesetzt zu fühlen.32 Sigmund Freuds �eorien 
über weibliche Sexualität fanden – ebenso wie die seines Kollegen Wilhelm 
Reich – breite Resonanz in der Neuen Linken. Bereits seit Ende der 1960er 
Jahre übten Frauen aus linksalternativen Zusammenhängen scharfe Kritik an 
einer reduktionistischen Sichtweise, in der sexuelle Befriedigung ausschließ-
lich im Rahmen heterosexueller Penetration vorstellbar schien. Sie wehrten 
sich gegen Vorwürfe von Lustfeindlichkeit, Hysterie oder Frigidität, die ihnen 
auch aus Teilen der Neuen Linken entgegenschlugen.33

In diesem Spannungsfeld hatte sich das Sprechen über Sexualität und ge -
meinsame Erfahrungen seit Ende der 1960er Jahre und insbesondere seit den 
1970er Jahren in den Vereinigten Staaten, aber auch in westeuropäischen Län-
dern wie der Bundesrepublik, als politische Praxis autonomer Frauengrup-
pen etabliert.34 Vertrauensbasierte Kleingruppen, sogenannte Consciousness-

30 Vgl. Pascal Eitler, „Befreiung“ und „Befriedigung“– die „Sexuelle Revolution“ um 
1968, in: Meike Sophia Baader/Tatjana Freytag/Christin Sager (Hrsg.), 1968. Kon-
tinuitäten und Diskontinuitäten einer kulturellen Revolte, Frankfurt a. M. 2021, 
S. 155–176, hier 155 f.; Dagmar Herzog, Die ‚Sexuelle Revolution‘ in Westeuropa 
und ihre Ambivalenzen, in: Peter-Paul Bänziger u. a. (Hrsg.), Sexuelle Revolution? 
Zur Geschichte der Sexualität im deutschsprachigen Raum seit den 1960er Jahren, 
Bielefeld 2015, S. 347–368, hier S. 348.

31 Dagmar Herzog, Sexuality in Europe. A Twentieth-Century History, Cambridge 
2011, S. 137.

32 Maria Meyer-Puschner, Frigide?, in: Werkkreis Literatur der Arbeitswelt, Für 
Frauen. Ein Lesebuch, Frankfurt a. M. 1979, S. 260–267; Ute Kätzel, Die 68erin-
nen. Porträt einer rebellischen Frauengeneration, Berlin 2002.

33 Im November 1968 machte eine Gruppe von Frankfurterinnen auf sich aufmerk-
sam, die sich als Frauen im Sozialistischen Deutschen Studentenbund (SDS) zu -
sammengeschlossen hatten. Als Protest gegen „sozialistischen bumszwang“ verteilte 
die sich als „Weiberrat“ bezeichnende Gruppe auf einer SDS-Delegiertenversamm-
lung den sogenannten Rechenschaftsbericht. Das Flugblatt gilt als zentrale Quelle 
früher feministischer Organisierung und ist mittlerweile als Digitalisat verfügbar: 
Rechenschaftsbericht, hrsg. vom Weiberrat der Gruppe Frankfurt 1968, https://
www.meta-katalog.eu/Record/bdb4274fmt [24. 4.2025]. 

34 Anne Kwaschik, „We Witches.“ Knowledge Wars, Experience and Spirituality in 
the Women’s Movement During the 1970s, in: NTM Zeitschrift für Geschichte der 
Wissenschaften 31 (2023), S. 171–199, hier S. 183 f.; Imke Schmincke, Sexualität 
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Raising-Gruppen (CR-Gruppen), verfolgten das Ziel, über den Austausch 
persönlicher Erlebnisse gesellschaftliche Unterdrückungsstrukturen und 
-mechanismen sichtbar zu machen, um individuelles Bewusstsein in politi-
sches Handeln zu übersetzen. Westdeutsche Frauengruppen begannen gängi-
ge Vorstellungen weiblicher Sexualität zunehmend infrage zu stellen und be -
gaben sich auf eine kollektive Suche nach gesellschaftlichen und politischen 
Erklärungsansätzen.

Zentral für diese Auseinandersetzungen wurde der Text „�e Myth of 
the Vaginal Orgasm“ von Anne Koedt, der 1970 in den USA erschien.35 Die 
US-amerikanische Feministin stellte darin die �ese auf, dass die Reduktion 
weiblicher Sexualität auf heterosexuelle Penetration eine Form patriarchaler 
Kontrolle darstelle und sich auf veraltete medizinische Annahmen stütze. 
Koedt gri� dabei auf sexualwissenschaftliche Studien zurück, um gängige 
Annahmen über weibliche Lust zu widerlegen. Besonders die Unterscheidung 
Sigmund Freuds zwischen vaginalem und klitoralem Orgasmus bezeichnete 
sie als Ursprung des „Frigiditäts“-Vorwurfs gegenüber Frauen.36

Koedt untermauerte ihre Argumente mit Arbeiten der US-amerikani-
schen Sexualforscher*innen Alfred Kinsey, George Lombard Kelly sowie 
William Masters und Virginia Johnson, die allesamt auf die zentrale Rolle 
der Klitoris verwiesen. Kinsey hatte bereits 1953 in seiner Studie „Sexual 
Behavior in the Human Female“ festgestellt, dass die Vagina nur eine geringe 
Bedeutung für sexuelle Emp�ndungen habe. Darüber hinaus belegte er, 
dass ein Großteil seiner Proband*innen sexuelle Praktiken jenseits gesell-

als „Angelpunkt der Frauenfrage“? Zum Verhältnis von sexueller Revolution und 
Frauenbewegung, in: Bänziger u. a. (Hrsg.), Sexuelle Revolution?, S. 199–222, hier 
S. 203. Während Sexualität in der westdeutschen Linken schon früh als zentra-
les Element politischer Befreiung verhandelt wurde, spielte das �ema in anderen 
nationalen Kontexten – etwa in der britischen New Left – eine geringere Rolle. Sonja 
Levsen, Sexualität und Politik um 1968. Eine transnationale Geschichte, in: Jour-
nal of Modern European History 17 (2019), S. 98–115, hier S. 105. Trotzdem war 
Sexualität bereits früh ein bedeutendes �ema des britischen Women’s Liberation 
Movement. Vgl. Emma Wallhead, A Political Sexual Revolution. Sexual Autonomy 
in the British Women’s Liberation Movement in the 1970s and 1980s, in: Twentieth 
Century British History 34 (2023), S. 354–376; Anna Gurun, Second-Wave Femi-
nist Approaches to Sexuality in Britain and France, c. 1970 – c. 1983, unverö�ent-
lichte Dissertation, University of Dundee 2015.

35 Anne Koedt, �e Myth of the Vaginal Orgasm, Sommerville 1970.
36 Frigidität, so interpretierte Koedt, bedeute etwa so viel wie „das Versagen, einen vagi-

nal verursachten und erfahrenen Orgasmus zu erreichen“; Anne Koedt, Der Mythos 
vom vaginalen Orgasmus, in: Ann Anders (Hrsg.), Autonome Frauen. Schlüsseltexte 
der Neuen Frauenbewegung seit 1968, Frankfurt a.M. 1988, S. 76–88, hier S. 78.
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schaftlicher Normen praktizierte, etwa regelmäßig masturbierte oder gleich-
geschlechtliche Sexualkontakte einging. Masters und Johnson wiederum 
hatten 1966 mit ihrer Studie „Human Sexual Response“ Labordaten ver-
ö�entlicht, die belegten, dass Frauen zu multiplen Orgasmen fähig sind und 
dass die Klitoris unabhängig von der Art der Stimulation das zentrale Organ 
weiblicher Lust darstellt. 

Koedt nutzte diese neuen sexualwissenschaftliche Erkenntnisse, um wis-
senschaftliche und gesellschaftliche Vorstellungen über weibliche Sexua-
lität nicht als naturgegeben, sondern als politisch konstruiert zu entlarven. 
Sie fragte, warum sich trotz „anatomischer Beweise“, die bereits von Wissen-
schaftler*innen angeführt worden waren, diese Ansichten nicht grundlegend 
verändert hatten. Ihrer �ese zufolge hielten Männer am Mythos des vagina-
len Orgasmus fest, weil sie von der heteronormativen Sexualordnung und der 
Institution Ehe pro�tierten.37 Indem sie die genannten hegemonialen Wis-
sensbestände innerhalb eines patriarchalen Gesellschaftssystems verortete, 
prägte Koedt eine feministische �eorie, die Sexualität als zentralen Schau-
platz von Geschlechterungleichheit verstand. Für sie war die Neude�nition 
weiblicher Sexualität daher nicht nur eine Frage individueller Selbstbestim-
mung, sondern ein entscheidender Schritt im Kampf gegen die strukturelle 
Benachteiligung von Frauen. 

Koedts Pamphlet wurde innerhalb der US-amerikanischen Frauenbe-
wegung breit rezipiert, und seine Popularität wuchs schnell auch über die 
Landesgrenze hinaus.38 Bereits kurz nach der Verö�entlichung im Jahr 1970 
kursierten in der Bundesrepublik Raubdrucke des Textes. 1974 verö�ent-
lichte das Berliner Frauenzentrum eine Übersetzung im Selbstverlag mit 
dem Titel „Der Mythos vom vaginalen Orgasmus“.39 Zu diesem Zeitpunkt 
hatte die Bielefelder Frauengruppe den Text bereits gelesen und diskutiert. 

37 Ebenda, S. 88.
38 Zur radikalfeministischen Publikationslandschaft in den USA vgl. David Bebnow-

ski, Radikaler Druck – Druckerzeugnisse und Radikalitäten in der zweiten Welle 
des Feminismus in den USA, in: OeZG 35 (2024), S. 70–95.

39 1. Frauenraubdruck „Frauenstaat und Männerstaat“ von M. und M. Vaerting. „Der 
Mythos vom vaginalen Orgasmus“ von Anne Koedt, hrsg. vom Frauenzentrum Ber-
lin, 1974, Archiv Soziale Bewegungen (ASB), Bro. 7.02.82. Zur Praxis von Über-
setzung und Raubdruck siehe Johanna Gehmacher, Macht/Lust  – Übersetzung 
und fragmentierte Traditionsbildung als Strategien zur Mobilisierung eines radi-
kalen Feminismus, in: Angelika Schäfer u. a. (Hrsg.), Erinnern, vergessen, umdeu-
ten? Europäische Frauenbewegungen im 19. und 20. Jahrhundert, Frankfurt a. M. 
2019, S. 95–123.
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In der Einleitung zur Sexualitätsnummer beschreiben sie seine Wirkung 
rückblickend als Wendepunkt ihrer Auseinandersetzung mit Sexualität. Erst 
Koedts Aufsatz habe ihnen bewusst gemacht, „daß unbefriedigende Sexua-
lität nicht durch unser Versagen bedingt ist, sondern zum Teil an der Unfä-
higkeit des Mannes liegt, sexuell auf uns einzugehen“.40 Zuvor hatten sich die 
Bielefelderinnen bereits seit etwa drei Jahre in regelmäßigen Tre�en mit Fra-
gen zu Partnerschaft, Sexualität und Frauenkörpern beschäftigt. Besonders 
bei Diskussionen über Verhütungsmethoden – etwa über die Antibabypille 
oder die Spirale – sei ihnen klar geworden, dass diese �emen nicht isoliert 
betrachtet werden konnten, sondern eng mit grundlegenden Vorstellungen 
von Sexualität verknüpft waren. Als sich einige Frauen aus gesundheitlichen 
Gründen gegen die tägliche Einnahme hormoneller Verhütungsmittel ent-
schieden, seien sie auf „Unverständnis und erheblichen Widerstand bei den 
Männern“ gestoßen, für die „das Vögeln plötzlich unbequemer“ geworden 
sei.41

Diese alltäglichen Kon�ikte in heterosexuellen Sexualbeziehungen führ-
ten innerhalb der Gruppe zu einer vertieften kollektiven Auseinanderset-
zung: Ausgehend von der individuell empfundenen Unzufriedenheit und 
dem Zweifel, „jemals eine befriedigende Sexualität zusammen mit Män-
nern erfahren“ zu können, begaben sich die Frauen auf die Suche nach poli-
tischen und gesellschaftlichen Erklärungsansätzen. In diesem Prozess bot 
Koedts Essay nicht nur Orientierung, sondern auch Legitimation: Er half 
dabei, individuelle Erfahrungen in einen strukturellen Zusammenhang zu 
stellen und eine feministische Kritik an herrschenden Sexualnormen zu 
formulieren.

Ausgehend von Koedts �ese, dass Sexualität ein zentraler Schauplatz 
struktureller Geschlechterungleichheit sei, entfalteten die Bielefelderinnen 
in der Sexualitätsnummer verschiedene Strategien feministischer Wissens-
produktion. Eine zentrale Vorgehensweise bestand in der Verknüpfung der 
feministischen �eorie Koedts mit subjektiven Erfahrungsberichten. In der 
Sexualitätsnummer der Frauenzeitung geschah dies exemplarisch unter dem 
�emenschwerpunkt Onanie. Hier verö�entlichten die Herausgeberinnen 
eine Sammlung von fünf persönlichen Berichten, die sie selbst analytisch 
einordneten. In ihrer kurzen Einleitung bezeichneten sie die herrschende Se -
xualnorm als „Unterdrückungssystem“, das sexuell abweichendes Verhalten, 

40 Einleitung, in: Frauenzeitung 5/6 (1975), S. 1–2, hier S. 1.
41 Ebenda.
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insbesondere Selbstbefriedigung, moralisch verurteile.42 Im Gegenzug werte-
ten sie Selbstbefriedigung als eine Form des Protests „gegen unbefriedigende, 
unterdrückerische Sexualität“ und zugleich als Mittel „zur Erreichung unserer 
Autonomie“.43

Die anschließenden Berichte thematisierten in unterschiedlicher Weise 
Scham im Umgang mit dem eigenen Körper, insbesondere mit den primären 
Geschlechtsteilen, und die gesellschaftliche Tabuisierung weiblicher Lust. Sie 
erzählten vom individuellen Ausbrechen aus einer gesellschaftlichen Sexual-
norm, die auf Penetration und Heterosexualität �xiert sei. Eine Autorin etwa 
schrieb der Selbstbefriedigung einen „ungeheure[n] Stellenwert“ zu – „zumin-
dest in einer Gesellschaft, in der man keine von beiden Geschlechtern kre-
ierte Sexualität erfahren kann“.44 In einem Plädoyer für eine Neude�nition 
von Sexualität verband sie ihre Erfahrungen bewusst mit feministischen Wis-
sensbeständen, wie dem US-amerikanischen Selbsthilferatgeber „Our Bodies, 
Ourselves“ von 1970.45 Die „women’s health bible“46 wurde auch in der Bun-
desrepublik früh rezipiert und zirkulierte schon vor der o�ziellen Überset-
zung 1980 in Auszügen auch auf Deutsch unter Aktivistinnen.47 Die anonyme 
Frauenzeitung-Autorin zitierte daraus frei übersetzt: „Selbstbefriedigung ist 
nicht etwas, was du tust, wenn du mal ohne Partner bist. Es ist der erste 
und einfachste Weg, seinen Körper zu erforschen… es ist verschieden, nicht 

42 Dagmar/Michaela, Onanie, in: Frauenzeitung 5/6 (1975), S. 9.
43 Ebenda. 
44 Onanie, in: Frauenzeitung 5/6 (1975), S. 9 f., hier S. 10.
45 „Our Bodies, Ourselves“ entstand 1969 im Rahmen eines Frauengesundheitswork-

shops in Boston und wurde zunächst 1970 unter dem Titel „Women and their 
Bodies. A Course“ als selbstverlegtes Heft publiziert. Die Bostoner Frauengruppe, 
die sich „Boston Women’s Health Book Collective“ nannte, verö�entlichte das 
Buch ab 1971 unter dem heute bekannten Titel „Our Bodies, Ourselves“. Kathy 
Davis, �e Making of Our Bodies, Ourselves. How Feminism Travels across Bor-
ders, Durham, 2007, S. 2. Das Buch entwickelte sich schnell zu einem internatio-
nalen Bestseller und wurde in mehrere Sprachen übersetzt. Dies., Globale Lokali-
sierung feministischen Wissens. Die Übersetzungen von Our Bodies, Ourselves, in: 
Helma Lutz (Hrsg.), Gender Mobil? Geschlecht und Migration in transnationalen 
Räumen, Münster 2009, S. 194–214, hier S. 196.

46 Davis, �e Making of Our Bodies, Ourselves, S. 2.
47 Frauen aus dem Hamburger Frauenzentrum übersetzten und verö�entlichten das 

Kapitel Sexualität als selbstverlegte Broschüre. Vermutlich handelte es sich um die 
Ausgabe des Ratgebers von 1973. Frauenzentrum Hamburg, Sexualität, o. J., ASB, 
Bro. 7.01.14. Eine deutsche Übersetzung des Ratgebers erschien o�ziell erst 1980 
unter dem Titel „Unser Körper unser Leben. Ein Handbuch von Frauen für Frauen“ 
bei Rowohlt, das englische Original zirkulierte jedoch bereits ab Anfang der 1970er 
Jahre.
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Abb. 9: Cover der Broschüre „Women and �eir Bodies: A Course“, 
hrsg. vom Boston Women’s Health Collective, Boston 1970 (New England Free Press).

© Boston Women’s Health Collective / New England Free Press.
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minderwertiger von Sexualität zu zweit.“ (Übersetzung aus ‚Our Bodies…‘, 
S. 31).48 Indem sie sich auf das Buch bezog, verlieh sie ihrem Bericht zusätz-
liche Legitimität und demonstrierte zugleich, wie transnational zirkulierendes 
feministisches Wissen in lokale Praktiken übersetzt wurde.49

Die Bezugnahme sowohl auf Koedt als auch auf „Our Bodies, Ourselves“ 
verdeutlicht ein zentrales Element feministischer Wissensproduktion: Es ging 
nicht allein um die Aneignung sexualwissenschaftlicher Erkenntnisse, sondern 
um die feministische Überprüfung, Kontextualisierung und erfahrungsbasierte 
Erweiterung von Wissen über Sexualität. Die Bielefelderinnen dokumentier-
ten in der von ihnen verantworteten Doppelausgabe der Frauenzeitung nicht 
nur individuelle Auseinandersetzungen, sondern etablierten die Zeitschrift selbst 
als Ort kollektiver Wissensproduktion. Koedts politisch-theoretische Interven-
tion diente schließlich nicht nur als Impulsgeberin, sondern als Ausgangspunkt 
für eine eigenständige feministische Aneignung und Erweiterung von Wissen. 
Anstatt die Perspektive der Autorin lediglich zu übernehmen, verbanden die Bie-
lefelderinnen ihre �esen mit eigenen Erfahrungen und weiteren Wissensbestän-
den – darunter auch populärfeministische und sexualwissenschaftliche Texte. 

Neben der Einbindung feministischer �eorie und subjektiven Erfahrun-
gen �ndet sich in der Sexualitätsnummer der Frauenzeitung auch die kriti-
sche und feministische Relektüre sexualwissenschaftlicher Fachliteratur. In 
einer Rezension der 1970 auf Deutsch verö�entlichten Studie „Human Sexual 
Response“ von Masters und Johnson gaben die Bielefelderinnen einen Über-
blick über die zentralen Erkenntnisse, ordneten diese im Kontext weiterer Stu-
dien ein und kritisierten den unzugänglichen Stil. Das Werk eigne sich, so ihr 
Urteil, höchstens für „Medizinstudenten“.50 Erst wenn das Buch „in eine ver-
ständliche Sprachen [sic] übersetzt und um zahlreiche unwesentliche Details 
verkürzt“ werde, könne es seinem Zweck gerecht werden, nämlich „denjenigen 
Leuten Informationen an die Hand zu geben, die über das Funktionieren ihres 
Körpers und die sexuellen Reaktionen bei sich selbst und ihren Partner [sic] 
vielzu [sic] wenig Bescheid wissen“.51 Zwar schätzten sie die wissenschaftlichen 

48 Onanie, in: Frauenzeitung 5/6 (1975), S. 10.
49 Kassandra Hammel, „Our Bodies, Ourselves“. Körperwissen zwischen transnatio-

naler Zirkulation und nationalen Diskursräumen in Frauenbewegungen der 1970er 
und 1980er Jahre“, Vortrag im Forschungskolloquium der Professur für Neueste 
Geschichte an der Universität Trier, 17.2.2022. 

50 Rezension zu Masters/Johnson, Die sexuelle Reaktion, in: Frauenzeitung 5/6 (1975), 
S. 24.

51 Ebenda. 
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Ergebnisse der Studie grundsätzlich, doch machten sie deutlich, dass diese 
erst durch eine Transferleistung für eine breitere Zielgruppe nutzbar würden. 

Ihre Kritik markiert einen wesentlichen Punkt feministischer Wissens-
produktion, wie sie die Bielefelderinnen praktizierten: Wissenschaftliches 
Wissen sollte nicht nur übernommen, sondern in alltagsrelevante Kontexte 
übersetzt, politisch überprüft und feministischen Erkenntnisinteressen unter-
geordnet werden. Während ein Werk wie „Our Bodies, Ourselves“ diesen 
Transfer bereits vollzog, indem es Erfahrungswissen, kollektive Re�exion 
und politische Zielsetzungen miteinander verband, machten die Bielefelde-
rinnen deutlich, dass sexualwissenschaftliche Literatur wie jene von Masters 
und Johnson erst durch feministische Vermittlungsarbeit emanzipatorisches 
Potenzial entfalten könne.

So verbanden sie auch in diesem Fall Koedts Impuls, Sexualität als Schau-
platz von Machtverhältnissen zu verstehen, mit einer eigenständigen Strategie 
der Aneignung: Die wissenschaftlichen Studien lehnten sie nicht ab, sondern 
überprüften sie auf ihre Nützlichkeit sowie den jeweiligen Kontext, um sie in 
eine andere epistemische Ordnung zu überführen. Wie Anne Kwaschik be -
reits für CR-Gruppen und Kathy Davis für „Our Bodies, Ourselves“ gezeigt 
haben, unterschieden sich diese Wissenspraktiken deutlich von traditionellen 
Wissenschaftstraditionen, die subjektive Erfahrung ausblendeten und gesell-
schaftliche Machtverhältnisse selten re�ektierten.52

Feministische Wissensproduktion bedeutete für die Herausgeberinnen 
der Sexualitätsnummer nicht, zwischen �eorie, Erfahrung und Wissenschaft 
zu wählen, sondern unterschiedliche Wissensbestände und -praktiken kri-
tisch zu befragen, miteinander in Bezug zu bringen und politisch nutzbar zu 
machen. Angetrieben durch Koedts politisch-theoretischen Impuls, verban-
den die Bielefelderinnen feministische �eorie, subjektive Erfahrungsberichte 
und sexualwissenschaftliche Studien zu einer eigenständigen epistemischen 
Praxis. 

Politisierung von Subjektivität und Inszenierung von Erfahrung

Die Inszenierung subjektiver Erfahrungen nahm in feministischen Zeit-
schriften eine zentrale Rolle ein – nicht als bloße Ergänzung zu theoretischen 
Texten oder wissenschaftlichen Analysen, sondern als eigenständige Form 

52 Davis, Globale Lokalisierung, S. 209; Kwaschik, „We Witches“, S. 184.
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feministischer Wissensproduktion. Ob persönlich erlebt, erzählt oder �ktio-
nalisiert: Subjektive Erfahrungen wurden nicht nur sichtbar gemacht, son-
dern gezielt politisch gerahmt, um bestehende gesellschaftliche Deutungen 
infrage zu stellen und kollektive Lernprozesse anzustoßen. Dabei war das 
Spektrum der Darstellungsformen breit. Einerseits �nden sich kuratierte Ein-
zelschicksale, die oft übersetzt, redaktionell bearbeitet oder �ktionalisiert wa -
ren. Andererseits enthalten feministische Zeitschriften auch Beiträge, in de -
nen Frauen direkt aus der Ich-Perspektive berichten oder die Ergebnisse von 
Gruppengesprächen dokumentiert werden. Diese unterschiedlichen Formate 
folgen jeweils eigenen Logiken der Darstellung und Adressierung. 

„Die Erzählung einer Frau aus einem römischen Vorort“53

Im Folgenden soll zunächst ein Beispiel für ein kuratiertes Einzelschicksal im 
Mittelpunkt stehen, das in besonderer Weise die politische Rahmung subjekti-
ver Erfahrung veranschaulicht: die Geschichte „Silvana und die Abtreibung“. 
Die Herausgeberinnen der Sexualitätsnummer übersetzten hier entweder den 
ursprünglich 1974 in Turin erschienenen Text Donne mie der italienischen 
Schriftstellerin und Feministin Dacia Maraini oder übernahmen eine bereits 
vorhandene, aber unbekannte Übersetzung – eine Praxis, die in Alternativ-
zeitschriften jener Zeit durchaus üblich war. Die Erzählung handelt von einer 
26-jährigen Frau, deren Sexualität vollständig von der Angst vor Schwanger-
schaften und zahlreichen illegal durchgeführten Abtreibungen geprägt ist. Als 
jung verheiratete Frau, so schildert die Protagonistin, habe sie nicht gewusst, 
„wie es Frau und Mann miteinander treiben“.54 Fünf Kinder und zahlreiche 
Abtreibungen später stehen sowohl der Ehemann und die Mutter als auch der 
Priester der Empfängnisverhütung durch Antibabypille oder Kondom ableh-
nend gegenüber. Weil sich Silvana – wie viele Frauen jener Zeit – durch das 
vorherrschende Geschlechterrollenbild zum ehelichen Geschlechtsverkehr 
verp�ichtet fühlt, gerät sie in einen endlosen Kreislauf aus erzwungener Sexua-
lität, Schwangerschaft und Abtreibung. „Wenn es nach mir ginge, ich würd 
ja nicht mehr bunsen [sic]“, gesteht die Protagonistin. Obwohl sie versucht, 
durch körperliche Anspannung eine Empfängnis zu verhindern, bleibt sie er -
folglos. Die Kontrolle über ihren Körper liegt nicht bei ihr selbst, sondern bei 
ihrem sozialen Umfeld. Während ihr Mann seine Sexualität frei auszuleben 

53 Silvana und die Abtreibung, in: Frauenzeitung 5/6 (1975), S. 13–14, hier S. 13.
54 Ebenda.
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scheint und andere – etwa die Mutter oder der Priester – in unterschiedlicher 
Weise über ihren Körper bestimmen, bleibt sie mit den physischen und psy-
chischen Folgen allein. Sexuelle Unterdrückung und ökonomische Abhängig-
keit wirken hier zusammen. In Silvanas Worten spiegelt sich diese Verbindung 
wider, wenn sie auf die Frage nach ihrem eigenen Lustemp�nden antwortet: 
„Orgasmus? Und was wär das?“ Vor lauter Angst vor eine Schwangerschaft 
könne sie beim Geschlechtsverkehr „gar nicht ans Vergnügen denken“. Die 
einzigen, die das täten, seien die Männer – Frauen dagegen müssten „alles 
ertragen“.55

Obwohl Silvanas Geschichte im italienischen Kontext verortet ist, ver-
weist sie exemplarisch auf die enge Ver�echtung von sexueller Fremdbestim-
mung, eingeschränktem Zugang zu Verhütung und materieller Abhängig-
keit  – Erfahrungen, die auch viele Frauen in der bundesrepublikanischen 
Nachkriegszeit teilten. Wenige Jahre vor dem Erscheinen der Sexualitätsnum-
mer, Anfang der 1970er Jahre, wurden diese strukturellen Erfahrungen bereits 
ö�entlich diskutiert. 1971 bekannten 374, darunter auch prominente Frauen 
im Stern: „Ich habe abgetrieben“, und in vielen westdeutschen Städten gin-
gen Menschen auf die Straße, um für das Recht auf Abtreibung und körper-
liche Selbstbestimmung zu demonstrieren.56 Zwar stand durch den Anstieg an 
außerehelicher sexueller Aktivität und die Verfügbarkeit neuer Antikonzep-
tiva mehr als je zuvor die Möglichkeit o�en, Sexualität und Reproduktion zu 
trennen.57 Das habe, so Dagmar Herzog, jedoch nichts daran geändert, dass 
Sex für Frauen nach wie vor mit Angst statt Lust verbunden gewesen sei.58 Die 
bundesdeutsche Diskussion um stra�reie Schwangerschaftsabbrüche wurde 
nun auch zu einem Aushandlungsort feministischer Sexualitätsdebatten.59

Mangelte es an Wissen oder verfügbaren Verhütungsmitteln, waren es Frauen, 

55 Ebenda.
56 Delegierte der dritten bundesweiten Konferenz der sogenannten Aktion 218 hatten 

zu Demonstrationen aufgerufen, nachdem die Regierung in Bonn eine Reforma-
tion der Abtreibungsgesetze angekündigt hatte. Julia Hitz, Aktion 218, in: Digi-
tales Deutsches Frauenarchiv, 6. 3. 2019, https://www.digitales-deutsches-frauenar-
chiv.de/akteurinnen/aktion-218 [1. 4.2025].

57 Herzog, Sexuality in Europe, S. 153.
58 Dagmar Herzog, Politisierung der Lust, Sexualität in der deutschen Geschichte des 

20. Jahrhunderts, unveränderte Neuau�., Gießen 2021, S. 145 f. 
59 Zum Zusammenhang von Reproduktion und Sexualität vgl. Lenz, Neue Frauenbe-

wegung, S. 98; ebenso Anna-Myrte Palatini/Sebastian Bischo�, ‚Sexuelle Revoluti-
onen‘. Eine historisch-politische Einordnung, Stuttgart 2025, S. 179. 1976 erschien 
außerdem Alice Schwarzer, Der „kleine Unterschied“ und seine großen Folgen. 
Frauen über sich – Beginn einer Befreiung, 4. Au�., Frankfurt a.M. 2013, S. 17.
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die die Konsequenzen der Lockerung sexueller Gewohnheiten zu tragen hat-
ten und gezwungen waren, sich auf illegale Abtreibungen zu verlassen.60 Dass 
solche Erlebnisse nicht nur individuelle Schicksale waren, sondern gesell-
schaftliche Muster sichtbar machten, unterstrichen auch Feministinnen wie 
Alice Schwarzer. In ihrem 1971 verö�entlichten Buch „Frauen gegen den 
§218“61 versammelte sie Erfahrungsberichte von Frauen unterschiedlichster 
Herkunft, um – wie sie im Nachwort betonte – „zum ersten Mal [zu ermög-
lichen], dass Frauen gemeinsam reden“. Entscheidend sei, so Schwarzer, dass 
nicht länger ausschließlich „Experten“ über Abtreibung debattierten, sondern 
„die direkt Betro�enen, die Frauen“ selbst zu Wort kämen.62

Ob die Geschichte von Silvana tatsächlich von einer Römerin erlebt 
wurde oder ob es sich um eine �ktive Erzählung handelt, lässt sich nicht 
nachverfolgen und ist vermutlich unerheblich. Entscheidend ist vielmehr die 
Auswahl des Textes, die darauf hindeutet, dass die Herausgeberinnen davon 
ausgingen, westdeutsche Leserinnen könnten sich mit der Protagonistin und 
ihrer Geschichte identi�zieren. Bereits in der Einleitung hatten sie darauf 
hingewiesen, wie schwierig es sei, „persönliche Erfahrungen so darzustel-
len, daß andere Frauen sich in diesen Berichten wieder�nden können“.63 Die 
Geschichte von Silvana sollte die Leserinnen zum Nachdenken, etwa über 
eigene Erfahrungen, und schließlich zum Handeln bewegen.

Sowohl die Geschichte von Silvana als auch die Erfahrungsberichte zum 
§218 wurden von feministischen Autorinnen, Journalistinnen und Aktivis-
tinnen aufgegri�en, bearbeitet und in politische Kontexte eingebettet. Die 
Erzählungen stammen gewissermaßen aus zweiter Hand. Sie wurden durch 
Personen wie Schwarzer, Maraini oder die Herausgeberinnen aus Bielefeld er -
zählt, übersetzt, �ktionalisiert oder redaktionell bearbeitet – und gewannen 
ihre gesellschaftliche Relevanz nicht allein durch den Inhalt, sondern durch 
ihre gezielte Rahmung: durch die Verö�entlichung als feministische Publika-
tion, durch die Auswahl, Platzierung und Verknüpfung im Zusammenhang 
mit kollektiven Anliegen. Nicht ein vermeintlich authentisches Ich stand hier 

60 Gesetze gegen Werbung und Verkauf von Verhütungsmitteln waren in vielen Län-
dern bis in die 1960er Jahre wirksam. Dagmar Herzog, Abortion, Christianity, 
Disability. Western Europe, 1960s–1970s, in: Gert Hekma/Alain Giami (Hrsg.), 
Sexual Revolutions, Basingstoke 2014, S. 249–263, hier S. 251 f.

61 Alice Schwarzer, Frauen gegen den §218. 18 Protokolle, aufgezeichnet von Alice 
Schwarzer; mit einem Bericht der Sozialistischen Arbeitsgruppe zur Befreiung der 
Frau, München/Frankfurt a. M. 1971. 

62 Ebenda, S. 133.
63 Einleitung, in: Frauenzeitung 5/6 (1975), S. 1.
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im Zentrum, sondern die exemplarische Funktion der Geschichte, auf spe-
zi�sche strukturelle Missstände aufmerksam zu machen und feministische 
Handlungsfähigkeit zu mobilisieren.

Im Gegensatz dazu – und darauf soll im Folgenden eingegangen werden – 
bot die feministische Alternativpresse auch einen Raum für die Verö�ent-
lichung und Verbreitung von Erfahrungen, die einen weitaus geringeren Grad 
an literarischer oder redaktioneller Bearbeitung aufwiesen. Das spricht nicht 
für eine geringere Relevanz, sondern zeugt von einer Strategie, bewusst Nähe, 
Unmittelbarkeit und Authentizität zu erzeugen. 

„Dieser Artikel ist das Ergebnis eines Gespräches“64

Während also in Geschichten wie der von Silvana das Politische über den 
Umweg literarischer Gestaltung und redaktioneller Vermittlung greifbar 
wurde, erlaubten andere Beiträge einen direkteren Zugang zur subjektiven 
Perspektive der Autorin – und stellten damit auch gängige Vorstellungen von 
Autor*innenschaft infrage.

Ein Beispiel hierfür ist ein autobiogra�sch anmutender Bericht von Her-
rad Schenk, der in der Sexualitätsnummer der Frauenzeitung gleich mehrere 
Seiten füllt. Schenk schildert detailliert ihre erste romantische Beziehung und 
geht dabei ausführlich auf ihre Unsicherheiten und Unwissenheit rund um das 
„erste Mal“ ein. Sie beschreibt, wie sie sich nicht traute, ihre Ängste gegenüber 
ihrem Partner zu benennen, und wie sie körperliche Schmerzen ebenso ver-
schwieg wie die Abwesenheit von Lust. Den Leserinnen gegenüber räumt sie 
ein: „Vergnügen daran hatte ich beim besten Willen nicht.“ Doch ihr Partner 
habe sie unter Druck gesetzt, auch zum Höhepunkt zu kommen.65 Schenk 
schildert, wie sie schließlich versucht, sich mithilfe von Ratgeberliteratur Wis-
sen anzulesen, vor allem um den Erwartungen ihres Partners zu genügen. Von 
nun an täuscht sie ihre sexuelle Befriedigung und Lust am Geschlechtsverkehr 
vor. Am Ende erkennt sie, dass sie vor allem versucht hatte, seine Bedürfnisse 
zu erfüllen, auch wenn dadurch ihre eigenen Grenzen überschritten wurden.66

Der Erfahrungsbericht erö�nete den Leserinnen intimen Zugang zu bis-
her im ö�entlichen Diskurs marginalisierten bzw. tabuisierten Erlebnissen: un -
sichere erste sexuelle Kontakte, normative Schönheitsideale und asymmetrische 

64 Doris, Beziehung zu unserem Körper, in: Frauenzeitung 5/6 (1975), S. 11–12, hier 
S. 11.

65 Herrad Schenk, Das Etikett, in: Frauenzeitung 5/6 (1975), S. 4–6, hier S. 4.
66 Ebenda, S. 5.
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Geschlechterrollen in heteronormativen Beziehungen. Damit bot die Zeit-
schrift einen Resonanzraum, in dem solche bislang unsagbaren Erfahrungen 
scheinbar unge�ltert erzählt werden konnten.67 Für viele Leserinnen, beson-
ders aus dem studentischen Alternativmilieu, ermöglichten diese Texte Iden-
ti�kation und Selbstvergewisserung. Erfahrungsberichte wie der von Schenk 
positionierten Frauen als „legitime Sprecher:innen“68 eigener Lebensrealitäten 
und verliehen ihnen Sichtbarkeit als Trägerinnen eines bislang unsichtbaren 
Wissens. So �nden sich auch in der Doppelnummer und in anderen feminis-
tischen Zeitschriften Textbeiträge, die alltägliche Erfahrungen in scheinbar 
unmittelbarer Weise wiedergeben. Unter der Überschrift „Vor ein paar Jah-
ren“ schildert eine Autorin namens Mara in wenigen, teils fragmentarischen 
Sätzen den Ablauf ihres ersten sexuellen Kontakts – eine negative Erfahrung, 
die, wie sie schreibt, unter dem sozialen Druck entstanden sei, es zu tun.69

Ihre Erzählung ist knapp und durchzogen von Gedankensprüngen. „Ekel, 
Abscheu – Wut – aber wohin damit?“,70 fragt sie, als halte sie eine Moment-
aufnahme direkt in einem Tagebuch fest.

Wie bei der Erzählung von Herrad Schenk blieben auch Maras Erfah-
rungen unkommentiert. Das Lesepublikum wurde nicht angeleitet, sondern 
scheinbar direkt in das Erlebte hineingeführt – eine Strategie, die Authenti-
zität suggeriert und den Eindruck erzeugt, unvermittelte Einblicke in indivi-
duelle Erfahrungswelten zu erhalten. Gerade diese Inszenierung von Unmit-
telbarkeit hatte eine aktivierende Funktion: Sie erö�nete nicht nur einen 
Raum für Identi�kation, sondern ermutigte Leserinnen, eigene Erfahrungen 
als erzählenswert und politisch relevant zu begreifen sowie möglicherweise 
selbst zu verschriftlichen. Die Texte wirkten damit nicht nur als Erfahrungs-
berichte, sondern als implizite Einladung, sich an einem kollektiven Prozess 
feministischer Bewusstseinsbildung zu beteiligen – nicht nur als Leserin, son-
dern als potenzielle Erzählerin.

Noch deutlicher wird diese verschobene Grenze zwischen Rezeption und 
Produktion in jenen Beiträgen, die nicht auf individuelle Erfahrungen fokus-
sierten, sondern Ergebnisse gemeinsamer Re�exionsprozesse dokumentierten. 

67 Kwaschik, „We Witches“, S. 183.
68 Sven Reichardt, Wissenspraktiken sozialer Bewegungen. Strategien ihrer Plausibi-

lisierung am Beispiel der neuen Frauen- und Umweltbewegungen, in: �omas G. 
Kirsch/Christina Wald (Hrsg.), Vorläu�ge Gewissheiten. Plausibilität als soziokul-
turelle Praxis, Bielefeld 2024, S. 197–222, hier S. 202.

69 Mara, Vor ein paar Jahren, in: Frauenzeitung 5/6 (1975), S. 12.
70 Ebenda.
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In einem Beitrag mit dem Titel „Beziehung zu unserem Körper“ fasste die 
Autorin Doris die Diskussionen einer Gesprächsgruppe zusammen. Die 
Gruppe hatte sich kritisch mit Körperbildern, Schönheitsidealen und deren 
Auswirkungen auf die eigene Sexualität auseinandergesetzt. Au�ällig war da -
bei die Betonung gemeinsamer Erfahrungen: Viele der Teilnehmerinnen hat-
ten ähnliche Entfremdungserfahrungen gegenüber ihrem eigenen Körper ge -
macht. Diese wurden nun nicht als individuelles De�zit, sondern als Resultat 
gesellschaftlicher Normierungen verstanden.71

Im Unterschied zu den narrativen Einzelberichten geht es in Doris’ Bei-
trag weniger um persönliche O�enbarung als um die kollektive Analyse und 
deren politische Implikationen. Die Gruppe identi�zierte die Distanz zum 
eigenen Körper als strukturelles Problem – ein Ergebnis gesellschaftlicher Zu -
schreibungen an Weiblichkeit. In der Selbstuntersuchung, einer Praxis, die 
von US-amerikanischen Frauengesundheitskollektiven übernommen wurde, 
sah Doris eine konkrete Möglichkeit zur Aneignung von Wissen und zur 
Rückgewinnung von körperlicher Selbstbestimmung.72 Selbsthilfepraktiken 
verstanden die Teilnehmerinnen als politische Interventionen in hegemoniale 
Wissensbestände über den weiblichen Körper und weibliche Sexualität.

Dabei werden zwei zentrale Dimensionen feministischer Wissensproduk-
tion sichtbar: Zum einen ging es darum, die in Gruppenprozessen gewonne-
nen Erkenntnisse mit einer breiteren Ö�entlichkeit zu teilen. Zum anderen 
wurde zugleich der Entstehungskontext dieses Wissens o�engelegt und re�ek-
tiert. Doris wies zu Beginn ihres Beitrags explizit darauf hin, dass der Artikel 
„das Ergebnis eines Gespräches“ sei, in welchem mehrere Frauen ihre Erfah-
rungen „in diesem �emenbereich“ ausgetauscht hatten.73 Diese bewusste 
Transparenz war mehr als eine bloße Fußnote. Sie machte die Bedingungen 
feministischer Wissensproduktion selbst zum Teil des Prozesses. Indem die 
Autorinnen o�enlegten, wie ihr Wissen zustande kam, stellten sie eine femi-
nistische Alternative zu tradierten wissenschaftlichen Autoritätsansprüchen 
dar. Transparenz diente dabei einerseits der erhöhten Glaubwürdigkeit, da 
Leserinnen nachvollziehen konnten, auf welche Erfahrungen und Re�exionen 
die Aussagen beruhten – gewissermaßen eine feministische Überprüfung und 
Validierung von Wissen. Andererseits schuf sie Nahbarkeit, da konkrete per-
sönliche Erfahrungen integraler Bestandteil der Darstellungen blieben. Dabei 

71 Doris, Beziehung zu unserem Körper, in: Frauenzeitung 5/6 (1975), S. 12.
72 Ebenda.
73 Ebenda, S. 11.

horstmann_pope_innen.indd   203 10.03.26   00:28



204

KASSANDRA HAMMEL

wurde deutlich, dass feministisches Wissen nicht losgelöst entsteht, sondern 
in verorteten, subjektiven und geteilten Prozessen. 

Während etwa die Geschichte von Silvana durch redaktionelle Rahmung 
zur Re�exion anregen sollte, adressierten Texte wie die von Schenk, Mara 
oder Doris die Leserinnen zugleich als potenzielle Erzählerinnen. Authen-
tizität kann hier als rhetorische Strategie betrachtet werden, um feministi-
sche Dialogräume zu ö�nen. Feministische Zeitschriften erweiterten damit 
die von Anne Kwaschik als epistemisch bezeichnete Praxis des Consciousness 
Raising über den lokalen Rahmen hinaus:74 Sie machten Erfahrungen ö�ent-
lich zugänglich, luden zur Diskussion ein und erö�neten Räume, in denen 
Wissen auch überregional ausgehandelt werden konnte. Spannungen traten 
besonders deutlich zutage, wenn die geteilten Erlebnisse nicht zu konsensuel-
len Deutungen führten, sondern Widerspruch hervorriefen.75 Im folgenden 
Abschnitt steht daher nicht nur die Artikulation von Erfahrung im Zentrum 
feministischer Wissenspraktiken, sondern auch die Rolle ihrer kritischen 
Kommentierung.

„Ansonsten ist mir Eure Kritik unverständlich“: Aushandlungs-
prozesse als Teil feministischer Wissensproduktion

Die Doppelnummer der Frauenzeitung thematisierte nicht nur Lustlosigkeit 
oder nichtkonsensuelle Sexualität, sondern auch eindeutig als Vergewaltigung 
benannte Erfahrungen wie sexuellen Missbrauch in der Kindheit.76 Eine Aus-
einandersetzung, die sich auf den letzten Seiten des Heftes nachvollziehen 
lässt, zeigt, dass die Analyse persönlicher Erfahrungen nicht zwangsläu�g zu 
einheitlichen politischen Schlussfolgerungen führte. Vielmehr entstand ein 
Raum kontroverser Debatte über Deutungen, Begri�ichkeiten und Hand-
lungsmöglichkeiten – ein Aushandlungsprozess, der selbst als Teil feminis-
tischer Wissensproduktion verstanden werden kann.

74 Kwaschik, „We Witches“, S. 183–185.
75 Kwaschik verweist ebenfalls auf verschiedene politische Ansätze zum Stellenwert 

von �eorie und Erfahrung im Hinblick auf feministische Wissensproduktion, die 
zu bewegungsinternen Debatten führten. Ebenda, S. 185 f.

76 Jenine, Vergewaltigung, in: Frauenzeitung 5/6 (1975), S. 14–17. Zu sexuellem Kin-
desmissbrauch als �ema der Frauenbewegung vgl. Ruth Pope, „Zartbitter“ und 
die feministische Auseinandersetzung mit sexualisierter Gewalt an Kindern in den 
1980er und 1990er Jahren, in: Westfälische Forschungen 72 (2022), S. 347–365.

horstmann_pope_innen.indd   204 10.03.26   00:28



205

„UM DIE ERFAHRUNGEN FÜR ANDERE FRAUEN NUTZBAR ZU MACHEN“

Die Herausgeberinnen druckten als Teil der Auseinandersetzung sowohl 
einen kritischen Brief von fünf Frauen aus dem Hamburger Frauenzentrum 
ab als auch die ausführliche Reaktion der kritisierten Autorin Kathy Davis. 
Davis, US-Amerikanerin und Mitglied der Bielefelder Frauengruppe, hatte in 
einer früheren Ausgabe einen Artikel unter dem Titel „Vergewaltigung – eine 
Form der sexuellen Unterdrückung der Frau“ verö�entlicht.77 Darin setzte sie 
sich, auch unter Bezugnahme auf wissenschaftliche Studien, mit gängigen 
Mythen über Vergewaltigung auseinander  – etwa der Behauptung, Frauen 
hätten heimlich Vergewaltigungsfantasien. Unter Rückgri� auf Erkenntnisse 
aus ihrer politischen Arbeit in einem US-amerikanischen „Anti-Vergewalti-
gungs-Kollektiv“78 diskutierte Davis politische Aktionen und Interventions-
möglichkeiten.

„Wir haben folgendes zu meckern“, entgegneten die Hamburger Frauen 
mit einer in sechs Punkte gegliederten Kritik. In einem betont kollegialen Ton 
wiesen sie unter anderem Davis’ Fokus auf patriarchale Herrschaftsverhältnisse 
als Ursache von Vergewaltigung zurück. Dieser würde kapitalistische Struktu-
ren als „Grundübel“ nicht mitdenken. Sie warfen der Autorin vor, mit ihrem 
Ansatz ein „Klischeebild“ zu erzeugen, das alle Männer als potenzielle Täter 
darstelle. Besonders deutlich wird die Spannung zwischen subjektiver Erfah-
rung und kollektiver Analyse am Beispiel des Mythos weiblicher Vergewalti-
gungsfantasien: Während Davis diesen als frauenfeindlich entlarven wollte, 
hielten die Hamburgerinnen an der Realität solcher Fantasien fest – zumindest 
habe das „jede Frau in unserer Gruppe bestätigt“.79 Auch wenn sie einräumten, 
dass diese als Ergebnis einer sicherlich „rollenspezi�schen Sozialisation“ kri-
tisch zu re�ektieren seien, forderten sie, solche Wünsche zunächst anzuerken-
nen, bevor man sie „abbauen“ könne. Trotz ihrer Einwände gegen Davis’ Text 
betonten sie dessen produktive Elemente: etwa Vorschläge zu Selbstverteidi-
gung und kollektiven Unterstützungsstrukturen sowie Kritik an Polizei und 
Justiz. Sie schlossen ihren kritischen Brief mit dem versöhnlichen Schlusssatz: 
„Denk nicht, daß wir Dich mit unserer Kritik runtermachen wollen.“80

Dieser Satz verweist darauf, dass die Intervention nicht als persönliche 
Abwertung, sondern als Beitrag zu einer kollektiven politischen Praxis ver-
standen werden sollte. Auf die Bedeutung von Kritik als Teil feministischer 

77 Kathy Davis, Vergewaltigung. Eine Form der sexuellen Unterdrückung der Frau, 
in: Frauenzeitung 3 (1974), S. 4–6.

78 Ebenda, S. 4.
79 Leserbriefe, in: Frauenzeitung 5/6 (1975), S. 29.
80 Ebenda.
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Wissensproduktion, wie sie hier deutlich wird, haben jüngst auch Katharina 
Lux und Bec Wonders hingewiesen, deren kürzlich erschienene Arbeiten 
Kon�ikte nicht als Zeichen des Scheiterns, sondern als notwendiges Mittel 
zur feministischen �eoriebildung verstehen.81 Wonders betont in ihrer Ana-
lyse feministischer Zeitschriften, dass gerade die Vermittlung von Meinungs-
verschiedenheiten, selbst bei tiefgreifenden ideologischen Di�erenzen, eine 
zentrale Funktion des Mediums sei.82

Vor diesem Hintergrund lässt sich auch Davis’ Entscheidung lesen, ihre 
Erwiderung auf die Hamburger Kritik in derselben Ausgabe der Frauenzeitung
zu verö�entlichen. Sie begründete diesen Schritt damit, dass „möglicherweise 
andere Frauen die Bedenken, die Ihr äußert, teilen“.83 Mit dem Versprechen, 
systematisch auf die verschiedenen Kritikpunkte einzugehen, kündigte sie an, 
Missverständnisse und eine aus ihrer Sicht fehlerhafte Argumentation aufklären 
zu wollen. Davis’ Antwort blieb dabei nicht auf eine bloße Verteidigung ihrer 
Position beschränkt. Vielmehr nutzte sie den Raum, um ihre �esen zu präzi-
sieren und die tie�iegenden politischen sowie theoretischen Di�erenzen o�en-
zulegen. Im Zentrum stand dabei erneut ihre �ese vom �ießenden Übergang 
zwischen „Vergewaltigung und der sog. ,normalen‘ Sexualität“ – ein zentrales 
Argument ihres ursprünglichen Artikels. Um den vorausgegangenen kollek-
tiven Erkenntnisprozess nachvollziehbarer zu machen, gri� sie auf konkretere 
Beispiele aus ihrer Frauengruppe zurück. Gemeinsam hätten sie erkannt,

„daß wir alle schon mal gevögelt haben, obwohl wir keine Lust dazu 
hatten – einfach weil wir Angst davor hatten, einen Mann (von dem 
wir und eventuell unsere Kinder �nanziell abhängig waren) zu ver-
lieren, oder weil es uns zuwider war, mühsam nach Argumenten zu 
suchen, mit denen wir seiner aufdringlichen Überzeugungstaktik ent-
gegentreten konnten (‚du nimmst ja die Pille und bist schließlich nicht 
prüde‘, ‚du bumst mit anderen, also warum nicht mit mir?‘ usw.).“84

81 Katharina Lux, Von der Produktivität des Streits. Die Kontroverse der Zeitschrif-
ten Courage, Die Schwarze Botin und Emma. Überlegungen zur Kon�iktgeschichte 
der Frauenbewegungen, in: feministische studien 35 (2017) 1, S. 31–50, hier 
S. 31, DOI: 10.1515/fs-2017-0003; dies., Kritik und Kon�ikt. Die Zeitschrift Die 
Schwarze Botin in der autonomen Frauenbewegung, Berlin 2022, S. 444. 

82 Bec Wonders, ‚Please Say More‘. Mediating con�ict through letter-writing in Brit-
ish second wave feminist periodicals, 1970–1990, unverö�entlichte Dissertation, 
Glasgow School of Art 2021, S. 17, 193.

83 Leserbriefe, in: Frauenzeitung 5/6 (1975), S. 29.
84 Ebenda.
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Davis präsentierte diese geteilten Erfahrungen als kollektives Wissen, das nicht 
abstrakter �eorie entsprang, sondern aus konkreten Lebensrealitäten hervor-
gegangen war. 

Auch auf den Vorwurf der Hamburgerinnen, ihr Artikel unterstelle Män-
nern pauschal Schuld oder fordere gar Bestrafung, ging Davis ein. Sie stellte 
klar, dass ihr Ziel ein anderes gewesen sei. Sie habe exemplarisch die politi-
schen Aktionen ihrer US-amerikanischen Frauengruppe geschildert, um auf 
die „abstrakte[n] Diskussionen“ innerhalb der westdeutschen Frauenbewe-
gung zu reagieren. Diese spreche zwar häu�g von der „Notwendigkeit einer 
politischen Praxis“, habe jedoch Schwierigkeiten, konkrete Handlungsformen 
zu entwickeln. Davis wandte sich daher gegen pauschale Vorwürfe und plä-
dierte für eine konstruktive Kritik, die danach fragt, „inwieweit diese Aktio-
nen die beabsichtigten Ziele tatsächlich erreichen“.85

Auch die kritische Auseinandersetzung mit zeitgenössischen Wissensbe-
ständen bezeichnete Davis als ein zentrales Anliegen. Da es, wie sie schrieb, 
„kaum Literatur zur Vergewaltigung, jedoch eine Menge von falschen, ver-
zerrten Vorstellungen“ gebe, sei es umso wichtiger, verbreitete Mythen zu 
hinterfragen – darunter auch Spekulationen über weibliche Vergewaltigungs-
fantasien. Davis begegnete dem Argument der Hamburgerinnen mit Vor-
sicht. Sie erkannte die Bedeutung individueller Erfahrungen zwar an, betonte 
jedoch klar die Unterscheidung zwischen Fantasie und erlebtem sexuellen 
Übergri�. Pointiert formulierte sie: „Um behaupten zu können, daß Frauen 
vergewaltigt werden wollen, müßte man mit den Opfern selber reden und sie 
fragen, ob ihre Erfahrung ihren Wünschen entsprach.“86 Nach ihren eigenen 
Gesprächen habe sich dies bisher bei keiner betro�enen Frau bestätigt.

Mit dieser Antwort berührte Davis eine zentrale Frage feministischer 
Wissensproduktion: Wer galt in solchen Auseinandersetzungen als legitime 
Wissensproduzentin? Welche Erfahrungen wurden anerkannt, welche blie-
ben marginalisiert? Und vor allem: Wie ließen sich Kon�ikte über diese Aner-
kennung produktiv verhandeln? Diese Fragen verweisen auf einen weiteren 
wesentlichen Aspekt feministischer Publikationspraxis, wie ihn auch Won-
ders und Lux hervorheben: den Aushandlungsprozess selbst. Nicht allein das 
Ergebnis – also die theoretische Position oder politische Forderung – stand 
im Zentrum, sondern ebenso wichtig war die Art und Weise, wie Kon-
�ikte geführt und unterschiedliche Perspektiven ö�entlich sichtbar gemacht 

85 Ebenda, S. 31.
86 Ebenda.
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wurden. Gerade dieser o�ene Umgang mit Dissens wurde zum integralen 
Bestandteil feministischer Wissensproduktion.87

Mit ihrer ausführlichen Stellungnahme setzte Davis einen vorläu�gen 
Schlusspunkt der Auseinandersetzung.88 In den folgenden Ausgaben der 
Frauenzeitung erschien keine weitere direkte Erwiderung. Das kon�ikthafte 
�ema blieb jedoch präsent – insbesondere im Kontext der sich in den spä-
ten 1970er und frühen 1980er Jahren zuspitzenden Debatten um Pornogra-
�e. Obwohl die Frauenzeitung mit der Doppelnummer 11/12 im Jahr 1976 
ihr Erscheinen einstellte, lassen sich diese Auseinandersetzungen in den zahl-
reichen anderen feministischen Zeitschriften weiterverfolgen, etwa in der 
Courage, die von 1976 bis 1984 erschien.

Fazit

Der vorliegende Beitrag hat gezeigt, dass feministische Zeitschriften zentrale 
Foren der Wissensproduktion innerhalb der westdeutschen Frauenbewegung 
der 1970er Jahre waren. Die Sexualitätsnummer der Frauenzeitung war nicht 
nur Medium der Verbreitung, sondern auch Ort der Herstellung, Re�exion 
und Aushandlung alternativer Wissensbestände über Sexualität. 

Die hier analysierten Beiträge machen deutlich, dass feministische Wis-
sensproduktion auf ein breites Spektrum von Praktiken setzte. Sexualwissen-
schaftliche Studien wurden kritisch gelesen, mit Alltagserfahrungen abgegli-
chen und in politische Strategien übersetzt. Dieser Prozess bezog transnational 
zirkulierende Texte wie Koedts Essay oder „Our Bodies, Ourselves“ ebenso ein 
wie lokale Gruppen- und individuelle Erfahrungsberichte. Hier kamen ganz 
‚normale‘ Frauen zu Wort;89 doch auch solche, die bereits in Kleingruppen 
aktiv oder journalistisch tätig waren, nutzten die Frauenzeitung als Medium, 
um gemeinsam erarbeitetes Wissen einer größeren (Teil-)Ö�entlichkeit zu -
gänglich zu machen. Die Beiträge vermittelten nicht nur Inhalte, sondern 
auch die Bedingungen und Methoden ihrer Entstehung – etwa durch expli-
zite Hinweise auf Gruppengespräche, Anleitungen zur Selbstuntersuchung 

87 Lux, Kritik und Kon�ikt, S. 444; Wonders, ‚Please Say More‘, S. 199.
88 Videointerview mit Kathy Davis, Freiburg, 20. 2.2025. Davis konnte bestätigen, 

dass die Auseinandersetzung im Anschluss nicht medial fortgeführt wurde. Sie 
schloss jedoch nicht aus, dass es bei einem überregionalen Tre�en zu weiteren Ge -
sprächen mit den Hamburgerinnen gekommen war. 

89 Wir machen diese Zeitung …, in: Klara 1 (1976), S. 3.
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oder die Berichte über politische Praxis. Dabei erö�neten die stilistisch unter-
schiedlichen Erfahrungsberichte nicht nur alternative Zugänge zu subjekti-
ven Vorstellungen von Sexualität, sondern adressierten auch die Leserinnen 
auf unterschiedliche Weise: mal als kritische Zeuginnen, mal als potenziell 
Mitschreibende. Mit Blick auf das Kon�iktpotenzial feministischer Wissens-
produktion wurde besonders deutlich, dass Erfahrungsberichte nicht als abge-
schlossene Wissensbestände verstanden wurden, sondern als Ausgangspunkt 
eines geteilten Re�exionsprozesses. 

Für ein umfassenderes Verständnis der Rolle der Frauenbewegungszeit-
schriften für die feministische Wissensproduktion bedarf es jedoch weiterer 
Studien. Die feministische Presselandschaft der Bundesrepublik ist bislang 
nur punktuell erschlossen. Gerade vergleichende Analysen könnten aufzei-
gen, wie feministische Wissenspraktiken in unterschiedlichen Publikationen 
kursierten und miteinander in Dialog traten – oder auch nicht. Eine syste-
matische Untersuchung feministischer Zeitschriften kann so einen wichtigen 
Beitrag leisten, um die pluralen Aushandlungsprozesse, Kon�iktlinien und 
politischen Strategien der Neuen Frauenbewegung sichtbar zu machen.
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„…hier würde ich wahrscheinlich auch 
eine Feministin werden“

Frauenforschung und Frauenbewegung in der DDR 

Im Sommer 1988 wurde die DDR-Bürgerrechtlerin Bärbel Bohley nach 
wochenlanger Haft gezwungen, die DDR zu verlassen. Über West-Berlin ge -
langte sie nach England. In diesen von Entwurzelung geprägten Monaten er -
hielt sie von Alice Schwarzer zwei Ausgaben der Emma. Bohley reagierte: „Ja, 
hier würde ich wahrscheinlich auch eine Feministin werden.“1 Die Bemer-
kung mag überraschen, da Bohley 1982 zu den Mitbegründerinnen der ersten 
unabhängigen Frauengruppe in der DDR, den Frauen für den Frieden, ge -
hörte. Gemeinsam mit anderen Frauen hatte sie sich in einer Eingabe an den 
Staatsratsvorsitzenden gegen das neue Wehrdienstgesetz gewandt – ausdrück-
lich unter geschlechterpolitischen Vorzeichen. Die 130 Unterzeichnerinnen 
lehnten den geplanten Wehrdienst für Frauen ab, da sie ihn „nicht als Aus-
druck ihrer Gleichberechtigung, sondern als einen Widersinn zu ihrem Frau-
Sein“ verstanden.2 Bohleys Bemerkung lässt sich jedoch als Ausdruck einer 
spezi�schen politischen Standortbestimmung verstehen, die auf die bewusste 

1 Bärbel Bohley, Englisches Tagebuch, Berlin 1988, S. 106. Für wertvolle Anregun-
gen und die Bereitschaft zu vertiefenden Interviews zu den 1990er Jahren, dem 
ZiF und der DDR-Frauenforschung danke ich herzlich Irene Dölling und Gabriele 
Jähnert (16. 5.2025); Ruth Leiserowitz für unser Gespräch zu den Frauen für den 
Frieden (28. 5.2025). Mein Dank gilt zudem den Mitarbeiterinnen der Gender-
bibliothek (Clara Scholz) und des Universitätsarchivs der Humboldt-Universität zu 
Berlin (Katja Röpnack) sowie der Archivleitung für die Erlaubnis zur vorzeitigen 
Einsichtnahme in die Materialien. Für die umfassenden Informationen zum Evan-
gelischen Zentralarchiv danke ich Jessica Käpernick. Hélène Camarade (Bordeaux) 
danke ich für kritische Hinweise und Gespräche. Den Herausgeberinnen gilt mein 
besonderer Dank: für ihre aufmerksame Lektüre, hilfreiche Rückmeldungen und 
ihr entgegenkommendes Begleiten des Publikationsprozesses. Für das sorgfältige 
Lektorat danke ich Stefan Mörchen.

2 Eingabeschreiben der Frauen für den Frieden Ost-Berlin, 12.10.1982 (Bärbel Boh-
ley an Erich Honecker), in: Ulrike Rothe/Rebekka Hernandez Garcia (Hrsg.), „Ge -
meinsam sind wir unerträglich“. Die unabhängige Frauenbewegung in der DDR, 
Halle (Saale) 2023, S. 52 f.
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Abgrenzung autonomer Frauengruppen in der DDR von jenen in der Bun-
desrepublik verweist und damit den Blick auf ihr Selbstverständnis erö�net.

Bohleys Eindruck, als Feministin „eine andere“ werden zu müssen, ver-
deutlicht die Distanz der DDR-Frauengruppen zum westlichen Feminismus. 
In der Tat verstanden sich viele Gruppen in der DDR nicht als Teil einer ein-
heitlichen „Frauenbewegung“, sondern organisierten sich dezentral in Ge -
sprächskreisen, Netzwerken oder Aktionsgruppen  – häu�g mit Bezügen zu 
Friedens-, Umwelt- oder Menschenrechtsfragen. Eine zentrale Rolle spielten 
dabei die überregionalen und internationalen Netzwerke der Frauen für den 
Frieden. Der Begri� „Feminismus“ wurde in zahlreichen der ca. hundert infor-
mellen DDR-Frauengruppen vermieden, die rückblickend unter dem Sammel-
begri� „Frauenbewegung“ zusammengefasst werden.3 In den späten 1980er 
Jahren verschärfte sich die Agenda der Gruppen, die von Reformen im Sozia-
lismus bis hin zu o�ener Systemkritik reichte. Ihre Aktivitäten trugen zur For-
mierung der Bürgerbewegung und zu den frauenpolitischen Mobilisierungen 
der Wendezeit bei wie der Gründung des Unabhängigen Frauenverbandes.4

Diese Entwicklungen vollzogen sich unter spezi�schen sozioökonomi-
schen Rahmenbedingungen und in einem sozialistischen Staat, der Gleich-
stellungspolitik als seine zentrale Aufgabe de�nierte. Bereits in den 1960er 
Jahren wurden in der DDR Forschungen zur Frau in der sozialistischen Gesell-
schaft institutionalisiert (die sich erst Anfang der 1980er Jahre als „Frauenfor-
schung“ etikettierten).5 Die Gleichberechtigung von Mann und Frau war in 
der Verfassung von 1949 verankert und knüpfte ideologisch an die proleta-
rische Frauenbewegung an. Im Zentrum stand das Leitbild der berufstätigen 
Mutter, unterstützt durch Kinderbetreuung und sozialpolitische Maßnah-
men.6 Organisatorisch sicherte der Demokratische Frauenbund Deutschlands 

3 Vgl. Rothe/Hernandez Garcia (Hrsg.), „Gemeinsam sind wir unerträglich“. Jessica 
Bock entwickelt in Anlehnung an die bundesrepublikanische Literatur einen eige-
nen Frauenbewegungsbegri�, vgl. Jessica Bock, Frauenbewegung in Ostdeutsch-
land. Aufbruch, Revolte und Transformation in Leipzig 1980–2000, Halle 2020. 
Vorsichtiger mit den Begri�en ist die erste Zusammenstellung zum �ema von der 
Gründerin des Archivs der Frauen- und Lesbenbewegungen in der DDR Grau-
Zone, Samirah Kenawi, Frauengruppen in der DDR der 80er Jahre. Eine Doku-
mentation, Berlin 1995, S. 8–34.

4 Anne Hampele Ulrich, Der Unabhängige Frauenverband. Ein frauenpolitisches 
Experiment im deutschen Vereinigungsprozeß, Berlin 2000.

5 Ursula Schröter/Renate Ullrich, Patriarchat im Sozialismus? Nachträgliche Ent-
deckungen in Forschungsergebnissen aus der DDR, Berlin 2005, S. 10.

6 Heike Trappe, Emanzipation oder Zwang? Frauen in der DDR zwischen Beruf, 
Familie und Sozialpolitik, Berlin 1995.
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(DFD) der SED das De�nitionsmonopol über die Frauenpolitik, ohne eigen-
ständige Initiativen der Frauen vollständig auszuschließen.7

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie sich die autonomen 
Frauengruppen der DDR zwischen staatlicher Gleichstellungspolitik und 
eigenständigen politischen Zielsetzungen positionierten – und inwiefern ihr 
Selbstverständnis sich im Spannungsfeld zu westdeutschen Feminismen ent-
wickelte. Zugleich führen diese Beobachtungen zu einer grundsätzlichen Pro-
blemstellung: Wie lassen sich frauenpolitische Mobilisierungen in der DDR 
analysieren, ohne ihre spezi�schen Bedingungen und Deutungsmuster an 
westlichen Erfahrungen zu messen oder sie ausschließlich ideologisch-struk-
turell zu erklären? Und was bedeutet das für die damit verbundene Wissens-
produktion?8 In den letzten Jahren ist das Verhältnis von Aktivismus und 
Wissenschaft zwar verstärkt in Zeit- und Wissenschaftsgeschichte erforscht 
worden, allerdings insbesondere mit Blick auf die westlichen Demokratien.9

In diesem Kontext gilt die Frauenbewegung der BRD als Motor eines tief-
greifenden Kulturwandels und Wegbereiterin der Frauenforschung – von der 
Produktion feministischen Wissens in autonomen Räumen bis hin zu seiner 
Institutionalisierung.10 Zur Debatte steht, wie sich diese Zusammenhänge in 
der DDR darstellen – in einem System ohne freie Gruppenbildung und Mei-
nungsäußerung, mit zentral gesteuerter Wissenschaft und ohne Verständnis 
von Wissen als Ressource für Teilhabe, wirtschaftliche Entwicklung und poli-
tische Gestaltung.

Ausgehend von diesen Überlegungen thematisiert der Beitrag drei DDR-
Kontexte, um alternative Entwicklungspfade von Frauenforschung sichtbar 

7 Grit Bühler, Eigenmächtig, frauenbewegt, ausgebremst. Der Demokratische Frauen-
bund Deutschlands und seine Gründerinnen (1945–1949), Frankfurt a.M. 2022.

8 Ron Eyerman/Andrew Jamison, Social Movements. A Cognitive Approach, Cam-
bridge 1991; Donatella Della Porta/Elena Pavan, Repertoires of Knowledge Prac-
tices. Social Movements in Times of Crisis. Qualitative Research in Organizations 
and Management, in: An International Journal 12 (2017) 4, S. 297–314.

9 Vgl. u. a. Steven Epstein, Impure Science. AIDS, Activism and the Politics of 
Knowledge (Medicine and society 7), Berkeley 1996; die Special Section in NTM. 
Zeitschrift für Geschichte der Wissenschaften, Technik und Medizin 30 (2022) 4; 
Anne Kwaschik, „We Witches.“ Knowledge Wars, Experience and Spirituality in 
the Women’s Movement During the 1970s, in:  NTM 31 (2023), S. 171–199, doi.
org/10.1007/s00048-023-00359-w. 

10 Anne Kwaschik, Autonomie und Institution. Frauenbewegung und Frauenfor-
schung in der Bundesrepublik (1976-1982), in: Christian Hesse (Hrsg.), Antiaka-
demismus und Wissenschaftskritik vom Mittelalter bis zur Gegenwart, Basel 2025, 
S. 331–361, doi.org/10.24894/978-3-7965-5268-7.
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zu machen. Berücksichtigt werden neben den oppositionellen Frauengruppen 
der 1980er Jahre auch institutionelle Kontexte. Der Beitrag diskutiert ers-
tens die staatliche Frauenforschung ab Mitte der 1960er Jahre; zweitens den 
interdisziplinären Arbeitskreis um die Kulturwissenschaftlerin Irene Dölling 
und die Soziologin Hildegard Maria Nickel, der Anfang der 1980er Jahre 
gegründet wurde und dessen Netzwerke im Dezember 1989 zur Gründung 
des Zentrum für interdisziplinäre Frauenforschung (ZiF) an der HU führten; 
und drittens die Wissenspraktiken der oppositionellen Frauengruppen in den 
1980er Jahren als frauenpolitische Regimekritik.

Der Beitrag analysiert die Selbstverortungen von Frauenforschung und 
Frauenbewegung in der DDR zwischen staatlicher Gleichstellungspolitik und 
westlichen Ein�üssen. Dabei richtet sich der Blick auf historische Konstel-
lationen, institutionelle Rahmenbedingungen sowie zentrale Dimensionen 
des politischen und begri�ichen Selbstverständnisses, die der DDR-Frauen-
forschung ihre eigene Dynamik verliehen. Anders als Forschungszugänge, 
welche die oppositionellen Frauengruppen bislang nur punktuell berücksich-
tigt11 und die staatliche Frauenforschung überwiegend normativ interpretiert 
haben,12 setzt dieser Beitrag für das Verständnis der Wissensproduktion auf 
eine Rekonstruktion der jeweiligen Eigenlogiken und Rahmenbedingungen. 
Die im Beitrag verwendeten Begri�e Frauenbewegung, Frauenforschung und 
Feminismus sind daher heuristisch zu verstehen und werden aus Gründen der 
Lesbarkeit nicht immer ausdi�erenziert.

Frauenforschung in sozialistischem Auftrag zwischen 
Institutionalisierung und ideologischer Begrenzung

In der Bundesrepublik Deutschland gilt die frühe Frauenforschung als para-
digmatisches Beispiel für das enge Wechselverhältnis von sozialem Aktivis-
mus und wissenschaftlicher Erkenntnisproduktion. Sie ging aus der Frauen-
bewegung hervor, deren Kritik am Wissenschaftssystem sich nicht nur gegen 

11 Ab 2026 widmet die Robert-Havemann-Gesellschaft der „Frauenbewegung in der 
DDR“ eine Schriftenreihe, herausgegeben von Hélène Camarade und Ann-Kathrin 
Reichardt.

12 Für ein Resümee vgl. Cornelia Möser, Deux patriarcats di�érents? Une „dispute 
entre sœurs“ au sein du féminisme allemand au moment de la „réuni�cation“ des 
deux États allemands, in: Genre & Histoire 24 (2019), doi.org/10.4000/genre 
histoire.4729.
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institutionelle Ausschlüsse richtete, sondern auch methodische und erkennt-
nistheoretische Annahmen infrage stellte. Ähnlich wie andere Neue Soziale 
Bewegungen formulierte auch die feministische Gesellschaftskritik ihre In -
terventionen als Kritik an bestehenden Wissensbeständen. Im Zentrum stand 
der Vorwurf des Androzentrismus, verbunden mit der Forderung nach einer 
Revision traditioneller Objektivitätsvorstellungen und wissenschaftlicher 
Anerkennungskriterien – zugespitzt in Gisela Bocks programmatischer For-
mel auf der ersten Sommeruniversität für Frauen 1976: „Wir wollen mehr 
als nur Objekt und Subjekt der Wissenschaft werden: wir wollen sie und die 
Gesellschaft verändern. Radikal.“13

Der auf der Sommeruniversität formulierte radikale Veränderungsan-
spruch geriet in den folgenden Jahren in das Dilemma, kritische Wissen-
schaft in einem System zu etablieren, das selbst Gegenstand der Kritik blieb. 
Die feministische Wissenschaftskritik, die aus der Frauenbewegung hervorge-
gangen war, entfernte sich ab Ende der 1970er Jahre – aus Sicht ihrer Kriti-
kerinnen – von den politisch-emanzipatorischen Zielen der Bewegung. Die-
ses Spannungsverhältnis von Aktivismus und Institutionalisierung prägte die 
weitere Entwicklung in der BRD maßgeblich.14

In der DDR stellte sich die Situation hingegen grundlegend anders dar: 
Hier begann die interdisziplinäre Forschung über Frauen bereits 1965 mit der 
Institutionalisierung des Wissenschaftlichen Beirats „Die Frau in der sozialis-
tischen Gesellschaft“ und war im Ergebnis einer zentral gelenkten Forschungs- 
und Gleichstellungspolitik in staatliche Strukturen eingebettet.15 Diese In -
stitutionalisierung ging auf einen Vorschlag der Frauenkommission des ZK 
der SED zurück und erfolgte im Zuge des sogenannten Frauenkommuniqués 
„Die Frau, der Frieden – und der Sozialismus“ (1961), das eine in der DDR-
Geschichte einzigartige frauenpolitische Debatte auslöste und zahlreiche För-
dermaßnahmen anstieß, etwa zur Veränderung von Leitungsstrukturen.16

13 Gisela Bock, Frauenbewegung und Frauenuniversität. Zur politischen Bedeu-
tung der „Sommeruniversität für Frauen“, in: Frauen und Wissenschaft. Beiträge 
zur Berliner Sommeruniversität für Frauen. Juli 1976, hrsg. von Gruppe Berliner 
Dozentinnen, Berlin 1977, S. 15–22, hier S. 18. 

14 Kwaschik, Autonomie und Institution.
15 Donna Harsch, Between State Policy and Private Sphere. Women in the GDR in 

the 1960s and 1970s. Clio. Women, Gender, History 41 (2015), S. 85–105.
16 Gunilla Friederike Budde, Frauen der Intelligenz. Akademikerinnen in der DDR 

1945 bis 1975, Göttingen 2003, S. 55–68. Harsch betont insbesondere den Arbeits-
kräftemangel nach dem Mauerbau als entscheidenden Impuls, vgl. Harsch, Bet-
ween State Policy.
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Im Gegensatz zur westdeutschen Frauenforschung, die sich aus einer kri-
tischen Auseinandersetzung mit den bestehenden wissenschaftlichen und 
gesellschaftlichen Machtverhältnissen speiste, war die Frauenforschung in 
der DDR Teil der sozialistischen Gesellschaftsplanung. Mit dem VI. Partei-
tag der SED 1963 war der „umfassende Aufbau des Sozialismus“ als Ziel der 
Gesellschaftsentwicklung formuliert worden; dazu zählte auch die vollstän-
dige Gleichstellung der Frau.17 Vor diesem Hintergrund zielte der Auftrag des 
Wissenschaftlichen Beirats darauf ab, die Diskrepanz zwischen dem sozia-
listischen Selbstverständnis und der tatsächlichen Lebensrealität von Frauen 
in der DDR zu verringern. Er konzentrierte sich auf zwei zentrale Aufga-
ben: zum einen auf die wissenschaftliche Untersuchung der Lebenslage von 
Frauen und Mädchen einschließlich ihrer familiären Bedingungen als Teil der 
gesamtgesellschaftlichen Entwicklung; zum anderen auf die Erforschung der 
Entwicklung der Familie in der DDR.18

Die Kopplung von Frauen- und Familienforschung wurde bereits von den 
Mitgliedern des Beirats problematisiert. Noch im Jahr der Arbeitsaufnahme 
1965 forderten sie die Gründung eines eigenständigen Instituts für Familien-
forschung.19 Wenige Jahre später wurde die Arbeit des Beirats stärker auf die 
Bereiche Frau, Berufsarbeit bzw. -ausbildung sowie die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie fokussiert. Im Jahr 1981 wurde der Beirat umstrukturiert 
und in das neu gegründete Institut für Soziologie und Sozialpolitik der Aka-
demie der Wissenschaften der DDR eingegliedert. 

Der Beirat war direkt dem Ministerrat unterstellt und beim Präsidenten 
der Akademie der Wissenschaften angesiedelt, der höchsten Forschungsinsti-
tution der DDR. Diese Anbindung (nicht zuletzt aufgrund des persönlichen 
Engagements von Lotte Ulbricht) verlieh ihm formale Autorität. Allerdings 
verfügte er weder über eigene �nanzielle Mittel noch über eigenes wissen-
schaftliches Personal.20 Dem Beirat gehörten 17 Frauen und elf Männer an, 
die wissenschaftliche Einrichtungen, Parteiorganisationen sowie die LPG und 
die Frauenzeitschrift Für Dich repräsentierten:21 von Seiten der Humboldt-Uni-
versität Anita Grandke (ab 1967 Professorin für Familienrecht) und Rosemarie 

17 Für die empirischen Daten zur staatlichen Frauenforschung stütze ich mich auf 
Schröter/Ullrich, Patriarchat im Sozialismus.

18 Ebenda, S. 16.
19 Ebenda, S. 16 f.
20 Ebenda, S. 9 f.
21 Ebenda, S. 26. 
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Walther (Dozentin für Familienpädagogik), Ende der 1980er Jahre wurden 
Dölling und Nickel berufen.22

Trotz seiner institutionellen Begrenzungen leistete der Beirat einen Bei-
trag zur Entwicklung frauenbezogener Forschung in der DDR. Eine zentrale 
Rolle spielte dabei die Publikationsreihe „INFORMATIONEN. Die Frau 
in der sozialistischen Gesellschaft“, die wegen ihres grünen Einbands auch 
als „Grüne Hefte“ bekannt wurde (1965 bis 1990 in insgesamt 149 Ausga-
ben). Die Hefte wurden unentgeltlich an wissenschaftliche Einrichtungen, 
politische Organisationen und Großbetriebe verteilt,23 waren in Bibliothe-
ken aber o�enbar nur mit Sondergenehmigung einzusehen.24 Die „Grünen 
Hefte“ waren insbesondere in ihrer Anfangsphase mehr als propagandistische 
Begleitliteratur. Sie thematisierten kritisch Fragen der Arbeitswelt, Familien-
politik, Doppelbelastung, Bildungsbenachteiligung und geschlechtsspezi�-
scher Berufswahl. 

Das erste Heft von 1965 gilt in der Forschung heute als „bahnbrechen-
des Forschungsszenario“:25 Es kritisierte das statistische Vorgehen der DDR-
Gesellschaftswissenschaften und benannte explizit „o�ene Probleme“ in der 
Gleichstellung von Mann und Frau wie Rollenverteilung in der Familie, 
Sexualethik und Familienmoral.26 Die Reihe formulierte frauenbezogene Fra-
gestellungen im Rahmen staatlich gelenkter Wissenschaft und ermöglichte 
punktuell Einsichten jenseits der Gleichstellungsrhetorik – blieb aber weit von 
feministischer Forschung entfernt.27 Mit der Ablösung von Grandke, die in 
der Frühphase entscheidende Impulse gegeben hatte, näherte sich die Ausrich-
tung stärker der o�ziellen Parteilinie an.28

22 Gabriele Jähnert, Geschlechterforschung/Gender Studies, in: Heinz Elmar Tenorth 
(Hrsg.), Geschichte der Universität Unter den Linden 1810–2010. Selbstbehaup-
tung einer Vision, Berlin 2010, S. 313–329, hier S. 317.

23 Renate Ullrich, Die Grünen Hefte. INFORMATIONEN. Die Frau in der sozia-
listischen Gesellschaft, in: Digitales Deutsches Frauenarchiv (2020), https://www.
digitales-deutsches-frauenarchiv.de/themen/die-gruenen-hefte-informationen-die-
frau-der-sozialistischen-gesellschaft [9.2. 2026].

24 Budde, Frauen der Intelligenz, S. 67.
25 Ebenda, S. 66.
26 Schröter/Ullrich, Patriarchat im Sozialismus, S. 28–33.
27 Vgl. dagegen für eine strategische Lesart der Publikationen im Sinne „loyaler Dissi-

denz“ Odile Planson, La recherche sur les femmes en RDA: l’histoire méconnue du 
wissenschaftlicher Beirat „Die Frau in der sozialistischen Gesellschaft“ (1964–1990), 
in: Actuel Marx 74 (2023) 2, S. 89–104, doi.org/10.3917/amx.074.0089.

28 Budde, Frauen der Intelligenz, S. 66.
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Der Beirat diente als zentrale Sammel- und Steuerungsstelle, der vorhan-
dene Ressourcen gezielt bündelte. So ließ er etwa statistisch erfassen, welche 
Abschlussarbeiten zu Frauen verfasst wurden. Eine seiner ersten Maßnahmen 
bestand in der Au�orderung an die Rektoren der Universitäten, einschlä-
gige Forschungsarbeiten zu bilanzieren und zu melden. Bereits 1965 konnten 
16 Dissertationen und 5 Diplomarbeiten verzeichnet werden, darunter 12 von 
Frauen.29 Darüber hinaus initiierte der Beirat konzeptuelle Tagungen, för-
derte Forschungsprojekte, gab ein eigenes Periodikum heraus und publizierte 
1978 eine umfangreiche Überblicksdarstellung zur „gesellschaftlichen Stel-
lung der Frau in der DDR“.30

Zu den frühen Initiativen des Beirats zählte im Jahr 1966 die Gründung 
der Forschungsgemeinschaft „Geschichte des Kampfes der Arbeiterklasse 
um die Befreiung der Frau“ am Pädagogischen Institut Leipzig (später PH 
„Clara Zetkin“). Innerhalb der Institution stieß die �emenwahl zunächst 
auf Widerstand: Man hätte lieber zu Reichskanzlern und Repräsentanten der 
Weimarer Republik geforscht und ho�te, „dass der Kelch [die proletarische 
Frauenbewegung zu erforschen] vorübergehen würde“. Solche Vorbehalte 
gegenüber frauenbezogener Forschung waren kein DDR-spezi�sches Phäno-
men. Charakteristisch für die DDR war indes die erzwungene Umsetzung 
dieser Forschung als Teil staatlich verordneter Gleichstellungspolitik. Bereits 
ein Jahr nach ihrer Gründung plädierte die Forschergruppe auf der Arbeits-
tagung „Frau und Wissenschaft“ (1968) für eine Revision von Lehrplänen 
und Schulbüchern zur systematischen Integration von Frauengeschichte.31

Die Forschungsgemeinschaft verstand sich als kollektiver Akteur, der his-
torische Frauenforschung in der DDR pro�lierte und institutionell vernetzte. 
Sie war an mehreren Universitäten vertreten, koordinierte Projekte zwischen 
hochschulgebundenen Gruppen und außeruniversitären Initiativen und eta-
blierte so ein stabiles Netzwerk, das politische Organisationen und Groß-
betriebe einschloss. Sichtbarer Ausdruck dieser Entwicklung war die Grün-
dung der Kommission zur Geschichte der Frauen und der Frauenbewegung 
beim Nationalkomitee der Historiker der DDR 1988. Als zentrales Medium 
diente das MITTEILUNGSBLATT der Arbeitsgemeinschaft „Geschichte des 
Kampfes der Arbeiterklasse um die Befreiung der Frau“ (1970–1989), das sich 

29 Schröter/Ullrich, Patriarchat im Sozialismus, S. 26.
30 Herta Kuhrig/Wulfram Speigner (Hrsg.), Zur gesellschaftlichen Stellung der Frau 

in der DDR, Leipzig 1978.
31 Schröter/Ullrich, Patriarchat im Sozialismus, S. 48–50. Hier auch alle Zitate des 

Absatzes.
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zunächst ausschließlich auf die proletarische Frauenbewegung konzentrierte 
und stark ideologisiert blieb.32

Die Arbeit der Forschungsgemeinschaft zeichnete sich durch die enge Ver-
bindung zwischen wissenschaftlicher Analyse und sozialistischer Traditions-
bildung aus. Besonders deutlich zeigt sich dies an der Rezeption der pazi�sti-
schen Frauenrechtlerin und Kommunistin Clara Zetkin,33 die seit den 1950er 
Jahren in der DDR als identitätsstiftende Leit�gur inszeniert wurde: Ihr 
Name zierte zahlreiche ö�entliche Einrichtungen; ab 1971 prägte ihr Bild den 
10-Mark-Schein der DDR. Zehn Kolloquien der Forschungsgemeinschaft 
waren ihr bis 1989 gewidmet.34 Zetkins (gemeinsam mit Käte Duncker) auf 
der Internationalen Sozialistischen Frauenkonferenz von 1910 eingebrach-
ter Vorschlag zur Einführung eines Internationalen Frauentags wurde zum 
Meilenstein sozialistischer Frauenemanzipation stilisiert. Der 8. März fun-
gierte in der DDR als o�zieller Feiertag, der sowohl der Anerkennung weib-
licher Erwerbsarbeit als auch der ö�entlichen Selbstvergewisserung staatlicher 
Gleichstellungspolitik diente. Zetkin wurde dabei als Aktivistin einer genuin 
sozialistischen Frauenemanzipation präsentiert, deren Klassenperspektive die 
Abgrenzung zu bürgerlichen Feminismen legitimierte, während die Kon�ikte 
mit männlichen Genossen ausgeblendet blieben.

Insgesamt aber agierte der Beirat für Frauenforschung trotz seiner Koope-
rationsangebote weitgehend isoliert; in der institutionalisierten Soziologie 
blieben Geschlechterfragen marginal. Im Wissenschaftlichen Rat für Soziolo-
gische Forschung und in den „Soziologischen Informationen und Dokumen-
tationen“ (SID, 1965–1990) dominierte – mit wenigen Ausnahmen – das Bild 
des „geschlechtslosen Werktätigen“.35 Erst in den Zentralen Forschungsplänen 
für die Jahre 1986 bis 1990 wurden die �emen „Entwicklung der Frauen“ 
und „Entwicklung der Familie“ als eigenständige Schwerpunkte benannt. Ob 
dies der politischen Entscheidung zur Ausgliederung des Bereichs geschul-
det war  – so zumindest die rückblickende Einschätzung des Vorsitzenden 
des Soziologie-Rats Rudi Weidig –, bleibt o�en.36 In jedem Fall waren die 

32 Ebenda, S. 50 f.
33 Mascha Riepl-Schmidt, Clara Zetkin, das Frauenwahlrecht und ihre „Parteikarrie-

ren“ in der SPD, der USPD und der KPD, in: Sabine Holtz/Sylvia Schraut (Hrsg.), 
100 Jahre Frauenwahlrecht im deutschen Südwesten. Eine Bilanz, Stuttgart 2020, 
S. 187–202.

34 Schröter/Ullrich, Patriarchat im Sozialismus, S. 59.
35 Ebenda, S. 74.
36 Rudi Weidig, Soziologische Forschung in der DDR. Einige Aspekte der Arbeit des 

Wissenschaftlichen Rates, Berlin 1997, S. 30.
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fehlende Integration in disziplinäre Narrative und methodische Standards 
kein spezi�sch ostdeutsches Phänomen. 

Im Dezember 1989 richtete sich die Forschungsgemeinschaft mit der 
Gründung des Forschungszentrums „Frauen in der Geschichte“ institutionell 
neu aus. Das Zentrum bekannte sich in seiner „Erklärung vom 13. 12.1989“ 
zur Demokratisierung der DDR und zu pluralistischer Forschung. Die Ausei-
nandersetzung mit Geschlechterverhältnissen galt nun als integraler Bestand-
teil der demokratischen Erneuerung. Auf der Agenda standen unter anderem 
die Einrichtung eines Amtes für Frauenpolitik bei der Regierung der DDR, 
die Integration von Frauenforschung in Lehrpläne und wissenschaftliche Dis-
ziplinen sowie eine kritische Aufarbeitung der patriarchalen Strukturen in -
nerhalb der SED. Mit der Formulierung von Geschlechtergerechtigkeit als 
Voraussetzung und Prüfstein für Demokratisierung trat die Frauenforschung 
aus dem Schatten der staatssozialistischen Gleichstellungspolitik.37

Festzuhalten bleibt, dass sich die Frauenforschung in der DDR als Teil 
der staatlichen Gleichstellungspolitik und innerhalb eines ideologisch eng 
umrissenen nationalen Rahmens entwickelte. Es fehlte grundlegend die Ein-
sicht, dass hierarchische Geschlechterverhältnisse strukturell in die ökono-
mischen und politischen Verhältnisse des „real existierenden“ Sozialismus 
eingeschrieben waren. Gleichwohl erö�neten die bestehenden Strukturen 
auch begrenzte Spielräume für Eigeninitiativen. In den 1960er und 1970er 
Jahren war diese Frauenpolitik geprägt von einem Spannungsverhältnis, das, 
so Budde, „zwischen Selbstbewusstseinsstärkung und Fremdbestimmungsan-
spruch“ oszillierte.38

Seit Ende der 1970er Jahre zeichnete sich ein inhaltlicher und metho-
discher Wandel ab, der etablierte Perspektiven ö�nete und erweiterte. In 
Wissenschaft und Gesellschaft wuchs das Interesse an den Lebenswelten und 
Wahrnehmungen des Alltags – ein Zugang, der weibliche Lebensrealitäten 
sichtbarer machte und die Sensibilität für weibliche Erfahrungen schärfte. 
Wissenschaftlich zeigte sich dies insbesondere in den Arbeiten der Ethno-
login Sigrid Jacobeit, die 1979 über die Lebensbedingungen von Bäuerin-
nen in der Zeit von 1933 bis 1939 promovierte und gemeinsam mit ihrem 
Ehemann Wolfgang Jacobeit eine zweibändige „Illustrierte Alltagsgeschichte 
des deutschen Volkes“ (1985, 1988) vorlegte, deren Rezeption im Westen die 

37 Schröter/Ullrich, Patriarchat im Sozialismus, S. 51 f. 
38 Budde, Frauen der Intelligenz, S. 68.
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Verbreitung alltags- und geschlechtergeschichtlicher Forschung aus der DDR 
förderte.39

Einen gesellschaftlichen Resonanzraum für diese neuen Sensibilitäten 
schuf Maxie Wanders Buch „Guten Morgen, du Schöne“ (1977), das doku-
mentarische Gespräche mit 19 Frauen unterschiedlicher Herkunft und Gene-
ration versammelt. Die Protokolle zeigten, wie tief patriarchale Strukturen in 
den scheinbar „gleichberechtigten“ Lebensverhältnissen der DDR verankert 
waren. Indem es den Alltag und das persönliche Erleben ernst nahm, politi-
sierte das Buch den privaten Raum – ein klassisches feministisches Anliegen –, 
ohne jedoch explizit politisch zu argumentieren oder feministische Begri�-
lichkeiten zu verwenden. Viele Leserinnen verstanden es als Medium leiser 
Subversion, das den Widerspruch zwischen propagierter Gleichberechtigung 
und gelebtem Alltag spürbar machte. Rückblickend markiert „Guten Morgen, 
du Schöne“ den Beginn des „feministischen Aufbruchs“ in der späten DDR.

Das ZiF als Forum ostdeutscher Frauenforschung im Umbruch 

Der interdisziplinäre Arbeitskreis zur Geschlechterforschung, den Irene Dölling 
Anfang der 1980er Jahre gründete, entstand im Gegensatz zum Beirat, der in 
die SED-Gleichstellungspolitik und ihre �emen eingebunden war, in einem 
privaten Raum und mit starkem Bezug zur internationalen Forschung.40 Seine 

39 Sigrid Jacobeit, Arbeits- und Lebensbedingungen der Bäuerin in Klein- und Mittel-
betrieben. Beitrag zur Lebensweise der Frau auf dem Lande in der Zeit der faschis-
tischen Diktatur des deutschen Imperialismus 1933–1939, unverö�. Diss., HU 
Berlin, Landwi.-Gärtn. Fak. 1979; dies./Wolfgang Jacobeit, Illustrierte Alltagsge-
schichte des deutschen Volkes, zwei Bände, Leipzig/Jena/Berlin 1985/1988; vgl. 
biogra�sch zu den 1980er Jahren, Sigrid Jacobeit, Hab Sonne im Herzen. Mosaik 
meines Lebens, Berlin 2023, S. 95–104.

40 Mitglieder waren die Kulturwissenschaftlerin Leonore Ansorg, die Medizinsozio-
login Jutta Begenau, die Historikerin Petra Clemens, die Kulturwissenschaftle-
rin Irene Dölling, die Germanistin Dorothea Dornhof, die Soziologin Christiane 
Hauptmann (verh. Bialas), die Gerontologin Heidi Kuhlmey-Oehlert, die Kul-
turwissenschaftlerin Anneliese Neef, die Soziologin Hildegard Maria Nickel, die 
Kulturwissenschaftlerin Ina Merkel, die Soziologin Irene Runge, die Germanistin 
Hannelore Scholz, die Kulturwissenschaftlerin Irene Zierke. Für eine Analyse der 
Gründungserzählungen Isabel Adler/Rebecca Wegmann, Festgeschriebener Erfolg 
und erzählte Erfahrung. Die Institutionalisierung der Frauenforschung an der 
Humboldt-Universität zu Berlin, in: Karin Aleksander u. a. (Hrsg.), Feministische 
Visionen vor und nach 1989. Geschlecht, Medien und Aktivismen in der DDR, 
BRD und im östlichen Europa, Opladen u. a. 2022, S. 335–347.

horstmann_pope_innen.indd   221 10.03.26   00:28



222

ANNE KWASCHIK

Gründung ist das Ergebnis der Randstellung solcher �emen in der DDR-
Forschung: Nachdem das Institut für Kulturwissenschaft Frauenforschung 
nicht als o�zielles Forschungsfeld anerkannte, organisierte Dölling einen 
Arbeitskreis mit monatlichen Sitzungen in ihrer Wohnung. Als die Staats-
sicherheit später auf die Tre�en aufmerksam wurde, wurde der Kreis o�-
ziell als „Arbeitskreis zur Erforschung kulturtheoretischer und historischer 
Aspekte des Geschlechterverhältnisses“ am Institut angesiedelt.41

Eine Initialzündung für den Arbeitskreis war Döllings Aufsatz „Zur kul-
turtheoretischen Analyse von Geschlechterbeziehungen“ (1980). Er verband 
marxistische Gesellschaftstheorie mit kulturtheoretischen, psychologischen 
und literaturwissenschaftlichen Ansätzen und plädierte dafür, Emanzipation 
nicht auf ökonomische Fragen zu verkürzen. Ausgehend vom Konzept der 
„gelebten Erfahrung“ und dem Interesse an „Individualitätsformen“ erö�-
nete er Diskussionsräume zu psychischen Strukturen, kulturellen Repräsen-
tationen und alltäglichen Praktiken. Literatur – etwa von Maxie Wander, 
Christa Wolf oder Irmtraud Morgner  – wurde als Ausdruck historisch-
spezi�scher Kon�ikte und Selbstverhältnisse verstanden. Neben Bebel und 
Engels rekurrierte der Text auf feministische Klassiker wie Simone de Beau-
voir, Shulamit Firestone und Jill Johnston sowie auf psychologische Ansätze, 
insbesondere von Ute Holzkamp-Osterkamp und Ernst Bornemann. Ziel 
war es, Geschlechterverhältnisse als Bestandteil historischer Lebensweisen 
zu erfassen  – materiell fundiert, symbolisch vermittelt und subjektiv er -
fahren.42

Der Arbeitskreis bildete die Grundlage für das im „kurzen Winter der 
Anarchie“ entstandene Zentrum für interdisziplinäre Frauenforschung, kurz 
ZiF – sowohl mit Blick auf die Mitglieder der Initiativgruppe (Irene Dölling, 
Adelheid Kuhlmey-Oehlert, Anneliese Neef und Hildegard Maria Nickel) als 
auch hinsichtlich des angestrebten basisdemokratischen Organisationsmo-
dells.43 Das ZiF sollte anders als andere fakultätsübergreifende Zusammen-
schlüsse kein klassisches Universitätszentrum sein, sondern ein Netzwerk für 
Dozentinnen und Studentinnen: „eine organisatorische Einheit“, die „Koope-
ration zwischen Wissenschaftlerinnen verschiedener Disziplinen vermittelt, 

41 Gespräch mit Irene Dölling, 16. 5.2025. 
42 Irene Dölling, Zur kulturtheoretischen Analyse von Geschlechterbeziehungen, in: 

Weimarer Beiträge (1980) l, S. 59–88. 
43 Zur Frauenforschung an der HU in den 1980er Jahren vgl. Jähnert, Geschlechter-

forschung/Gender Studies.
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die Ö�entlichkeit für Frauen- und Geschlechterforschung herstellt und die 
Basisdemokratie zum Organisationsprinzip macht“.44

Das ZiF war Teil des frauenpolitischen Aufbruchs von 1989/90. Seine 
Gründung am 8. Dezember 1989 wurde auf der wenige Tage zuvor in der 
Berliner Volksbühne abgehaltenen Gründungsversammlung des Unabhängi-
gen Frauenverbands (UFV) ö�entlich angekündigt. Der UFV zählte zu den 
ersten unabhängigen, basisdemokratisch organisierten feministischen Zu -
sammenschlüssen der DDR und schloss über 60 Frauengruppen ein. Beide 
Initiativen waren personell eng miteinander verknüpft. So war die Kultur-
wissenschaftlerin Ina Merkel, Mitglied der UFV-Initiativgruppe und Autorin 
des Gründungsmanifests „Ohne Frauen ist kein Staat zu machen“, 1985 bei 
Dölling promoviert worden.45

Auf der konstituierenden Sitzung des ZiF, an der ca. 100 Frauen und 
fünf Männer teilnahmen, wurde eine breit angelegte Forschungsagenda for-
muliert, die neben Wissenschaftstheorie auch �emen wie Medizin- und Kul-
turkritik berücksichtigte. Zentrales Ziel der Anfangsjahre war jedoch die Be -
standsaufnahme der Situation von Frauen in der DDR und der Wendezeit, 
einschließlich einer Erhebung des damaligen Forschungsstandes der DDR-
Frauenforschung.46 Der Vernetzung und Sichtbarmachung diente auch die 
Organisation von Ringvorlesungen, die erste fand bereits im Sommersemester 
1990 in Kooperation mit der Technischen Universität Berlin statt.47

Seine frühe Strahlkraft verdankte das Zentrum vor allem der personel-
len Zusammensetzung und der besonderen Stellung seiner Gründungsfrauen 

44 Hildegard Maria Nickel, Vom Privatsalon zum Zentrum für interdisziplinäre Frauen-
forschung, https://www.gender.hu-berlin.de/de/zentrum/geschichten/pdf-doku 
mente/grundungzif [9. 2. 2026].

45 Christoph Stamm, Ina Merkel, in: Digitales Deutsches Frauenarchiv (2024), https://
www.digitales-deutsches-frauenarchiv.de/akteurinnen/ina-merkel [9. 2. 2026].

46 Protokoll der konstituierenden Beratung des Zentrums interdisziplinäre Frauen-
forschung an der HUB, 8. 12.1989. Genderbibliothek HU, Karton A 2, ZiF Grün-
dung bis 1994. Vgl. die Sonder-Bulletins, ZiF (Hrsg.), Geschlechtsspezi�sche 
und frauenbezogene Abschlußarbeiten an der Humboldt-Universität zu Berlin 
1970–1992, 1993; ZiF (Hrsg.), Dissertationen und Habilitationen zu frauen- und 
geschlechterspezi�schen �emen an den Hochschulen der DDR und der neuen 
Bundesländer: Dokumentation der Jahre 1983–1994, 1995. Die Sonder-Bulletins 
sind einzusehen in der Genderbibliothek HU, Karton A0/ZtG. 

47 Im Wintersemester 1991/92 wurden im Rahmen der Ringvorlesung „Geschlechter-
Wende“ laufende Forschungsprojekte vorgestellt. Vgl. das Sonder-Bulletin, ZiF 
(Hrsg.), Geschlechter-Wende? Dokumentation der Ringvorlesung am Zentrum 
interdisziplinäre Frauenforschung im WS 1991/92, 1992.
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im wissenschaftlichen Feld. Dölling setzte als erste wissenschaftliche Leiterin 
(bis 1991) wichtige Akzente; ihre Arbeiten – ebenso wie die Nickels zur Ge -
schlechtersozialisation – bildeten in der DDR eine Ausnahme.48 Die Grün-
dungsfrauen waren als Hochschullehrerinnen tätig, verfügten jedoch über 
keine hohen akademischen oder politischen Machtpositionen. Stattdessen 
brachten sie ihre Verankerung in der „reformwilligen DDR-Intelligenz“, ihre 
Vertrautheit mit westlicher Fachliteratur und ihre Publikationen im margi-
nalisierten Feld der Frauenforschung ein.49 Diese Randstellung verlieh ihrer 
Arbeit zugleich eine besondere Dynamik. Döllings internationale Kontakte – 
von Reisen durch die Bundesrepublik im Frühjahr/Sommer 1990 bis zu einem 
Vortrag an der Columbia University im Oktober desselben Jahres – verscha�-
ten dem Zentrum Sichtbarkeit. Internationale Fachzeitschriften wie Radical 
History Review suchten die Zusammenarbeit.50

Die frühen Arbeiten der DDR-Frauenforscherinnen am Zentrum verban-
den gesellschaftstheoretische Analysen mit empirischer Forschung und erfah-
rungsbasierten Perspektiven. Sie mündeten in ein erstes größeres Projekt, das 
unter dem Titel „Soziokulturelle Veränderungen nach der Wende – Schwer-
punkt: Frauen“51 die tiefgreifenden Transformationen im Alltagsleben ostdeut-
scher Frauen im Übergang von der staatssozialistischen DDR-Gesellschaft in 
eine marktwirtschaftlich orientierte Gesellschaft theoretisch und empirisch in 
den Blick nahm. Im Mittelpunkt standen dabei Fragen nach den geschlechts-
spezi�schen Bewältigungsstrategien dieses Übergangs, nach der Reproduktion 
oder Infragestellung tradierter kultureller Muster und nach dem Verhältnis 

48 Vgl. Hildegard Maria Nickel, Biographische Notiz, in: Ulrike Vogel (Hrsg.), Wege 
in die Soziologie und die Frauen- und Geschlechterforschung. Autobiographische 
Notizen der ersten Generation von Professorinnen an der Universität, Wiesbaden 
2006, S. 261–273, doi.org/10.25595/91.

49 Vgl. für eine Feldanalyse und zur „Anamnesearbeit“ der Akteurinnen Irene Döl-
ling, Die Institutionalisierung von Frauen- und Geschlechterforschung an ostdeut-
schen Universitäten – ein Ergebnis von Kämpfen im wissenschaftlichen/universitä-
ren Feld, in: Beate Krais (Hrsg.), Wissenschaftskultur und Geschlechterordnung. 
Über die verborgenen Mechanismen männlicher Dominanz in der akademischen 
Welt, Frankfurt a. M./New York 2000, S. 153–170, hier S. 158–160.

50 Vgl. dazu die Korrespondenz des ZiF. HU UA, ZIF/ZtG.03, Nr. 12281 sowie den 
�emenschwerpunkt „Zwischenzeiten. Frauenforschung aus der DDR“, in: femi-
nistische studien 8 (1990) 1.

51 Alle Angaben zum Projekt entstammen der folgenden Projektskizze, Irene Döl-
ling/Maria Nickel, Forschungsprojekt „Soziokulturelle Veränderungen nach der 
‚Wende‘ – Schwerpunkt: Frauen“, 25.3.1990. Genderbibliothek HU, Karton A 2, 
ZiF Gründung bis 1994.
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zwischen individuellen Anpassungsprozessen und strukturellen Umbrüchen. 
Ausgangspunkt war die Annahme, dass der DDR-Sozialismus eine spezi�-
sche Verknüpfung patriarchaler, politischer und ideologischer Strukturen her-
vorgebracht hatte, die einerseits Frauen formale Gleichstellung ermöglichte, 
sie andererseits jedoch in ein System struktureller Benachteiligung, kollektiver 
Überforderung und symbolischer Entwertung eingebunden hatte.

Zwei Teilprojekte erweisen sich als besonders aufschlussreich für die Kon-
zeption und die leitenden Ideen des Gesamtprojekts. Das von Nickel geleitete 
Teilprojekt untersuchte in Kooperation mit der Universität Bielefeld weib-
liche Angestellte in frauentypischen Dienstleistungsberufen (Handel, Versiche-
rung, Post), die während der Wende besonders von Rationalisierung, Kon-
kurrenzdruck und sozialer „Entsicherung“ betro�en waren. In diesen bislang 
wenig erforschten Berufsfeldern verdichteten sich zentrale Spannungen zwi-
schen Erwerbsarbeit, familiären Verp�ichtungen, politischem Wandel und 
geschlechtsspezi�schen Selbstbildern.

Ergänzend dazu richtete das sogenannte Tagebuchprojekt unter der Lei-
tung von Dölling und Kuhlmey-Oehlert den Fokus auf Wahrnehmungen 
gesellschaftlicher Umbrüche. Frauen und Männer verschiedener Generatio-
nen wurden über eine Annonce in der Jungen Welt eingeladen, zwischen Wäh-
rungsunion und ersten gesamtdeutschen Wahlen über drei Monate Tagebuch 
zu schreiben, um individuelle Bewältigungsstrategien und geschlechterbezo-
gene Deutungsmuster sichtbar zu machen.52 Methodisch verband das Projekt 
qualitative Verfahren mit kulturtheoretischen Perspektiven und stützte sich 
wesentlich auf Pierre Bourdieus Konzepte des sozialen Raums, des Habitus 
und der symbolischen Macht.53

52 Modellbrief, 27. 12. 90. HU UA, ZIF/ZtG.03, Nr. 12281. Das Sample bestand aus 
55 Frauen und 5 Männern, die 1994 und 1997 im Rahmen einer Nachunter-
suchung erneut Fragebögen zu ihrer aktuellen Situation ausfüllten, vgl. Irene Döl-
ling, Transformation und Biographien: ‚Selbstverständlichkeiten‘ im biographi-
schen Konzept junger Frauen, in: Mechthild Oechsle/Mechthild/Birgit Geissler 
(Hrsg.), Die ungleiche Gleichheit. Junge Frauen und der Wandel im Geschlech-
terverhältnis, Opladen 1998, S. 151–164; „Ganz andere Inhalte werden im Vor-
dergrund stehen: Arbeit zuerst“. Erfahrungen junger ostdeutscher Frauen mit dem 
Vereinbarkeitsmodell (1990–1997), in: Ilse Lenz/Hildegard Maria Nickel/Birgit 
Riegraf (Hrsg.), Geschlecht Arbeit Zukunft, Münster 2000, S. 222–242.

53 Vgl. für eine kurze theoretische Verortung des Tagebuchprojekts, Irene Dölling, 
Weibliche Wendeerfahrungen „oben“ und „unten“. Zur Wahrnehmung und Be-
Deutung von sozialer Position in den Umbrüchen des Alltags, in: Petra Frerichs/
Margareta Steinrücke (Hrsg.), Soziale Ungleichheit und Geschlechterverhältnisse, 
Opladen 1993, S. 101–116, hier S. 102.
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Für Dölling hatten diese Ansätze nicht nur theoretische Bedeutung: 
Seit Bourdieus Besuch in Ost-Berlin im Oktober 1989, anlässlich der Ver-
leihung der Ehrendoktorwürde der Freien Universität, stand sie in engem 
Austausch mit dem Soziologen. Aus dem Kontakt gingen Einladungen ans 
Collège de France, Interviews zu dem Artikel „Die männliche Herrschaft“ 
(1990) sowie die Publikation der Ostberliner Vorträge Bourdieus hervor.54 Im 
Sinne einer Fortführung dieses Dialogs und mit dem Ziel, die kultursoziolo-
gischen Zugänge in Forschung und Lehre zu verankern, plante das ZiF in 
Kooperation mit der École des hautes études en sciences sociales (EHESS) 
für Juli 1991 einen Sommerkurs unter dem Titel „Einführung in kultursozio-
logische Methoden“ – mit Bourdieu als zentralem Mitwirkenden. Der Kurs 
kam jedoch nicht zustande; vorgesehen war eine Verbindung theoretischer 
Impulse – etwa durch Bourdieus Erö�nungsvortrag „Was heißt �eorie der 
Praxis?“ – mit praxisnahen Werkstattgesprächen.55

Die Auseinandersetzung mit Erfahrung prägte Methodik und Inhalte, 
aber auch die Strategien der Vernetzung. Im Anschluss an eine Erste Femi-
nistische Regionalkonferenz von Frauenforscherinnen aus Ost-Berlin vom 
11. bis 13. September 1992 organisierte die Initiative OSTFEM bis 1996 
Konferenzen von Frauenforscherinnen aus den neuen Bundesländern, die ge -
zielt auf die Vernetzung und Identitäts�ndung der sogenannten Ost-Frauen-
forschung abzielten. In Reaktion auf die asymmetrischen Strukturen der 
Diskussion zwischen Ost- und Westfrauenforschung sollten im Rahmen der 
OSTFEM-Tre�en die spezi�schen Erfahrungen und „Eigenarten“ von Ost-
frauen und Ostfeminismus unter Einbezug theoretisch-konzeptioneller For-
schungsansätze diskutiert werden. Die Initiative, so betonte die Geschäfts-
führerin des ZiF Gabriele Jähnert in ihrem Finanzierungsantrag an das 
Ministerium, verstand sich als ein erster und notwendiger Schritt zu einer pro-
duktiven Ost-West-Verständigung, die nicht nur zum Verständnis spezi�scher 

54 Pierre Bourdieu, Die Intellektuellen und die Macht, hrsg. v. Irene Dölling, Ham-
burg 1991 (neu aufgelegt 2022). Der Band enthält die Vorträge, die Bourdieu 
1989 in Ost-Berlin am französischen Kulturzentrum, an der Humboldt-Universi-
tät sowie der Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED gehal-
ten hat; für das Interview vgl. Eine sanfte Gewalt. Pierre Bourdieu im Gespräch 
mit Irene Dölling und Margareta Steinrücke (März 1994), in: Irene Dölling/Beate 
Krais (Hrsg.), Pierre Bourdieu, Ein alltägliches Spiel. Geschlechterkonstruktionen 
in der sozialen Praxis, Frankfurt a. M. 1997, S. 218–230.

55 Alle Angaben zum Sommerkurs entstammen dem Antragsschreiben von Irene Döl-
ling, 20. 8. 1990. Genderbibliothek HU, Karton A 2, ZiF Gründung bis 1994.
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Sozialisationen ostdeutscher Frauen führen sollte, sondern auch zu ihrer akti-
veren Rolle in den gesellschaftlichen Veränderungsprozessen.56

Mitte der 1990er Jahre endete mit den OSTFEM-Tre�en aus Sicht vie-
ler Beteiligter der kurze Frühling der Ost-Frauenforschung. Zwar hatten sich 
zahlreiche ostdeutsche Wissenschaftlerinnen nach der Wende der Frauenfor-
schung zugewandt, unterstützt etwa durch das OSTFEM-Netzwerk,57 doch 
mit der zunehmenden Institutionalisierung der Wissenschaft und dem Aus-
laufen der arbeitsmarktpolitischen Förderprogramme (ABM-Stellen) verlor 
dieser Aufbruch an Dynamik.58 Der UFV, der sich am Zentralen Runden 
Tisch beteiligt und bei der Volkskammerwahl im März 1990 mit dem Bünd-
nis 90/Grüne – BürgerInnenbewegungen (B90/Gr) einen Sitz im Bundestag 
erhalten hatte, verlor an Bedeutung und löste sich 1998 auf.59 Während sich 
die Rahmenbedingungen für die Ost-Frauenforschung insgesamt verschlech-
terten, trug am ZiF die Nichtberufung Döllings an der HU dazu bei, dass 
Mitte der 1990er Jahre die Phase politisch und konzeptionell eigenständiger 
ostdeutscher Frauenforschung endete.60

Der personelle Bruch in der Ost-Frauenforschung war auch das Ergeb-
nis struktureller Ausschlussmechanismen im Rahmen des Hochschulumbaus 
Ost.61 Besonders deutlich wurde dies an der Humboldt-Universität, deren 

56 Gabriele Jähnert an Bundesministerium für Frauen und Jugend, z. H. Irene Fal-
cone, Antrag OSTFEM II. Bestandsaufnahme: Forschungen zu Frauenbiographien, 
30. 8. 1993. HU UA, ZIF/ZtG.03, Nr. 12263. Vgl. die Publikation der zweiten 
Tagung, Zentrum für interdisziplinäre Frauenforschung (Hrsg.), Unter Hammer 
und Zirkel: Frauenbiographien vor dem Hintergrund ostdeutscher Sozialisations-
erfahrungen, Pfa�enweiler 1995. Eine Übersicht der Veranstaltungen �ndet sich auf 
der Website des Zentrums, https://www.gender.hu-berlin.de/de/veranstaltungen/
archiv/listen/zif-1990-2003#1990 [30.7.2025].

57 Vgl. Karin Aleksander, Bekanntes erkennen. Informationen zur Frauenforschung 
Ost, in: Die Philosophin. Forum für feministische �eorie und Philosophie 6 
(1995) 11, S. 74–93, doi.org/10.25595/896.

58 Irene Dölling, Ostdeutsche Frauenforschung: Be-/Gefangenheit in Denkmustern 
der industriegesellschaftlichen Moderne, in: Beate Binder u. a. (Hrsg.): Travel-
ling Gender Studies. Grenzüberschreitende Wissens- und Institutionentransfers, 
Münster 2011, S. 38–48, hier S. 44 f., doi.org/10.25595/17.

59 Hampele, Der Unabhängige Frauenverband.
60 Adler/Wegman, Festgeschriebener Erfolg und erzählte Erfahrung, S. 343: Döl-

ling wurde vom Berliner Senator für Wissenschaft nicht berufen und verließ 1991 
die HU; Nickel wurde in der Soziologie berufen; Gespräch mit Gabriele Jähnert, 
16. Mai 2025; vgl. dazu auch Dölling, Die Institutionalisierung.

61 Jens Blecher/Jürgen John (Hrsg.), Hochschulumbau Ost. Die Transformation des 
DDR-Hochschulwesens nach 1989/90 in typologisch-vergleichender Perspektive, 
Stuttgart 2021; Marlies Arndt u. a. (Hrsg.), Ausgegrenzt und mittendrin. Frauen in 
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diskriminierende Berufungspolitik im Sommer 1991 ö�entlich zum Skan-
dal wurde. Auf den Berufungslisten der 47 „abgewickelten“ Professuren in 
den Fächern Geschichte, Jura, Erziehungswissenschaften, Philosophie und 
Wirtschaftswissenschaften standen lediglich sechs Frauen. Von den bis Som-
mer 1991 bereits vergebenen 24 Professuren gingen nur zwei an Frauen, beide 
im traditionell als weiblich konnotierten Fach Erziehungswissenschaft.62 Der 
Mittelbau sollte an der HU um 70 Prozent reduziert werden;63 gleichzeitig 
sanken die Einschreibungen von Studentinnen an ostdeutschen Universitäten 
insgesamt um acht Prozent.64 Als das ZiF im Oktober 1992 zu diesen Fragen 
eine Tagung und Podiumsdiskussion mit den verantwortlichen Politikerin-
nen und Kolleginnen veranstaltete, bezi�erte die Präsidentin der HU Marlis 
Dürkop den Frauenanteil bei den bis dahin erfolgten Berufungen auf 175 
Professuren auf unter zehn Prozent.65

Inhaltlich standen ostdeutsche Perspektiven quer zu dem sich im Westen 
formierenden kulturwissenschaftlich-diskursiven Feminismus – insbesondere 
zum cultural turn und der Vorstellung von Geschlecht als sprachlich und kul-
turell konstruiert.66 Viele theoretische Grundlagen der Ost-Frauenforschung 
galten als überholt oder „systemgebunden“. Ein produktiver Austausch mit 
ihren gesellschaftstheoretischen Prämissen, in denen Erwerbsarbeit als zen-
trale Voraussetzung weiblicher Emanzipation und gesellschaftlicher Teil-
habe gedacht wurde, blieb aus. Diese Prämissen wiederum beruhten implizit 
auf einem industriegesellschaftlichen Fortschrittsdenken, das auch die kri-
tischen ZiF-Forschungen, die auf eine „Entmythologisierung der Erwerbs-

der Wissenschaft. Dokumentation einer Tagung an der Humboldt-Universität Ber-
lin am 23./24. Oktober 1992, Berlin 1993.

62 Alle Fraktionen wollen mehr Professorinnen, in: taz, 24.10.1991. Sämtliche Zei-
tungsartikel zu diesem Kon�ikt entstammen der Pressesammlung der Gender-
bibliothek HU. Karton A 2, ZiF Gründung bis 1994. Ausgangspunkt der Debatte 
war das Berliner Antidiskriminierungsgesetz, das den Senator zu einer Reaktion 
zwang und Frauen zugleich die Möglichkeit erö�nete, den Klageweg zu beschrei-
ten. Für einen Erfahrungsbericht zu „Abwicklung“ und Bewerbungen von Wissen-
schaftlerinnen aus der DDR Anfang der 1990er Jahre vgl. Jacobeit, Hab Sonne im 
Herzen, S. 151–157, 166–175.

63 Burgel Langer, Der Neuanfang wird von Frauen bezahlt, in: taz, 24.10.1991.
64 In Ostdeutschland immer mehr Frauen ohne Studium, in: Süddeutsche Zeitung, 

4. 8. 1991.
65 [Diskussionsbeitrag Marlis Dürkop], in: Arndt u. a. (Hrsg.), Ausgegrenzt und mit-

tendrin, S. 119–123, hier S. 119.
66 Diese generelle Einschätzung sollte allerdings nicht den Blick auf einzelne Initiati-

ven in diesem Bereich verstellen, vgl. z. B. Untersuchungen zur männlichen Sprach-
kodierung in den INFORMATIONEN, (H4/88, H1/90).
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arbeit“ abzielten, nicht infrage stellten.67 Reproduktiven Tätigkeiten in der 
Familie wurde nur begrenztes emanzipatorisches Potenzial zugeschrieben; 
reale Benachteiligungen galten vielfach als Übergangsphänomene. Entspre-
chend hatten ostdeutsche Forschende zu den Debatten der 1990er Jahre 
nichts Eigenständiges beizutragen und begegneten ihnen mit Distanz oder 
Skepsis.68

Rückblickend markieren die Initiativen der Transformationszeit einen 
ambivalenten Moment feministischer Wissensproduktion: Sie waren Aus-
druck von Selbstermächtigung, blieben aber zugleich in Strukturen der Mar-
ginalisierung verhaftet. Die Aktivistinnen verstanden sich dabei ausdrücklich 
als politische Akteurinnen eines Prozesses, in dem feministische Wissenspro-
duktion und gesellschaftliche Teilhabe untrennbar miteinander verbunden 
waren. In eigenen Re�exionsräumen und Foren kollektiver Verständigung 
versuchten sie, ein eigenständiges Modell zu entwickeln und in den Trans-
formationsprozess einzubringen. Ihr Ziel war es, ostdeutsche Erfahrungen 
nicht nur zu bewahren, sondern als erkenntnisleitende Perspektiven in einer 
gesamtdeutschen Frauenforschung zur Geltung zu bringen. Doch diese erfah-
rungsbasierte Wissensproduktion stieß auf strukturelle wie methodologische 
Grenzen und wurde – ebenso wie das damit verbundene politische Projekt – 
nicht weitergeführt. 

Autonome Wissensräume in der Frauenbewegung 

Während die ostdeutsche Frauenforschung vor allem in akademischen Kon-
texten von wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen betrieben wurde, entwickelte 
sich in den oppositionellen Frauengruppen eine Wissensproduktion von 
Nichtexpertinnen. Diese Frauengruppen, die häu�g im kirchlichen Umfeld 
und im Zusammenhang mit anderen regimekritischen Milieus entstanden, 
agierten außerhalb institutioneller Strukturen. Überschneidungen zwischen 
Aktivismus und Universität, wie sie für westliche Kontexte charakteristisch 
waren, gab es in der DDR kaum, was auf die strikte Trennung der Felder und 
den regulierten Zugang zu höherer Bildung und akademischer Laufbahn zu -
rückzuführen ist.

67 Irene Dölling/Maria Nickel, Forschungsprojekt „Soziokulturelle Veränderungen 
nach der ‚Wende‘ – Schwerpunkt: Frauen“, 25. 3.1990. Genderbibliothek HU, Kar-
ton A 2, ZiF Gründung bis 1994.

68 Dölling, Ostdeutsche Frauenforschung, S. 44.
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Dennoch unterschieden sich �emen und Methoden nicht grundsätzlich. 
Die Aktivistinnen in der DDR nutzten eigene Methoden der Wissensaneig-
nung, um Erfahrungs- und Lebensbereiche von Frauen zu erschließen, die 
tabuisiert oder marginalisiert waren. Sie sammelten statistische Daten, orga-
nisierten Fragebogenaktionen, dokumentierten Lebenssituationen von Frauen 
und führten Interviews. Frauengerechte Sprache und Arbeitsteilung waren 
hier ebenso �ema wie Patriarchatskritik und körperliche Selbstbestimmung. 
Die Aktivitäten spiegeln die zentralen �emen feministischer Bewegungen 
wider: die Sichtbarmachung weiblicher und lesbischer Lebensrealitäten, Fra-
gen der reproduktiven Gesundheit und Gewalt gegen Frauen sowie die Kritik 
an patriarchalen Strukturen in Medizin und Gesellschaft.

Seit 1983 berichtete etwa Ruth Kibelka in Berlin über Frauen in Osteu-
ropa, während Christiane Kloweit ab 1989 Erfahrungen lesbischen Lebens in 
der Provinz sammelte. Parallel entstanden in Eisenach Dokumentationen zu 
gynäkologischen Praxen.69 Die Aktivistinnen übersetzten persönliche Erfah-
rungen in kollektive Prozesse der Erkenntnisbildung: Auf Anregung Kibelkas 
entstand in Berlin eine „Sprechmotette für Trümmerfrauen“, die Erfahrungen 
nach dem Zweiten Weltkrieg mit den Re�exionen von Frauen zum Leben in 
der DDR verband.70 In Potsdam dokumentierte die Bürgerrechtlerin Gabriele 
Grafenhorst seit 1987 Abtreibungserfahrungen in Tonbandprotokollen,71 die 
Eisenacher Teestube initiierte eine umfassende Fragebogenaktion zu sexuel-
ler Gewalt. Besondere Erwähnung verdient das ambitionierte Dokumenta-
tionsprojekt von Weimarer Aktivistinnen „Wie leben Frauen in der DDR“, 
das 1987 mit 21 �emenfeldern – von Gesetzgebung und Erziehung bis zu 
Geschlechterrollen in Kinderliteratur und Frauen in Führungspositionen  – 
ein di�erenziertes Bild auf nationaler Ebene zeichnen sollte.72 Das Projekt 
wurde nicht vollständig umgesetzt, zeigt aber, wie diese Wissenspraktiken 
feministische Handlungsräume erö�neten.

69 Gespräch mit Ruth Leiserowitz (geborene Kibelka), 28.5.2025; Rothe/Hernandez 
Garcia, „Gemeinsam sind wir unerträglich“, S. 129, 137.

70 Unter Verwendung von Hilde �urnwalds sozialwissenschaftlicher Enquete, Gegen-
wartsprobleme Berliner Familien. Eine soziologische Untersuchung an 498 Fami-
lien.1946/47, Berlin 1948 (neu aufgelegt 2024), vgl. Information zur Vorbereitung 
des Nachtgebets, 22.5.1985, in: Christa Sengespeick-Roos, Das ganz Normale tun. 
Widerstandsräume in der DDR-Kirche, Berlin 1997, S. 104–107.

71 Gabriele M. Grafenhorst, Abtreibung. Erfahrungsberichte zu einem Tabu, Mün-
chen 1991 (ungekürzte Au�., zuerst u. d.T. Abbruch-Tabu. Lebensgeschichten nach 
Tonbandprotokollen, Verlag Neues Leben, Berlin 1990).

72 Rothe/Hernandez Garcia (Hrsg.), „Gemeinsam sind wir unerträglich“, S. 134 f.
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In diesen Prozessen entstanden neue Orte gelebter Solidarität, in denen 
Frauen sich begegneten und ihr Wissen weitergaben: Frauencafés, Frauentee-
stuben und Frauenbibliotheken wurden zu wichtigen Instanzen der Soziali-
sierung, Vernetzung und Wissenszirkulation. Die Gründung solcher Frauen-
Orte war Ausdruck einer Selbstermächtigung und bedeutete einen bewussten 
Bruch mit herkömmlichen Kommunikationsformen. Oft kamen die Frauen 
zunächst über alltägliche Erfahrungen in Gesprächs- oder Lesegruppen zusam-
men. Diese Räume wurden niedrigschwellig und unverfänglich als „Teestuben“ 
bezeichnet – wie die Eisenacher oder die Weimarer Teestube –, als „Gesprächs-
runde“ oder, wie im Fall der ersten Cottbuser Frauengruppe, bewusst als „re�e-
xive Räume“ verstanden, die sich nicht als politisch oder feministisch begri�en.73

Nicht selten führte „unbestimmtes utopisches Träumen, die Sehnsucht nach 
Gemeinschaft“74 die Frauen aber auch an ihren Küchentischen zusammen. Im 
Erfahrungsaustausch verschoben sich die Grenzen zwischen Privatem und Poli-
tischem, und der Möglichkeitsraum kollektiver Artikulation erweiterte sich.75

Diese alternativen Kommunikationsräume wurden zu Laboratorien femi-
nistischer Praxis, in denen Gruppen wie die Frauenteestube in Weimar neue, 
nichthierarchische Formen des Sprechens erprobten. Freie Diskussionen, the-
matische Abende und wandernde Bibliotheken schufen Netzwerke, die Wis-
sen zirkulieren ließen und den Austausch zwischen lokalen Gruppen för-
derten. Die bewusste Abkehr von dominanten Redeformen und die gezielte 
Ermöglichung des Sprechens für alle gehörte zu den zentralen Gesprächsele-
menten. Gruppen wie Frauen im Gespräch in Jena (gegründet 1985) oder die 
Frauen für den Frieden in Dresden re�ektierten Sprache selbst als Instrument 
von Selbstermächtigung und Emanzipation.76

Die Teilnehmerinnen erlebten die Tre�en als „Inseln der Solidarität“, die 
individuelles Selbstvertrauen und kollektive Handlungsfähigkeit stärkten. In 
den Worten von Claudia-Morca Borghardt, Gründerin der Frauen-Selbst-
erfahrungsgruppe Erfurt: „Die Revolution begann in mir selbst. Zu merken: 
Ich vertraue der anderen Frau …“.77 Dieses Vertrauen stützte sich auf das 

73 Ebenda, S. 91.
74 Sengespeick-Roos, Das ganz Normale tun, S. 25.
75 Vgl. zur Küche ebenda S. 168–171, 191.
76 Vgl. für diese Beispiele, Hélène Camarade, Parler des violences sexuelles en RDA. 

Pratiques féministes du groupe de femmes de Weimar, dit la Frauenteestube (1983–
1990), in: dies./Sibylle Goepper (Hrsg.), Femmes de RDA avant et après 1989. 
Socialisme, féminisme, émancipation (Presses universitaires du Septentrion, im 
Erscheinen).

77 Rothe/Hernandez Garcia (Hrsg.), „Gemeinsam sind wir unerträglich“, S. 92.
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Bewusstsein einer langen weiblichen Erfahrungsgeschichte, wie in einem Ge -
dicht von Karin Belke zum Ausdruck kommt: „denn das Wissen IN uns / ist 
tausend Monde alt und hat den Schleier abgelegt / wir machen uns ein Stirn-
band davon / und stellen uns dem Gegenwind.“78

Aus Gesprächs- und Lesegruppen entwickelten die Frauen neue Wege der 
Wissensproduktion jenseits institutioneller Strukturen. Zentral war dabei der 
Einsatz von Fragebogenaktionen, mit denen Erfahrungen und Daten zu tabu-
isierten �emen wie sexualisierte Gewalt systematisch erhoben wurden. Wie 
die französische Germanistin Hélène Camarade festhält, wurde sexualisierte 
Gewalt in der DDR erstmals 1985 auf dem zweiten interregionalen Tre�en 
der Frauen für den Frieden thematisiert. Eine besonders aktive Rolle spielten 
Frauen aus Weimar, die 1988 die Weimarer Teestube gründeten. Bereits 1986 
präsentierten sie einen Vortrag, der kulturhistorische Perspektiven mit einer 
kritischen Analyse der unzureichenden Datenlage verband und praktische 
Unterstützungsangebote für Betro�ene aufzeigte.79 Ergänzend entstand ein 
Informationsblatt, das Frauen ermutigte, Eingaben an die Volkskammer zu 
richten, um eine Reform des Strafrechts zur Anerkennung von Vergewaltigung 
in der Ehe zu fordern.80 Die große Resonanz auf diese Initiativen führte 1987 
zu einer Fragebogenaktion, bei der insgesamt 152 Fragebögen eingingen.81 Auf 
dem dritten Dresdner Frauenfest 1987 gründete sich zudem eine Initiative zur 
Scha�ung von Frauenhäusern.82 Vorträge, Diskussionen und eine intensive 
Korrespondenz halfen, das �ema sexualisierte Gewalt ö�entlich sichtbar zu 
machen, individuelle Erfahrungen politisch einzuordnen und ein Bewusstsein 
für Gewalt als Ausdruck struktureller Machtverhältnisse zu scha�en.

Die in Weimar erprobten Fragebogenaktionen stehen exemplarisch für 
eine alternative Wissenspraxis, die sich bewusst von institutionell kontrol-
lierten, akademischen Verfahren abhob. Erfahrung wurde hier nicht nur als 
Erkenntnisquelle verstanden, sondern auch als Ausgangspunkt kollektiver 
Wissensgenerierung und politischer Artikulation. Trotz des Fehlens systema-
tischer Forschungen zu Praxis und Selbstverständnis der einzelnen Gruppen 

78 Karin Belke, Aufbruch der Frauen, in: Lila Band (1989) 6, S. 4 [Hervorhebung im 
Original]. Vgl. zur BRD, Kwaschik, „We Witches“.

79 Camarade, Parler des violences sexuelles en RDA. Vgl. insgesamt mit etwas anderer 
Datierung Jane Freeland, Feminist Transformations and Domestic Violence Activ-
ism in Divided Berlin, 1968–2002, Oxford 2022, S. 146–153.

80 Forderungen zur Verbesserung der Situation von Vergewaltigungsopfern, in: Rothe/
Hernandez Garcia (Hrsg.), „Gemeinsam sind wir unerträglich“, S. 128.

81 Vgl. für einen Abdruck des Fragebogens, ebenda, S. 127.
82 Ebenda, S. 98 f.
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lässt sich erkennen, dass die Kategorie der Betro�enheit bewusst und kritisch 
re�ektiert wurde. So wandte sich die Frauengruppe im Arbeitskreis Homo-
sexualität Leipzig 1989 gegen eine von außen initiierte Erhebung des Direk-
tors der Klinik für Hautkrankheiten Jena Erwin Günther mit der Begrün-
dung, Untersuchungen zur Lebenslage lesbischer Frauen müssten von den 
Betro�enen selbst durchgeführt werden.83

Die �emen und Aktionsformen der Frauenbewegung entwickelten sich 
in einem Umfeld ständiger staatlicher Kontrolle und Bedrohung: Zensur, 
der eingeschränkte Zugang zu internationalen Publikationen und wissen-
schaftlicher Literatur sowie Überwachung, In�ltration, gezielte Einschüchte-
rungsversuche, Repressionen und nicht zuletzt auch Verhaftungen durch die 
Staatssicherheit begrenzten die Möglichkeiten feministischer Selbstorganisa-
tion und Kommunikation in der DDR. Eine wichtige Rolle spielte die nach 
sowjetischem Modell entwickelte Samisdat-Praxis, also die ino�zielle Ver-
breitung meist handvervielfältigter Texte außerhalb staatlicher Publikations-
kanäle. Viele Materialien erschienen im Schutz kirchlicher Räume „für den 
innerkirchlichen Dienstgebrauch“, womit sich die staatliche Genehmigungs-
p�icht umgehen ließ. Zeitschriften wie das Lila Band (Junge Gemeinde Dres-
den, 1987–1989), „von und für Frauen an der berühmten Basis geschrieben“,84

stärker akademisch angelegt Das Netz. Informationsbrief des Arbeitskreises 
Feministische �eologie in der DDR (1988–1993) oder die einzige Lesbenzeit-
schrift der DDR frau anders (Jena, 1989–1993) trugen dazu bei, Ö�entlich-
keit für die Anliegen zu scha�en. Angesichts der geringen Au�agenzahlen 
waren die persönliche Weitergabe und Mund-zu-Mund-Propaganda von zen-
traler Bedeutung.85

83 Kritisiert wurden die unaufgeforderte Zusendung sowie der klischeehafte Zuschnitt 
der Fragen; zugleich wurde auf eigene geplante Projekte, etwa von Christina Schenk 
und Marinka Körzendörfer, verwiesen, vgl. Frauengruppe im Arbeitskreis Homo-
sexualität Leipzig an Prof. Dr. Erwin Günther, 18. 8.1989, in: Rothe/Hernandez 
Garcia (Hrsg.), „Gemeinsam sind wir unerträglich“, S. 113.

84 Lisa Städtler, … weil „wir etwas tun müssen“ – Das Lila Band als Beispiel für frauen-
spezi�sche Presseerzeugnisse aus dem Selbstverlag in der DDR, in: Digitales Deut-
sches Frauenarchiv (2024), https://www.digitales-deutsches-frauenarchiv.de/the 
men/weil-wir-etwas-tun-muessen-das-lila-band-als-beispiel-fuer-frauenspezi�sche 
[30. 7.2025]. Die Bände sind vollständig digitalisiert, Digitale Sammlungen. Poli-
tischer Samisdat der DDR/Sächsische Landesbibliothek – Staats- und Universitäts-
bibliothek Dresden.

85 Kenawi, Frauengruppen in der DDR der 80er Jahre, S. 14 f. So wurde das Lila Band 
in der ersten Nummer nur in 100 Exemplaren (mit Wachsmatrizen) hergestellt, 
ebenda, S. 41.
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Die gezielte Auseinandersetzung mit konkreten gesellschaftlichen Fel-
dern führte zu spezi�schen politischen Forderungen. So verlangten etwa die 
Schweriner Frauen für den Frieden die Einführung eines Haushaltstags für 
Männer.86 Ein zentrales �ema war die Kritik am staatlichen Bildungssystem: 
Die Frauen für den Frieden protestierten in vielfältiger Form gegen Militari-
sierung und Indoktrination an Schulen und Kindergärten.87 Schon 1980 hatte 
das Ehepaar Poppe im Prenzlauer Berg einen selbstverwalteten Kinderladen 
initiiert.88 Die Dresdner Gruppe analysierte Lesebücher der Klassenstufen 1 
bis 8 im Hinblick auf das vermittelte Rollenverhalten. Ihre Untersuchung 
zeigte eine ausgeprägt klischeehafte Rollenverteilung sowie das weitgehende 
Fehlen weiblicher Figuren in historischen Darstellungen. Die Ergebnisse ver-
ö�entlichte sie im Lila Band und reichte sie als Eingabe beim Ministerium für 
Volksbildung ein – verbunden mit der Forderung, utopische Perspektiven für 
eine geschlechtergerechte Bildung aufzuzeigen.89

Viele Frauengruppen in der DDR der 1980er Jahre lasen feministische 
Literatur aus dem Westen90 und verfolgten feministische Anliegen, bezeich-
neten sich selbst aber selten als feministisch oder als Teil einer Frauenbewe-
gung. Diese Zurückhaltung hatte mehrere Gründe. Zum einen verstanden 
viele Frauen ihre Aktivitäten nicht im Rahmen einer ideologisch fundierten 
Bewegung, sondern als konkrete, alltagsbezogene Praxis. Geschlechterspezi-
�sche Fragen verbanden sich dabei häu�g mit anderen �emen wie Friedens-
politik, Umweltfragen oder Bürgerrechten. Exemplarisch formulierten dies 
die Frauen für den Frieden in Berlin im Jahr 1986: Ziel sei es, „Frauen zu 

86 Rothe/Hernandez Garcia (Hrsg.), „Gemeinsam sind wir unerträglich“, S. 120. Seit 
1952 stand verheirateten Frauen in der DDR ein bezahlter freier Haushaltstag pro 
Monat zu.

87 Wie zentral das �ema war, geht z.B. aus den Stasiberichten hervor, vgl. Informa-
tion über die Durchführung eines sogenannten Gemeindetages unter der Losung 
„Frauen für den Frieden“, 17. 9.1982, in: Sengespeick-Roos, Das ganz Normale 
tun, S. 32–40; Auszüge aus Tonbandmitschnitten der Staatssicherheit während des 
Zweites Nachtgebets der Frauen für den Frieden, 27. 6.1984, in: ebenda, S. 91–98.

88 Ulrike Poppe, Die Grundsteinlegung unserer Gruppe, in: Almut Ilsen/Ruth Lei-
serowitz (Hrsg.), Seid doch laut! Die Frauen für den Frieden in Ost-Berlin, Berlin 
2019, S. 53–60, hier S. 58 f.

89 Brüderchen und Schwesterchen oder wer trinkt aus welcher Quelle? Zur Darstel-
lung der Geschlechter in den Lesebüchern der Klasse 1 bis 8, in: Lila Band 6 (1989), 
S. 20 f. Vgl. auch Rothe/Hernandez Garcia (Hrsg.), „Gemeinsam sind wir unerträg-
lich“, S. 120.

90 Vgl. etwa die Weitergabe einer Frauenbibliothek aus Karlsruhe an die Frauentee-
stube Weimar im Jahr 1987, ebenda, S. 69.
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ermöglichen, über ihre Probleme zu sprechen. Solche Probleme wie die per-
sönliche Auseinandersetzung bzw. Widerstand gegen die zunehmende Milita-
risierung unseres Lebens.“91

Hinzu kam, dass der Begri� Feminismus selbst in vielen Gruppen auf 
Vorbehalte stieß und mit ablehnenden Reaktionen verbunden war. Er galt als 
ideologisch aufgeladen und männerfeindlich, als Ausdruck eines als dogma-
tisch oder konfrontativ empfundenen westlichen Feminismus, dessen Kon-
zepte ohnehin in DDR-Lebenswelten fremd wirkten. Die Distanz zum Begri� 
markierte daher auch eine bewusste Abgrenzung von westlichen Modellen, 
die als unangemessen oder vereinnahmend empfunden wurden  – deutlich 
etwa in der Aussage: „Feminismus bedeutet einen totalen Eingri�“ oder in 
der Artikulation des Gefühls, „in eine Bewegung hineingezogen zu werden“.92

Gleichzeitig war diese Zurückhaltung auch durch politische Realitä-
ten motiviert: Eine o�ene feministische Selbstverortung stellte das staatliche 
Selbstbild infrage, die Gleichstellung der Geschlechter sei mit der sozialisti-
schen Gesellschaftsordnung bereits erreicht, und galt als Systemkritik – mit 
entsprechenden Konsequenzen wie Überwachung, Repression und Einschrän-
kungen beru�icher Perspektiven. Die bewusste Nichtverwendung des Begri�s 
war somit Ausdruck sowohl einer realistischen Einschätzung politischer Risi-
ken als auch einer eigenständigen Auseinandersetzung mit der Frage, wie unter 
den Bedingungen der DDR eine emanzipatorische Praxis möglich war – jen-
seits importierter Begri�e.

Statt sich auf westliche Vorbilder zu beziehen, entwickelten viele Gruppen 
ihre eigene politische Sprache, die sich aus konkreten Alltagserfahrungen, der 
Auseinandersetzung mit autoritären Strukturen und der Suche nach nicht-
hierarchischen Formen der Zusammenarbeit speiste. Und doch prägten nicht 
nur die Inhalte, sondern auch die Organisationsformen vieler Frauengruppen 
ein klar feministisches Pro�l: �ache Hierarchien, Erfahrungsaustausch, Prak-
tiken der Selbstermächtigung – und nicht zuletzt der Ausschluss von Män-
nern kennzeichneten zahlreiche Initiativen. „Nein, das ist unser Ding, wir 

91 RHG, OG-AE – Oppositionsgruppen-AE, RG/B 20/1 Bl. 71. Die „Frauen für den 
Frieden“ in Berlin. Über die Arbeit einer Frauengruppe in der DDR, Herbst 1986, 
zitiert nach: �eresa Littich, „Wir müssen schreien, sonst hört man uns nicht!“ Die 
„Frauen für den Frieden“ in Ost-Berlin, Halle/Leipzig (1982–1989), unverö�. Mas-
terarbeit, Universität Konstanz 2023.

92 Bericht einer sächsischen Pfarrerin von einer Pfarrfrauentagung zu Feministischer 
�eologie in Dresden, 1989, in: Rothe/Hernandez Garcia (Hrsg.), „Gemeinsam sind 
wir unerträglich“, S. 103.
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wollen nicht, dass ein Mann uns vorgibt, was wir wie zu machen haben“, 
hieß es etwa in einer Gruppe.93 Der Ausschluss wurde selten programmatisch 
begründet, sondern meist pragmatisch mit dem Wunsch nach einer produk-
tiven Atmosphäre ohne Konkurrenzdruck.94 Darin zeigt sich ein spezi�sches 
feministisches Selbstverständnis – auch wenn der Ausschluss von Männern 
innerhalb der Gruppen nicht unumstritten war.

In diesem Spannungsfeld zwischen Distanz zum Begri� und gelebter 
feministischer Praxis markierte die im November 1980 von der Evangelischen 
Akademie organisierte Tagung „Freiheit – Gleichheit – Schwesterlichkeit“ ein 
Schlüsselmoment feministischer Selbstre�exion. Die von Elisabeth Adler ini-
tiierte Veranstaltung brachte unterschiedliche Perspektiven zusammen und 
erö�nete erstmals einen ö�entlich zugänglichen Raum für die Auseinander-
setzung mit feministischen Positionen in der DDR. �eologinnen wie Adler 
selbst, Annemarie Schönherr, Angelika Engelmann und Friederike Woldt 
(heute Kirchbach) machten die feministische �eologie, die sich auch an der 
kirchlichen Basis entwickelte, zu einem zentralen Impuls für die oppositio-
nelle Frauenbewegung.95

Die Tagung war nicht auf theologische Fragen beschränkt. Schon das 
Einladungsschreiben stellte unter der Überschrift „Feminismus – Reizwort 
oder Programm?“ Vorbehalte und Positionen aus Ost und West gegen-
über. Die Abendveranstaltung „Weibergeschwätz und Manneswort“ gri� 
dieses Spannungsfeld in spielerischer Form auf: Anhand zusammengestellter 
Partneranzeigen wurde diskutiert, wie sich Männer und Frauen präsentier-
ten, welche Kriterien sie bei der Partnerwahl benannten und inwieweit diese 
Selbstbeschreibungen als „emanzipiert“ gelten könnten.96 Das Interview mit 
Irmtraud Morgner am Ende der Tagung setzte einen literarischen Akzent. 
Die Konferenz steht exemplarisch für eine feministische Suchbewegung, die 
zwischen politischer Vorsicht, sprachlicher Distanz und praktischer Selbst-
ermächtigung ihren Weg fand. Der Titel des Erö�nungspanels, „Frauen in 

93 Bettina Rathenow, Da müssen wir uns verweigern, in: Ilsen/Leiserowitz, Seid doch 
laut, S. 70–75, hier S. 70 f.

94 Poppe, Die Grundsteinlegung unserer Gruppe, S. 59.
95 Ulrike E. Auga, Feministische und Geschlechterbewusste Arbeitskreise und �eo-

logien in der DDR, in: Digitales Deutsches Frauenarchiv (2024), https://www.digi 
tales-deutsches-frauenarchiv.de/themen/feministische-und-geschlechterbewusste-
arbeitskreise-und-theologien-der-ddr [30.7.2025].

96 Tagung „Freiheit-Gleichheit-Schwesterlichkeit. Feminismus: Reizwort oder Pro-
gramm?“ vom 8./9.11.1980 in Berlin, Diskussionsgrundlage/Denkanstoß zum �e -
ma Heiraten. Evangelisches Zentralarchiv (EZA) 190/108.
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Bewegung“, verdichtete diese Dynamik zu einer Formel des Aufbruchs  – 
ohne fest umrissenes Programm, aber als Ausdruck des gemeinsamen Ver-
suchs, unter restriktiven Bedingungen neue Formen politischer Artikulation 
und solidarischer Praxis zu erproben.97

Schluss

Die Geschichte der Frauenforschung in der DDR ist die Geschichte unter-
schiedlicher Kontexte, Praktiken und institutioneller Rahmungen. Sie ver-
deutlicht die vielfältigen Ver�echtungen von Wissensproduktion, politischer 
Erfahrung und gesellschaftlicher Organisation. Der Beitrag hat drei zentrale 
Konstellationen herausgearbeitet, die sich unter den spezi�schen Bedingun-
gen der DDR und während der Transformationszeit um 1989/90 herausbil-
deten: erstens die staatlich organisierte Frauenforschung der 1960er Jahre; 
zweitens die kulturwissenschaftlich geprägten Netzwerke an der Humboldt-
Universität, aus denen in der Umbruchsphase das ZiF und frauenpolitische 
Mobilisierungen ostdeutscher Akteurinnen hervorgingen; und drittens die 
autonomen Wissensräume der oppositionellen Frauengruppen. 

Die Analyse der drei Konstellationen hat ein dynamisches Verhältnis 
von Wissensproduktion, gesellschaftlichen Ansprüchen und politischen Auf-
brüchen sichtbar gemacht. Während sich die staatlich verankerte Forschung 
über Frauen in Fortführung der proletarischen Frauenbewegung als Bestand-
teil sozialistischer Gleichstellungspolitik verstand, punktuell aber auch Spiel-
räume zuließ und sich 1989 demokratisierte, suchten die anderen Initiati-
ven Abstand zur Wissensproduktion über Frauen im Auftrag der SED. Der 
Arbeitskreis um Dölling und Nickel verband kulturwissenschaftliche Analy-
sen, marxistische Gesellschaftstheorie und internationale feministische An -
sätze in der Erforschung von Geschlechterverhältnissen; nach der Wende 
wurde das ZiF an der Humboldt-Universität zum Ort feministischer Selbst-
behauptung und wissenschaftspolitischer Koordination. Fernab der Universi-
täten bündelten oppositionelle Frauengruppen in Fragebogen- und Interview-
aktionen, Fürbitten und Samisdat-Zeitschriften lebensweltliche Erfahrungen 
und schufen Räume für Selbstermächtigung und Regimekritik. 

97 Einladung und Programm der Tagung „Freiheit, Gleichheit, Schwesterlichkeit“, in: 
Rothe/Hernandez-Garcia (Hrsg.), „Gemeinsam sind wir unerträglich“, S. 44 f. 
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In der Umbruchzeit �oss dieses Wissen in Teile der Bürgerrechtsbewe-
gung und in Initiativen wie den Unabhängigen Frauenverband (UFV) ein, 
der personell ebenfalls eng mit den universitären Genderforscherinnen ver-
bunden war und Frauen aus den Frauenfraktionen der DDR-Parteien sowie 
aus dem Demokratischen Frauenbund Deutschland (DFD) zusammenführte. 
�eoretische Re�exion verband sich mit politischer Praxis im Kontext gesell-
schaftlicher Transformation. Diese Initiativen lassen sich gemeinsam mit den 
OSTFEM-Initiativen als bewusster Versuch lesen, alternative Formen kollek-
tiver Selbstverortung sowie erkenntnistheoretischer Relevanz zu entwickeln 
und damit epistemischen Asymmetrien entgegenzutreten. Ziel der Bestre-
bungen war dabei sowohl eine frauenpolitische Mobilisierung als auch die 
Formulierung eines Forschungsansatzes, der auf biogra�schen Erfahrungen 
und gesellschaftlicher Transformation in der DDR beruhte. Das Ende der 
Ost-Frauenforschung Mitte der 1990er Jahre verweist auf die Hierarchisie-
rung feministischer �eorieansätze im Vereinigungsprozess – und den Ver-
lust epistemischer Vielfalt in einer historischen Situation, in der unterschied-
liche Erfahrungshintergründe und methodologische Di�erenzen Teil einer 
gemeinsamen Wissensproduktion hätten werden können. 

Die oppositionelle Frauenbewegung der 1980er Jahre war in diesem Ge -
füge ein spezi�scher Ort frauenpolitischer Gesellschaftskritik. Ein zentra-
les Moment ihrer Praxis lag in der sprachlichen Selbstermächtigung: „Die 
Sprachlosigkeit – die betraf ja im Grunde genommen den ganzen Ostblock –, 
die Sprachlosigkeit, zu der wir sozusagen verurteilt waren. […] Es war für 
mich klar, dass die Gesellschaftsveränderung mit dem Wort anfängt“, erin-
nerte sich Bärbel Bohley.98 In diesem Zusammenhang war die Auseinander-
setzung mit Geschlecht, Selbstbestimmung und Teilhabe nicht nachgeordnet, 
sondern konstitutiv für eine Form der Regimekritik, die das Persönliche mit 
dem Politischen verknüpfte. 

Bohleys Bemerkung, sie würde im Westen „wahrscheinlich auch eine 
Feministin werden“, verweist auf die produktive Spannung zwischen inhalt-
licher Nähe zum westlichen Feminismus und dem Bedürfnis, eigene Begri�e, 
Ausdrucksformen und politische Praxen zu entwickeln. Diese Form der 
Selbstermächtigung, wie sie für soziale Bewegungen zentral ist, gewann unter 
den Bedingungen einer Diktatur besondere Bedeutung: Sie vollzog sich nicht 
in einem o�enen Diskursraum, sondern unter Beobachtung und Repression – 

98 Bärbel Bohley, Einmal den Schritt in die Freiheit gewagt, in: Ilsen/Leiserowitz, 
Seid doch laut, S. 45–52, hier S. 45.
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in einem System, das freie Rede systematisch unterdrückte. Gerade deshalb 
wurde die Suche nach einer eigenen Sprache zum Initialakt widerständiger 
Praxis und zum Kern feministischer Wissensproduktion in der DDR.

Diese entwickelte sich im Spannungsfeld zwischen staatlichem Gleich-
stellungsdiskurs und westlichen Vorbildern. Persönliche Kontakte, Literatur 
oder Kenntnisse westlicher Praktiken spielten eine wichtige Rolle; doch west-
liche Modelle fungierten selten als direkte Bezugs- oder Identi�kationsräume. 
Konkrete Orientierungen – etwa in Form von politischen Nachtgebeten oder 
selbstorganisierten Kinderläden  – scheinen eher die Ausnahme gewesen zu 
sein. Leitend war vielmehr die Einsicht in die Di�erenz weiblicher Lebensbe-
dingungen und politischer Zielsetzungen – und damit der Anspruch, unter 
den spezi�schen Voraussetzungen der DDR eigene feministische Erkenntnis- 
und Handlungsräume zu scha�en.

In der Zusammenschau ergibt sich ein widersprüchliches Bild. Die For-
schung über Frauen in der DDR war geprägt von Spannungen zwischen 
staatlicher Steuerung und emanzipatorischem Anspruch, zwischen gleichstel-
lungspolitischer Programmatik und subversiven Alltagspraktiken, zwischen 
internationalen Impulsen und lokalen Aneignungen. Sie verband Wissens-
produktion, Erfahrungswelten und Gesellschaftskritik zu einer verschränkten 
Praxis der Selbstverständigung und sozialen Intervention, deren begri�iche 
Einordung angesichts des formulierten Selbstverständnisses wie auch der ge -
sellschaftlichen Rahmenbedingungen komplex bleibt.

Welche Einsichten erö�net dies für eine Wissensgeschichte von frauenpo-
litischen Mobilisierungen? Das Beispiel der DDR zeigt, dass Forschung über 
Frauen nicht zwangsläu�g das Ergebnis einer Frauenbewegung ist, sondern 
auch – wie hier zunächst – Teil staatlicher Förderpolitik und ideologischer 
Steuerung sein kann. Zugleich wird eine bislang wenig beachtete Vielfalt der 
Wechselbeziehungen zwischen Wissensproduktion und feministischer Mobi-
lisierung sichtbar. Die Entwicklungen der 1990er Jahre mit ihren frauenpo-
litischen Initiativen verdeutlichen die Ver�echtung politischer, akademischer 
und zivilgesellschaftlicher Aufbrüche, zugleich aber auch die damit verbun-
denen Machtstrukturen und Hierarchien, die zum Ende ostdeutscher Frauen-
forschung beitrugen. Diese Komplexität kann leicht aus dem Blick geraten, 
wenn die Analyse sich an linearen Narrativen von Frauenbewegung und 
Frauenforschung orientiert und die situierte Wissensproduktion in konkreten 
politischen Räumen, historischen Brüchen und alltäglichen Erfahrungskon-
�ikten aus den Augen verliert.
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Abbildungsnachweis

Abb. 1: Volkshochschule Wyhler Wald, 17. August 1975. Das Freiburger 
Wallgraben-�eater spielt im Freundschaftshaus Bertolt Brechts 
„Die Gewehre der Frau Carrar“. 
Foto: Meinrad Schwörer, Archiv Axel Mayer.

Abb. 2: Volkshochschule Wyhler Wald 1975. 
Foto: Meinrad Schwörer, Archiv Axel Mayer.

Abb. 3: Das Flörsheimer Hüttendorf 1981. 
Foto: © Walter Keber.

Abb. 4: Das Flörsheimer Hüttendorf 1981. 
Foto: © Walter Keber.

Abb. 5: Eine Tagung nicht nur über, sondern in Gebärdensprache. 
UHH/Taubwissen, https://www.idgs.uni-hamburg.de/taubwissen/
geschichte/geschichte-der-dgs/pionierinnen-der-hamburger-
forschungsstelle.html. Foto: Renate Dorn.

Abb. 6: Politische Symbolik: Präsident Vinicio Cerezo im Kreis der 
Militärs. Cover der Guatemala-Info Nr. 8/9 (1987).

Abb. 7: Flyer der Bostoner Ortsgruppe von Science for the People (1976). 
Jon Beckwith Papers, Countway Library, Harvard University.

Abb. 8: Cover der Frauenzeitung, Doppelausgabe zu „Sexualität“ 
von 1975.

Abb. 9: Cover der Broschüre „Women and �eir Bodies: A Course“, 
hrsg. vom Boston Women’s Health Collective, Boston 1970 
(New England Free Press). 
© Boston Women’s Health Collective / New England Free Press.
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Wissen über soziale, politische oder 
ökologische Probleme und über mögliche 
Lösungen bereitzustellen, war und ist für 
soziale Bewegungen konstitutiv. Doch wie 
entsteht dieses Wissen? Wann und wie wird 
es wirksam? Der Band geht diesen Fragen 
für unterschiedliche soziale Bewegungen 
wie die Frauen-, die Umwelt- und die 
Gehörlosenbewegung nach und macht so 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede ihrer 
Wissenspraktiken sichtbar. Er zeigt, wie 
soziale Bewegungen in unterschiedlichen 
Gesellschaften seit den 1970er Jahren neue 
Formen der Produktion und Legitimierung von 
Wissen etablierten und damit das Verhältnis 
von Expertise und Aktivismus nachhaltig 
veränderten.
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